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Vorwort. 

£]me Abhandlung über die jugendlichen Verbrecher? — 
Muß ai© nicht als ein überflüssiges Salzkom im Meere der Lite- 
ratur erscheinen, die sich dieses Themas schon überreichlich 
angenommen? Auf allen Seiten sind Private, sind freiwillige 
Vereinigungen und ist die Gesetzgebung an der Lösung der 
wichtigen kriminalpolit sehen Frage, der Behandlung des jugend- 
lichen Verbrechertums, tätig. 

In der wogenden Überfülle der verschiedenartigsten Ver- 
suche, zerstreuter Kodifikatiousbestimmungen und vereinzelter 
Erlasse bUdet der Art. 14 des schweizerischen Vorentwurfs einen 
Buhepunkt. Er stellt sieh gewissermaßen als ein vorläufiger 
Schlußstein in der regen, oft recht ungeordneten Bautätigkeit 
der kontinentalen Gesetzgeber dar, indem er die verschieden- 
sten Anregungen und hier und dort anzutreffende Einrichtungen 
zu einem abgerundeten, wohlgefügten Ganzen zu vereinigen 
sucht. Bei dieser kompilatorischen Arbeit dem schweizerischen 
Gesetzgeber zu folgen und zu untersuchen, wie er schließlich 
die Mannigfaltigkeit der in- und ausländischen Bestrebungen 
unter einem einzigen, maßgebenden Gesichtspunkt harmonisch 
ordnet, darin lag ein besonderer Reiz. 

Dabei schien es mir unumgänglich, mit einigen kurzen 
Strichen den grundlegenden Linien nachzugehen, welche un- 
gezwungen und naturgemäß aus der Vergangenheit über das 
geltende Recht zum „Jugendstrafrecht" des Entwurfes hinleiten. 
Es ergab sich daraus zugleich eine historische Rechtfertigung, 
die um so notweneiger war, als die juristisch -doktrinellen Be- 
weismittel hier größtenteils versagen. Das Gewordene als ein 
geschichtlich Notwendiges zu zeigen, war zu versuchen, loh 
gestehe, daß ich hierin mit einen Hauptwert der Historie erblicke. 
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Bei aller geschichtlichen Entwicklung bleibt jedoch die Er- 
kenntniB wichtig, daß das Eecht in seinem Werden so wenig 
Sprünge macht als die Natur selbst, und daß, wie hier rudi- 
mentäre Bildungen und Abarten, dort leblose Überreste und 
Irrtümer unvermeidliche und beachtenswerte Begleiterschei- 
nungen einer lebendigen Fortentwicklung sind. 

Herrn Professor Zürcher sage ich für die freundlichen Be- 
mühungen, die er der vorliegenden Arbeit angedeihen ließ, 
herzlich Dank. 

Zürich, im November 1907. 

D. V. 
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Einleitend : 

Die Grundlinien der gescliichtilolien Entwiclclung des Jugend- 
strafreclits. 



Partum tempus non sufScit ad res magDas et arduaa. 

BiUiu. 

In dieser geschichtlichen Einleitung handelt es sich darum, die 
Ausgangspunkte und tradierten Grundlagen, auf denen der Entwurf 
hinsichtlich des Jugendatrafrechts sich aufbaut, aufzusuchen, mit an- 
dern Worten: uns die Stellung des Gesetzgebers zu rekonstruieren 
und zu untersuchen, wie er das ihm von der Geschichte überlieferte 
Material benützte. Wie Überall, lassen sich die neuemden Vorzüge 
des Entwurfs auch hier nur im Lichte der Historie, aufgefaßt als das 
Produkt gegebener Faktoren, richtig würdigen, wie wir gleichfalls 
noch bestehende Inkonsequenzen und UndeutHchkeiten nur als Folgen 
einer stetig Gießenden, unfertigen Entwicklung verstehen und auf- 
hellen können. 

§ 1- 

Die Herrschaft des „Discemement"-Begriffes. 

Das Problem der Strafbarkeit jugendlicher Personen beschäftigte — 
wie begreiflich — schon die Römer,' ohne daß es ihnen aber gelungen 
wäre, zwischen absoluter Strafbarbeit und Straflosigkeit sichere Grenz- 
linien zu ziehen oder auch nur endgültige abstrakte WertbegrifFe, 
einen festen Maßstab zu gewinnen, um darnach die Vergehen Jugend' 
licher Täter auf ihre Strafwürdigkeit zu prüfen. Bald ist es die Tat, 
welche das Kriterium abgeben muß, wie in der lex 37 § 1 D IV. 4. 
wonach bei Delikten, besonders den schwerwiegenden, ein Jugend- 
licher unter 25 Jahren das Recht auf die in integrum restitutio (ße- 
^adigung) verliert, wenn nicht allenfalls die Rücksicht auf das Jugend- 

' Hommsen: Rom. Strafrecht, S. 75 u. 76. — Materialsam mluDg bei Bergei 
Jugendschuti, S. 1 — 31. — Gallacchi: 1 deliaquenti minorenni, S. 8 u. 9. 
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liehe Alter den Richter zu einer Strafminderung bewegt, was aber 
nie bei Eltebruch und ähnlichen Delikten geschehen soll ; bald ist 
es wieder die auf das Verbrechen gesetzte Strafe selbst, um derent- 
willen Strafmilderung eintreten soll. So sagt Pomponius in lex 33 § 2 
D XXI, I., ein impubes könne keine Todesstrafe erleiden. Schließlich 
ist es die Persönlichkeit, das in ihr ruhende intellektuelle Moment, 
worauf abgestellt werden muß. In diesem Sinne sagt Julian', daß 
auch ein Jugendlicher unter 14 Jahren einen Diebstahl begehen 
könne, vorausgesetzt, daß er .doh capax' sei; dies treffe aber nie- 
mals zu fUr einen infans und ebensowenig für einen impubes, der nur 
Beihilfe leistete (offenbar, weil der intellektuelle Urheber anderswo 
zu suchen sei). Der gleiche Gedanke der intellektuellen „capacitas 
crimiuis" liegt zu Grunde, wenn bei Beurteilung einer strafbaren Hand- 
lung zwischen dem admodum impubes und dem proximus pubertati 
unterschieden wird, indem bei letzterem das „intellegere se delin- 
quere" vorausgesetzt werden darf.' Unzweifelhaft liegt auch in der 
erwähnten lex 37 § 1 D IV. 4., wenn vielleicht auch nicht deutlich 
bewußt, derselbe Gedanke versteckt (also ein persöaliches Moment), 
weil das Delikt des Ehebruchs mit der körperliehen Reife eine ge- 
wisse geistige Potenz voraussetzt. 

Bei aller Unbestimmtheit läßt sich somit doch der eine subjek- 
tive Begriff des „intellegere injuriam" herausschälen; ihn hat das 
kanonische Recht übernommen' und in die allgemeine Formel ge- 
bracht: Puer non debet ita severe puniri sicut maior. (Decret. Greg. IX, 
lib. 5, tit. 23, cap. 3). Mit der Reception der ersten allgemeinen 
Strafrechtsbegriffe, wie sie die mittelalterlich-italienische Jurispru- 
denz aus der römischen und päpstlichen Gesetzgebung entwickelt 
hatte, drang auch dieser Unterscheidungsbegriff über die Alpen.* Man 
glaubte, den Maßstab, das typische, unterscheidende Merkmal für die 
Periode zweifelhafter Zurechnungsfähigkeit gefunden zu haben. So 

Mex 1, g 5 D XVI, 3 - lex 23 D XXXXVII. 2.; Gajus, Instit. UI. 208. 
Ebenso Ulpiaii: lex 5 § 2 D IX. 2. der mil Nachdruck die' Frage des Pegasus 
wiederholt: „qiiae enim in eo culpa sit, cum suae mentis oon sit?" (hinsichtlich 
(tes infans) und einen Jugeadlichea von 7 — 14 Jahren nur dann, aus der lex 
Aquilea haften IftQt, „si sit iani injunae capax," 

' Gajus, instit. III. 308. 

' Decret. Greg. IX, über 5, tit. 12 caput 6 and 1; tit. 23 caput 1; tit. 3S 
Caput 12. — Decreti ü. pars, causa 15, quaestio 1, cap. 2: „Saue aunt quidam, 
qui facere von pOESunt, utputa furiosus el impubes, qui „doli capax" ooseat." 

• Gallacchi: 5. 10. — Berger: 31-91. 
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sagt die Bambergische Halsgerichtsordnung von 1507 in Art. 190 „von 
jungen Dieben", daß man aus den Tatumständen auf die Gerieben- 
heit und Pfiffigkeit und somit auf die Strafwürdigkeit des jugendlichen 
Täters schließen solle; „wo aber der dieb nahent bey 14 jaren were 
— — — also, daß die bosheyl das alter erfüllen möcht, so aüllen 

Richter und ürteyler deßhalb auch rats pflegen" .' Durch 

die Carolina (s. Art. 179) und die folgenden jahrhundertelangen Wirren 
partikulärer Rechtszersplitterung erhält sich der Gedanke fort. 

Fassen wir die Ausdrücke des römischen Rechts ,rei intellec- 
tum", doli capacitas" etc. sinngemäß unter dem neugepritgtea Schlag- 
wort des „Discemement" zusammen, so stehen wir auf fränkischem 
Boden und sind in den Anfang des vorhergehenden Jahrhunderts 
gerückt, in die Zeit der Entstehung des Code p^nal (§ 66—69). 
1851 übernimmt Preußen, wo historisch alle Vorbedingungen dazu 
gegeben waren, durch die Reception des französischen Strafrechts die 
Idee vom „Ünterseheidungsvermögen" (Str. Ges. B. § 42); und als man 
endlich an die Vereinheitlichung des deutschen Strafrechtes (zuerst 
für den norddeutschen Bund) ging und dieses 1871 zum Reichsstraf- 
gesetzbuch erhoben wurde, war es nur eine folgerichtige Konsequenz 
der geschichtlichen Entwicklung, daß das Erbe des römischen Rechts 
bewahrt blieb (Reichstr. Ges. B- § 56: die zur Erkenntnis der Straf- 
barkeit der Tat erforderliche Einsicht). Wohl ebenso unter dem Ein- 
fluße antiker Jurisprudenz als ihrer späteren Tniger, im hesondem 
des französischen Rechts, hielten alle Staaten europäischer Kultur 
bis dahin Schritt.' 

In der Schweiz sind es zunächst die westschweizerischen Kan- 
tone, welche, vom Code p^nal direkt inspiriert, auf die geistige Ent- 
wicklung des jugendlichen Täters abstellen. So zuerst die Waadt im 
§ 53 des Strafgesetzbuches von 1843, Freiburg 1849, Genf folgte 
1874 (§ 49), und Neuenburg nahm den Gedanken noch in sein Straf- 
gesetzbuch von 1891 auf {Art- 78). Lange Zeit hindurch war es nur 
noch der Kanton Graubünden, welcher den schroffen Übergang von 



' Ähnlich Art. 30& der BarobegeDsis. 

• Gsllacchi: S. U— 15. Von InieresBe mag nebenbei die Tatsache sein, daß 
das kaiserliche Japanigehe Reich in seinem Vorenttvurf zu einem Strafgesetzbuch 
mit der bekaiiDten und t)e wunderten Assimilationsfihigkeit die Lebre vou „Dis- 
cernement" kritiklos aufgenommen hat. S. Übersetzung von Assotaro Akada 
(BerUn 1899) Art. 63— S5. 
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einer Periode absoluter Straflosigkeit zn der yoUeo strafrechtlicben 
Verantwortlichkeit bestellen lief!.* 

So unterschied man auf dem Kontinent bis weit in die zweite 
mifte des 19. Jahrhunderts hinein rein nach Verstandesmerkmalen 
der jugendlichen Persönlichkeit das Älter absoluter Zurechnungsun- 
fähigkeit und absoluter Zurechnungsfähigkeit; zwischen hinein schob 
sich die Periode zweifelhafter Zurechnungsfähigkeit, wo der „Discer- 
nement" -Begriff vollständig herrschte und im Einzelfalle ausschlag- 
gebend war. Wenn auch hmitativ in der Festsetzung der Alters- 
grenzen (siehe darüber Ausführliches: Hauptteil, die Person §§ 6 
und 7) die Gesetzgebungen noch unsicher und nach Zeit und Ort 
verschieden waren, darüber, daß durcb das „UnterscheidungsvermÖgen" 
der weite Kreis jugendlicher verbrecherischer Persönlichkeiten er- 
schöpft und genügend kategorisiert würde, war man doch einig. 
Und die Wissenschaft stimmte zu.' Allerdings wurde jetzt in der 
Theorie die Auslegung des BegrifiFes „Discemement", .Zurechnungs- 
fähigkeit" streitig; und da es uns hier ferne liegen muß, die lang- 
jährige Fehde der divergierenden Ansichten darzustellen, genügt viel- 
leicht eine Zusammenstellung der gegensätzlichen Meinungen, um zu 
zeigen, daß das Vertrauen zu der alten, tradierten Idee schon leicht 
ins Wanken gekommen war. Die Zersetzung beginnt, und wenn man 
sich nur immer klar bleibt, daß das Abstellen auf die rein geistige 
Fähigkeit der Person Wert und Inhalt des Discemementbegriffes 
war, wird man in dem Streit der Theorien schon das Wehen eines 
neuen Geistes spüren. 

Zucker : „Zur Zurechnungsfähigkeit gehört nicht die Kenntnis 
des Strafgesetzes, wohl aber die Idee davon, daß die zu begehende 
Übeltat allgemein mit dem Rechte in Widerspruch stehe." Ähnlich 
definierte Heffter, allerdings schon mit mehr Betonung des sozialen 
Gefühls: »Auch über die Grenzen der Pubertät darf und muß nicht 
Annahme der Zurechnui^sfähigkeit stattlinden, wenn das Subjekt der 
rechtswidrigen Handlung nach seinen bisherigen Lebensverhältnissen 
noch gar nicht über seine büi^erliche Stellung aufgeklärt sein konnte." 
Kösäin ging noch einen Schritt weiter und unterschied moralische 
und kriminelle Schuld, hinsichtlich der letzteren sollte die Zurech- 

' Prot. C. Stooß: Die Grundzflge des achweiz. Strafrechta 1892, 1.5. 176 fi. 
und 8. 327. — GaLftcchi; S. 16—16. 

' Lehrbuch des fiQtmvofXi peiolichen Rechts, Feuerbaeh, g 86/2. — Prof. 
Zucker; „Ober Schuld und Strafe der Jugendlichen ", Stuttgart 1899, ruht noch 
ganz in dieser Aufiassung. 
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Dungsfähigkeit erst später eintreten als beim moralischen Unrecht. 
Im gleichen Gedankengange lag es, eine zeitliche Abstufung der Za- 
rechnongsföhigkeit nach einzelnen Deliktskreisen Totzuschlagen, mit 
der Begründung, daß das Ffiicht- und KechtsbewuGtsein gegenüber 
dem Familienkreise in der Seele des Jugendlichen früher lebendig 
werde als z. B- gegenüber der gesellschaftlichen Ordnung. — So 
kämpfte man yorläufig noch mit gleichen Waffen, Begriff gegen Be- 
griff, Discemement gegen Discemement, indem man sich vielleicht 
kaum selbst das lautwerdende Mitschwingen eines sozialen Grund- 
tones zugestand. 

Als sich endlich die Gegensätze abklärten, der soziale Ge- 
danke durchdrang und die Gegner mit offenem Visier einander 
gegenübertraten, war es begreiflich und natürlich, daß die Anbänger 
des alten Discemementbegriffes' unerschütterlich für die Tradition 
und ihre Wahrung einstanden. Und ebenso begreiflieh war es, daß 
sich ein fest eingebürgerter Begriff, der auf eine zweitausendjährige 
Regierungszeit zurücksah und zudem die Sanktion durch das römische 
Recht für sich hatte, nicht von heut auf morgen sich zu einer ge- 
schichtlichen Rarität herabsetzen ließ. Indessen waren in Europa an- 
dere Mächte an der Arbeit. 



Der Bruch und die europäischen Neuerungen. 

Aus einem geschichtlich ererbten Grundsatze wurde eine der 
wichtigsten und schwersten Fragen der Kriminalpolitik. — In letzter 
Linie ist es natürlich die Aufklärung, das Erwachen des unserer 
Zeit höchteigenen historisch-kritischen Bewußtseins und das stei- 

' Vor allem Zucker in oben genannter Schrift; dann auch Binding: 
Nontun, S. Aufl. 1890, I. S. 243. Hier Bl«l]t Bindiag auf ein reines Verstaades- 
rnoment ab: „Ein rechtliebeB 6«bot oder Verbot als Forderung des vemünftigm 
Gemeinwillens an den vernünftigen Einaelteiilen kann sieb nur an solche richten, 
die jeweilen die Fähigkeit haben, ihm zu entsprechen." Ebenso; Normen, I, 
S, 99; ferner: Normen, II, S. 87/8. Heuesleus vertritt Birkmeyer in seiner 
Scbrift gegen Liszt („Was lälit tuq Lisit vom Strafrecht abrig?" HOochen, 1907) 
energisch den Standpunkt der Vergeltun^theoretiker. Er erblickt in den heutigen 
Beform bestrebungen nicht nur eine gefahrvolle Abtrünnigkeit von herrschenden 
Strafreehtamaximen, sondern er befOrcbtet mit van Calker eine Verwirrung der 
rechllichen und sittlichen Anschauungen im Volke. (Vgl. seine Scbrift S. G7 ff.) 
Ober den Zusammenbang ethischer und rechtlicher Anschauungen im Volke s. u- 
§ 5. VII. 
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geDde Interesse an einer enteteUungsgeBchichttichen Betrachtungsweise, 
wozu die Naturwissenschaften ihr gut Teil beigetragen haben, sind 
es vor allem die fortschreitenden Erkenntnisse im Studium der 
Psychologie sowohl des Individuums als der Gesellschaft, der Sozial- 
wissenschaften, welche die gesamte Strafrechtslehre und hier zu- 
vörderst die Behandlung jugendlicher Verbrecher in ein neues Licht 
gerückt haben. Rousseau weckte das „soziale Gewissen"; zuerst 
Herder und Taine und mit Tolstoi heute ein großer Teil der Straf- 
rechtsgelehrten' wiesen auf die Schuld des Milien, die VerantwortUch- 
keit der gesellschaftlichen Zustände, das „spirituel environment" der 
Amerikaner hin. Im Banne vorangehender natorwissensehaftlicher Er- 
kenntnis proklamierte die Philosophie (Nietzsche) die absolute Verant- 
wortungslosigkeit des Individuums.' Eine neue Zeit lief Sturm gegen 
die feste Mauer der Tradition. Vor allem die Auffassung des Ver- 
brechens als eine sozialpathologische Erscheinung erheischte mit Not- 
wendigkeit umwälzende Reformen hinsichtlich des aufwachsenden 
Verbrechers; die Kriminalstatistik. der man mehr und mehr mit Eifer 
oblag, gab den letzten Anstoß. 

In Büchern, Abhandlungen und Zeitschriften* führte man Klage 
gegen die steigende Kriminalität jugendlicher Personen. Wenn man 

' von Liazt; Zeitschrift fiir die gesamte Straf rechtswissen schaft IX. 452. 
737; X. 51; XU. 161: Krininalpolitische Aufgaben, — Zürcher; Die Deuen 
HoriiHiDte im Stralrecht, 1892, — A. Meyer: Die Verbrechen ia ihrem Zusaiu- 
menhang mit den ivirtschaftlichen und sozialen Yerbältnissen im Kanton Zürich. 
1895, ~ Prof. E. Kraepelin: ,Das Verbrechen als soziale Krankheit", in der 
Honataschrift für EriminalpsycholoKie und Stafrechtsreform. 1906. S. 257 f[. 

* Nietzsche zieht diese Konsequenz in seiner zweiten Lebensperiode als 
Posilivist und Psychologe. Das Strafrecht, als der verstaatlichte Teil der Moral, 
leitet nun seine Berechtigung nicht mehr aus dem iatclligibeln Charakter der 
Einzel Persönlichkeit, aus einer metaphysischen Idee her; sein Existenzgrund ist 
ein äußerlicher ; es ist eine Schöpfung des gesellschaftlichen Zuasmmenlebeas uod 
sein Sein und Umfang wird zugleich getragen und bedingt durch die Autorität 
des Herkommens und den sodalen Zweck. {Diese Gedanken in öfterer Wieder- 
holung in : „Henschliches, Allzumenscblichea.") Der Zusammenhang dieser posi- 
livistischen Strömung mit der Lehre Iherings vom Zweckprinzip des Rechts ist 
unverkennbar. 

' Appclius in seiner eingehenden und umfassenden Darstellung: <iDie 
Behandlung jugendliciier Verbrecher und verwahrloster Kinder", Berlin 1893, 
S, 10 und U, kam dazu zu sagen: „Alle zusammengenommen würde sich die 
Zahl der Verurteilten vom 13. bis 18. Lebensjahr auf jährlich mehr als 100,000 
steigern," — Für Deuhchland: Beichskriminaistatistik ; ferner: Arthur Die 
jDie Jupndlichen in der Sozial- und Krirainalpolitik," Jena, 1902 S. 35, weist 
nach, daß in Sachsen von 1887 bis 1898 die ZiSer der jugendlichen Verurteilten 
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auch in die Beweiskraft solcher statistischen Ausführungen einige Zweifel 
setzen muß, da sich die rapide Steigerung der Kriminalitäteziffern 
jugendlicher Personen zum großen Teil aus der Bevölkerungszunahme' 
an sich und der zunehmenden Gründlichkeit und Präzision der sta- 
tistischen Arbeit erkläit, so sind sie doch ein lebhaftes Zeichen dafUr, 
daß man die Frage des jugendlichen Verbrechertums mehr und mehr 
von der soziologischen uud staatawirtschaftlichen Seite zu beleuchten 
begann. Die Anschauung bricht deutlich durch, daß es die staat- 
liche Gesellschaft nicht mit Begriffen von Verbrechen und abstrakten 
Definitionen allein, sondern mit verbrecherischen, gefähriicben und 
gef^rlich werdenden Menschen zu tun habe, und daß sich ihre 
kriminalpolitische Aufgabe nicht in der Subsumtion von Tatbeständen 
unter das Gesetz erschöpfe. Die Psychologie und Physiologie fingen 
an, der gesamten Strafrechtswissenschaft ihr Programm zu diktieren. 
Die Accentuierung der verbrecherischen Individitalität stand im 
Vordergrund der Reformpostulate, hinsichtlich der Erwachsenen sowie 
der Jugendlichen. Auch wurde klar gemacht, daß wir in der Jugend 
überhaupt eine eigenartige, durch die physischen und psychischen 
Evolutionen bedingte exceptionelle Klasse vor uns haben, die von 
der Gesamtheit der gereiften Verbrecher zu trennen sei. Man schritt 
also von der theoretischen Individualisierung zu einer allg^neinen 
Absonderung der Jugend an sich. Daß von ihrer richtigen und recht- 
zeitigen Behandlung hinwieder ein günstiger Rückschlag auf die Kri- 
minalität überhaupt zu erhoffen sei, war einleuchtend. Man sprach 
deshalb nicht mehr bloß von einem „Strafrecht", sondern von einer 
notgezwungenen Pflicht des Staates, den Verbrecher im jugendhchen 
Individuum, das Verbrechen im Keime zu ersticken. Nun aber er-' 
kannte man, daß sich die vielgestalte Persönlichkeit des jugend- 
lichen Verbrechers nicht mehr durch die doktrinelle Frage nach dem 
Discemement erschöpfen ließ; die Schwierigkeit aber war, wenn man 



um 47*/* gestiegen sei. — Prof.Reio, Jent, „Zeitschrift für Soziolwisaenscbaften 
III. Bd. 1. Heft 1900, vergleicht die Kriminalitätszifferii erwachsener uod jugeodr 
lieber Verbrecher und zeigt, dafi für Deutschland in dem Zeitraum von 1883 
bis 1886 bei ersleren die Steigerung IGVo betrug, bei den Jugendliclieti hingegeo 
23,77*. — 1d Holland mU sich die Zahl jugendlicher Venirleilter von 1880 bis 
1898 verdoppelt haben (Zeitschrift: „Pro Juventute," Amsterdam, 1900); in 
Frankreieh in der Zeit von 1826 bis 1880 sogar vervierfacht. — Für den Eanton 
Zürich: Jahrbuch der Schweiz. Gesellschaft für Schul gesund beils pflege. I. Jahr- 
gang, 1900. — Gälte: Die Kriminalität der Jugendlichen nach den neuesten Vc r- 
öSentlichungen des kaiserlichen stat. Amtes. S. Deutsche Juristen zeitung 06. 
22. September S. 1258—1260. 
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Dicbt einen radikalen Bruch vollziehen wollte, die Denen Ideen mit 
dem alten System in Einklai^ zu briogea. Daraus erwuchs eine Zeit 
der Kompromisse. 

Von Listst schuf das Schlagwort der „sittlichen Reife" und glaubte 
dadurch den Kreis straffreier jugendlicher Verbrecher um ein be- 
deutendes zu erweitem, nicht in der Meinung, sie dem staatlichen 
Einfluß ganz, wohl aber dem alten Strafeasystem zu entziehen. Der 
Gedanke, daC sich der Staat auch um die straflosen verbrecherischen 
Individuen zu kümmern habe, war an sich nicht neu. Ein Neben- 
gesetz zum Code p^nal (Lois des 13 juin, 3 juUlet et 5 aodt 1850 
.sur r^ducation et le patronage. des jeunes dötenus") bestimmte in 
Art 3: Les jeunes d^tenus acquittes en vertu de l'article 6ß du 
Code p6nal, comme ayant agi sans discemement, mais non remis 
ä leurs parents, soat conduits dans une colonie penitentiaire; ils y 
sont 61ev^B en commun, sous une discipline severe, et appliqu^ aux 
traraux de l'agriculture, ainsi qu'aux principales industries qui s'y 
rattachent. Preußen (1851) übernimmt (§ 42) den Gedanken und 
meist jugendliche Verbrecher , die ohne Unterscheidungsvermögen 
handelten, in eine fremde Familie oder Besserungsanstalt.' Dort also, 



* Im Laute der Zeit fand der Gedanke im deutschen Reichsatrafgesetz ^ 56) 
und in deo StrafgesetieD aller Schweiz. Kantone Eingang, indem er oft noch 
durch besondere Spezialgesetze ausgebaut wurde: 

a) Unterbringung in einer Ersiehung»- oder Beaeerungtanttalt »ehen vor: 
Zürieh (Slr.-6es, 1871 fl897) g45/i; dazu: Kreiasch reiben des Obergericbts vom 
31. Dezember 1889, RecbeuschafUbericht 1869, S. 160.}. - Bern (1866, Art. 45; 
ist jedoch die öfientliche Sicherheit geffthrdet, so kann die Behandlung gleich 
derjenigen bei Geisteskranken werden). — ^t^(18T4, Art. 49, dazu: Loi (22 juiu 
1892) modifieant le code p^nal et ordooant le plecement dans une maison de 
correction ou une colonie agricote). — Neuenbürg (1891, Art 78). — Zug (1876, 
g 27). — Sohtbum (1885, § 42). — Watlit (1858, Art. 89). — Freiburg (1849, 
ArL 60). 

h) Unterbringung in einer fremden Familie oder Beeeeningeanatall kenne» : 
TeMin (1873, Art. 50). — Botel (1873, g 32, dazu AbloderungsgeseU von 
23. Nov. 1893). - Appenzell a. Rh. (1878, g 37). — Sl. Gallen (1886, Art. 24). — 
eiaru* (1867, g 27). 

c) Eimoeievng in die eigene Familie oder in eine Bniehunggantlalt : Waadt 
(1864/70, Art. 34).- — Anwendung sichernder polizeilicher Haßregeln kennen noch: 
Graubiinden (1873, g 5; wenigstens bei krimiuellem Unrecht; jetzt Polizeigeseti 
vom 17. Juni 1897). — Thurgau (1868, g 21). — Schaffhauten (1^9, § 86.) — 
Sehteyz (1681, g 31) sieht gleiche Behandluot; wie bei Irren vor (vgl. o. Bern), 
daneben [g 32): Versorgung, Polizeiaufsicht und andere Haßnahmen, „wodurch 
sonst Personen unschädlich gemacht werden". — In Ötlerreieh ist das Gesets 
vom 24. Hai 1885 „betrefiend die Anhaltung von Jugendlichen in Besserunga- 
anstalten* bis jetzt nicht viel mehr als Buchataiw geblieben. 
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wo sich der Staat den Strafanspruch selbst entzogen hat, beginnt 
jetzt seine Fürsoi^epolitik, und in letzter Linie wird nun gerade am 
die Grenzen dieser beiden Kreise der Kampf geführt; so wird es sich 
im Verlaufe zeigen, wie sich die moderne Richtung echließlieh darauf 
wirft, das Stra^ebiet mehr und mehr zurückzudrängen, um endlich 
den Strafgedanken ganz aus dem Gebiet des jugendlichen Verbrecher- 
tums hinauszuweisen. Neben den mehr und mehr Gemeii^t ge- 
wordenen Gedanken peraöniicher Schuldlosigkeit des jugendlichen 
Verbrechers ißt es vor allem ein tiefes Mißtrauen gegen die praktische 
Kützlichkeit und Zweckmäßigkeit der Strafe io ihrer Anwendung 
gegenüber Jugendlichen, welches immer energischer nach dem neuen 
Ziele hindrängte. Man verurteilte und bestrafte, und dennoch waren 
die KriminalitätBziffero immer im Steigen. So sind es nun auch prak- 
tische Erwägungen, Fragen und Schlüsse der täglichen Erfahrung, 
kurz empirische Momente, welche die geheimen und innem Triebe 
der neuen Bewegung werden, obscbon sie sich erst noch mit allen 
theoretischen Mitteln zu rechtfertigen versuchte. Nur aus diesem Ge- 
sichtspunkte, glaube ich, läßt sich auch von Liszt's Neuerung, das 
Discemement durch die „sittliche Beife", durch „ein Mindestmaß 
ethischer Entwicklung" zu ersetzen, einigermaßen verstehen. Auch 
hier lag, vielleicht noch im unklaren, der treibeade Gedanke zu 
Gnmde, dem Staate ein möglichst großes Feld fUrsoi^licher, er- 
zieherischer, fruchtbarer Tätigkeit aufzutun; denn, indem man nun 
zur Unterscheidung , strafbar oder nicht strafbar" auf die moralischen 
(nicht nur auf die intellektuellen) Kräfte des jugendUchen Individuums 
abstellte, war man der theoretischen Wahrheit kaum um einen Schritt 
näher gekommen. Mit vollem Recht ließ sich der neuen Lehre ent- 
gegenhalten:' Warum diese doppelte Moral? Warum soll nicht mit 
dem gleichen Recht auch bei erwachsenen Personen die sittliche Keife 
entscheidend sein? Wozu diese Ausnahmestellung des jugendlichen 
Individuums, ist hier Moral etwas anderes als dort? Die Strafe ist 
eben bei jung und alt auf den sittlichen Defekt gesetzt. Die weitere, 
folgerichtige Konsequenz des Liszt'scfaen Prinzipes wäre eine Ab- 
grenzung nach Deliktskreisen, indem die Altersstufen der berücksich- 
tigten ethischen Entwicklungsperioden verschieden sein müßten, je 
nachdem sich die verbrecherische Handlung als ein Vergehen gegen 
die Familien-, Gesellschafts- oder Staatsmoral darstellte. Indessen, 
wenn sich auch der neue Gedanke theoretisch mit Recht anfechten 

' So Aloii Zucker, Prot, in Pran, in seiner erwUinlen Schrift, wo lich 
inr Wabrnag der Tradition durchKangig die«e Ideen finden. 
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ließ, der Prasis war er gleichwohl wiIlkomtn«n : er war zeitgemäß. 
Da im allgemeinen die sittliche Persönlichkeit erst später zu einem 
gewissen Abschluß, einem Mindestmaß der Reife gelangt als die 
intellektuelle, so war nunmehr für einen viel weiteren Komplex 
jugendlicher Individuen die Strafbarkeit ausgeschlossen und an ihrer 
Stelle Fürsorge und Erziehimg möglich. In dieser Voraussicht be- 
gab man sich ohne viel Bedenken in diese zweifelhafte Mittelstellung, 
wo man der „diseemierenden" Tradition nicht ganz entsagen und 
andererseits doch den neuen Ideen huldigen konnte. 

Die Grenzen und Konsequenzen des neuen Begriffes zu ziehen, 
unternahm AppeliusinseinemBerichfandieintematiODalekriminalistische 
Verein^ung (Gruppe deutsches Keich), welche auf ihren Tagungen 
in Halle und Berlin (1892) vorzuglich diese Kernfrage erörterte.* 
Sehr deutlich traten die Gegensätze auf der Bertiner Konferenz (5- 
und 6. Dez. 1891) zn Tage.' Zur Wahrung der Tradition sprach 
Berner: „Es gibt nur eine Zurechnungsfähigkeit, welche Selbstbe- 
wußtsein, Bewußtsein der Außenwelt, Einsicht in die Strafbarkeit 
voraussetzt. Demgemäß bat man die Zeiträume vermuteter Zurechnungs- 
fähigkeit, zweifelhafter Zurechnungsfähigkeit und vermuteter Zu- 
rechnungsunfähigkeit zu scheiden." 

Äppelius antwortete als Befürworter des Standpunktes der 
Kommission: „Nicht die Einsicht des Kindes in die Strafbarkeit der 
Tat darf das Entscheidende sein, sondern die Frage, ob dessen Ent- 
wicklung soweit vorgeschritten ist, daß es in seinen sittlichen Kräften 
gegen den von außen herantretenden Anreiz zum BÖsen ein Gleich- 
gewicht zu finden vermag. Nicht eine bestimmte Verstandesreife ist 
zu fordern, sondern eine bestimmte sittliche Widerstandskraft. 

Die Hauptsache bleibt, daß unter Beseitigung des Erfordernisses 
der Einsicht StrafunmiJndigkeit trotz vorhandener Zurechnungsfähig- 
keit angenommen wird, dasa deshalb das Alter der Strafmündig- 
keit hinaufgeschoben und anstatt der wegfallenden Strafe eine ausge- 
dehnte Ersiehung gegeben wird.'* 

' H. Äppelius: Die Behandlung jupndlicber Verbrecher und vernahrlostei' 
Kiiider, Berlin 1892, S. 18 und 19. 

* S. Eigenache' Vorschläge der dreigliederigen Kommission (Lisal, Krohne, 
Äppelius) 18. und 19. Juli 1891; ferner: Be*ehlüg*e der Berliner Konferenz vom 
6. und 6. Dezember 1891. 

' S. Goldtammer: Archiv für Slraf recht, 39. Jahrg., S. S2T fP. Berlin 1891. 

* Im gleichen Sinne führte später Irren an staltaarzt Dr. Leppmann aus, 
daß T57( aller Geiateskranben die Einsicht in die Straftat, das discernement, 
besitzen. 
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Dies aber war im Grunde keine do^atische Kontroverse, sondern 
es waren die Mächte zweier Zeiten, die hier in bewußter Gegner- 
schaft aneinander aufstanden. Deshalb konnte auch die Theorie keine 
Lösung bringen; sie 1^ allein in der Zeit. Und diese entschied. 

Auf den internationalen Kongressen in Petersburg und Bern 
(Juni 1890 und 1893) einigte man sich, die Unterscheidung von 
„culpabilit^ und discernement" ganz fallen zu lassen'; in den Nieder- 
landen fanden die neuen Ideen einen Befürworter in D. 0. Engelen, 
der mit Bestimmtheit forderte, qu'il ue sera plus question de „dis- 
cernement" '. Auf einem sehr merkwürdigen, aber charakteristischen 
Umweg behalf man sich in Frankreich. Den Postulaten des Herrn 
M. Puibaraud, Generalinspektor des Ministeriums des Innern, daß 
man bei der überwiegenden Zahl von Delikten vom Discernement ab- 
sehen und allein die moralische Aufrichtung der Jugendlichen ins 
Auge fassen müsse, folgte die Regierung durch ein Gesetz vom 9, 
Juni 1898 ^ in welchem der Richter angewiesen wird, auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft möglichst immer wegen mangelnden Dtscernements 
freizusprechen; doch soll nach richterlichem Gutfinden der Jugend- 
liche der Obhut von Vereinen* oder Privaten anvertraut oder einer 
Zwangsanstalt Übergeben werden ". Damit war formell die Tradition 
gewahrt, ihre virtuelle Wirkung aber auf ein lächerliches Minimum 
reduziert. Man spielte Komödie. 

Auch noch in die Verhandlungen über den Vorentwurf zum 
schweizerischen Strafgesetzbuch spielte der Gegensatz „Discernemeot" 
und „sittliche Reife" hinein^, freilich in einem andern Sinne als 
bisher. Dass im Piinzip das staatliche Eingreifen Bildung und 
Besserung der jugendlichen Übeltäter zum Zwecke haben und man 
deshalb von dem Vergeltungsgedanken ganz absehen müsse, war 
schon in dem von Professor Stooß redigierten ersten Entwurf^ deut- 
lich ausgesprochen. Die Frage, strafbar oder nicht strafbar, sollte 
sich allerdings nicht mehr durch einen subjektiven Kanon (sei es nun 

' S. Thesen der Kongresse: Gallacchi, S. 34/5. 

* D. 0. EDgelen: Teufance aboiidonn^e et coupable aus Payx bas. Revue 
penitentiaire, Mai 1902. 

» ,Loi sur la represaion des »iolences, Toies de faits etc." 

* Hier vor allem tätig die bienfaisaoce privee des rpatronaee des jeuiies 
dctenus." 

* Ausgenommen sind die ganz schweren Verbrechen. 

* 91. Sept. 1893. S. Verhandlangen der Eiperlenkominission, S. 49 ff. 
' S. d. Art. 7; Vorllufer des späteren Art. 14. 
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Discemement oder ein Mindestmali moraliecher Entwicklang) ent- 
scheiden, hingegen sollte die Art der staatlichen Besserungsmasa- 
nahmen von der Feststellung eines sittlichen Defektes abhängig ge- 
macht werden. Doch auch in dieser seiner untergeordneten Be- 
deutung wurde das Merkmal der sittlicheu Reife angefochten. Der 
eidgenössische Generalanwalt Scherb bedeutete, daß es sich dabei um 
dem Richter und dem Volksbewußtsein fremde Faktoren handle. — 
Es wird sieb später zeigen, daß flir den Yorentwurf von 1903 diese 
Unterscheidung auch wirklich au%egeben wurde (s. Hauptteil, die 
Person). 

Inzwischen hatte sich auch in einzelnen Kantonen die Bewegung 
vorbereitet. Namentlich das schon erwähnte Gesetz von Basel-Stadt 
(23. Nov. 1893) blieb hinsichtlich der Festsetzung der Altersgrenzen 
(s.d.) nicht ohne Einfluß auf die Beratungen zum Vorentwurf. Mit 
der Behandlung schulpflichtiger, verbrecherischer Kinder befaßte sieb 
das neuenburgische Gesetz, ausgearbeitet von Staatsrat Cornaz: „Lei 
concernant la discipline scolaire et les arräts de discipline", vom 25, 
Sept. 1893'. Der erste Vorentwurf seinerseits wirkte wieder auf 
die legislatorische Tätigkeit der Kantone zurück. So nimmt Bern in 
einem »Gesetz Über das Armen- und Niederlassungswesen" vom 29. 
November 1887 {§ 89) die strafrechtliche Bestimmung auf, daß ein 
Kind, welches eine strafbare Handlung begangen hat, jedoch zur Zeit 
der Tat das 15. Altersjahr noch nicht überschritten hatte, strafrecht- 
lich nicht solle verfolgt werden. Diese Adoption eines Strafrechts- 
gedankens durch die volkswirtschaftliche Gesetzgebung ist wiederum 
charakteristisch, nicht nur für die Erkenntnis der engen, fast un- 
trennbaren Verbindung dieser beiden Gebiete, sondern auch für die 
Ängstlichkeit, mit der man noch immer unter dem Eindrucke einer 
übermächtigen Tradition zu Werke ging und mit den unabweislichen 

' Aus dem Bestreben, jedes Kind möglichst der GefäoKDialuft und dem 
Kontakle mit der Verbrecherwelt zu entziehen, ferner in der praktischen Er- 
keaalnis, daß zur Beurteilung eiDes verbrecherischen Kindea nach Möglichkeit 
diejenigen Personen heranzuziehen seien, welche mit dem Wesen des Kindes 
überhaupt als auch mit seinem persönlichen Charakter vertraut sind, erwuchs 
die Idee zu einer Scbulstraf- oder beßser: Schuld isziplinarbehörde. Der Gedaoke 
wurde, nach dem Vorgange Neuenbürgs, in den beiden obigen Gesetzen realisiert; 
es liegt nicht zu weit ab, hierin vielleicht ein erstes Vorstadium eines Kinder- 
gericblshofes zu erblicken (s. hierüber im zweiten Teil). — Vgl. Dr. V^Hlnog: 
Schweiz. Zeitschrift für Slratrechl, XI, 81. — Prof. Zürcher: „Die Schule im 
Dienste der Strafrechtepflege", Schweiz, pldagog. Zeitschrift, 1900, I. Heft. — 
Prof. Hafter; „Strafrecbt und Schule', padagog. Zeitschrift, 1906, HI. Heft. 
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Forderungen der neuen Zeit Versteckens spielte. — Im Jahre 1898 
wurden für ßefonnbestrebungen im Kanton Schaöhausen betreffend 
die Behandlung Jugendlicher unter dem Vorsitz yon Rechtsanwalt 
Dr. Brütsch und Erziehungsrat Wanner Thesen aufgestellt, die im 
wesentlichen dem ersten Entwurf zustimmen und damals mit einem 
großen Mehr angenommen wurden. In Zürich übergibt im November 
gleichen Jahres Justizdirektor Nägeli dem Regierungsrste einen Ge- 
setzentwurf betrefiend „die Maßnahmen bei Vergehen jugendlicher 
Personen", in dem, gleich wie in Bern, die Strafmiindigkeit auf das 
15. Altersjahr angesetzt' wird und ebenso, wie in Neuchätel und 
Basel, ein richterliches Kollegium von Schulmännern für verbreche- 
rische Kinder unter jener Altersgrenze vorgesehen wird. Die Frage 
der sittlichen und geistigen Reife spielt für die Periode der Jugend- 
lichkeit {15. resp. 12. bis 18. Altersjahr) auch hier (siehe § 13) eine 

ähnliche Rolle wie im Stooßschen Vorentwurf. 

Unzweifelhaft ist durch Einführung und Ausbau des Lisztschen 
Prinzipes der erste, neuernde Schritt getan worden, da man mit 
ihm prinzipiell den Boden der Tradition verlassen hatte. Noch aber 
war man genötigt, die neuen Motive und Ideen hinter beigebrachten 
Formen zu verbergen — das Los aller umschaffenden Neuerungen. 
Einzig dadurch kommt das Zwielicht und die Unsicherheit in die 
ganze Bewegung: man wagte, teils noch im mehr oder minder be- 
wußten Banne der Yergeltungsidee, teils aus einer sehr klugen, 
historischen Vorsicht, noch nicht, den reinen Zweck- und Besserungs- 
gedanken mit kecker Hand zu erfassen und ihn, über die Geschichte 
hinwegscbreitend, als Prinzip anzustellen. Dieser Gedanke mußte 
erst noch eine eigene Geschichte hinter sich haben, um sich zu 
legitimieren. 

§3. 

Die amerikanischen Einflüsse.* 

Diese seine Geschichte erlebte der erzieherische Zweckgedanke 
in Amerika, woher denn auch die Entscheidung kam. — Hier hatte 
sich nach dem letzten . Kriege mit England zu Anfang des letzten 

' Hit Ausnahme derjenigen Verbrechen, welche im Hinimura mit Zuchthaus 
bedroht sind (% 13); hier tritt die StrafmOnrligkeit schon mit dem vollendeten 
12. Jahre ein. Eine, wenn auch sehr rohe, Abgreozung nach Delüctikreisen. 

* Hartmann: Strafrechtspflege in Amerika, Berlin, 1906. — Dr. J. M. 
Baerareither: Jugend fOrsorge und Strafrecht in den Vereinigten Staaten von 
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Jahrhunderts ilie Aufmerksamkeit der Behörden und namentlich der 
Privaten mit großem Interesse den grundlegenden Fragen des Straf- 
rechts, namentlich auch der Behandlung jugendlicher Verbrecher zu- 
gewandt. Im Jahre 1830 entwarf Edward Livingstone ein Strafgesetz- 
buch fiir den Staat Louisiana, worin er „restraint, exemple and 
reformation", vorzüglich in Hinsicht auf die Jugendhchen, als Ziel und 
Zweck der Strafe hinstellte. Sein Gesetzesvorschlag blieb Buchstabe ; 
seine Gedanken aber, für die strafiaUige Jugend aus Strafanstalten 
Erziehunga- und Besserungshäuser zu machen, blieben lebendig. Unter 
dem Vorgang privater Gesellschaften, so vor allem der Society for 
the reformation of juvenile delinquents in New- York, entstanden be- 
sondere Besserungsanstalten für jugendliche Gesetzesübertreter, die 
erste — der House of Refuge — 1825 in New- York.' Hier erhärtete 
sich mit den Jahren in praktischer, erfolgreicher Tätigkeit der Satz, 
der erat nur die Devise einiger weniger war, daß hinsichtlich der 
Jugendlichen Erziehung, „Reformation", an Stelle der bloGen Bestra- 
fung treten müsse. Besserung, Umwandlung, persönliche BeeinfluGung 
des gesellschaftsgefährlichen Individuums, Ausstattung desselben mit 
seelischer und körperlicher Gesundheit, und das in den Jahren der 
Plastizität, der Besserungs- und Um Wandlungsfähigkeit, in der Ju- 
gend. Solche, Gedanken wurden mehr und mehr Gemeingut und er- 
warben sich selbst die Beachtung durch die Gesetze. Es entwickelte 
sich das unterdessen namhaft gewordene „Reformatory System". Wir 
werden Gelegenheit haben, im Laufe der doktrinellen Erörterungen 
noch mehrfach auf die Einrichtungen zurückzugreifen; hier ist die 
Erkenntnis wichtig, daß sich die amerikanische Doktrin lediglich aus 
der Praxis herausgebildet hat, daß der Gesetzgeber nicht a priori 
eine Besserungstheorie aufetellte, sondern sich beeilte, den Forde- 
rungen des Lebens abklärend nachzukommen, indem er die Ideen 

Nord- Amerika. Leipzig 1905. — HartmaDu; Die amerikanische Strafrechta- 
pflege, in den Blättern fQr vergl. Rechtswiaaenscbaft und Volkswirtschaftslehre, 
Berlin]90i;, Nr. 4, 5und6, — Charles Rtchmond Henderson: IndroductioD 
to the study of the dependent, defective and delinqueut claBses and of tbeir social 
treatment, Boston 1901. — Dr.'_Oscar Hintrager; Amerikanisches Gefängnis- 
und Strafenwesen, Tühingen 1900. — B. Freudenthal: Amerikanische Krimioal- 
politik. Zeitschr- f. d. gs. Strafrecht. 1907, 2. (p. 121). 

> 1828 wurde in Philadelphia (Pennsylvanien) der House of Refuge ge- 
grüudet; 1902 nach Glenmills aufs Land verlegt. — 1851 Invenile Asylum in 
Hew-Tork; neuerdioRB gänzlich renoviert und erweitert. — 1876 Eröffnung der 
Anstalt von Elmira, wo die Ideen dta Alexander Hacconochie (Besserungaatrafe, 
indeterminale sentence) zuerst realisiert wurden. 
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und ßestrebuDgen einzelner privater und öffentUcher KörperBchaften 
unter der Führung des Staates zu vereinigen suchte. Wenn auch in 
seinen Anlangen dem Reformatory System, durch den Reiz des fort- 
schrittliehen Neuen und den handlungsfreudigen Optimismus der Ame- 
rikaner „too much meddlers, too much philantropy", zu viel Herz und 
zu wenig konsequente Berechnung innewohnte, ao hat doch jetzt der 
ganze Reformplan die ersten Jugendstürme hinter sich und taat in 
allen Teilen feste und erprobte Form gewonnen. Und wenn in Nord- 
Amerika heute insgesamt 87 Reformatory Schools bestehen,^ so darf 
man nicht glauben, daß sjch die neuen Ideen wie ein Lauffeuer, ohne 
Kampf und Widerstand über die neue Welt verbreitet hätten. Ame- 
rika ist schon über drei Viertel eines Jahrhunderts an dieser Arbeit. 
Auch hier stunden den Neuerungen wahrscheinlich aus Europa mit- 
gebrachte, nun aber eingewurzelte Anschauungen entgegen. Im Straf- 
gesetzbuch des Staates New-York von 1888 (§ 19 chap. 145) wird 
bei Beurteilung straffälliger Kinder von 7 — 12 Jahren noch auf das 
Discernement (sufficient capacity) abgestellt ; eine ähnliche Bestim- 
Dfiung findet sich im Strafgesetzbuch von Kalifornien (Penal code, 
sec. 26), wo für die Strafbarkeit von Kindern der Nachweis verlangt 
wird, daß sie die Widerreehtlichkeit ihrer Handlung erkannt haben- 
Noch im Jahre 1900 wurde von dem obersten Gerichtshofe des 
Staates Pennsylvanlen ein Gesetz, die Jugendgerichte betreffend, für 
verfassungswidrig erklärt*. Darin kam mehr die prinzipielle Gegner- 
schaft der staatlichen Kreise gegen die neuen Ideen als das strenge 
Pflichtbewußtsein der gesetzlichen Verfassungswahrer zum Ausdruck; 
denii schon im Sommer 1903 drang, neu redigiert, ein ähnliches 
Gesetz durch, das materiell die Grundgedanken des ersteren wieder 
enthält.' 

Aus der Fülle der einzelstaatlichen Jugendgesetzgebungen (ihrer 
wird im ersten und zweiten Teil einzeln Erwähnung getan werden), 
ergeben sieh folgende Grundsätze. 

Die Vergeltungsidee, sowie der Begriff des Discemements sind 
ganz ausgeschaltet. Das Zweckmäßigkeitsprinzip steht im Vordergrund; 
„alle staatliehen Einrichtungen werden darauf geprüft, inwieweit sie 

' Baernreitber S. 76. 

* Nach dea Bestimmungen der meUlen amerikanisch en KoDStiEutiooen haben 
die Richter der obersten Gerichtshöfe die Kompetenz, die Verfassungsmä&igkeit 
eines Gesetzes zu prüfen. 

' S, d, im zweiten Teil. 
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der Gesamtheit zum Nutzen gereicheD."' Die Kriminalpolitik hat 
nicht mit der Bestrafung des ausgereiften Verbrechers einznaetzen, 
sondern das Verbrechen in seiner Entwicklung zuriickzudrängen. 
Diese ihre wichtigste Aufgabe hat die Strafe nicht erfüllt. Die 
zwangsweise Unterdrückung der jugendlichen verbrecherischen Per- 
sönlichkeit führt nur zu momentaner oder zeitweiliger Unschädlich- 
machung- Nicht eine unmögliche, fundamentale Umwälzung des 
Charakters anstrebend, sondern durch die Nutzbarmachung der vor- 
handenen Eigenschaften, durch Enthebung aus einem ungesunden 
Milieu, durch die Schaffung von neuen Interessen- und Tätigkeits- 
kreisen, sozusagen durch Verschiebung der gegebenen Kräfte und 
Triebe auf neue, dem ganzen forderliehe oder doch unschädliche 
Bahnen der Bestätigung soll der Staat gegenüber dem Verbrecher 
in dessen bildungsfähigem Atter vorgehen. Und diese Bildungsfähig- 
keit, die Plastizität soll, solange als möglich ausgenutzt werden. Für 
alle Kinder und Jugendlichen wird die Besserungsfähigkeit priisumiert. 
Der Staat steht hier vor einer kriminalpolitischen Aufgabe ersten 
Ranges. 

Vielleicht war es gerade jene praesumptio facti der ßessemngs- 
fähigkeit, welche Europa zuerst in dem amerikanischen Reformatory 
System nichts als eine FVucht schwärmerischer Gefühlspolitik er- 
blicken ließ. Dass es umgekehrt eine rein berechnende, tief im 
Staatsgedanken ruhende Zweckpolitik ist, wurde indessen durch die 
fortschreitende Erweiterung und Legalisierung dieser Ideen klar 
gemacht.* 

Aus der gegenseitigen Wechselwirkung mit dem Mutterlände 
erklärt es sich leicht, daß die amerikanischen Ideen zuerst in Eng- 

• Hartmann, Blätter für vergl. RechUwissenach. 1906. S. 232. 

' Es mag bei diesem UißtrauRn, das man zuerst dem amerikanischen S^sEem 
entgegenbrachte, die Schopenhauersche Philosophie von der Un Veränderlichkeit 
des Charakters und Lomhrosos rein biolugiscbe Aufiassung des Verbrechers als 
unTerfiuderlicher Typus nicht ohne Einfluß gewesen sein. — Solange wir nicht 
versuchen, alle pathologischen sozialen Erscheinungen einseitig «uf eine einzige 
Formel zu reduzieren, sondern uns steU die Möglichkeit mannigfaltiger Ent- 
at^ungsgründe vor Augen halten, solange bleiben uns auch Wege offen, der 
Weiterbildung und Wirksamkeit dieser Erscheinungen umformend eutgegenzutreten. 
Dabei darf uns aber die Erkenntnis nicht verlassen, daß es genügend Fille gibt, 
denen wir mit Umbüdungsmitteln machtlos gegenüberstehen, eben jene Fälle 
einer persönlichen verbrecherischen Diaposition. (S. o, Person, g G.) 
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land kräftigen Niederschlag fanden.' Schon um die Mitte des ver- 
gangenen Jahrhunderts erwuchsen dort, mebt aus privaten Mitteln, 
die bekannten Beformatory- und ladustrial Scbools, zunächst allerdings 
nur für die Aufnahme verlassener und verwahrloster Jugendlicher 
bestimmt-^ Mehr und mehr gingen aber diese Erziehungsanstalten 
in die Hand des Staates über, der sie nun hauptsächlich für die 
verbrecherische Jugend verwandte. Der Youthful Oflfenders Act von 
1901 räumte in dieser Hinsicht dem Richter den größten Spielraum 
ein- Vom Discemement ist nicht die Rede; versprechen die Ver- 
hältnisse irgendwelchen Erfolg, so geht das Urteil aut Überweisung 
in eine der betreffenden Anstalten. Ausgenommen sind die Falle 
schwerster Verbrechen, wo alle Erziehung zwecklos erscheint und 
demnach ohne weiteres die gesetzliche Strafe eintritt. Dieser be- 
dingungslose Übergang hat an sich etwas schroffes, anderseits ist er 
in seiner strengen Konsequenz gewil] ein Beweis für die klare Auf- 
fassung des Zweckmäßigkeitsprinzipes bei den Engländern. 

Koch im gleichen Jahre (6. und 12. Dez.) erhielt Holland ein 
Gesetz, wonach der Ratskammer die Befugnis zusteht, bei Minder- 
jährigen unter 18 Jahren die Strafverfolgung endgültig einzustellen, 
und 1904 ergingen in Frankreich zwei Gesetze, die in der Hauptsache 
die Wechselwirkung und das Zusammenarbeiten derAssistance publique 
und der richterlichen Behörden, ganz von erzieherischen Gesichts- 
punkten aus, normierten.' 

In seinem Aufsatze „Kriminalpolitische Aufgaben"* erklärte Liszt 
hinsichtlich der Verbindung von Strafe und Erziehung in ihrer An- 
wendung auf jugendliche Verbrecher, daß dies eigentlich eine Kon- 
2e8sion an die Anhänger des Vergeltungsgedankens sei, daß Strafe 
und Erziehung Gegensätze seien, die sich wechselseitig ausschließen. 
Ganz unumwunden und rückhaltlos sprach sich endlich Bsernreither 
in seinem schon mehrmals zitierten Buche für die Durchführung 
des reinen Zneckgedankens aus- Dieser ausMhrlicbe Bericht über 
die amerikanischen Verhältnisse war für die Länder deutscher 

■ Bsernreither, Einleitung S. XXII ff. 

* Der Unterschied zwischen BeformaEory und Industrial Schools liegt heule 
nur norh iu dem Alteraunterschled der auEgenommenen Zäglinge, indem in letztere 
nur Kinder unter 14- Jahren, in die Reformatory Schools aber die älteren Jugend- 
lichen verwiesen werden. 

' 18. Vi. Ol: Loi relative k l'Mncation des pupilles de l'assistance publique 
difficiles ou TicieuK. — 27. VI. 04: Loi aur le serTic« des enfanla assistes. 

* Zeitschrift für die gesamte Straf rechts Wissenschaft, XII. S. 173. 
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Zange ein Ereignis, das gewiß seine besten Früchte erst noch trei- 
ben wird.* 

Ich bin geneigt, den großen Wert der amerikanischeD Einflüsse 
tür das europäische Jugendstrafrecht zum kleinsten Teil in der Über* 
nähme einzelner Institute, wie z. B. der „probation*, der „Kinder- 
gerichtshöfe" {s.d.) etc., zu erblicken. Viel mächtiger als diese äußer- 
lichen Geschenke war der ideelle Einflufi, die gewaltige Suggestion, 
welche die fiische Erfassung des Zweckgedankens auf das mit der 
Tradition ringende Europa ausübte. Ich habe gezeigt, daQ auf dem 
Kontinent bereits alle Vorbedingungen gegeben waren, um Zweck 
und Erziehung zum Prinzip zu erheben. Die amerikanischen Ideen 
waren hier nicht neu, aber durch ihre Einwirkung wurde der lang- 
wierige GährungsprozeC wesentlich verkürzt. 

§ 4. 

Die Stellung des Entwurfes. 

Wohin schlieQlich die Konsequenz der Entwicklung der kantonalen 
und außerscbweizerischen Jugendgesetzgebung den nun vorliegenden 
Entwurf drängen mußte, ist leicht abzusehen. 

Der Zweckgedanke hat hier, verkörpert teils in rein erzieherischen 
Maßregeln teils in erzieherischen Strafmitteln,* klaren Ausdruck ge- 
funden. Der Kreis der staatlichen Fürsorge und Obhut umfaßt aUe ver- 
brecherischen Individuen, für welche im allgemeinen nach der heutigen 
physiologischen und psychologischen Erkenntnis die Präsumtion der 
Plastizität aufgestellt werden kann. Für die Strafmündigkeit ist allein 
eine gesetzliche obere Altersgrenze entscheidend; Discernenient oder 
sittliche Reife liegen dabei nicht in Frf^e. Sie geben dem urteilenden 



' NeueatenB erschien: Herr, La» moderne anterikanisehe Beaierunguyatem, 
Eine DarBletluug des Systema zur Besserung juicendlicher Verbrecher in Straf- 
recht, Strafprozeß und StrafroUzni; in den Vereinigten Rtaaten von Nord-Amerika 
Stuttgart, Kohlhammer, 1907. Die Ergebnisse dieser Arbeit konnten hier nicht 
mehr berücksichtigt werden. Über die ganze amerikanische Strafrechtspflege 
verbreitet sich Adolf Hartmann; „Die Stra/reehlgpflege in Amerika", Berlin, 
Vahlen, 19U6. Das Buch gewinnt für uns namentlich bei Betrachtuog der Strat- 
prozeCreform Bedeutung. (S. u. zweiter Teil.) 

* Es wird im Hauptteil (Ui. Abschnitt) zu zeigen sein, daß auch jene im 
Entwurf vargeeehenea Maßregeln, welche äußerlich noch deu Strafcharakter zw 
wahren scheinen (Haft, Verweis etc.), im Grunde gewollt erzieherische sind. 
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Richter nur ein Mittel zur Festsetzang der im Eiozelialle notwendigen 
Maßregeln an die Hand. 

Dieser Kardinaluntersehied, den der Entwurf in überraschender 
Freiheit gegenüber allen kontinentalen Gesetzgebungen aufweist, ist 
von Uallacchi noch nicht mit der nötigen Bestimmtheit erfaßt worden. 
Er schreibt nämlich (S. 6): „La constatazione dello sviluppo progressivo 
<lel}' individuo, conduce il giudice d mimrare la cc^pabüüä non alla 
stregua dell' eatitä del danno, ma in ragione del grado d'intelligenza, 
di cultura, di educazione, dell' integritä psichica e fisica del detin- 
quente" und (S. 50) — nil progetto svizzero ammette l'imputabilitä 
Bolo quando la volontä del giovane sia forte abbastanza per vincere 
malsane tentazioni, el il suo carattere sia maturo, e il sua intelletto 
gli dia la coscienza della realitä."' — 

Um den Art. 14 des Entwurfes als eine geschichtlich berechtigte 
and notwendige Erscheinung noch besser klar zu machen, ist es 
vielleicht nicht unangebracht, auf die Tendenzen des heutigen Strafen* 
Systems hinzuweisen und zu zeigen, wie auch da verschiedenerorta der 
Utilitarismns klar durchbricht. Das von den meisten schweizerischen 
Kantonen und Kulturstaaten angenommene Institut des bedingten 
teilweisen Straferlasses* ist unzweifelhaft eine Konzession an das 
Iltilitätsprinzip. Diese Maßnahme beruht auf dem Grandgedanken, 
daß derjenige, welcher sich so gut geführt bat, daß eine deutliche 
Besserung durch den Strafvollzug unverkennbar ist, von einem Bruch- 
teil der Strafe be&eit und der Gesellschaft als nützliches Glied zu- 
rückgegeben werden kann. Ebenso liegt in der Verjährung diese 
Idee, mit der Pi-äsuration nämlich, daß der Übeltäter, der sich einige 
Zeit seit Begehen eines Verbrechens gut gehalten hat, nun auch weiter- 
bin der Gesellschaft nicht mehr gefährlich sein werde (Aquisitivver- 
jährung). Die stra&chärfende und straferhöhende Wirkung der Rückfälle 
dürfte auf den gleichen Gesichtspunkt zurückzuführen sein; sie deutet 
auf das bewußte Interesse, welches der Staat hat, eine Person, welche 
ihre erhöhte GefährUcbkeit und Gesellschaftswidrigkeit wiederholt er* 
wiesen hat, strenger und länger zu verwahren*. Dies gilt unbedingt dann, 

' Gallacchi: I deliaquenti minoreDiii, 1906, ßellinzaaa. Den Verfasser 
verleiteten wahrecheiolich die oben angedeuteten Maßregeln mit Strafcharakter 
xa. seiner oberOftchlichen Anschauung, 

■ S. Stooß; Grundzage, I. S. 343; DttuUchl. g§ 23—26. Entw. Art. ÖT: 
bedingter Tölliger Straferlaß. 

* Straferböhend wirkt der Rflckfall: Bund, Art. 31; Graubanden §&5; 
Aai^u g 42; Appenzell a. Rb. g 46; Basel g Öl; Solothurn % 55; Zug g 36. 
Nun auch der Vorentw. Art. 51. 
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wenn zur Begründung des Rückfalles (sowohl des allgemeinen als 
besondern) irgend eine strafrechtliche Verurteilung, die vorausging, 
genügt, ohne daß die Verbüßung der verhängten Strafe hinzuzutreten 
braucht.* 

Zweck und Aufgabe der nachfo^enden Betrachtungen ist es nun, 
zu untersuchen, wie und ob der Entwurf im einzelnen seinen Grund- 
gedanken durchgeführt hat, und die Detailbestimmungen desselben 
mit ähnlichen Bestrebungen des Auslandes und der Kantone auf ihre 
gemeinsame Herkunft und Brauchbarkeit zu vergleichen. Femer soll 
das Verhältnis des Jugendstrafrechts zum ganzen Strafrechtssystem 
hinsichtlich seiner Eingliederung in dasselbe und hinsichtlich ihrer 
Wechselwirkungen im allgemeinen beleuchtet werden, um daraus 
auch die Gesichtspunkte für die Anwendbarkeit der Grundsätze des 
allgemeinen Teils (Teilnahme, Versuch, Verjährung, Rückfall etc.) auf 
unser Gebiet zu gewinnen. 

Daß der Artikel 14 des Entwurfs noch heftige Anfechtungen er- 
fahren dürfte, ist fast so sicher wie die Tatsache, daQ in vielen Ge- 
setzgebungen und Köpfen der Discernement-Begriff noch herrscht. 
Eine begrifSich theoretische Rechtfertigung des Vorentwurfs wäre 
indessen ganz unmöglich und zwecklos, da ihm die Macht- und 
Kampfmittel überkommener Rechtsbegriffe keineswe^ zustehen- Nicht 
nur daß die vorhandenen Begriffe überhaupt nicht mehr ausreichen, 
wir werden auch fortwährend gezwungen, unsere Kampfmittel fremden 
Wissenschaften, die sich des reformbedürftigen Strafrechts liebevoll 
angenommen, zu entlehnen. Dabei wird man sich zu hüten haben 
vor der Gefahr, daß wir den gegebenen strafrechtlichen Begriffen 
einen andern und neuen, vielleicht den entgegengesetzten Sinn sub- 
situtieren, bis wir vor lauter furchtsamer Bemäntelungspraxis uns und 
andere nicht mehr verstehen. Die Rechtfertigung des Entwurfs liegt 
allein in der Zeit, sogut als der Streit der Meigungen ein Kampl 
zweier Zeiten ist. — Wenn es hier jedoch gelungen ist, das Jugend- 
strafrecht des Vorentwurfs als den Ausfluß einer notwendigen kul- 
turellen Entwicklung darzustellen, so ist damit die historische Be- 
gründung — nach meiner Ansicht aber auch zugleich die beste 
Rechtfertigung — gegeben- 

' Dieses ist der Fall in allen kanUinalen Strafgesetzbachern mit Äusaabme 

tod: Thurgau | 44; Luzern % 77; Obwalden Art. 31; Bern Art. 62; Schwyz § 42. 
Hier erscheint Straf Verschärfung oder Straferhöhung allerdingB auch durch die 
erwiesene Erfolglosigkeit des ersten Strafvollzugs motiviert. So auch der Vor- 
entwurt, Art. 51. 
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Die jugendlichen Verbrecher im Strafrecht. 

Art. 14 des Entwurfes zu einem Schweiz. Strafgesetzbuch. 

(Juni 1903.) 

„Das jugendliche Alter ist das Älter vom Beginn des föafeehnten 
bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre. 

Ein Jugendlicher, der eine als Verbrechen bedrohte Handlung 
begeht, wird nach folgenden Grundsätzen behandeU. 

§ 1. Ist er verwahrlost oder sittlich verdorben, so verweist ihn 
der Bichter in eine Zwangserziehungsaustalt, die ausschließlich diesem 
Zwecke dient. Er verbleibt in der Anstalt, bis er gebessert erscheint, 
jedoch mindestens ein Jahr und höchstens bis zum zurucktgelegten 
zwanzigsten ÄlterEijahr. 

Ist er sittlich so verdorben, daß er in eine Zwangserziehungs- 
anstalt nicht aufgenommen werden kann, so verweist ihn der Richter 
in eine Besserungsanstalt für Jugendliehe, die ausschließlich diesem 
Zwecke dient. Er verbleibt in dieser Anstalt, bis er gebessert er- 
scheint, jedoch mindestens drei Jahre und höchstens zwölf Jahre. 

Kann ein Jugendlicher wegen seiner sittlichen Verderbnis in 
einer Zwangserziehungsanstalt nicht verbleiben, so verweist ihn die 
zuständige Behörde in eine Besserungsanstalt für Jugendliche. 

Über die Entlassung eines Jugendlichen aus der Zwangserziehungs- 
aastalt oder Besserungsanstalt entscheidet die zuständige Behörde 
nach Anhörung der Beamten der Anstalt. Die Entlassung ist vor- 
läufig. 

Die Behörde, die den Jugendlichen entläßt, sorgt mit den Or- 
gaoen der Schutzaufsicht für seine Unterkunft und überwacht ihn. 
Mißbraucht der Entlassene die Freiheit innerhalb eines Jahres nach 
seiner Entlassung, so wird er in die Anstalt zurückversetzt, andern- 
falls ist die Entlassung endgültig. Doch soll ihm die Schutzaufsichts- 
bebörde auch nach dieser Zeit Schutz und Hülfe gewähren. 

Hat der Täter am Tage der Entscheidung das achtzehnte Lebens- 
jahr zurückgelegt, so verurteilt ihn der Richter zu der gesetzlichen 
Strafe, die jedoch gemildert wird. 
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§ 2. Erfordert der Zustand des Jugendlichen eine besondere 
Behandlung, ist er insbesondere geisteskrank, schwachsinnig, taub- 
stumm, epileptisch, oder ist er in seiner geistigen oder sittlichen 
Entwicklung ungewöhnlich zurückgeblieben, so ordnet der Richter 
die Behandlung an, die der Zustand des Jugendlichen erfordert. 

§ 3. Ist der Jugendliche weder verwahrlost, noch sittlich ver- 
dorben und bedarf er keiner besonderen Behandlung, so wendet der 
Richter Verweis oder abgesonderte Einschließung von drei Tagen bis 
zu zwei Monaten als Zuchtmittel gegen den Fehlbaren an. Die Ein- 
schließung findet in einem Gebäude statt, das uicfat zur Freiheits- 
entziehung fUr Erwachsene dient. Der Jugendliche wird angemessen 
beschäftigt- 

Der Richter kann den Vollzug der Einschließung aufschieben 
und dem Jugendlichen eine Probezeit von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre auferlegen, wenn nach dem Charakter und der bisherigen Auf- 
führung des Jugendlichen zu erwarten ist, daß er dadurch von weitem 
Verbrechen abgehalten werde und sich bessere. Rechtfertigt er diese 
Erwartung bis zum Ablauf der Probezeit, so fällt die Einschließung 
weg, andernfalls wird sie vollzogen." 



Dogmatische Einleitung. 

I. Von der Grundidee des Entwurfes ausgehend, daß sich der 
Staat bis zu einer gewissen Altersgrenze nur mit erzieherischen Mitteln 
der Persönlichkeit des jugendlichen Verbrechers zuzuwenden habe, 
bedarf es zunächst einer Erörterung darüber, wie sich die Übeltat 
eines Jugendlichen zu dem Komplex der strafrechtlichen Delikte Er- 
wachsener, wie sich der jugendliche Übeltäter zu dem strafmündigea, 
nach der Präsumtion nicht mehr bildungsfähigen Verbrecher stellt. 

Bis jetzt war der Mangel der Zurechnungsfähigkeit ein Delikts- 
ausschließungs- und damit auch ein Strafausschließungsgrund ; Jugend- 
lichkeit wirkte im Falle einer Verurteilung nur strafmildernd. Durch 
den Entwurf wird nun die Jugendlichkeit an sich, ohne den Umweg 
über das subjektive Moment der Zurechnungsunfäh^keit, Verbrecbens- 
ausschließungsgmnd. Die Annahme der Plastizität der Jugendlieben 
wird eine praesumtio iuris et de iure. Er kann kein Verbrechen, 
sondern nur nach dem bezeichnenden Wortlaute des Entwurfes „eine 
als Verbrechen bedrohte Handlung" begehen. Ein rein objektives, 
äußeres Moment, das jugendliche Alter, ist an die Stelle des im Einzel- 
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falle festzustelleDden, subjektiren Momentes getreten. Die objektiv, 
för den uienschliclieii Typus im aUgemeinen zu beantwortende Frage: 
bildungsrähig — btldungsunrähig? zieht jetzt die exakte Grenze (B.d.u.) 
zwischen verbrecbensreifen und verbrecheneunreifen Persönlichkeiten 
und damit auch zwischen Strafmii&digkeit und Strafonmiindigkeit. — 
Prima facie entbehrt diese Unterscheidung nicht einer gesetzgeberischen 
Willkür. Man kann sagen: wenn ein Krwadisener oder wenn ein 
zurechnung^hiiger Jugendlicher einen Menschen tötet, so liegt objektiv 
tatbeständlich in beiden Fallen Totschlag, also ein Verbrechen vor. 
Um nun nicht konsequent an die beiden gleichen Tatbestände die 
gleichen gesetzlichen Folgen, die Strafe, knüpfen zu müssen, sondern 
um ia einem Falle Bestrafung, im andern aber Zucht und Besserung 
anstreben zu können, war der Gesetzgeber darauf angewiesen, rück- 
wirkend der Tat selbst eine andere Bedeutung, eben mit Rücksicht 
auf die ausführende Persönlichkeit, beizulegen. Sein Zweck war 
maßgebend, und so löste er die als Verbrechen bedrohte Handlung 
eines Jugendlichen los vom Verbrecbenskomplex- Dies läßt sich 
wiederum nur historisch rechtfertigen. Wenn wir überlegen, daß wir 
oder unsere Vorfahren es waren, die den Begriff des Verbrechens 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsanschauung und Moral veränderten 
oder erweiterten, daß heute unsere Sprache an einen bestimmten 
Komplex der Erscheinungen der Außenwelt das Wort „Verbrechen' 
knüpft und daß dabei unser Vorstellungsleben eine Quahtät, einen 
Wert oder Unwert in die Erscheinung hineinlegt, so steht es auch 
uns zu, in Ansehung dieser Voi'Stellung den Erscheinungskomplex 
zu bestimmen, den wir unter dem strafrechtlichen Deliktsbegriff zu- 
sammenfassen woUen. Daß hiebei nicht die Willkür eines Einzelnen, 
sondern die Anschauung eines Zeitalters oder Volkes bestimmend 
sei, dafür bürgt die Umständlichkeit des Gesetzgebungsapperates. So , 
hat der Entwurf die Übeltat eines Jugendlichen aus dem herkömm- 
lichen Kreis des Verbrechensbegriffes herausgehoben und als eine 
sozialpatholc^che Erscheinung sui generis auf eigenen Boden ge- 
stellt- Damit ist vielleicht der Inbegriff der grundlegenden Neuerungen 
des Entwurfes ausgesprochen. Für den Kontinent habe ich diese 
radikale, reinliche Trennung zum erstenmal hier gefunden. Für Illinois 
verfiigte schon ein Gesetz von 1891, daß ein Jugendlicher unter 16 
Jahren unter keinen Umständen als .Verbrecher" anzusehen sei,* und 



' Act to regulato the treatment and coiitroi of depeadent, neglected and 
delinquent cbildren. 



D.gitize<)t.yG00glc 



— 24 — 

das Gesetz von Colorado (act conceming delinquent children) v.J. 1903 
geht sogar soweit, daß es unter dem Ausdruck „delinquent children" 
nicht nur die straSaliigen JugeDdlicben, sondern auch alle diejenigen 
Jugendlichen Personen unter 16 Jahren zusammenfaßt, deren Lebens- 
wandel derart ist, daß sie voraussichtlich zu GesetzesUbertretera 
würden. 

II. Damit ist zugleich darauf hingewiesen, welchen engen Zu- 
sammenhang mit der staatlichen FUrsorgepolitik Überhaupt das Jugend- 
strafrecht gewonnen hat. Die verbrecherische Handlung wird nicht 
mehr als die Krankheit selbst, sondern als augenfälliges, erstes Symptom 
eines ungesunden individuellen Zustandes betrachtet. Professor 
Henderson (Chicago) sagt in seinem Buche „Einführung in das Studium 
der verwahrlosten und entarteten Klassen': „Es besteht Solidarität, 
organische Verbindung zwischen den Verwahrlosten und Straßalligen;" 
er bezeichnet die Einteilung in verwahrloste und strafTällige Jugend- 
liche als „scondary formations* , als willkürliche Kategorisierung unseres 
Denkens nach zufälligen Symptomen. In England ist es seit dem act 
to provide for the education and maintenance of pauper children in 
eertain schools and institutions (1862) der Richter, der die Verwahr- 
losung feststellt. Dieselbe Annäherung rein fürsorglicher Maßregeln 
und richterhcher Befugnis findet sich auch in New York;* Massachusetts 
(Gs. vom 7. Mai 1903) verschmilzt neglected und delinquent children 
und den gleichen Gedanken spricht das Gesetz vom 18. Juni 1904 
für Frankreich aus*: Die Ässistance puplique kann demnach Jugend- 
liche, die sich wegen Unmoralität, Grausamkeit oder verbrecherischem 
Hang nicht zur bloßen staatlichen Fürsorge eignen, vor den Richter 
stellen, selbst wenn sie eine strafbare Handlung nicht begangen 
haben, damit dieser die Einweisung in eine für strafiTällige Jugend- 
liche bestimmte Anstalt verfüge, — In Deutschland ward der Ge- 
danke zuerst in der Literatur* rege, und in diesem Sinne fordern 
auch die Vorschläge der ersten Kommission der internationalen 
kriminalistischen Vereinigung (Gruppe deutsches Reich) von 1891, 

' Erschienen: Boston 1901. 

< S. im oben erwähnten Gesetz gg S90/1. 

* Loi relatiTe k l'Mucation des pupilles de l'assistanc«. publique difSciles 

* Aachrott; „Die Behandlung der verwabrlosten und Terbrecberiaehen 
Jugend* postulierte, daß staatliches Einachreiten in jedem Falle von VerwaJir- 
losung, die sich nicht nur durch Btrafhare Handlung bundzugeben brauche, ge- 
boten sei. (S. 37.) — Vgl. auch Appelius S. 19/20. 
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daß die Zwangserziehung verwahrloster Kinder im Zusammenhange 
mit der Zwangserziehung und Bestrafung kindlicher und jugend- 
licher Verbrecher durch besonderes Keichsgesetz zu regeln sei.' 

Der Entwurf steht also nicht allein, wenn er das Jugendstraf- 
recht zu einem Teil der Fürsorgegesetzgefaung gemacht hat. Es ist 
mit die Auffassung der modernen Gesetzgeber, daß alle Kinder und 
Jugendlichen, welche durch eine Missetat die Aufmerksamkeit des 
Richters auf sich gezogen, nur ein Ausschnitt, ein Bruchteil der 
großen Zahl verwahrloster, verdorbener und erziehungsbediirftiger Ju- 
gendlicher überhaupt sind. Ihre Tat ist nicht mehr Grund, sondeni 
nur Veranlassung der nachfolgenden Behandlung. 

lU. Die Grenzen zwischen Strafrecht und staatlicher Fürsorge 
sind dadurch verwischt worden, der Zusammenhang zwischen dem 
Jugendstrafrecht und dem Strafrecht überhaupt hat sich völlig ge- 
lockert. Sieht die Behandlung jugendlicher Verbrecher nicht beinahe 
aus wie ein Anleihen des Staates an das Stra&echt, um von ihm 
gesetzliche Zuchtgewalt und Zuchtrecht zu erlangen ? Appelius weist 
{S. 19) deutlich auf diese Notlage des Staates hin; nDenn wenn auch 
für die sittlich Unreifen* die staatliche Strafe nicht am Platze ist, 
80 kann doch der Staat nicht untatig zusehen, daß dieselben Ver- 
brechen begehen und wieder begehen." In dieser Notlage, wo der 
Staat nicht zusehen und auch nicht bestrafen kann , greift er , 
da ja der Tatbestand eines Verbrechens als Veranlassung zugrunde 
liegt, instinktiv nach dem Strafrecht, um sogleich inne zu werden, 
daß dieses dabei seiner gegenwärtigen Prinzipien sich entäußern muß, 
wenn es anders die Lücke ausrülleu soll. Dies giebt dem ganzen 
System ein bedenkliches Janusgesicht: auf der einen Seite Vergel- 
tungs- und Strafgedanke, auf der andern reines Zweckmäßigkeits- 
prinzip; dort steht die Tat, hier die Persönlichkeit im Vordergrund. 
Auch Appelius fühlt diesen innem Zwiespalt deutlich heraus, wenn 
er sagt (S. 38): „Wir haben allerdings etwas neues in den Rahmen 
des Öffentlichen Reichsrechtes einzufdgea beabsichtigt, indem wir die 
gesamte Behandlung verbrecherischer uad verwahrloster Kinder aus 
dem Gesichtspunkt einer öffentlich-rechtlichen Disziplin in engste Ver- 
bindung mit der Strafrechtslehre brachten." Dieser Verfasser wäre 

' Dies geschah durch das deiiUche FQrsorgeeniehuntcagesetz, 1901, wenig- 
st«DS fOr die VerwobrloBteo. 

* Dem Sinne des Entwurfes gemäß wQrde man sagen: „Der Beascriinga- 
f ah igen". 



D.gitize<)t.yG00glc 



- 26 — 

geneigt, das Jugendstrafrecht als eine Hilfsdisziplin des Strafrechtes 
aufzuhissen, und in diesem Sinne sprach die Berliner Konferenz (5. und 
6. Dezember 1891) — wie erwähnt — seinerzeit die Hoffiiung aus, 
daß die Behandlung jugendlicher Verbrecher einheitlich durch ein 
besonderes Reichsgesetz geregelt werde.' — Wenn man auch aus 
diesen Gründen darauf denken könnte, die Persönlichkeit des Jugend- 
lichen ganz aus dem Stra&echt auszuscheiden und seine Behandlung 
ganz unter die allgemein-sozialpolitiscfae Gesetzgebung zu stellen' — 
wie dies z. B. 1902 für den Staat Massachusetts geschah — so dUrfen 
anderseits die noch bestehenden Beziehungen zum gewöhnlichen 
Strafens^stem nicht übersehen werden. 

1. Bleiben auch für das Jugendstrafrecht die Bestimmungen des 
allgemeinen Teils (Rückfall und Verjähning, Versuch, Teil- 
nahme etc. s. i.) 2. T. bestehen.' 

2. Der enge kriminalpolitiscbe Zusammenhang zwischen den prä- 
ventiveo Maßregeln gegenüber Jugendlichen und dem Steigen 
und Sinken der Kriminalitätsziffem bei Erwachsenen liegt auf 
der Hand. Die Behandlung der Jugendlichen als Verbrechens- 
prophylaxe bedingt zwar keinen innem, im Wesen der Bestim- 
mung ruhenden, wohl aber einen höchst wirkungsvollen, so- 
zusagen organischen Zusammenhang mit dem Wirkungskreis der 
normalen Strafrechtseiekution- 

3. Ist es eine Frage der gesetzgeberischen Diplomatie, ob es nicht 
zeitgemäßer ist, die neuen Ideen noch unter dem Schutze des 
hergebrachten Systems völlig feste Wurzel fassen und gedeihen 
zu lassen, statt voreilig das Radikalmittel der völligen Trennung 
anzuwenden. Ich möchte ein schrittweises Vorgehen eher billigen. 

4. Unverkennbar ist schließlich auch der wohltuende Einfluß, den 
das Strafrecht z. T. schon beute durch die bahnbrechenden 
Neuerungen der Jugendbehandlung erfahren hat und noch er- 
fahren wird. Es wird später noch des näheren zu zeigen sein, 
(siehe dritter Abschnitt des Hauptteils), wie der bedingte Straf- 
erlaß und das Probationssystem auf dem Umweg über das 
Jugendstrafrecht sich in den Kreis der gewöhnlichen Exekutions- 
mittel Eingang verschafft haben. So liegt vielleicht gerade hier 
dem Strafrecht ein Quell bloß, aus dem es in seiner vielbeklagten 

' S. Beschlüsse dieser EoDfereos, Nr. 7. 

' Einer solcher Verbindung für das deutsclie ßeehtsleben scheint A. Hart- 
loaun geneift. Vgl. Hartniann, Strsfrechtspfl. in Amerika, 1906, S. 278. 
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Refonabedürftigkeit junge und doch schon erprobte Institutionen 
schöpfen kann. Diese Erwägung, diese nutzbringende, stehende 
Kommunikation scheint mir am meisten fUr Aufrechterhaltung 
der gegenwärtigen Verbindung zu sprechen, ganz abgesehen 
davon,' daß man andernfalls zur Feststelluug der Verwahrlosung 
und des Tatbestandes darauf angewiesen wäre, die strafrichter- 
lichen Organe gleichwohl in Anspruch zu nehmen. 

IV. Es ist schon ausgesprochen worden, ' daß der staatlichen 
Erziehung verbrecherischer Jugendlicher ein sosialiatiacker Zug an- 
hafte, daß also daran eine politische Grundfärbung nicht zu ver- 
kennen sei. Dies wäre dann richtig, wenn eine Pflicht des Staates 
gegenüber dem Einzelnen bestünde, wenn der Einzelne ein Recht, 
einen Anspruch auf staatliche Erziehung geltend machen könnte (wie 
z. B. auf Arbeit) ; vorläufig handelt es sich aber um ein Recht des 
Staates, der organisierten Vielheit gegenüber dem einzelnen Individuum, 
ein Recht, das für die persönliche Freiheit des Einzelnen und dessen - 
Familie empfindlich genug werden kann. Die sozicde laicht, die 
der Staat durch die besondere Aufmerksamkeit und Behandlung gegen- 
über der verbrecherischen und verwahrlosten Jugend aus reinen 
Wohlfahrts- und SelbsterhattungsgrUnden anerkennt, ist ein Faktum, 
eine geschichtliche Tatsache und nicht die Kehrseite eines Jus- 

V. Nach den bisherigen Erörterungen und dem innewohnenden 
Zwecke des Jugendstrafrechtes versteht es sich von selbst, daß dieses 
zunächst die Speeialprävention im Auge, daß es sich vor allem um 
das einzelne verbrecherische Individuum zu bekümmern hat. Dies 
um so mehr, als besonders in den ersten Jahren der Jugendlichkeit 
für die Wirkungen einer berechnenden Generalprävention der Boden 
noch nicht vorhanden ist. .Bei Kindern, bei denen der Wunsch nach 
Befriedigung einer Begierde, ein Lustgefühl so stark auftritt, ohne 
daß noch ethische Motive von irgendwelcher erheblichen Kraft ent- 
gegenzuwirken vermögen und denen dabei noch die richtige Vor- 
stellung von der Bedeutung der Kriminalstrafe und iher Wirkung auf 
das spätere Fortkommen fehlt , entbehrt sie jeder vorbeugenden 
Kraft."' Für die spätere Periode der Jugendlichen mag indessen 
das Abschreckungsprinzip gewiß zu einiger Geltung gelangen, aber 
auch hier, bestätigt Irrenarzt Leppmann, ist die Furcht vor einer 
andauernden Zwangserziehung noch stärker als vor einer Strafe', 

' Aschrott in seinem erwähnten Buche, S. 44/5. 

• ÄppeliuB, S. 50. 

* Gold tarn in ers Archiv, 89. Jahrgang, S. 275 fi., aus den Kommianions- 
lieratangen für das Deutsche Reich. 
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denn jene stellt Anforderungen an die ganze physische und geistige 
Persönlichkeit, währenddem das Gefängnisleben Ordnung, Reinlich- 
keit und regelrechte Kost verheifit und dafür bÖchBtens Leistungen 
körperlicher Arbeit verlangt. 

VI. Die Erwägung liegt nahe, daß hinsichtlich der Jugendlichen 
die Streitfragen zwischen Determinismua und Indeterminismua vir- 
tuell auf die Seite gestellt sind, da die Alternative „Schuld oder Un- 
schuld' (im philosophischen Sinne, verbrecherisches freiheitliches Wollen 
oder zwingende Vorstellung) für die Bestimmung des staatlich berech- 
tigten Einschreitens hier nicht in Frage liegt. Der alte Streit zweier 
grundsätzlich verschiedenen Lebensanschauungen^ wird obsolet, sobald 
man erkennt, daß beide in praxi das gleiche, die Umwandlung, Adap- 
tion des jugendlichen Individuums wollen. 

VII. Die Vertreter der Vergeltungsidee stützen sich heute mit 
Vorliebe auf daa im Fölke lebende Bechtabewußtsein und glauben 
von diesem umfangreichen und soliden Boden aus entscheidende 
Schläge gegen die Neuerer führen zu können, indem sie den Hang 
nach Vergeltung nicht nur als eine rechtlich relevante Tatsache, 
BOndem als das im Volke bewußt lebende Strafrechtsprinzip hinstellen. 

Der Begriff eines Rechtsbewußtseins des Volkes („tacitusconsensus 
omnium") ist an und für sich schon sehr diskutabel, insofern nicht 
von einem geschlossenen, gleichheitlichen Bewußtsein des „Volkes", 
sondern höchstens von der Recbtsanschauung einer überwiegenden 
Mehrheit im Volke die Rede sein kann; und dann ist es immer noch 
sehr fraglieh, ob nicht diese Anschauung blos ein unbewußtes, trieb- 
artiges Empfinden sei, ob sie nicht nur in einzelnen Köpfen dieser 
Mehrheit wirklich anschauliche Gestalt annehme, nicht nur bei 
wenigen aus einem bloßen Instinkt sich |zur bewußten Idee erhebe. 
Diese einzelnen Köpfe, wird man dann finden, sind meistens diejenigen, 
welche nachträglich in großen Worten vom Bechtabewußtaein des 



' Wenn auch der Ursprung der iTuielerministinekea Lehre eiu trasBceoden- 
ta.ler, metaphysischer ^wesen seiu mag, indem man sich auf die göttliche Be- 
stimmung des Menschen berief, so läßt sich die Lehre jetzt auf Schiller'achc An- 
schauungen (Indepedenz der moralischen Persönlichkeit von der Natur) am ehesten 
zarOcbführea oder doch mit ähnlichen idealistifichert Auffatgungen in Beziehung 
setzen. Es ist eine ernste Ironie des Schickeais, daß Schiller gerade in Hinsicht 
auf das Strafrecht seinen liel)sten Ideen, dem Gipfelpunkt seiner ästhetischen 
Prinzipien, in der Novelle »Der Verbrecher aua verlorener Ehre" ein Dementi 
Echreibeo sollte. — Der Determinismus hat den Sensualismus zur Grundlage; 
doch verträgt er sich auch mit dem Pantheismus und mit jeder Auffassung, die 
den Menschen und sein Handeln in keinem Punkte außerhalb die Natur stellt. 
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Volkes reden, mit geheimer Selbstironie nicht ahnend, daß sie und 
meist sie allein dieses von einem Rechtsbewußtsein erfüllte Volk 
repräsentieren. — Doch lassen wir diese prinzipielle Frage ruhig 
dahingestellt und geben wir fictjonsweise ein derartiges allgemeines 
RechtsbewuÜtsein zu, indem wir nun kurz seine Äktivlegitimation zur 
Teilnahme am Rechtsleben ins rechte Licht zu setzen versuchen. 

Das Volk ist grundkonservativ; die regierende Potenz ist für 
dasselbe die Gewohnheit. Geistige Schöpfungen gehen nie aus ihm 
als einer Gesamtheit hervor. So wenig als man von einer Volks- 
dichtung im genetischen Sinne reden kann, so wenig ist das Rechts- 
bewußtsein im Volke dalür bezeichnend, daß das Volk sich etwa 
selbsttätig seine Recbtsanschauungen formulierte; es empfängt diese 
vielmehr immer von außen, und seine ganze Arbeit erschöpft sich 
darin, die neuen Ideen seinen dumpfen, von der Überlieferung ge- 
meisterten Gefühlen im fortlaufenden Gährungsprozeß zu assimilieren, 
welch letzterer mit mehr oder weniger Getöse vor sich geben wird, 
je nachdem jene Neuerungen eine mehr oder weniger adäquate 
Stimmung vorfinden. Das schöpferische, treibende Agens jedoch ist 
anfänghch immer ein einzelne!:. Kopf. 

Wenn nun die Vertreter des Vergeltungsgedankens stets aufs 
neue das Volk und sein Rechtsbewußtsein in gegenwärtiger Frage 
als Sachverständigen anrufen, so ist das ebenso lächerlich, als wenn 
man vor dreihundert Jahren Galilei und seinem neuen Prinzipe als 
Beweismittel den weiseren Unverstand des Volkes hätte entgegen- 
halten wollen, des Volkes, das sich bisher auf der ruhend gedachten 
Erde wohl genug gefühlt. 

Nun wird man aber — und auf den ersten Blick nicht mit Un- 
recht — entgegnen, daß seinem Rechtsbewußtsein selbst hinwieder 
die ethischen Gefühle eines Volkes zugrunde liegen und daß der 
Gesetzgeber, namentlich aber der Strafgesetzgeber, immer darauf an- 
gewiesen sei, beim ethischen Empfinden seiner Zeit sein Anleihen 
zu machen und sich aus den sittlichen Anschauungen seiner Volks- 
genossen die Grundprinzipien für sein Rechtsgebäude zu abstrahieren, 
daß also somit das Volk indirekt doch das ßechtsleben in hohem 
Maße beeinflusse. — Dies ist für jene grundlegende Frage richtig, 
die sich damit befaßt, welche Handlungen nach dem gegenwärtigen 
Stand der Moral den Stempel des Verbrechens tragen. Jedes Zeit- 
alter steckt sich den Kreis seiner Verbrechen selbst ab. Für jene 
zweite Frage aber, wie dem Verbrechen zu wehren sei, welche 
Mittel der menschliche Geist entgegenzustellen habe, spielt die Moral 
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keine Rolle; hier milssen die vereinigten Kräfte wissenschaftlicher 
Erkenntnis und faktischer Erfahrung in Anwendung kommen, und 
hier hat der Gesetzgeber die hohe Pflicht, auf eine gewichtigere 
Stimme zu hören, als es das Rechtsbewußtsein des Volkes sein kann: 
auf die geistigen Errungenschaften seiner modernen, aufgeklärten 
WeU. 

SchlieQlich dürfen wir uns auch bei diesem freudigen Erfassen 
der Gegenwart der Grenzen bewußt sein, die jedem menschlichen 
Tun gezogen sind, indem wir uns nicht verhehlen, daß das moderne 
Jugendstrafrecht fast ganz von der Strömung der neueren philan- 
tropischen, sozialen Bestrebungen getragen wird und daQ es mit die- 
sen ganz auf optimistischen Grundvoraussetzungen beruht, auf einem 
Optimismus, der ebenso lebhaft an eine Besserung des Einzelnen 
als an die aufstrebende Fortentwicklung des Menschengeschlechtes 
glaubt. Ob man damit der absoluten Wahrheit und der Menschen- 
natur näher gekommen ist, ist an diesem Ort eine müßige Frage. 
Auch der Gesetzgeber steht und soll im Zeichen seiner Zeit stehen; 
nur dem rein beobachtenden Historiker und der philosophischen Be- 
schaulichkeit ist es erlaubt, einen -ideellen Standpunkt über den 
Dingen zu wählen. 



I. Abschnitt: Die Person. 

§ 6. 

Ihre Arten. 

I. Natürliche Einteilung. Wenn der Entwurf den Besserungs- 
gedanken rein durchführen will, so ist es natürlich dabei erste Be- 
dingung, daß er die ganze Persönlichkeit des Jugendlichen vom 
Standpunkt der heutigen biologischen und psychologischen Erkenntnis 
erfasse, darnach kategorisiere und auch darnach die Wahl der Be- 
handlung treffe. Denn es versteht sich von selbst, daß jede Erzie- 
hung mit den in der Person ruhenden, gegebenen und erkannten 
Faktoren zu rechnen hat und nicht mit wortreichen, schwämieriscben 
Prinzipien Über die individuellen Verhältnisse hinweggehen kann. Dar- 
aus ergibt sich zunächst, daß die Person des jugendlichen Verbrechers 
für die richterliche Betrachtung in den Vordergrund gestellt werden 
muß, daß alles andere, wi,e die Tat selbst und die begleitenden Um- 
stände, erst in zweiter Linie und nur zur Ergänzung und Erklärung 
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des PersÖnlichkeitsbildes für den einzelnen Fall in Berücksichtigung 
fällt. Die Anleitung, das Schema, welches hierzu das Gesetz dem 
Richter an die Hand gibt, wird von größter Bedeutung sein. Die 
Frage, ob der Entwurf hier das bestmögliche getroffen, erfordert 
einen kurzen Hinblick auf die Eutstehungsgründe des jugendliche» 
Verbrechertums.' 

Ich unterscheide innere, äußere und gemischte Ursachen. 

a) Als innere, in der Persönlichkeit liegende Ursachen sind zu 
nennen : 

1. Angeborener Hang und Trieb zum Verbrechen, Verbrecherische 
Persönlichkeiten,* Heredität. 

2. Stumpfheit des ethischen Empfindens als Folge psychischer Ent* 
wicklungshemmungen oder Erkrankungen : Idiotie und Kretinis- 
mus, Epilepsie (Aequivalente), Hebephrenie (Dementia praecox), 
die meist im Pubertätsalter in Erscheinung tritt und deren karz- 
dauemde Wutanfälle neben größter gemütlicher Stumpfheit be- 
kannt sind.' 

3. Vagabuudentrieb (äußert sich meist schon im Kindesalter durch 
häufiges Schulschwänzen). 

4. Überschuß an unverbrauchter Kraft, Übermut, Abenteurerlust, 
Lust zu Streichen,* romantischer Heldensinn, Eitelkeit. 

Die unter 3 und 4 genannten Grunde sind meist von zeitlich be- 
schränkter Dauer, der Übermut und seine Folgen ja oft nur die Er- 
scheinung momentaner Aufwallung. 

b) Von außen, aus einem ungesunden Milieu, infolge sozialer 
Mißstände erwachsen: 

1. Schlechte Erziehung, meist durch schlechtes Beispiel der Eltern, 
und die daraus folgende Verwahrlosung und sittliche Verderbt- 
heit: neben geistiger ZurUckgebliebenheit fehlt der Sinn für 
Selbstachtung und Verantwortlichkeit. 

2. Dauernde und momentane Notlage. 

Dabei hat es natürlich nicht den Sinn, als ob Not und schlechte 
Erziehung nur gerade zur Zeit ihres Wirkens die jugendliche Person- 



■ Prof. Rein: Zeitschr. fQr Sozialwias. ill. Bd., I. Heft, 1900, g 45. 

* S. Prof. Emil Eraepeün: EiafOhrung in die psychiatrische Eliaik, 
S. 830. Leipzig 1905. 2. Auflage. 

■ Kraepelin: Psychiatrie, S. 16ä und 438, Leipzig;I896; seither in neuester 
Auflage. 

* Die Lektüre Ton Mark Twains „Tom Sawyer* und „Huckelberry Fiun" 
wird jedem die Erinnerung an die eigene Jugendzeit ergänzen. 
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lichkeit beeinflußten; im Gegenteil, beide können sich durch die Macht 
der Gewohnheit im Jugendlichen zu einer treibenden Kraft aus- 
wachsen und so schließlich zu einem innem, persönlichen Motiv 
werden. 

c) Als einen gemischten Fall möchte ich schließlich den Schwäch- 
ling gegenüber der Versuchung und Verführung bezeichnen, weil da 
sowohl 'der Veranlagung als dem äußerlichen Zufall eine Rolle zu- 
kommen kann. Desgleichen werden sich natürlich erwähnte Ursachen 
der einen und andern Art nicht selten zu einer doppelt ungunstigen 
Konstellation verbinden. 

In diese Mannigfaltigkeit der Erscheinungen sucht nun der Ent- 
wurf vom Standpunkte des berechnenden Erziehers Licht zu bringen. 

II. Gesetzliche Einteilung. Der Entwurf unterscheidet: 

] . Verwahrloste oder sittlich verdorbene jiigendliche Individuen. 
Hierher werden wir vornehmlich die in den Motiven unter a) 3 und 
b) 1, 2 aufgezählten Persönlichkeiten zu rechnen haben. Die staat- 
liche Erziehung will hier die aus den Umständen der äußeren Lebens- 
bedingungen erwachsene, fortschreitende Verderbnis zum Stehen bringen 
und wieder zurückdrängen. Darnach bestimmt der Richter die anzu- 
wendenden Mittel: Enthebung aus dem ungesunden Milieu, Verpflan- 
zung, Eroflhung einer neuen, geregelten Tätigkeit. Je nach dem 
Grade der fortgeschrittenen Verderbtheit unterscheidet der Entwurf 
hier weiter Individuen, die in eine Zwangserziehungsanstalt einge- 
wiesen werden können, und solche, bei denen die Verkommenheit 
eine so hohe Stufe erreicht hat, daß sie der strengeren Zucht einer 
Besserungsanstalt zu unterstellen sind. Diese Untereinteilung geschiebt 
neben der Berücksichtigung des total verschiedenen Erziehungsplanes 
wohl auch hauptsächlich in der Absicht, die minder verderbten Ju- 
gendlichen vor dem Kontakt mit Persönlichkeiten von schwerer verbre- 
cherischer Potenz zu bewahren. Die kategorisierende Aufgabe, welche 
jetzt an den Richter herantritt, ist gewiß keine leichte, ' um so mehr 
als bis heute die Psychologie kaum ein Feld der richterlichen Tätig- 
keit war. Ein Fehlgreifen ist sehr wohl möglich, und so wurde denn 
für eine spätere gründlichere Diagnose, wie sie die fortgesetzte Be- 
obachtung in der Anstalt von selbst mit sich bringt, ein nachträg- 
licher Austausch vorbehalten : „ Kann ein Jugendlicher wegen seiner 
sittlichen Verderbnis in einer Zwangserziehungsanstalt nicht verbleiben, 
so verweist ihn die zuständige Behörde in eine Besserungsanstalt für 



* Das nähere hierüber suh. 111. dieses Paragraphen. 
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Jugendliche." — Indessen ist diese Bestimmung einseitig, und es ist 
nicht abzusehen, warum sich der Richter nicht auch auf der andern 
Seite täuschen und die verbrecherische Potenz im jugendlichen Täter 
zu hoch anschlagen könnte ; weshalb denn für diesen Fall auch eine 
eventuelle spätere Versetzung aus der Besserungs- in die Zwangs- 
erziehungsanstalt vorgesehen werden sollte. Dadurch bleibt zudem 
eine gegenseitige, rege Kommunikation der beiden Einrichtungen und 
ihres Personals gewahrt.' 

2. Jugendliche, die weder verwahrlost noch siitlich verdorben 
sind. Hieher sind die oben unter a) 4 erwähnten Gesetzesübertreter 
zu zählen, die, vielleicht eine günstige Gelegenheit ergreifend, aus 
kindlicher Spitzbüberei oder in der unüberlegten Aufwallung eines 
Augenblickes, wie sie im allgemeinen der Jugend eigen ist, handelten. 
Daß dies die Minderheit der vorkommenden Fälle und auch der für 
die Kriminalpolitik weniger wichtige Teil sein wird, leuchtet ein. 
Auch wird es sich kaum je um Verbrechen schwerer Art handeln, 
weshalb denn der Gesetzgeber eine energische Mahnung oder eine 
kurze erzieherische Behandlung mit Strafcharakter als Korrektiv an- 
gewendet wissen will.' 

Die unter c) genannten Opfer der Versuchung oder Verführung 
werden je nach Umständen, ob ihre Tat mehr eine Folge der Ge- 
legenheit oder der haltlosen Veranlagung war, hier oder dort unter- 
zubringen sein. 

Durch obige Grundeinteilung zieht der Entwurf eine scharfe, 
exakte Grenzlinie, die nicht nur die juristisch-praktische Brauchbar- 
keit, sondern auch die Erkenntnis der Psychologie für sich hat : Hier 
die Individuen, die aus jugendlichem Leichtsinn, bedachtlosem Über- 
mut, überschäumendem, ungebundenem Betätigungsdrang oder durch 
besonders starke Versuchung, überhaupt das Gesetz verletzt haben 
aus Ursachen, die nur von vorübergehenden) oder zufälUgem EinSuß 
sind — dort die Jugendlichen, bei denen Gewohnheit, Umgebung 
und Erziehung den Vorstellungskreis schon in bestimmte gefährliche 
Bahnen gezogen, wo die Ursachen der Kriminalität eine gewisse 
Danerhaftigkeit erlangt haben. Wir sehen hier akute und chronische 
Kriminalität, Gelegenheits- und Gewohnheitsverbrechertum sozusagen 
in ihren Embryonalstadien. — Damit erschöpft sich aber auch das 

' S. „ÄbSnderungs- und Er weite ran gsvorschläge" am Ende des ersten Teils 
Nr. 1. 

* Siehe die AusfOhrungeD im ni. Äbschoitt. 
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für eine staatliche Erziehung zugängliche Personenmaterial, denn fiir 
die dritte Gruppe jugendlicher Übeltäter kann von einer Besserung 
oder doch von einer Erziehung im eigentlichen Sinne nicht die 
Rede sein. 

3. Jugendliche, deren Zustand eine besondere Behandlung er- 
fordert, wie; Geisteskranke, Schwachsinnige, Taubstumme, Epilep- 
tiker. (§ 2, Art. H). Die hierher gehörenden Typen sind unter a) 2 
der Motive genannt. Die obige Aufzählung des Entwurfes soll aber 
nicht eine erschöpfende sein, wie das „ insbesondere" des Textes deut- 
lich macht, sondern nach richtiger Aufiassung sind dies nur einige 
vom Gesetzgeber enunziativ aus der Fülle des Lebens herausge- 
grifFene Beispiele.' Dies liegt auch in dem verallgemeinernden Satze : 
gOder ist er in seiner geistigen oder sittlichen Entwicklung unge- 
wöhnlich zurückgeblieben. — " Es handelt sich hier um diejenigen 
Individuen, deren Zustand vor allem eine dauernde ärztliche Pflege 
nötig macht, oder hei denen von Anfang an nach aller Erkenntnis 
auf irgendwelche Resultate einer erzieherischen Behandlung ver- 
zichtet werden muß- Deshalb glaube ich, daß hier auch die durch 
Anlage und Vererbung zum Verbrecher prädestinierten Jugendlichen 
(s. 0- a. 1 u. 2) einzubeziehen sind.' Nicht nur, daß hier alle Erziehungs- 
künste als wertlos angesehen werden müßten, ihre ethischen Vorstel- 
lungen, ihr altruistisches Fühlen gelangt entweder zu keinem Wachs- 
tum oder hat doch auf einer sehr frühen Stufe der sittlichen Entwick- 
lung endgültig Halt gemacht. Der triebhafte Verbrecher ist eine 
Erscheinung des Lebens, die noch immer viel zu wenig als ein ge- 
gebenes, unabänderliches Faktum betrachtet wird, weil sich verschie- 
dene pretiöse und tendenziöse Gemüter noch zu wenig an den Ge- 
danken gewöhnt haben, daß die Varietät der menschlichen Natur ins 
Unendliche geht und daß ihre eigene Person nicht das Schema der 
Gattung ist. In Fällen einer nachgewiesenen erblichen Belastung kann 
es sich nur um dauernd sichernde Maßnahmen und endgültige Ver- 
sorgung im Interesse der öffentlichen Sicherheit handeln, und „es 
ordnet der Rit^ter die Behandlung an, die der (nachgewiesen un- 
heilbare) Zustand der Jugendlichen erfordert". Das Strafrecht kann 
in solchen Fällen nur noch Sichemngszweck haben ; hier liegt aber 
auch die feste Grenze, hinter welche Psychiatrie und Vernunft die 

' Vor allem wird die richterliche Praxis hier auch die Blinden einbeziehen. 
Ihrer nomineilen Aufnahme, die der BlindeofflrsorgeTerein zur Zeit der Be- 
ratungen durch eine Eingabe an die Experteokommission anstrebte, bedarf es nicht. 

' Vgl, Haymann, zur Lehre vom geborenen Verbrecher, Diss-, Laupbeim, 
Klaiber, 1907. 
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BesaeruDgsidee zurückweisen, wenni sie das Maß ihrer Bestimmung 
schwärmerisch überschreiCen sollte. 

Es ist durauf biuzuweiseQ, daQ sich der § 2 Art. 14 keineswegs 
als ein Pleonasmus darstellt gegenüber dem Art. 15, welcher bei 
zweifelhaftem Geisteszustaode des Täters, insbesondere auch für Taub- 
stumme und Epileptische, im allgemeinen eine psychiatrische Unter- 
suchung anordnet. Denn erstens geht § 2 hinsichtlich der Jugend- 
lichen viel weiter, indem er es nicht nur bei einer ärztlichen Diagnose 
— die ja unzweifelhaft hier der richterlichen Verfügung vorausgehen 
muß — bewenden läßt, sondern den Richter direkt anweist, über die 
eri'orderiiche Behandlung des anormalen Jugendlichen zu entscheiden. 
Ich glaube, daß die rein zweckmäßigen, sozialpolitischen Tendenzen 
des Gesetzgebers kaum deutlicher zum Ausdruck kommen konnten. 
Der Richter steigt von seinem Tribunal herab und fungiert admini- 
strativ.' — Zweitens scheint mir der Entwurf durch diesen § 2 die 
für die Periode der Jugendlichkeit besonders wichtige Bedeutung 
einer psychiatrischen Untersuchung aussprechen und den Richter 
nachhaltig auf diesen Punkt aufmerksam machen zu wollen. Und 
dies begründet sich auch durch die Tatsache, daß eben in diesem 
Lebensalter der Pubertätsenfaltung infolge der geschlechtlichen Evo- 
lutionen noch verborgene Keime einer kranken Psyche ausbrechen 
können, ohne sich vorläufig dem Blick des Laien aufzudrängen.' Ob 



' Dies« aafialleude VerquickuDg richterlicher und administrativer Befugnisse 
wird indessea durch Art. 32 des Vorentwurf es eines Buodesgeaetzes betr. Ein- 
fOhruDg äes Schweiz. Strafgesetzbuches bedeutend erleichtert, indem den Kantonen 
TOrbehallen bleibt, die Verfügung iiher Kinder (Art. 13 und 255 des Str. G.-B.) 
und Jugendliche denjenigen Behörden zu übertragen, welchen der endgüllige 
Entscheid über die Einatellung der Straf Untersuchung zukommt. — Eine ihn- 
liehe richterliche Befugnis bringt der Entwurf auch In Art. 17, wonach aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit das Gericht die Einweisung eines Unaurech- 
nungsfähigen in eine Heil- oder Pdegeanstalt anordnen kann; ferner Art. 35. 

' Ich erinnere z. B. an die negati vis tischen Erscheinungen der Dementia 
praecox, die sich der Richter mit bestem Gewissen als bübischen Trotz oder Ver- 
stocktheit auslegen wird, ferner an die fälle leichterer Imliecillität, deren Äußer- 
ungen sich meist dem Auge des Laien entziehen. Vgl. Kraepeliu, Psychiatrie, 
8. 73, 74, 66. — „Die Dementia praecox setzt hauptaficblich während der Ent- 
wicklungsjahre ein." „Geisteskrankheit infolge erblicher Beladung fällt gewiß 
mit ihrem ersten Auftreten in die Jahre der Entwicklung," „Insbesondere die 
nahen statistischen Beziehungen dieser Alterstufen zu den Leidenschafts verbrechen, 
zu Körperverletzung und Widerstand, weisen auf eine psychomotorische Erreg- 
barkeit, auf eine erleichterte Auslösung von Bewegungsantrieben hin, wie sie 
als eine Grundsldrung der manhehen Erregung und eonttitutionellen Jfonte [tna- 
nUeh-deprenive* Irretem] vorkommen.' 
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der Entwurf darauf abzielt, und inwiefern obige Tatsachen ee erhei- 
schen, für alle jugendlichen Verbrecher die Zuziehung eines Gerichts- 
arztes obligatorisch zu erklären, diese Frage läßt sich richtigerweise 
erst beantworten, wenn wir in das Wesen und Personal der Straf- 
verfolgung gegenüber Jugendlichen einen Blick getan. (S. hierüber im 
zweiten Teil § 18.) 

Gewiß zu begrüßen ist es schiießlich, wie der Entwurf durch 
die erörterte Dreiteilung sowohl der biologischen als der soziologischen 
Auffassung der verbrecherischen Persönlichkeit gerecht wird, indem 
er für die aus den Verhältnissen erwachsenen jugendlichen Verbre- 
cher und für jene, die es aus einer unbezwingbaren erblichen Ver- 
anlagung sind, ganz verschiedene Wege einschlägt. 

III. Die ersten Zweifel an dieser Kategorisierung erheben sich 
durch die Frage: wie soll sich der Richter an Hand einer solchen 
Weisung in der Fülle der jugendlichen Persönlichkeiten zurechtfinden? 
In den Beratungen hierzu meinte Dr. Leo Weber ; diese feinen Unter- 
scheidungen vorzunehmen, damit werde dem Richter zu viel und Un- 
mögliches zugemutet. „Ich habe das Gefühl, daß Art. 14 in der prak- 
tischen Anwendung unendlichen Schwierigkeiten begegnen wird."' 
Ausgehend von der Art der heutigen Voruntersuchung und des heu- 
tigen Hauptverfahrens, wo die Feststellung des Tatbestandes ganz im 
Vordei^nind steht, ist diese Einwendung vollkommen berechtigt Für 
die individualisierende Arbeit des Richters treten jetzt die Familien- 
verhältnisse, tritt die Abstammung, die ganze weitere Umgebung, die 
innere und äußere Lebensweise des Jugendlichen in erste Linie. Es 
eröffnet sich ein ganz neues Feld der Tätigkeit des Richters und 
seiner Hil&organe. In dieser Hinsicht bringt der Art. 14 implicite 
unbeweisüche Reformforderungen für das gesamte Verfahren gegen- 
über jugendlichen Verbrechern mit sich. Von den nötigen und geeig- 
neten Neuerungen auf dem Gebiete des Stra^rozesses (speziell für 
den Kanton Zürich) handelt der zweite Teil. 



Die Altersgrenzen. 

I. Allgemeines- Jede gesetzliche Limitierung birgt in sich eine 
Inkonsequenz, eine Härte, indem sie, stets nur den Typus im Auge, 
den Ausnahmen davon nicht gerecht werden kann. Indessen 
bleiben diese generellen Grenzlinien, diese exakte, wenn auch eines- 



' S. Verhandlungen der Kommission 1893, I. Bd., S. 56. 

Google 
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teils willkürliche Scheidung der Individuen für die praktische Juris- 
prudenz unum^nglich nötig, wenn anders die für das Rechtsleben 
notwendige Stabilität und Sicherheit verbürgt bleiben soll. Dabei 
ist allerdings — wie schon Appelius sagt' — mit der Möglichkeit 
zu rechnen, daß abnorme Fälle nachgewiesen werden können, die 
ganz gegen die Regel laufen, Erscheinungen, welche man eben für 
die Gewähr einer einigermaßen einheitlichen Judikatur in Kauf 
nehmen muß.* 

Als Stadium der Jugendlichkeit hat der Entwurf die Periode 
vom 14. bis 18. AUersjahre angenommen. Professor Stooß (siehe 
Verhandlung I. 50) bemerkt hiezu: „Der junge Mensch befindet sich 
in diesen Jahren in einem Übergangs- und Entwicklungsstadium, das 
individuell höchst verschieden ist; es muß deshalb auch je nach dem 

Individuum eine bestimmte Behandlung Platz greifen " (kritische 

Periode). Wie schon erwähnt, folgt hierin der Entwurf dem Gesetze 
von Basel-Stadt vom 23. November 1893. 

II. Die untere Grenze: das vollendete 14. Lebensjahr. Sie ist 
der Scheidepunkt zwischen Kindheit und jugendlichem Alter. Die 
Unterscheidung, welche durch diese Grenzsetzung vollzogen wird, ist 
jedoch keine durchgreifende derart, daß die Individuen hüben und 
drüben unter ganz verschiedene Prinzipien gestellt würden, sondern 
sie bedeutet vor allem eine Anpassung an die wirtschaftlichen und 
sozialen Verhliltnisse und an die den verschiedenen Altersklassen 
eigenen Bildungsstufen. Im gleichen Sinne entschied sich 1891 die 
deutsche Kommission für das vollendete 14. Altersjahr als untere 
Grenze mit der Begründung, daß im sozialen Leben diese Lebens- 
zeit durch Beendigung der Schuljahre, dem Beginn der Lehre und 
den Eintritt in einen Beruf einen so gewichtigen Einschnitt machen, 
daß die StrafrechtspSege als soziale Wissenschaft hieran anzuknüpfen 
habe. 

Allerdings wird nach dem Wortlaute des Gesetzes (Art- 13) ein 
Kind unter 15 Jahren „strafrechtlich nicht verfolgt" und man könnte 
deshalb in dem vollendeten 14. Altersjahre die Grenze der absoluten 
Strafunmündigkeit erblicken; dies ist aber nur formell richtig, indem 
an die Stelle des ordentlichen Strafrichters die Verwaltungs- oder 

' Appelius, S. SO. 

' Wie sich die Römer z. B. über diese Härte hinweghalfen, indem sie beim 
proximua pubertatie pupillus das gesetzliche Alter als erfüllt annahmeu und die 
doli fapacitas praesumierten, darüber in der Einleitung § 1. 
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Scholbebörde tritt Virtuell erfährt das Kind im allgemeiDen die 
nämliche Behandlung wie der verbrecherische Jugendliche. Neben 
der Anstaltsbehandlung ist für das Kindesalter Unterbringung in 
einer fremden oder in der eigenen FamHie vorgesehen ; ' femer ver- 
langt Art. 41 des Vorentwurfes eines Einfiibrungsgesetzes, daß die 
Kantone auf dem Wege der Vereinbarung die Ausscheidung der An- 
stalten in Erziebungshäuser für Kinder und Zwangserziehungsanstalten 
für Jugendliche vornehmen sollen. Als Strafe kommt fUr Kinder nur 
Verweis oder Schularrest, verhängt durch die Schulbehörde, in Be- 
tracht,* während für den Jugendlichen eine vom Strafrichter aus- 
gesprochene Freiheitsentziehung bis zu zwei Monaten vorgesehen ist. 

Es ist klar, daß man durch diese Sondemonnierung für beide 
Teile die den Umstünden und persönlichen Verhältnissen angemessene 
Behandlung im Auge hat, indem sowohl hier als dort die Besserung, 
Adaption als oberstes Prinzip angestrebt wird. Das Schulkind er- 
fordert eine andere Erziehungsmethode als der junge, selbständige 
Lehrling. Eine prinzipielle Unterscheidung — außer den genannten 
formellen — existiert nicht. Diese Gren2e ruht weder auf straf- 
rechtlichen Theorien, noch hat sie irgendwelche physiologischen, persön- 
lichen Momente für sich; sie wird — wie gesagt — einzig durch Er- 
wägungen sozialer Art bedingt (Ende der allgemeinen Schulpflicht etc.) 
Da nun Art. 13 des Vorentwurfes, welcher von den verbrecherischen 
Kindern handelt, die Schule zu strafrichterlicben Funktionen heran- 
zieht — was er hinsichtlich den der Schale entwachsenen Jugend- 
lichen nicht mehr kann — stellt sich die untere Grenze auch als eine 
natürliche Konsequenz der durch die sozialen Verhältnisse ermöglichten, 
verschiedenen Behandlungsweise dar. 

Es erscheint mir deshalb als wertlos, von dieser unteren Lirai- 
tierung der Jugendlichkeit viel Aufhebens zu machen, wie Gallacchi 
dies tut.' Ebenso dürfte die Kontroverse, welche anläßlich dieser 
Festsetzung in den Verhandlungen durch die Motion von Professor 
Girard für das vollendete 16. Ältersjahr hervorgerufen wurde, bei- 
gelegt sein. 

III. Die obere Grenze: das vollendete 18, Lebensjahr. Sie soll 
nach dem dem Entwurf zugrunde liegenden Gedanken die Grenze der 

' Art. 33 Vorentw. des Einf. Ges.; warum dies nicht auch für die Jugend- 
lieben geschieht, s. III. Abschnitt unter .Die Anstalten". 

' Vgl, dazu Geschieht]. Einleitung % 2 und im Bes. das envlthnte Gesetz 
von Staatsrat Cornaz für Neuenbürg (1893). 

* S. Seile 56 seiner mehrfach zitierten Schrift. 
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Plastizität sein- Und wenn unten (im dritten Abschnitt) der Beweis 
erbracht wird, daß die vom Entwurf (Art. 14, § 3) noch vorgesehenen 
Behandlungsarten mit Strafcharakter keine Strafen im strengen Sinne 
sind, so haben wir in dieser Limitierung auch die eigetUliclte Grenze 
der Strafunmündigkeit zu erblicken. 

Hier vergleichend auf die bestehenden kantonalen und außer- 
schweizerischen Gesetzgebungen zurückzugreifen, wäre natürlich ver- 
kehrt, da diese in der Hauptsache noch auf den Prinzipien der Zu- 
rechnungsfähigkeit ruhen und deshalb seinerzeit aus ganz anderen 
Gesichtspunkten zur Absteckung der kritischen Periode, zu der untern 
Grenze absoluter StrafmUndigkeit gelangten. Wir sind deshalb darauf 
angewiesen, unter ähnlichen neueren Bestrebungen des Auslandes 
Umschau zu halten- 

In den Verhandlungen der deutschen Kommission schwankten 
die Meinungen bezüglich der Festlegung der obem Grenze zwischen 
dem 12. und 16, Lebensjahr. Vereinzelt wurde schon da die Ansicht 
vertreten, daß vor allen Erörterungen über Verstandesreife und 
Charakterbildung der eine Gedauke in den Vordergrund gerückt 
werden müsse: die jugendlichen Verbrecher möglichst lange von deo 
Gefängnissen* und Strafanstalten fernzuhalten, weil da die Besserung 
nicht zu erwarten sei. Aus diesem Grunde wurde schon damals das 
Hinaufrücken der Altersgrenze bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 
beantragt. Appelius, der fUr deutsche Verhältnisse mit dem Zeitpunkt 
der vollendeten Geschlechtsreife auch die sittliche Entwicklung als 
abgeschlossen annahm und deshalb die Grenze auf das 16. vollendete 
Alter^ahr setzte, gibt doch zu, daß auch nach Erlangung der ethi- 
schen Reife Erziehung noch sehr oft nötig und möglich sein werde.' 

Die Jugendstrafgesetze der einzelnen nordamerikanischen Staaten 
schwanken ebenfalls zwischen dem 16. und 18. Jahre.* Für die Nieder- 
lande gilt das 18. Altersjabr, mit Ausnahme derjenigen Jugendlichen, 
die sich eines Verbrechens schuldig gemacht haben, das im Minimum 
mit dreijähriger Gefängnisstrafe bedroht ist. 

Gegen die Festsetzung einer bestimmten oberen Altersgrenze 
sprach sich D, 0. Engelen aus.* Er begründet seine Ansicht: .mais 
pour les mesures qui touchent la nature mSme de l'individu. Tilge 
n'est pas la chose principale, c'est l'^ducation, le däveloppement, le 

> Appelius, S. 91. 

■ Illinois 16, Hassachusetls 17, New-York 16. 

■ Revue p^oitentiaire 1902, Nr. 6, pag. 659. 
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milieu dans lequel il a vecu qui l'emportent et alors une limite d'äge 

peut Ätre funeste. on a aboli chez nouB [in Holland] un ter- 

minus s quo, se fiant aux magistrata qa'ils ne poursiiiveroot un nou- 
veau-ne; de meme, il nie semble, on aurait pu se äer ä eux 
qu'ils ne mettront pas a la disposition du gouvernement, pour un 
regime d'^ducation, un cinquantenaire. " 

Entsprechend konsequent wäre es dann aber auch, fiir Individuen, 
bei denen der Richter die Überzeugung gewonnen hat, daß hier nichts 
mehr zu bessern, noch zu verschlechtern sei, auf jeden Fall die ge- 
wöhnlichen Strafen eintreten zu lassen. Dies geschieht auch zum 
Teil in Holland (via-ä-vis des mt^eurs de 1 6 ans, le juge a la facuUe 
de laisser de cot6 toutes ces dispositions et d'iofliger les peiaes 
ordinaires fix^es pour les delinquants qui ont passä la limite de 18 
ans) und ebenso, wie schon erwähnt, in England.' Doch konnten sich 
auch diese Staaten nicht entschließen, von einer sicheren gesetzlichen 
Grenzlinie abzusehen, wohl in der richtigen Erwägung, daß dadurch 
die individualisierende Aufgabe des Richters bis zum Übermaß ge- 
steigert würde. Und soweit überhaupt die Beurteilung eines Menschert 
selbst wieder von der Individualität des Beurteilenden abhängt, wäre 
damit einer lokal und temporal verschiedenen Rechtsprechung Tür 
und Tor geöffiiet.* 

Der Gedanke schließlich, zivil- und strafrechthche Mündigkeit 
zusammenfallen zu lassen, erschien weder der Kommission der deut- 
schen Landesgruppe der internationalen kriminalistischen Vereinigung 
noch den Beratern unseres Entwurfs als tunlich, in Hinsicht nämlich auf 
die sehr zweifelhafte Besserungsfähigkeit dieser Altersklasse [18. bis 
20. (21.) Altersjahr].' 

Wie konsequent der Gesetzgeber den Besserungsgedanken er- 
&fit und durchgeführt hat, zeigt sich darin, daß er auf das Alter 
des Täters im Augenblicke der richterlichen Entscheidung, und nicht 
zur Zeit der Tat, abstellt (Art. 14, § 1, 6. Alinea). Letzteres müßte 
geschehen, so lauge man den jugendlichen Verbrecher für seine Tat 
bestrafte; jetzt, wo sich das richterliche Interesse fast ausschließlich 
seiner Person zuwendet und nach ihr die anzuwendenden Maßregeln 

' Geachichtl, Einleitung % 3. 

' Es bleibt zu erwähaeu, daß der Eotwurf zu einem norwegischen Straf- 
gesetzbuch (1895) noch auf den DiscememeutbegrifF abstellt und daraacb folge- 
richtig für die verschiedenen Deliktstreise Terachiedene obere Altersgrenzen fest- 
stellt; ähulich Strafgesetzbuch des Kant. St. Gallens (1885). 

' Vgl. Appelius, S.82,3. 
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bemessen werden, wird konsequenterweise der gegenwärtige Zustand 
des Täters entscheidend. Hat er aber einmal die obere Altersgrenze 
Überschritten, so spricht die gesetzliche Vermutung der Adaptions- 
fähigkeit nicht mehr fiir ihn ; er untersteht dem normalen Strafgesetz 
(siehe unter III). 

Durch obige Bestimmung gestaltet sich der Übei^ang gewiß nicht 
weniger schroff. Man denke unter anderem an den Fall, daß ein 
Jugendlicher, der mit 17 '/a Jahren einen Diebstahl beging, noch vor 
Erreichung der privilegierten Altersgrenze vor den Kichter gestellt 
wird. Er wird als verwahrlost befunden und in eine Erziehungsanstalt 
verwiesen. Mit der Vollendung des 18. Lebensjahres hört aber die 
Besserungsfähigkeit auf. Ware vielleicht ein Jahr nach begangener 
Tat derselbe Jugendliche, jetzt 18 '/»jährig, in Untersuchung gezogen 
worden, so kämen für ihn nun die Straf bestimmungen, allerdings ge- 
mildert (siehe unter III), in Anwendung. Das Unlogische liegt nun 
darin, daß man scheinbar glaubt, wenn bei einem Jugendlichen kurz 
vor Erreichung der oberen Altersgrenze die Wirkungen der staatlichen 
Erziehung eingreifen, müßten auch die übrigen zwei bis drei Jahre, 
welche jenseits der Plastizitätsgrenze liegen, von Eifolg gekrönt sein, 
während eben durch die Regel ausgesprochen wird, daß im allgemeinen 
nach Überschreitung der obern Grenze nichts mehr zu hoffen sei. 
Das eine halbe Jahr, welches im Einzelfalle zu einem Monat oder 
noch weniger werden kann, soll demnach eine derartige, vorbereitende 
Wunderwirkung tun, daß die Begel dadurch umgestoßen wird? — 
Es ist oben (unter I) gezeigt worden, daß solche Härten die Folgen 
jeder gesetzlich gewillkürten Limitierung sind; dann aber werden es 
vor allem zweckmäßige Bestimmungen der Verjährungslehre sein, 
welche geeignet sind, die Schroffheit des Überganges etwas abzu- 
schleifen.' Der Gesetzgeber behalf sich vorläufig zum Teil auch da- 
durch, daß er fQr die Zeit des vollendeten 18. bis 20. Lebensjahres 
gesetzUche Strafmilderung eintreten läßt (Art. 14, § 1, 6. Alinea und 
Art. 49, § 1). 

in. Übergangsperiode (18. bis 20. Altersjahr).* Neben der ge- 
machten Erwägung fällt als Strafmilderungsgrund in Betracht, daß 
erst mit diesen Jahren Verstand und Charakter durchschnittlich zu 

' 8. d. im dritteD Abschnitt i § 14 u. 15. 

• Vgl. Appeliaa (S. 84): „Mit dem Augenblick, wo die Anordoiing der 
Erziebuug in Wegfall kommt, louB das ordeoUicbe Strafgesetz zu seiaem Recht 
kommen." Ferner: u. g 15. 
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ihrer Reife und voUeD Stärke gelangea.* — Appeliua (Seite 6&), der 
Damentlich die Tatsache in Erwägung zieht, daß gerade von den 
allerschnersten Verbrechen, heutzutage besondeiB politische, von eben 
erwachsenen Burachen — den „Buben der Propaganda der Tat" — 
begangen werden, ist allerdings der Ansicht, diese dritte Periode, 
dieses Privilegium einer milderen Beurteilung, sei ganz fallen zu lassen. 
Dies läßt sich nicht ohne weiteres auch auf die Bestimmungen des 
Entwurfes übertragen, da hier und dort die Voraussetzungen andere 
sind. Die mehrfach erwähnte deutsche Kommission, deren Bericht- 
erstatter Äppelius ist, wollte damals für die Periode des 14. bis 18. 
Jahres das Kriterium der sittlichen Reife aufstellen, ging also von 
einer Zeit zweifelhafter Strafmündigkeit aus, an die sich nun erst 
nieder die Periode absoluter Strafmündigkeit mit Milderung angliedern 
sollte. Der Entwurf hingegen kennt eine Periode zweifelhafter Zu- 
rechnungsfähigkeit (im Sinne des Kriteriums der sittlichen Reife) nicht; 
absolute Strafmündigkeit und absolute Strafunmündigkeit liegen ohne 
ein vermittelndes Zwischenglied hart aneinander, wodurch eben dieser 
Übergang mit gesetzlicher Strafmilderung nötig gemacht wird. — 

Für diejenigen Fälle schließlich, wo ein Jugendlicher nach Über- 
schreitung der oberen Altersgrenze für eine in früher Jugendzeit be- 
gangene Tat verurteilt werden sollte, gibt Art. 16 des Entwurfes 
(Unzurechnungsfähigkeit = subjektive Unmöglichkeit zur Zeit der Tat, 
vernunftgemäß zu handeln) in seiner allgemeinen Fassung das nötige 
Corrigens ab-* 

Anhang. Trotz einer mittleren Periode bedingter Strafoiüadigkeit 
(zweifelhafter Zurechnungsfähigkeit) kennen eine Zeit gesetzlicher 
Strafmilderung die folgenden kantonalen Strafgesetze:' Thui^au, Bern 
vom 16. bis 18. Altersjahre; Zürich, St. Gallen vom 16. bis 19. Alters- 
jahre; Tessin, Zug, Schaffhausen, Freiburg vom (14.) 16. bis 20. 
Altersjahre; Solothurn vom 18. bis 20. Ältersjahre. 

' V. Krafft-Ebing (Lehrbuch der gerichtlichen Psychopathologie, 1881} 
verlaogt MilderuDgsgründe bis zum 21. Lebensjahr, wo im allgetueinen das menseh- 
liche Hirn erst seine völlige Reife erlange, 

■ Zum Ganzen zu vergleicheo: Krohne, Lehrbuch der Gefanguiskunde, 
S. 275; Aschrott in der zitierten Schrift, S, 21. 

' Daß dabei für die Zeit zweifelhafter Znrechuungsfäbigkeit bei nachgewie- 
senem Discernement auch nnr die gemilderte Strafe Platz greift, ist selbstver- 
stäudlich. — Es ist zu beachten, daß für das Delikt der Eigen EumsBcbädigung 
(Art. 87 g 3) der Entwurf auch nach Überschreitung des voliendelen 20. Alters- 
jahres bei UnbeÜBcbt oder jugendUohem Leiehtginn des Tälers eine sehr weit- 
gebeade, allerdings nur fakultative Strafmilderung statuier!. 
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Schroffer gestaltet sich gegenwärtig der Übergang, wenn sich 
die Periode der Strafmilderung mit derjenigen der zweifelhaften Zu- 
rechnungs^bigkeit deckt und in dieser erschöpft in dem Sinne, daß 
bis zu einer gewissen Altersgrenze bei Bejahung des Discemements 
immer Strafmilderung einzutreten hat. Diese Periode mündet dann 
übergangslos in jene absoluter Zurechnungsfähigkeit, wo die Möglich- 
keit der Strafmilderung ganz entfällt. 

Dies trifßr zu für folgende Kantone: Wallis bis zum 14. Altersjahre; 
Genf, Appenzell A-Rh. bis zum 16. Altersjahre; Waadt, Luzern, Basel, 
Neuenbürg bis zum 18. Altersjahre. 



II. Abschnitt. 



Die bedrohte Handlung. 

I. Allgemeines. „Ein Jugendlicher, der eine als Verbrechen be- 
drohte Tat begeht, wird nach folgenden Grundsätzen behandelt." 
(Art. 14, 2. Alinea; desgleichen für die Übertretungen Art. 226). 

Die dem richterlichen Einschreiten zugrunde liegende Handlung 
ist, wie wir gesehen .haben, für die Entscheidung selbst unwesentlich 
und durch das Übergewicht der jeweiligen Persönlichkeit verdrängt 
worden. Die Tat interessiert nur soweit, als sie über den Charakter 
des jugendlichen Täters Aufschluß gibt, also als ein Beitrag zur Ge- 
schichte des Individuums und natürlich insofern, als der Tatbestand 
im Interesse einer geordneten Rechtspflege zur Vermeidung späterer 
Verwechslungen und falscher Verdächtigungen stets festgestellt wer- 
den muß. 

Daß das Gesetz nicht von Verbrechen (oder Übertretung), son- 
dern von einer als Verbrechen (oder Übertretung) bedrohten Tat spricht, 
bestätigt die obige Behauptung, daß Jugendlichkeit an sich nach dem 
Wortlaut des Entwurfes Verbrechens- und somit auch Strafausschließungs- 
grund ist.* Das bedeutet nicht, daß die jugendliche Täterschaft zur 

* Vergl. hierflber §5. — S. such Entw. Art. 12, wo sieb der Gesetzgetier 
für verbrecherische Handlungen von Siodern des gleichen Ausdruckes bedient: 
eine alt Verbrechen dedrohle Handlung. Er kannte seine klare Ueinunj: kaum 
deudictier machen als durch diese Uaterstellung der Taten sowohl von Kindern 
als von Jugendlieben unter ein und denselben Begrifi. 
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Freisprechung führen müsse; die Strafe fällt weg als materielles 
Privilegium der Jugend. Wo aber fiir einen vom Gesetz zum Delikt 
gestempelten Tatbestand die darauf gesetzten Folgen, die Strafen, 
die ihn eben nls „verbrecherisch" qualifizieren, entfallen, bleibt virtuell 
das Verbrechen als solches Dicht mehr bestehen. Und auch formell 
nicht: Die Tat, die ein Gesetz unter bestimmten Voraussetzungen 
straflos erklärt, ist in diesen Fällen kein Verbrechen (Art. 23). Der 
Gesetzgeber geht also einen teleologischen Gedankengang, indem er 
seinen Zweck, die Erziehung und Besserung im Äuge, die gesetzliche 
Strafe und somit retrotraktiv auch das Verbrechen ausschließen muß. — 
Der Anspruch, das Recht des Staates auf Erziehung, beruht nicht 
auf der Handlung des Jugendlichen, die ja kein Delikt ist, sondern 
sie tritt kraft Gesetzes ein; mit andern Worten: die Tat ist nicht 
Grund, sondern nur Veranlassung des staatlichen Einschreitens. 

Wollte man davon ausgehen, daß die Tat des Jugendlichen ein 
Verbrechen sei, so wäre man im Einzelfalle bei ßemessung der Er- 
ziebungsfrist etc. gezwungen, nach der Legalordnung auf die Schwere 
der Tat abzustellen.' Dies geschah auch im Jahre 1887 für das 
Kindergesetz von Hamburg (6, April), wonach „Rücksicht auf die Be- 
schaffenheit der strafbaren Handlung" zu nehmen ist. Und ähnlich, 
wie in Holland und £ngland (siehe oben), bestimmt der act to re- 
gulato von Illinois (1891) noch, daß nur diejenigen jugendlichen 
Missetäter die Vergünstigung des Jugendgerichtes erfahren sollen, 
welche sich nicht eines ganz schweren Verbrechens schuldig gemacht 
haben,* Auch in den Beratungen zum schweizerischen Vorentwurt 
machten sich noch Stimmen geltend, die teils mit „Rücksicht auf 
das Rechtsbewußtsein des Volkes", teils um dem Richter ein objektives 
Kriterium an die Hand zu geben, auf die Schwere der Tat abgestellt 
haben wollten (Verhandlungen I, s. 62). So Professor Gretener und 
Mayer-v.Schauensee; ja Dr. Leo Weber ging soweit, zu postulieren, 
daß die positive, ausgesetzte Strafe und Strafhöhe der Tat für die 

' Dagegen scboQ ZQrcher auf der zürcb. Schulsyiiode 1900: „Gegenüber 
fehlbaren Kinderii Bind, gans abgetehen von der Art und Schwere ihrer Misse- 
taten, Maßnabmen zu treffen, welcbe dem Jugendalter im Qllgemeinea und dein 
Charakter des betreffenden Kindes im besondern angemesaen und daher alleia 
wirksam sind." 

' Letztere gelangen direkt vor die Geschworenen (Grand Jury); ihre Zahl 
betrug für das Jahr 1903 kaum etwas mehr als l°/o aller Jugendlichen. — Eine 
ähnliche Koniession an den Vergelt un gagedanken macht auch noch Colerado (act 
concerning delinquent children 1903). Es besteht dort eine Klause), welche es 
ofien läßt, einen Prozeß vor die Geschworenen zu bringen. 
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entsprecbende Behandlung des Jugendlieben Tüters maßgebend sein 
müsse; z. B, : «wenn er ein mit Zuchthaus bedrohtes Verbrechen 
begangen hat, ist er der Besserungsanstalt zu überweisen." — Eine 
solche unklare Vermischung erzieherischer und strafrechtlicher Prin- 
zipien wäre geeignet, den ganzen Reformplan auf den Kopf zu stellen; 
als ob denn auch nur in der Minderzahl der Fälle die verbreche- 
lische Potenz im Täter und die danach allein richtigerweise zu be- 
messende Erziehungsdauer' in irgendwelcher rechnerischen Proportion 
stünde zu der vorliegenden Handlung, die in einer gewissen Bezie- 
hung immer auch das Kind der Gelegenheit und des Zufalls ist. 

Zu verwerfen ist auch der Gedanke, der in einem Gutachten 
an die Kommission der internationalen krimin. Vereinigung (Gruppe 
Deutsches Reich) rege wurde und dahin ging, die fahrläaaigen Straf- 
taten Jugendlicher herauszuheben und der gewöhnlichen Legalordnung 
zu unterstellen. Leider unterließ es der Begutachter, nachzuweisen, 
daß Verwahrlosung, sittliche Verkommenheit und Erziehungsbedürftig- 
keit oder jugendlicher Übermut sich nie durch eine folgenschwere 
Nachlässigkeit, Faulheit oder Unüberlegtheit denunzieren; wohl weil 
das direkte Gegenteil davon zu klar am Tage liegt. 

Zu beachten ist, daß der Entwurf, obwohl er an sich kein „Ver- 
brechen" eines Jugendlichen mehr kennt, dennoch auch hinsichthch 
ihrer die Scheidung in „Verbrechen und Übertretungen" oder viel- 
mehr in als Verbrechen und als Übertretungen bedrohte Handlungen 
bestehen läßt. Dies ist an sich gewiß ein Fehler; denn, wenn ein- 
mal die Tat eines Jugendlichen nicht mehr als Delikt aufgefaßt wird, 
so geht es auch nicht an, gleichwohl für diese Tat die Unter- 
scheidung der Deliktsfonnen in Anwendung zu bringen. Aus prak- 
tischen Gründen erklärte sich Engelen hinsichtlich der holländischen 
Kindergesetzgebung dafür, die Scheidung in Crimes und Contraven- 
tions fallen zu lassen: ,Le juge dans le choix des mesures qu'il croit 
utiles, est encore limite par cette qualification legale du fait. Or la 
distinction entre d^lit et contravention est plus ou moins arbitraire; 
de plus, une contravention peut temoigner d'un caractere plus mau- 
vais qu'un vol de qnelque objet d'une valeur minime." (Revue p6ni- 
tentiaire 1902, Nr- 5, pag. 659.) — Indessen ist zu sagen, daß ge- 
rade in praktischer Hinsicht diese Unterscheidung für den Entwurf 
nicht mehr von durchgreifender Bedeutung ist, indem hier, bei den 
Übertretungen, für die Art der Behandlung nur einige zum Teil prozeß- 

' HierQber deB nähern im TU. Abschn. unt. „Anstalten". 
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erleichternde Modifikationen vorgesehen werden, ohne daß im ge- 
ringsten die erzieherischen Prinzipien darunter leiden: 

1. Bei verwabrlosteo und sittlich verdorbenen Individuen beschränkt 
sich die richterliche Verfügung nach Feststellung des Sachver- 
haltes auf die Überweisung an die Verwaltungsbehörde, welche 
nun die entsprechende Versorgung übemimnat. 

2. Für die Behandlungsarten mit Strafcharakter sind tiefere Ma- 
xima angesetzt. 

3. Die Buße ist aufgenommen. 

4. Versuch wird nicht bestraft (hiezu s. u. II). 

Gerade die unter l festgestellte Moditikation scheint mir darauf 
hinzudeuten, daß für die Fälle der Übertretung der Gesetzgeher ein 
summarisches Verfahren am Platze findet und durch diese formale 
Trennung in Verbrechen und Übertretungen die kantonalen ProzeG- 
gesetzgeber verständigen will.* 

II. Die Erscheinungsformen. Es ist davon auszugehen, daß die 
Bestimmungen des allgemeinen Teils (Versuch und Teilnahme etc.) 
unter sich und damit auch auf Art. 14 zur Anwendung kommen 
können. Dabei läßt sich folgendermaßen räsonnieren : Die Grund- 
sätze des Art. 14 gelten an sich fiir jede einzelne Bestimmung des 
speziellen Teils; im konkreten Fall also, verknüpft mit einem beson- 
deren Tatbestand, verbinden sie sich mit einer bestimmten einzelnen 
Norm und erscheinen dann selbst als ein Spezimen des speziellen 
Teils, wofür hinwiederum alle übrigen Grundsatze des allgemeinen 
Teils zur Anwendung gelangen können. Bei der weiteren Verfolgung 
dieser Gedankenreihe stoßen wir allerdings auf eine gesetzgeberische 
Ungenanigkeit in der Festlegung des Wortlautes. Für die Anstiftung 
i. B- wird bestimmt (Art- 22): „Wer den Täter bestimmt hat, das 
Verbrechen zu begehen, unterliegt der auf das Verbrechen angedrohten 
Strafe." Nun aber macht die Jugendlichkeit des Täters, wie oben 
gezeigt wurde, die objektiv verbrecherische Handlung eben nicht zu 
einem Verbrechen, sondern zu einer als Verbrechen bedrohten Tat. 
Es liegt kein Verbrechen vor, somit kann auch nicht Anstiftung oder 
Gehilfenschaft zu einem Verbrechen gegeben sein. 

' Vgl. über die Autiishme des Instituts in (ien Art. 226 u. g 11. 

* Und Art. 35 des Eünfütirans^sgesetz zum Entwurf gibt tatsichlicb die 
AusfObrung obiger AitSassusg: .Die UbertretuDgen des Strafgesetzbuchs Bind, 
soweit sie der kantonalen Gerichtsbarkeit uuterliegen, nach demjenigen Verfaliren 
zu behandeln, das der Kanton für Folizeiübertretungen TOrschreibt". 
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Gerade in letzterer Erwägung — und auch, um textliche Än- 
derungen zu umgehen — könnte man zunächst versucht sein, jede 
Mitwirkung bei der verbrecherischen Handlung eines Jugendlichen 
unter den Begriff der intellektuellen Urheberschaft (mittelbaren Täter- 
schaft) zu bringen. Gehen wir aber vom Wesen dieses strafrecht- 
lichen Begriffes aus, so werden wir den Ausweg versperrt finden. — 
Die mittelbare Täterschaft setzt voraus, daß die ausführende Person 
zur Zeit der Handlung ganz das mechanische Werkzeug in der Hand 
des intellektuellen Urhebers sei, d. h. der zur Ausführung Benutzte 
konnte der Tat keinen physischen oder psychischen Widerstand ent- 
gegensetzen {ühsurechnungsfähigkeit, insbesondere Geisteskrankheit, 
Hypnose und Täuschung), oder sein versuchter Widerstand wurde 
doch durch den Urheber gelähmt und gebrochen (Gewalt, Drohung). 
Was nun speziell unsere Auseinandersetzung betrifft, so geht nach 
dem beute geltenden Recht indem Begriff der „Zurechnungsunfähig- 
keit" jener der „Strafunmiindigkeit" ganz auf, und es ist deshalb 
vollkommen richtig, zu sagen, daß der Fall, wo sich der Täter eines 
Kindes oder eines strafunmündigen (ohne „discernement" handelnden) 
Jugendlichen bedient, intellektuelle Urheberschaft begründe, ' Anders 
Jedoch für den vorliegenden Entwurf, wo sich die beiden Begriffe so 
sehr verschoben haben, daß ein Jugendlicher wohl „zurechnungs/oÄ!^" 
sein und dennoch „ strafunmündig " sein kann; denn die Plastizität 
ist jetzt zum dominierenden Moment geworden. Wenn nun ein Er- 
wachsener oder ein Jugendlicher bei der verbrecherischen Handlung 
eines siebenzehnjährigen, verstandesreifen, berechnenden Menschen 
durch Anstiftung oder Gehilfenschaft mitwirkt, so fehlt zum Tat- 
bestand der intellektuellen Urheberschaft jenes psychische oder phy- 
sische Unvermögen, gegeben in der Person des ausfuhrenden Jugend- 
lichen. Wollten wir hier gleichwohl „mittelbare Täterschaft" an- 
nehmen, so würden wir den Begriff seines eigensten Wesens ent- 
fremden und ihm, schlechthin auf alle Fälle der Strafunmündigkeit 
beziehend, einen ganz neuen, viel weiteren Sinn substituieren. Wollten 
wir aber mit dem herkömmlichen Begriff auf dem Gebiet des Jugend- 
strafrechtes weiter operieren, so sind wir unabweislich gezwungen, 
die Unterscheidung „zurechnungsfähig — zurechnungsunfähig" wieder 
aufzunehmen- Das eine gewiß so wenig tunlich als das andere. Auch 
kämen wir, nebenbei erwähnt, praktisch zu einem sehr eigentümlichen 
Resultate, wenn wir der ersteren Lösung geneigt sein wollten: Ein 

> So T. Liszt, Strafrecht, XU. u. XIII. Auflage 1903, S. S22. 
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Erwachsener, der als Gehilfe bei der verbrecherischen Tat eines vor- 
sätzlich handelnden Jugendlichen mitwirkt, wäre gleich zu bestrafen 
wie derjenige, der sich zur Ausführung eines Verbrechens eines ver- 
gewaltigten Kindes bedient ; denn in beiden Fällen läge im Sinne der 
versuchten Lösung „intellektuelle Urheberschaft" vor. 

Es kann uns also der Umweg einer textlichen Berichtigung nicht 
erspart bleiben ; richtigerweise ist für Anstiftung und Gehilfenschaft, 
und analog in allen andern ähnlichen Fällen, der Wortlaut zu er- 
weitem: „Wer den Täter bestimmt hat, das Verbrechen oder die als 

Verbrechen bedrohte Handlung zu begehen, ; oder: wer dem 

Täter zu dem Verbrechen oder zu der als Verbrechen bedrohten 
Handlung vorsätzlich Hilfe geleistet hat" etc.' Durch diese letzte Wen- 
dung würde der Art. 22 implicite die zwei weiteren Fälle in sich be- 
greifen, daG ein Erwachsener oder ein Jugendlicher ein Kind oder 
einen Jugendlichen anstiftet oder einem solchen bei Begehung der 
Tat vorsätzlich Hilfe leistet. — 

Zu der Anwendung des Art. 21 Über den Versuch ist zu be- 
merken, daß sie zwar formell berechtigt ist, virtuell ihr aber keine 
Wirkung zugesprochen werden kann. Denn nach § 1 dieses Artikels 
wirkt Versuch strafmildernd ; wo aber, wie in Art. 14, nicht mehr 
Strafe, sondern Erziehung und Zucht Platz greifen, kann auch nicht 
mehr Strafmilderung eintreten. Und dies kann aus praktischen Grün- 
den gewiß gebilligt werden, da gerade durch die Ungeschicklichkeit 
des jugendlichen Täters häufig die auf einen verbrecherischen Erfolg 
abzielende Handlung fehlschlagen und sich nur als Versuch darstellen 
wird. Daraus aber einen Grund zur Verkürzung der Erziehungs- 
dauer oder zu laxerer Anwendung der Zuchtmittel zu machen, v?äre 
eine Umstellung der gesetzgeberischen Prinzipien.' — Fraglich bleibt 
nur noch, ob nicht für den Fall, daß der jugendliche Täter aus 
eigenem Autrieb vom Versuche absteht, oder dem Eintritt des Er- 

' Vgl. Abln der ungBTorach läge Nr. 2. — Die gleiche BemerkuDg Jäßt sich 
zu Art. 204 des Enttrurfs (BeKünatJguug), ferner zu Art. 20d (Aazeigepflictat) 
machen, wo in beiden Pällen der Zusatz .oder eine als Verbrechen bedrohte 
Handlung" angebracht erscheint. 

" Ist es doch schon sehr streitig, ob auch für das übrige Strafenaystem der 
Versuch strafmildernde Wirkung haben soll. Vgl. v. Liszt: Strafrecht, 12. und 
13. Aufl., S. 108, Anm. 11. Mit der neuen subjektiveu Theorie tut auch der Knt- 
wurf jArt. 21 g 1, Satz 2) einen Schritt in obigem Sinne, indem er für den voll- 
endelm Yertueh („fehlgeschlagenes Verbrechen") nur eine fakultative Strafmil- 
derung festsetzt („so kann er milder bestraft werden") — eine sehr beachtens- 
werte, entscheidende Neuerung. 



D.gitize<)t.yG00glc 



folges entgegenwirkt (Rücktritt vom Versuch und tätige Reue : 
Art. 21 § 2), gerade mit Rücksicht auf seine freie Entschließung, wo- 
durch sich gewiß eine bereits vorhandene Charakterstärke, aber auch 
gemeine Furcht und Feigheit manifestieren kann, ob nicht für diesen 
Fall, der den erwachsenen Täter von der angedrohten Strafe befreit 
oder diese doch mildert (tätige Reue), auch hinsichtlich Jugendlicher 
richterliche Maßnahmen unterbleiben sollen. (Art. 21, § 2.) Ich 
möchte dies verneinen. Denn wenn wir einmal davon ausgehen, aus 
dem Jugendstrafrecht einen Teil der Fürsorge- und Erziehungspolitik 
zu machen, so gilt es, diesen Gedanken nach Möglichkeit durchzu- 
führen, und da, wo immer Verwahrlosung und Verkommenheit sich 
denunzieren können, einzugreifen. Warum sich nun seines Rechtes 
auf Erziehung begeben, wenn sich der verbrecherische Charakter 
eines Jugendlichen durch Vorbereitung, Anlage und teilweise Ausfüh- 
rung einer gefährlichen Handlung genügend erwiesen hat, nur weil 
er schließlich, vielleicht aus Furcht oder anter dem drohenden Ein- 
druck des vorgestellten nahen Erfolges, es unterließ, die letzte Be- 
dingung zu setzen? — Ist in vereinzelten Fällen der jugendliche 
Täter aus beachtenswerten Motiven von der weiteren Ausführung ab- 
gestanden und ist er weder verwahrlost noch sittlich verdorben, so 
bleibt dem erkennenden Richter immer noch der Ausweg, aus der 
Heihe der möglichen Maßregeln die geringste auszuwählen und den 
Jugendlichen mit einem angebrachten Verweis zu entlassen (Art. 14 § 3). 

Diese Gründe scheinen mir überzeugend dafür zu sprechen, daß 
Art. 21 in seiner jetzigen, die Jugendlichen nicht berührenden Ii'as- 
sung zu belassen sei. 

III. Die Antragsdelikte im speziellen. Es ist hier davon aus- 
zugehen, daß der schweizerische Entwurf den Antrag nicht als Prozeß- 
voraussetzang, sondern als Bedingung der Strafbarkeit auffaßt.' Da es 
sich nun, wie schon mehrfach erwähnt, bei Maßregeln gegenüber Ju- 
gendlichen nicht um eine Bestrafung handelt, so wäre aus obigem 
zu schließen, daß ihre Verfolgung auch bei Äntragsdelikten ex officio 
zu erfolgen habe. 

Aus praktischen Erwägungen würde Appelius diesem Ergebnis 
zustimmen: „das öffentUche Interesse erfordert aber auch, daß die 
Antragsdelikte von Kindern festgestellt werden, auch wenn der Straf- 

' So auch: Birkmeyer: Eneyclopädie der Rechts wisse oBchaften, S. 1077. — 
Vgl. Art. 2 des Entw. : .Ist eine Tat auf Aatra^; strafbar, so wird der Tftter nur 
bestraft ", ferner den Wortlaut der einzelnen Antragsdelikle. 
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antrag nicht gestellt wird oder BOgar abgelehat wird, und daß nach 
Beschaffenheit des Falles die Entscheidung ohne Rücksicht auf den 
Antrag ergeht. Die staatlich überwachte Erziehung soll vorbeugend 
wirken, daß nicht aus der Vernachlässigung des Kindes in der Zukunft 
ein Übeltäter erwachse."' 

Nun ist aber darauf hinzuweisen, daß der vorliegende Entwurf 
nicht mehr so viele Antragsdelikte kennt, als das Reichsstrafgesetz- 
buch,* von dem Appelius ausging; anderseits handelt es sich hier 
zum großen Teil um Vergehungen, die sich im engem Kreise der 
Familie und der Hausgenossen abspielen (vergl. Entwurf Art. 80, 85, 
90, Diebstahl, Unterschlagung, Veruntreuung und Betrug gegenüber 
Angehörigen und Familiengenossen). Wollte der Gesetzgeber in diesea 
Fällen Kinder und Jugendliche auch ohne Antrag verfolgen lassen, 
so würde er das negieren, was er am meisten mit der Voraussetzung 
eines Antrages bezweckt: Weckung, Anerkennung und Schonung des 
Familiengefdhls. Und konsequenterweise fände dann auch Art- 305, 
2. Atinea (Straflosigkeit bei Verletzung der Anzeigepflicht) auf das 
Verhältnis von Eltern und Kindern, von Brüdern und Schwestern usw. 
keine Anwendung. Denn wenn einmal jedes familiäre Gefühl der Zu- 
sammengehörigkeit und jede elterliche Pietät dem „allgemeinen Wohl" 
geopfert werden soll, so sind die Eltern, welche im Sinne des Art. 
205 ihr schuldiges Kind nicht anzeigen, strafbar zu erklären, eine 
Konsequenz, die selbst Appelius von seinem Standpunkte des öffent- 
lichen Interesses aus nicht billigen könnte. 

Was aber die Antragsdelikte anlangt, welche nicht unter obigen 
Gesichtspunkt fallen,* so sind sie einerseits von sehr untergeordneter 

' Appelius, S.79. 

* z. B. sind Dach dem Entwurf heioe Antragsdelikle, wohl aber osch dem 
deutschen Strafgesetzbuch ; R. Str. G. B. § 170 (Eheerschleichung), 179 (Erscblei- 
chuDg des Beischlafes), 132 (VerfQhruug eines jungen Mädchens), Lei de nach oft s- 
delikte also, die für SIterc Jugendliche sehr wohl in Betracht kommen kSnoen. 

> Dies gind: Art. 73 § 1 (einf. KBrper Verletzung), 78 ,^ 1 (fahrläß. Körper- 
verletzung, 88 (Verletzung des Pfaud-, Nutzuießuiigs-, Glebrauchs- und Ketentions- 
rechts), 101 (Verleujndung), 102 (üble Nachrede), iOS (Bescliinipfung), iOi (Kredit- 
BCbfidigung), 106 (Bedrohung), 107 (Hausfriedensbruch), lOS (Verletzung der Be- 
rufsgebeimnisse), 109 (Verletzung des Briefgeheimnisses), 112 (EntfflhruDg einer 
Frauensperson zu unzQchtigen Zwecken), HS (Entführiuig einer Frauensperson 
zum Zweck der Ehe), 1S9 (Ehebruch), 160 (Verletzung des Fabrikations- und 
GeschäflsgeheimniHses), SU u. 212 (Verbr. gegen befreund. Staaten), 234 (Tfitlich- 
keilen), 236 (Entwendung), 257 (Eigenmacht des GlBuhigera), 238 (geringe Unter- 
schlagung und Veruntreuungl, 2il (geringe Eigentumsschädignngi, SiS (geringe 
Beleidigung), 2ii (unbefngle VeröSentl. schriftl. Uitteil.). 
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Bedeutung und anderseits steht zu erwarten, daß der Verletzte oder 
Beleidigte nötigenfalls von seinem Antragareoht um so mehr Gebrauch 
machen wird, als er nun weiß, daß den jugendlichen Übeltäter nicht 
«ine harte Strafe, sondern eine zweckdienliche Behandlung erwartet. 
Ich glaube deshalb annehmen zu dürfen, daß hier ein Redaktions- 
versehen vorliegt, indem der Gesetzgeber bei den Antragsdelikten 
allerdings auch die Jugendlichen im At^e hatte, dabei aber übersah, 
daß er sie gerade durch den Wortlaut („wird bestraft") ausschloß. 
Wollte anders der Gesetzgeber die Antragsdelikte nur für atraf- 
mUndige Verbrecher gelten lassen, so hätte er sich, um diesen nahe- 
JiegendenZweideutigkeiten vorzubeugen, gewiß deutlicher ausgesprochen. 
Der Meinung des Gesetzgebers gerecht zu werden und weitere Kon- 
troversen zu vermeiden, wäre also der Text für die Antragsdelikte 

zu ergänzen: , , wird nur auf Antrag bestraft, resp. im Sinne 

der Art. 13 und 14 behandelt."' 



IM. Abschnitt: Die Behandlung. 

A. Rein erzieherische Massnahmen. 

§9- 
Die Zwangserziehung. 

I. AUgemeinea. Schon durch Art. 64'*'' der Bundesverfassung, 
angenommen in der Volksabstimmung vom 13. November 1898, er- 
öffnete sich ein neuer kriminalpolitischer Ausblick: „Der Bund ist 
befugt, den Kantonen zur Errichtung von Straf-, Arbeits- und 
Besserungaanstcdien und fiir Verbesserungen im Strafvollzug Beiträge 
zu gewähren. Er ist auch befugt, sich an Einrichtungen zum Schutze 
verwahrloster Kinder zu beteiligen."* 



' S. Abänderungsvorschläge Nr. 5. — Für die Praxis dürfte mao jedoch, 
«ueb ohne textliche Veränderung, mit einem bloßen Analogieschluß auskommen, 

* Über die derzeitige Zulassung der praktischen Anwendung dieses Ver- 
fasttungssatzes (vor dem Inkrafttreten des eidgenösa. Strafreehtsl) Tgl. Hafter, 
Verbandlungen des aehweiz. Vereins für Straf-, Gefingniswesen nnd Schutzauf- 
sicht, Aarau, Sauerländer, 1906. 
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Dieser allgemeine Verfassungssatz hat zunächst durch die Über- 
gangsbestimmungen des Entwarfes Art. 40 fF. etwelcben Ausbau er- 
fahren; im Prinzip aber ist er der Vorläufer und die wichtige Grund- 
lage einer praktischen und gesicherten Durchführung des modernen 
Jugendstrafrechtes überhaupt. Denn es ist von vornherein klar, daß 
das Hauptgewicht in der gesamten Behandlung jugendlicher Verbrecher 
auf die Esekution, die Zwangserziehung, fällt, und daß alle Erziehung 
ohne die nötigen Mittel und Vorkehrungen nur eine halbe, wenn nicht 
gar wertlose ist. Die großen finanziellen Aufgaben, welche den Kan- 
tonen aus der obligatorischen Zwangserziehung Jugendhcher erwachsen. 
können durch den Bund nunmehr unterstützt und gefördert werden; 
wenn diese Subventionierung auch nur eine fakultative ist, so dürfte 
zu erwarten sein, daß das Interesse und die Beteiligung des Bundes 
in Hinsicht auf die allgemeine kriminalpolitische und volkswirtschaft- 
hche Bedeutung der gesamten Jugendfürsorge und Verbrechens- 
prophylaxe stets rege sei, soweit sich dies natürlich mit dem Finanz- 
haushalt des Bundes im übrigen vereinbaren läßt. Zu beachten ist 
auch, wie im Wortlaut der Verfassungsbestimmung der enge Zusammen- 
hang zwischen verbrecherischer und verwahrloster Jugend richtig 
erkannt und deutlich ausgesprochen wird- Der Zusatz: „Er ist auch 
befugt, sich an Einrichtungen zum Schutze verwahrloster Kinder zu 
beteiligen* gehört seiner Natur nach unter die Bestimmungen über 
Erziehnngswesen (Bundesverfassung Art. 21 ff.) Seine jetzige Stellung 
und Einreihung unter die Sätze betrefTend die Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes rechtfertigt sich nur aus der genannten allgemein kriminal- 
politischen Zugehörigkeit- 
indessen sind die Kantone schon vor Erlaß obigen Satzes ohne 
Unterstützung einzeln voi^egangen und es läßt sich vielleicht sagen, 
daß sich gerade dieser Satz als eine praktische Folge der mühsamen 
Versuche der Kantone, die sich zumeist mit privaten Mitteln behelfen 
mußten, darstelle.' 

Es fällt natürlich außer den Rahmen dieser Arbeit, die innere 
Ot^anisation und Verwaltung der Anstalten im Detail zu beleuchten. 
Immerhin greift die Gesetzgebung des Bundes durch einige Bestim- 
mungen in dieses Gebiet, soweit sie mit Rücksicht auf möglichst 

' In der Schweiz bestehen zurzeit 33 Anstalten für verbrecherische Jugend- 
liche; im KantoD Zürich: Bingweil (auf Grund des Gesetzes vom 4. Hai 1879 ge- 
gründet!, Uitikon (1871 durch einige Gemeinden des Bez- Zürich errichtet). Vif\. 
1. G. Schaffroth: StrafvoUiug in der Schweiz, Sonderatidriick aua den BIftt- 
t«rn für Gefängnisicuode, ftlaDDheim 1900. — Ferner: o. Gesch. EinJeitang, g 2. 
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große ladividualisierung der losasseii (Art. 42/3)' ihre Wünsche äußert 
und die Verbindung mehrerer Kantone zur Gründung einzelner An- 
stalten^ und ebenso die Zuziehung privater Institute befürwortet. 

Aus den daraas sich ergebenden Fragen seien einige von be- 
sonderer Wichtigkeit herausgehoben. 

IL Zur Terminologie ist zunächst zu sagen, daß von Zwangs- 
erziehung nur mit Hinsicht auf die staatlich zwingende Durchführung 
und Überwachung gesprochen wird. Im gleichen Sinne sprach sich 
die internationale kriminelle Vereinigung (Deutsches Reich) aus : 
„Die Kommission versteht unter Zwangserziehung entweder eine von 
Obrigkeitswegen geordnete und beaufsichtigte Erziehung in der eigenen 
oder fremden Familie oder aber als Unterbringung in einer staat- 
lichen oder unter staatlicher Aufsicht stehenden, privaten Erziehungs- 
anstalt." Da obiger Wortlaut durch die unglückliche Verbindung von 
„Zwang" und „Erziehung" leicht zu Mißdeutungen &hren uad die 
Erziehungsanstalten in der Wertschätzung des Publikums schädigen 
könnte, wäre es vielleicht angezeigt, von „staatlicher Pflegeerziebung" 
zu reden; diese Änderung liegt im Interesse der Sache und wird 
gewiß keinem ernsten Widerspruch begegnen, da sie nur eine formale, 
den Gegenstand nicht berührende ist, 

Die Unterscheidung von Zwangserziehunga- und Besserungs- 
anstalten kam schon anläßlich der Untersuchung über die ver- 
brecherische jugendliche Persönlichkeit (siehe oben § 6) zur Sprache. 
Diese Zweiteilung des Entwutfes entspricht in der Hauptsache der 
vormals in England bestehenden Teilung in Industrial- und Refor- 
motory Schools. In letztere wurden nur Jugendliche eingewiesen, 

' Arl, 42/3: „Im Betriebe einer aolcben Anstalt sind die Zäglinge nach 
Altersstufen möglichst zu sondern." Die Trennung der niSnalichen und weibliehen 
Insassen wird nicht verlangt, versieht sieh aber wohl von selbst. — Vgl. Qbrigens 
hinsichtlich der innern Organisation die sehr lebendigen und lehrreichen Schilde- 
rungen Baernreithers über das Home of Befuge in ßlentniUa (Pennsylvanien), 
S. 80fi. — Femer: Vorschläge bei Appelius gg 44 u. 45; S. 157 ff.: „die nach 
dem 14. Altersjalir überwiesenen Zögilinge sollen tunlichst von denjenigen getrennt 
gehalten werden, welclie vor diesem Zeitpunkt einer Erziehungsanstalt überwiesen 
sind." 

' Vgl. Art. 40: ... „Er (der Bund) wird vorzupweise die gemeinsame Er- 
stellung solcher Anstalten durch mehrere Kantone unterstützen." — — — Ver- 
kommnisse verschiedener Kantone über gemeinsame Gründung und Betrieb einer 
oder mehrerer solcher Anstalten grllnden sieb auf das durch Art. 7, 2. Absatz der 
Bundesverfassung statuierte interkantonale Yertragsrecht. (Vgl. Seh olle nberger, 
Bundesstaatsrecht der Schweiz, Berlin 1902, S. 172 ff.). 
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die uch einer schweren Missetat schuldig gemacht hatten und vor 
deren Berührung die Individuen leichterer verbrecherischer Potenz 
bewahrt werden sollten. Auf dem gleichen Grundgedanken ruht auch 
der Stooß'sche Vorentnurf von 1896, der »Beaserungs- und Ver- 
wabruDgsanstalten" unterscheidet, was der vorUegende Entwurf eben 
mit obiger geringer terminologischer Veränderung übernommen hat. 

Inzwischen hat sich in England eine Wandlung vollzogen derart, 
daß die Unterscheidung in Industrial- und Keformatory Schools nur 
noch für das Alter der einzuweisenden Jugendlichen in Betracht fällt; 
heute kommen in die Industrial Schools nur die jüngeren Jahrgänge 
der Gesetzesübertreter und Verwahrlosten. Eine ähnliche Entwicklung^ 
steht vielleicht auch unsern Anstalten bevor, sobald es »ich einmal 
herausstellt, daß den jungem Individuen der Umgang mit gleichaltrigen, 
wenn auch vielleicht tiefer gesunkenen weniger verderblich ist als 
der Konnex mit älteren, geistig reiferen Genossen. Immerhin wirkt 
die Bestimmung des Art. 43 des Einführungsgesetzes, wonach im Be- 
triebe der einzelnen Anstalten die Insassen möglichst nach dem Alter 
zu ordnen sind, hier vorbeugend, und ein weiterer Schritt im Sinne 
der englischen Entwicklung wird sich, falls dieser als geboten erscheint, 
durch die Praxis von selbst vollziehen, sofern nur eine rege Kom- 
munikation zwischen Rechtsprechung und Exekution, zwischen rich- 
tenden und vollziehenden Behörden gewahrt bleibt.' 

Über die vorgesehene Wechselwirkung von Zwangserziehungs- 
und Besserungsanstalt vergl. § 6. 

Nebenbei läßt sich hier die Frage aufwerfen, ob auch die Ein- 
weisung verwahrloster, aber nicht straffälliger Jugendlicher in eine 
der obigen Anstalten als tuulich erscheine. Dies kann gewiß bejaht 
werden, denn — auch abgesehen von den schwerwiegenden finanziellen 
(rründen, die für eine solche Vereinigung sprechen — sind es doch 
immer die Charaktere, die sich gegenseitig beeinflussen, und nicht 
der Umstand, ob ein JugendUcher schon wegen eines Vergehens mit 
den richterlichen Behörden in Berührung war oder nicht. Verwahr- 
loste und verbrecherische Kinder und Jugendliche sind wesensgleich, 
wie dies hier schon mehrfach betont wurde und auch in den Gesetz- 
gebungen öfters zum Ausdruck gekommen ist.' 

III. Staatlicke und private Anstalten, Der Art. 41 des Ein- 
fUhrungsgesetzes lautet: „Für den Vollzug erzieherischer und sichern- 
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der MaßnahmeD gegenüber Kindern und Jugendlichen können neben 
den vorhandenen ataathcfaen Anstalten private gemeinnützige Anstalten 
(von den Kantonen) in Anspruch genommen werden — -—'" Zunächst 
erhebt sich hier die Frage, ob auch diese letzteren Subventionen 
des Bundes erwarten dürfen. Art. 44, der allerdings zuerst nur von 
kantonalen Arbeits- und Trinkerheilanstalten spricht, scheint doch 
hinsichtlich der Beiträge des Bundes an private Anstalten eine Ver- 
allgemeinerung zu enthalten, indem er als Bedingung nur voraussetzt, 
daß solche Anstalten überhaupt von den Kantonen für strafgericht- 
liche Einweisungen in Anspruch genommen werden. Dieser Nachsatz 
will offenbar über den engen Rahmen des Art. 44/i hiuausgreifen und 
alle privaten gemeinnützigen Anstalten, welche sich in einer Art 
praktischer Kriminalpolitik betätigen, der Gunst des Bundes nahe 
legen,' 

Die Ginlnde, welche für die Gewinnung solcher pivater Anstalten 
bestehen, sind zunächst natürlich fiskalischer Natur; dann mag auch 
angenommen werden, daß eine derartige ausgebreitete Plazierung von 
Kindern und Jugendlichen in den Interessen möglichst großer Indivi- 
dualisierung liege und daß in. den privaten Anstalten ein Sicherungs- 
mittel gegen eine überhandnehmende staatliche Bureaukratie und 
schablonenhafte Erziehung gegeben sei ^ Nach den Bestimmungen 
des Entwurfes nun gewinnen sich die Kantone solche Privatinstitute 
auf dem Wege vertraglicher Vereinbaning (Art. 41); dabei soll sich 
der staatliche Anspruch in einem Recht auf Einweisung erschöpfen. 
Damit scheint mir nicht genug getan: ein staatliches Besichtigungs- 
und Oberaufsichtsrecht muß zum mindesten eingeräumt werden. Das 
Interesse an einer grundsätzlichen, einheitlichen Behandlung und Durch- 

' Vergl. hiezu Art. 33/i: „Zur UoterbriaKung iind Beaubiclitiguns von Kia- 
deru kännen auch freiwillige Vct^inigungen ia Anspruch genommen werden" ; 
ferner Art. 47 : „die Kanlone künnen die Schutzaufsicht über Jugendliche, sowie 
über bedint^t entlassene StrBfliDKe auch freiwilligen Vereinigungen Gbertrapu." 

' In diesem Sinne auch Strafanstaltadirektor Hörbin: „Wad die Subsidien, 
die der Bund an die Kosten der Versorgung zu leisten hätte, anbetrifft, so sollten 
dieselben nicht nur den Versorgungsanstalten, sondern auch Arnieneraiehungs- 
vereinen zugeteilt werden" (Verhandlg. I, S. 43). 

' Grerade der letztere Grund ist jedoch der wenigst stichhaltige : In einer 
derarligen Anstatt garantiert niemand fQr angemessene Individualisierung ihrer 
Insassen als die Beschräuhung der Zahl und dann vor allem die PersSnIichkeit 
des Leiters. Ob dieser nun kraft gesetzlicher Autorisatiou oder als Organ oder 
Angestellter einer Privatgesellschaft anile, bleibt für seinen peraün lieben Ginnull 
belauf^Ios, sofern er eben nur eine Persönlichkeit ist. 
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fühning der Exekution erfordert unbedingt diese Kontrolle, die sich 
im einzelnen nätiKen Fall zu auferlegten Bedingungen und Anord- 
nungen vonseiten des Staates erweitern dürfte- Dag Wort Appelius% 
welcher zunächst nur von Anstalten mit kommunaler Selbstverwaltung 
redet, kann auch hier gelten: .. ■ . die Behörde, welcher die Leituog 
obliegt, als kommunale Behörde gedacht, das würde zugleich ebenso 
viele verschiedene Grundsatze bei der Handhabung der Erziehung 
bedeuten, als es Kommunalverbände gibt" (Appelius, S- 147). Dieser 
Schriftsteller sieht denn auch laut § 51 seiner Vorschläge ein Be- 
sichtigungsrecht vor, von dem die staatliche überwachende Behörde 
inindestens zweimal im Jahr Gebrauch zu machen hätte.' Im gleichen 
Sinne hat sich auch Professor Zürcher ausgesprochen: „Gegenwärtig 
sind die Anstalten zum größten Teil nicht staatliche, sondern gemein- 
nützige Schöpfungen; gern wird eich der Staat darauf beschränken, 
ergänzend und unterstützend einzugreifen, aber andrerseits dürfte sich 
auch die Freiwilligkeit dazu verstehen, sich einem allgemeinen Pro- 
gramme ein- und unterzuordnen" (Jahrbuch der schweizerischen Ge- 
sellschaft iür Gesundheitspäege, I. Jahrgang, 1900). Ebenso verlangt 
Engelen für Holland: .il faut que la direction d'une teile association 
d^clare par 6cnt qu'elle se conformera aux conditions impos^es par 
le Gouvernement." Diese Declaration par ecrit wäre für unsere Ver- 
bältnisse in obige vertragliche Vereinbarung aufzunehmen, indem man 
von ihr vielleicht auch die Untei-stützung durch den Bund abhängig 
machen würde. 

Bei dem Gedanken , private Anstalten bei möglichst großer 
Wahrung der Freiheit für das Erziehungswesen der verbrecherischen 
Jugend in Anspruch zu nehmen, werden wir unzweifelhaft von 
amerikanischen Anschauungen beeinflußt- Indessen ist zu zeigen, wie 
mehr und mehr in Amerika die Konzentration der Jugendfürsorge 
und Jugenderziehung in die Hand des Staates angestrebt wird ; 
bei Gelegenheit dieser Ausführungen lohnt sich zugleich ein kurzer 
Überblick über die Entstehung des Anstaltswesens überhaupt.* 

Als nach Beendigung des nord-amerikanischen Freiheitskrieges 
(1783) sich die Flut der Einwanderer von neuem über die Union 
ergoß, war es bei der Mannigfaltigkeit und Verwicklung der Lebens- 
bedingungen und in dem schwierigen Amalgamierungsprozeß mit 
fremden Elementen schon vor der Mitte des letzten Jahrhunderts 

' Zu ?ergl. die Eisenacher VorscIilS^» I. 5, Aha. 2. 

' Einige Anhiltspiinkl« bringt auch die Keseh. Einleitung: g 2. 
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dem Staat und seinen Behörden nicht mehr oiöglicb, ohne die Bei- 
hilfe Privater durch ordnende Regeln die Vielheit der Verhältnisse 
zu bewältigen und sich in der praktischen Durchführung den Bedürf- 
nissen der neuen Zeit anzupassen. Im Jahre 1846 beg^pien wir in 
New- York einem privaten Gefängnisverein, der das gesetzliche Recht 
erhält „selbständig ein Arbeitshaus zu erbauen und alle Gefängnisse 
im Staate von Zeit zu Zeit zu untersuchen" ' (Board of Prisons). 
Mit ähnlichen Kompetenzen gründen sich auf breiter Grundlage 
weitere gesellschaftliche freie Vereine, wie der Board of Charities 
and Correction (1879 in Chicago ins Leben gerufen, wendet er sich 
hauptsächlich den Jugendlichen zu) und der Board of Public health, 
ein eigentliches Gesundheitsamt.* Ja, neben den ÄnklagebehÖrden 
entwickeln sich sog. Strafverfolgungsgesellschaften, die den noch nicht 
gehörig organisierten und zentralisierten Staatsanwaltschaften mit der 
Sammlung des Aktenraaterials und in den Untersuchungen ki^ig 
an die Hand gehen. In die Zeit dieser eigenartigen Entwicklung 
fiel oder wurde vielmehr aus ihr geboren das Reformatory-System. 
Wiederum waren es teils einzelne Private, teils Gesellschaften, welche 
die Erziehungsaufgaben sich überbanden und zu lösen versuchten, 
um, nachdem ihre Prinzipien einigermaßen in den öffentlichen An- 
schauungen Anerkennung gefunden, die gesetzliche Approbation des 
Staates zu empfangen. (Vgl. hiezu gesch. Einleitung § 3,)* 

Nachdem sich nun der Sturm der neuen Verhältnisse etwas 
gelegt, machen sich nach und nach die einzelnen Staaten daran, 
zwecks einheitlicher Kontrolle die geschaffenen Einrichtungen in ihren 
Machtbereich zu bringen und in sich aufgehen zu lassen. Der durch- 
gehende Wunsch nach Verwaltungseinheit fand seinen Ausdruck auf 
der National Conference of Charities and Correction, die 1903 in 
Atlanta tagte; Staatsaufsicht ist bezüglich aller Fürsorgeanstalten 
und bezüglich aller strafrechtlichen Einrichtungen unbedingt not- 
wendig; auch alle privaten Anstalten sollen der Aufsicht und Ver- 

' Dr, A, Hartmaon: „Die amerikanische Strafrecbtap Hege und die modernen 
Strafrechteprnbleme" ; Biälter für vergl. Rechtswissenschaft, 1906, S. 226. 

' 1865 konstituierte sieh die American Social Sience Association, welche 
Verhütung von Verbrechen. Verbesserungen des Sli'afrechts und der Gefängnis- 
dizipltn sich zur Aufgabe macht. Dieser Gesellschaft ist der Schweiz. Verein fflr 
Straf-, Gefängnis Wesen und Schutzaufsicht au die Seite zu stellen. 

' Als das Geburtsland der Besser ungsan stalten für Jugendliche kann Uassa- 
chusetts angesehen werden; hier wurden in den Jahren 1846—1866 eine Reihe 
solcher Anstalten eingerichtet. 
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ordnungsgewftlt des Staates unterliegen.' Seit dem Act to regulate 
the treatment and control of dependent, neglected and delinquent 
cbildren (1899) für Illinois, vgl. §§ 13 und 18 des Gesetzes, stehen 
alle Anstalten, welchen Jugendliche durch den Richter überwiesen 
wurden, unter der Aufsicht des Board of State commissioners üf 
Public charities und können erst dann Jugendliche aufnehmen, wenn 
sie vom Board dazu die Ermächtigung erhalten haben.* — Sehr 
genau und eingehend wird auch die staatliche Aufeicht und Kontrolle 
in England, wo ebenfalls die meisten Erziehungsanstalten Schöpfungen 
der Privatwohltktigkeit sind, durchgeführt. 

Ich meine nnn, daß wir den Weg, den uns das Interesse an 
einem einheitlichen und geregelten Erziehungsvollzng und den uns 
die geschichtliche Entwicklung weist, auch betreten sollten. Die zu- 
ständigen staatlichen Behörden sind mit einem Aufsichtsrecht über 
die von ihnen in Anspruch genommenen privaten Anstalten auszu- 
statten; auch bleibt ihnen die Verfugungs- und Verordnungakompetenz 
über Kinder und Jugendliche, die durch den Richter oder die ihn 
ersetzende Behörde eingewiesen wurden. — Art. 41 dürfte in dieser 
Hinsicht zu ergänzen sein: „Die Kantone haben sieh auf dem Wege 
der Vereinbarung das Recht der Einweisung und der Oberaufsicht 
zu sichern. Die Verfligungsbefugnis (Art. 14 § 1 , 4 u. 5) bleibt auf 
jeden Fall bei der zuständigen Behörde."' 

Betreffend die vertragliche Vereinbarung zmachen Kantonen 
und solchen gemeinnützigen privaten Korporationen erübrigt es, 
hier die Hauptpunkte einer derartigen Abmachung programmweise 
zu fixieren. 

1. Der Kanton sichert sich das Oberaufsichtsrecht; dieses wird 
bestehen : 

a) in der Visitationsbefugnis, 

b) in dem Recht, alljährlich einen Bericht über den Stand 
der Anstalt im allgemeinen und über die von den Behörden 
eingewiesenen Kinder im besondern zu fordern. 

2, Der Staat ist in keinem Falle verpflichtet, Kinder oder Jugend- 
liche der betreffenden Korporation zuzuweisen. Mit andern Worten: 
eine private Anstalt soll nicht das Recht erwerben, jährUch die Zu- 

* Diese ?tational Cnofereiice erslaüel vnti ihren alljährlichea Zusammen- 
kQnflen gedruckten Beriuht. 

' Des gleiche gilt auch fQr MassachuseltK. fBoard of Ctiarities.) 

• S. u. VorschlSge Nr. 7. 
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Weisung einer bestimmten Anzahl jugendlicher Verbrecher und damit 
auch die staathche Subvention (s. u. 3) beanspruchen zu können. 
Die Gründe für diesen Vorbehalt liegen nahe. — Wenn der Staat 
auch längere Zeit hindurch keine Jugendlichen durch seine Gerichte 
in der betreffenden Anstalt internieren Lißt, so ist darin nicht etwa 
ein einseitiger Rücktritt vom Vertrag, geschweige Vertragsbruch, zu 
erblicken. 

3. Kostenverteilung. Hier ruht der Schwerpunkt. Denn in der 
Hauptsache wird und bleibt die Durchführung einer zweckentsprechenden 
Exekution stets eine Frage des Portemonnaie. — Da der Kanton 
von den privaten Anstalten hauptsächlich in finanzieller Hinsicht eine 
Erleichterung erwartet, müssen letztere die Kosten der Verpflegung, 
des Unterhalts und der Erziehung auf sich nehmen ; der Kanton wird 
sich daran durch jährliche Subventionen beteiligen, deren Höhe jeweils 
nach Maßgabe der Anzahl der von ihnen eingewiesenen Zöglinge 



4. In der Führung und Ausgestaltung der Anstalt ist der privaten 
Tätigkeit freie Hand zu lassen. 

5. Der Kanton sichert der Anstalt seinen Schutz nach innen 
und außen zu. 

Diesbezügliche Streitigkeiten gehören, sofern der Streitwert min- 
destens 3000 Franken beträgt, in erster und letzter Instanz vor das 
Bundesgericht (B. V. Art. 110, Ziff. 4 und B- G. über die Organisation 
der Bundesrechtspflege Art. 48, Ziö'. 4). 

IV, Anstalts- und Familiener Ziehung. Alle die genannten Be- 
denken, welche gegen die Anstaltserziehung geltend gemacht werden 
können, führten n&mentlich in Amerika früh dazu, geeignete Familien 
für die Lösung der großen Erziehungsau^abe heranzuziehen. Vor allem 
die Staaten Massachusetts, Illinois und Michigan huldigen diesem Fami- . 
liensystem, indem sie besondere Pflegscbaftsverträge ausarbeiten und 
die späteie Adoption des Pfleglings durch die Pflegeeltern durch staat- 
liche Subventionen begünstigen.' Es läßt sich sagen, daß dieses System, 
als die Imitatio naturie, gewiß vieles für sich hat ; der Gedanke wurde 
auch 1880 vom deutschen Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit als 
„natürlich und zweckentsprechend" in den Vordergrund der Frage der 
Jugeridbehandlung gestellt, desgleichen anfdem internationalen Kongreß 

' Über die besondere AusKestaltung dieser Pfiegschafts- und Adoptions- 
vertr^ vgl. Öttetz dei Staate» llliiwi» aim Juli i899, in neuer Fa&sung vom 
1. Juli 1901, JDabes. gg 8. IS u. 16. (In deutscher Ü1)ertrBeui)|c bei Hartmann, 
Strafrechtapflege in Amerika, 1906, Anhang, S. 307 3.) 
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in Antwerpen 1890', und bat seitdem namentlich im Gebiete privater 
Wohltätigkeit hinsichtlich verlassener und verwahrloster, aber nicht 
strafTälliger Kinder seine praktische Anwendung erfahren.* Die Kom- 
mission der deutschen Landesgnippe (1691) nahm diese Idee auf 
auch hinsichtlich straffälliger Mindeijähriger, jedoch in dem Sinne, 
dass sie nur für Jugendliche unter 14 Jahren praktisch zu verwerten 
sei. Appelius in seinen Vorschlägen § 36 Abs. 2 beantragt, für die 
höheren Altersstufen wenigstens im Anfange der Vollzugshandlung 
Erziehung in Familien ganz auszuschließen. Der Entwurf endhch hat 
hier die Grenze scharf gezogen und bringt Familienerziehung nur 
für Kinder, die das vollendete 14. Altersjahr noch nicht erreicht 
haben, zur Anwendung (Art. 13 in Verbindung mit Art. 33 des Ein- 
führungagesetzes). — Die Gründe, warum für die Jugendlichen (Art. 14) 
ganz von der Familienerziehung abzusehen ist, sind einleuchtend: 

1. Die Jugendlichen, in denen sich der verbrecherische Sinn 
doch schon bis zu einem gewissen Grade erhärtet hat, bedürfen im 
allgemeinen einer berechneten, geregelten Zucht und strenger Dis- 
ziplin, wofür in Familien meist weder die nötigen Mittel noch auch 
genügend Zeit und ernste Hingabe vorhanden sind. 

2. Da die Zahl der geeigneten und aufhabmewilligen Familien 
ohnedies nicht groß sein dürfte, ist es angezeigt, wenigstens die vor- 
handenen im ausgiebigsten Sinne, eben durch Unterbringung von 
Kindern, zu benutzen. 

3. Zweifellos werden die Familien zur Annahme von Kindern viel 
geneigter sein als zu derjenigen verbrecherischer Jugendlicher. 

4. Darf nicht übersehen werden , daß beinoch schulpflichtigen Kindern 
eine schädliche Ausbeutung ihrer Arbeitskraft nicht zu befürchten steht. 

Daß der Entwurf für die Jugendlichen die Familienerziehung 
ganz ausschheßt, kann darnach gewiß nur gebilligt werden.* 

' „Eq principe le plac«metit dans les familles et particuliferenient k la caai- 
pagne, si la Situation de Tenfant le coniporte, est le meilleur Systeme & appliquer 
aux enfanl» troavü, abandomm ou orphelin»^ 

' Namentlich in DBneraarli. 

^ Dieser Punkt war denn auch in den Vcrhaud hingen der Experte akoniDiission 
ntcbt streitig. Eine SpeaialarHit über die juristische Ausgestaltung des Verhalt- 
aisses zwischen Staat, PHegefumilieii und Zögling wäre nutzbringend und lohnend. 
— Da im Schweiz. Entwurf Familieuerziehung nur für Kinder unt«r 14 Jahren 
vorgesehen ist, liegt es außerhalb des RahoieDB dieser strafrechtlichen Arbeit, 
welche sich mit den „ Jugendlichen" hcfasst, das erwähnte Verhältnis einer ubbern 
Ualersucfaung zu unterziehen. (Vgl. o. sub II dieses g, am Ende; ferner das zil. 
GesetE vOD Jltinois 189g|ld01: gg 8, 15 u. 16.) 
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V. Die Einweisung. Der Entwarf setzt, wie mehrfach erwähnt, 
zur Verhängung der Zwangserziehung außer der begangenen Hand- 
lang, als äußerem objektivem Zeichen, subjektiv die innere Verwahr- 
losang oder Verderbtheit des Jugendlichen voraus. Auch in der 
Fe^egung dieser gesetzhchen Voraussetzungen geht der Entwurf 
weiter als z. 6. die meisten deutschen Partikulargesetze- So verlangt 
u. a. das preußische Gesetz vom 13. März 1878, welches Kinder 
vom 6. bis 12. Altersjahr betrifft, zur Unterbringung in einer Anstalt 
neben der bestehenden Verderbtheit die Besorgnis weiterer sittlicher 
Verwahrlosung, und ähnlich das Gesetz für Baden vom 4. Mai 1886.' 
Den entscheidenden Schritt in der Richtung des Entwürfe tat 1889 
schon Zürich (Kreisschreiben des Obergerichtes vom 13. Dezember 
über den Vollzug vom Str. Ges. § 11). Der Standpunkt Preußen» 
erscheint in der Tat auch als unbegreiflich; als ob es an der vor- 
liegenden schädlichen Verwahrlosung noch nicht genug wäre und die 
staatliche Zwangserziehung nur einem Fortschreiten der Verderbni» 
entgegenzuarbeiten hätte- 

Die Einweisungsverfügung erfolgt für die Jugendlichen, im Gegen- 
satz zu den Kindern (§ 13), durch den Richter. Die Einweisung stellt 
sich in diesem Falle als eine dem Gericht überlassene VerwaUungs- 
maßregel dar. Dies begründet sich nicht nur aus der Natur des- 
richterlichen Erkenntnisses, sondern auch formell aus Art. 32 des 
Einiührungsgesetzes, wonach das kantonale Gesetz derartige Ver- 
fügungen über Kinder und Jugendliche derjenigen Behörde übertragen 
kann, welcher der endgiltige Entscheid über die Einstellung der 
Strafuntersuchung zukommt, also einer nicht richterlichen Behörde.* 
Inwieweit es wünschenswert erscheint, daß die Kantone von obiger 
Bestimmung Gebrauch machen, wird im zweiten Teil des nähern 
erörtert werden; immerhin mag hier schon darauf hingewiesen werden, 
daß aus Gründen der Gesetzgebungspolitik (vgl. § 50) eine bleibende 
Fühlung zwischen dem ordentlichen Strafrecht und der Jugenbehand- 
lung eben dadurch angestrebt werden dürfte, daß für beide Gebiete 

> Darnach werden jugendliche Personen in die Erziehungs- resp. Beaeerungs- 
anstalt Kebraidit, wenn nach ihreni Verhalten die Erzieh ungs^ewalt ihrer Ellern 
oder sonstigen Fürsorger sich zur Verhütung ihrer völligen »iitliehen Yerderbni» 
unzulfiaglieh erweisen. 

■ Vgl, Ges. betr. die zarcheriache Reclilspflege: g 769 £F. Der eodKültige 
Entscheid liegt darnach in der Hand der Jitttizdvrehtion. Jetzt auch Entwurf: 
Strafprozeß g 43C. Juitizhommiasitm ; hieröber Ges. hetreEEend Gerichtswesen: 
g 110 ff. 
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UntersuchuDg und Entscheid in der Hand derselben Behörde be- 
lassen würde. 

In allen Fällen ist die richterliche Behörde Beschwerdeiast-anz. 
(Art- 32 Übei-gangsbestimmung, Schlußsatz; vgl. hiezu den Anhang.) 

VI. Die Dauer der Unterbringung. Der richterliche Entscheid 
wird hierüber keine bestimmten Angaben enthalten. Der Entwarf 
stellt nur gewisse zeitliche Maxima und Minima auf und überläßt 
im übrigen den Jugendlichen dem Einfluß der Zwangserziehung, „bis 
er gebessert erscheint". Dies ist gewiß richtig, da es umgekehrt 
nicht anginge, im voraus eine genau bestimmte Zeit festzusetzen, 
nach welcher die Kur ihre besondere Wirkung getan haben soll ; es 
deutet aber zugleich darauf hin, wie gar nicIitB mehr auf die verübte 
Tat, sondern alles nur noch auf die Persönlichkeit und ihr späteres 
Verhalten ankommt- 

Dieses Institut der Einweisung auf unbestimmte Dauer ist au 
sich nichts neues. Zuerst wurde die „indeterminate aentence' ' 1847 
von Alexander Macconochie, Direktor einer Strafkolonie Amerikas, 
postuliert. Die Idee fand dann auch ihre Verwirklichung hinsichtlich 
der Jugendlichen zuerst in Massachusetts, wo der Juvenile Otfender 
der Anstalt ohne bestimmte Zeitgrenze bis höchstens zum 31. Alters- 
jahre überwiesen wird.* Durch einen Beschluß der Teilnehmer eines 
Gefängniskongresses in Gincinnati (1870) wurde im Prinzip die An- 
wendung der .indeterminate sentence" auch auf Erwachsene für 
zulüssig erklart, und 1676 in der Strafanstalt Elmira zum erstenmal 
davon Gebrauch gemacht- 

In ähnlicher Weise gingen die deutschen Einzelstaaten vor, wobei 
allerdings die Festlegung der oberen Grenze zwischen dem 17. und 
21. Lebensjahr schwankt.* Die mehrfach erwähnte Deutsche Kom- 
mission sprach sich für das 21. Altersjahr (GroQjäbrigkeit) aus, und 
Appelius (S. 1&4) meint dazu, daß die Erziehung regelmäßig bis zum 
21. Jahre dauern und nur ganz ausnahmsweise eine frühere Ent- 
lassung möglich sein soll. Der Entwurf geht darin ein^, daß auch 

' Über die „Indeterminate Seiiteace" ausführliches bei Hartmaun, Straf- 
recblBpflege in Amerilift, 1906, S. 250 S. 

* 8u nun auch in deu meiaten oord amerikanischen Staaten auf die Zeit 
der tiroßjahrigkeit (21. Altersj.) abgestellt; daneben wird mancherorts such auf 
das Uaxinium der auf die Tat gesetzleu Strafe als oberste Grenze verwiese-Q. 

■ FreuSen: 21, Baden: SO, Bremen: 18, Anhalt: 17. „Diese Urteiisform (ludet. 
sentence) ivird in Amerika als das Röckgrat des Reformator; System bezeichnet." 
(Baernreither, S. 69.) 
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er die Großjährigkeit (20. Alter^ahr) als obere Grenze der Znangs- 
ei-ziehung festsetzt, daneben aber ein Minimum der Anstaltsbehand- 
lung von einem Jahr bestimmt. Dies ist gewiß zweckmäßig, denn 
durch die zur Regel erhobene Bestimmung Appelius' wird ja eben 
der große Vorteil der indetermlnate sentence wieder annuhert und 
der Besserungsfähigkeit und -Willigkeit des Jugendlichen bleibt nichts 
mehr überlassen.' 

Der Aufenthalt in den großen Besserungsanstalten wird nach 
laufenden Jahren berechnet (3 — 12); die GroQjährigkeit ist dabei 
von keiner einschneidenden Bedeutung. Da es sich hier immer um 
ernstere Fälle und meist auch um Individuen von größerer Gemein- 
gefäbrlicbkeit handelt, da also der Besserungsanstalt zugleich die 
P'unktion einer Verwahrungsanstalt (wie sie noch der Stooß'scbe Ent- 
wurf tatsächlich nennt) zukommt, erscheinen obige Zahlen gewiß 
gerechtfertigt. 

In den Verhandlungen der schweizerischen Expertenkommission 
(I. Bd. S. 53) erhob sich nur eine Stimme, Direktor Hürbln, gegen 
die Festsetzung des Miniraums der Zwangserziehungsdauer auf ein 
Jahr mit der Begründung, daß in einem einzigen Jahr nicht viel zu 
erreichen sei, und daß man deshalb auf zwei Jahre oder doch min- 
destens auf 18 Monate hinangehen müsse. Hiebei ist jedoch nicht 
einzusehen, warum die Freiheit der Behörden in der Bestimmung 
der Erziehungsdauer nach oben noch mehr einzuschnüren wäre ; hier 
kann erst eine längere Praxis sichere und maßgebende Resultate zu 
Tage fördern, deshalb wird es auch angemessen sein, ihr vorläufig 
noch einen möglichst großen Spielraum zu lassen.* 

Es ist nicht zu läugnen, daß die freie Beweglichkeit der inde- 
terininate sentence sogleich anderen schwierigen Fragen ruft und im 
Verlaufe und zum Abschluß der Erziehung weitere behördliche Akte 

' Der Stoss'ache Vorentwurf (1893) sah für die AaBtallabehaadlung auch 
eine Dauer von 1—6 Jahren i^or. Das Abstellen auf die Großjährigkeit muft 
mit Rücksicht auf die ExislenzbegrQndung des Individuums gebilligt werdeu, da 
zudem fOr die Besser ungsan sta I len , somit also für die schwereren, genieiuge- 
ßhrlichen Falle, ein anderer weilerer Zeitrabmen aufgestelll ist. 

* Aus dem ohjgeu erhellt sofort, daß die „indeterminate Sentence" eiae 
Beatiiumuag, wie sie z. B. noch im zttrcherischea Entwurf betr. den Strafprozeß 
(1901) der % 437 aufstellt, uonötig macht: „Erscheint die im Urleil festgesetzte 
EioweisuDgsdauer als ungenügend zur Erreichung des Beaseruogszweekea, so kann 
das Gericht dieselbe mittelst Beschluß auf Antrag der Staalsanwaltsctaaft und 
nach Anhörung der Autsichtskommission der Anstalt verlängern, jedoch hüchateng 
auf ein Jahr." 
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nötig maebt. Wann ist die Besserung vollzogen? Wem steht über- 
haupt in dieser Frage ein sicheres Urteil zu und welches ist die 
Instanz, die für die Entscheidung des Eiazelfaltcs kompetent ist? 

VII. Die Entlassung. Diesen schwerwiegenden Bedenken bat der 
Entwurf in verschiedener Weise vorgebeugt. 

1. Die Entlassungsverfügung wird derjenigen Behörde zukommen, 
welche über die Einweisung verfügte (h. o.), d. h. hinsichtlich der 
Jugendlichen dem Richter oder der in Art. 32 der Übergangsbestim- 
mungen vorgesehenen Stelle. Dabei sind die Beamten der Anstalt 
mit beratender Stimme heranzuziehen. Tatsächlich wird es sich so 
gestalten, daß der Anstaltsdiiektor der zuständigen Behörde im Einzel- 
fall den Antrag auf Entlassung stellt, wie dies beispielsweise in Massa- 
chusetts der Fall ist, damit daraufhin nach persönlicher Einvernahme 
des JugeRdheben und „nach Anhörung der Anstaltsbeamten " die Be- 
hörde die Entlassungsverfügung treffe. In diesem einigermaßen kom- 
plizierten System erblickt der Gesetzgeber oflFenbar die Garantie dafür, 
daß eine Entlassung nicht unzeitig und unbegründeterweise vorge- 
nommen werde. Durch eine ähnliche Umständlichkeit hat man sich 
auch in New-York beholfen. Hier ist es ein fiinfköpfiger Verwaltungsrat, 
dessen Mitglieder der Gouverneur des Staates ernennt und dem die 
Entlassungsbefugnis zukommt. ' 

2. Die Entlassung wird ferner durch die dazu nötigen Voraus- 
setzungen erschwert. Neben der Vermutung, daß die betreffende Person 
gebessert sei, oder der Tatsache, daß durch die Anstaltsbefaandlung 
das zeitliche Höchstmaß erreicht ist, muß für die richtige Unter- 
bringung des zu Entlassenden vorgesorgt sein. (Art. 14, § 1, al. 5.)^ 
.Die Behörde, die den Jugendlichen entläßt, soi^t mit den Organen 
der Schutzaufsicht für seine Unterkunft." Unbedingt setzt diese Be- 
stimmung voraus, daß der Entlassung durch das Ausfindigmachen 
passender Unterkunfts- und Erwerbsstellen vorgearbeitet sei, eine 
Konsequenz die schon Prof. Zürcher für die bedingte Entlassung er- 
wachsener Gefangener zieht (Zürch. Ges. betr. den Vollzug der Frei- 
heitsstrafen, § 12, Anm. 4b). Damit verbindet sich, 

3. Daß die Entlassung stets nur eine vorläufige ist, d. h. der 
Entlassene bleibt mindestens für die Dauer eines Jahres unter staat- 

' In Illinois (Act 1891) kann das Gericht, wenn es die Besserung für ge- 
sichert hBlt, die Entiasung aussprechen. 

Appellus (S, 1G3) will den Beamten des eigens bestellten ErBiehungsamtes. 
(s. Eisenacher Vorschläge) zu dieser Funktion ermächtigen. 

' Vgl. Appellus Ges. Entw. gg 85 und 86. 
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lieber Aufsicht und amtlicher Verfügungsgewalt. Diese einjährige 
Übergangsperiode bezweckt, den Rekonvaleszenten für die Zugluft 
völliger Freiheit allmählich vorzubereiten und durch Schutz und Hilfe 
staatlicher Organe seine Existenzbedingtingen möglichst zu ^hem. 
Es ist dies auch eine Probezeit, nach deren zufriedenstellendem Ab- 
lauf die Entlassung erst eine endgiltige, unwiderrufliche ist. Indessen 
liegt der Schwerpunkt nicht in dieser Probe, sondern in der tätigen 
Fürsorge und Überwachung des Entlassenen. — Der Ursprung dieser 
Einrichtung führt uns ebenfalls nach Amerika. Die Entlassung geschieht 
hier überall ,on parole." ' Der Jugendliche bleibt in enger Fühlung 
und unter dem beaufsichtigenden Schutze der Agenten der Anstalt 
(New-York) oder besonderer Jugendanwälte, Personen, die diese Sebutz- 
aufeicht bald als Private mit staatlicher Ermächtigung, bald ah Beamte 
übernommen haben.' 

Es erhebt sich schon hier die Frage, wodurch sich diese Zeit der 
vorläufigen, probeweisen Entlassung von dem Institut der „ProbatJon" 
<8. u- § 11 und Entw. Art. 14, § S, letzt. Alinea), mit dem sie nahe 
verwandt ist, unterscheidet. Vorwegnehmend läßt sich sagen, daß die 
vorläufige Entlassung immer eine Periode der Anstaltsbebandlung 
voraussetzt, daß sie nur ein Glied, eine Epoche in einem festgesetzten 
längeren Erziehungsplan ist, während die Probation ganz an Stelle 
der übrigen staatlichen Maßregeln tritt und somit eine Methode, einen 
Erziehungsplan sui generis darstellt. In ihrem Innern Wesen sind 
beide Einrichtungen identisch, beide gehen darauf, den einzelnen bei 
möglichster Wahrung seiner persönlichen Freiheit an die Innehaltung 
einer regelmäßigen Lebensweise zu gewöhnen und ihn durch sein 
gutes Verbalten während einer bestimmten Zeit (Probe-, Bewährungs- 
frist) der staaUicben Gesellschaft den Beweis seiner „geselligen Ta- 
lente" erbringen zu lassen.' Ein weiterer Unterschied liegt aber in 
den verschiedenartigen Konsequenzen eines schlechten Verhaltens.* 

' Nur io Illinois («et 1891) ist die Entlassung ,on parole" (akulUtiv. 

' Hierüber des nShern im zweiten Teil; vorläufig zu vergl. Art. 47 der 
Übergangabesti m m u n gen , 

' Hittermaier, Der bedingte ätraferlaß. Bericht au die tustiadirektion 
des Kantona Bern (Zeitschrift, XVI, 1903, S. 31) nennt deshalb die „Probation" 
u. a. „ein Mittel zw ReliaÖiUtation.' (S. 67). 

* Der Probation wird freilich, in Verkennung ihres indirekten Besserungs- 
zweckea, zuweilen nur die Punktion einer „Mahnung* zuerkannt. Da sie aber 
auch bei iwar ungefährlichen, aber noch erzieh ungabedürfttgen Jugendlichen in 
Annendung kommen mag und dann unzweifelhaft durch die andauernde Selbsl- 
beobftchtuag und gute Fflhrung, die dem Einzelnen zur Pflicht gemacht wird, 
auf die Charaklerhildung im allgemeinen zurückwirkt, muß der Besserungszweck^ 
nenn nicht coordiniert, doch an die zweite Stelle gesetzt werden. 
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Dieses hat bei der „Probation ' den Vollzug der strafenden Maßreget 
zur Folge, an deren Stelle sie getreten ist; mißbraucht aber der vor- 
läufig Entlassene seine Freiheit, so wird er in die Anstalt zurück- 
versetzt. (Art. 14 § 1, Alinea 5.) Dadurch zeigt sich der enge Connex, 
in welehem die probevreise, vorläufige Entlassung zu der voraufgeh^ideR 
Anstaltsbehandlung steht. — Immerhin ist zu sagen, daß diese Rück- 
verbringung in die Anstalt nur dann möglich ist, wenn ihr nicht die 
absoluten Limitativbestimmungen entgegenstehen, d, h. der vorläufig 
Entlassene darf noch nicht großjährig geworden sein, resp. sich noch 
nicht 12 Jahre in einer Besserungsanstalt aufgehalten haben. Sind 
diese Grenzen erreicht, so gestaltet sich die Entlassung nicht zu 
einer Probezeit, sondern nur zu einer einjährigen Genährung staat- 
licher Scbutzaufetcht; sie ist auf alle Fälle endgiltig, da eben 
die Möglichkeit einer Rückverbringung in die Anstalt ganz ausge- 
schlossen ist. 

Anders verhält es sich auch, wenn sich der Mißbrauch der Frei- 
heit als Begehung eines neuen Verbrechens darstellt. Dies ruft einer 
amtlichen Untersuchung und einem von der Probezeit unabhängigen 
gerichtlichen Procedere, das sich entweder zu einer erneuten An- 
wendung der Grundsätze des Art. 14 ausgestalten oder mit der 
Verhängung der ordentlichen (event- gemilderten) Strafe endigen wird, 
je nachdem der Täter am Tage der neuen richterlichen Entscheidung 
das achtzehnte Altersjahr vollendet hat oder nicht. (§ I, Schluss.) — 
Wollte man die Worte „mißbraucht der Entlassene die Freiheit" in 
dem weitem Sinne auslegen, daß darunter auch die Begebung eines 
neuen Verbrechens als Grund für die Rückverbringung in die Anstalt 
zu verstehen sei, so käme man theoretisch zu einer Anstaltsbehand- 
lung ad infinitum, in der Perioden der Internierung mit solchen vor- 
läufiger Entlassung, ausgeschmückt durch ein jeweiliges Verbrechen, 
in hübscher Periodizität abwechseln würden; nicht zu reden davon, 
daß diese erneute Kundgebung eines verbrecherischen Charakters 
in weiterem Umfange strengere und sichernde Maßnahmen nötig: 
macht. j. 

Über die Ausgestaltung der vorläufigen Entlassung im einzelnen 
und namentlich über Person und Stellung der Schutzaufsichtsorgane 
ist hier nicht der Ort zu reden; die Ausführungen hierüber sind in 
den zweiten Teil verwiesen. 

VIII. Erfolge der Anstalten. Da bei uns eine von allgemeinen 
gleichartigen Prinzipien geleitete und durch staatliche Mittel kräftig 
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unterstützte Aostattserziehung noch zu erwarten steht, sei hier auf 
einige statistische Vermerke des Auslandes Bezug genommen.' 

England hat von den aus seinen Reformatory Schools Entlassenen 
durchschnittlich dreiviertel gebesserte Jugendliche Delinquenten auf- 
zuweisen. Die letzten Jahre haben hier eine fortwährende Abnahme 
der Kriminalität Jugendlicher gebracht, trotzdem in derselben Zeit 
die Bevölkerung um 6 — 7 Millionen zugenommen hat. (Fuld, Zwangs- 
erziehung in der Zeitschr. für die ges. Strafrechts-WissenschafI XI, 
S. 123.) 

Die Lyman School in Massachusetts verfolgt ihre Zöglinge bis 
zum vollendeten 21. Altersjahr und stellt aus den Aufzeichnungen 
mehrerer Jahre fest, daß 607o der endgültig Entlassenen als ge- 
bessert angesehen werden können; 267o fuhren sich schlecht auf und 
die übrigen 147« sind außer Beobachtung gekommen oder lassen nocb 
kein sicheres Urteil zu. 

Anhangsweise : die Befreiung aus der Anstalt. 

Art. 193 des Entwurfs (Befreiung von Gefangenen) umfaßt dem 
"Wortlaut nach nicht auch die Befreiung internierter Zöglinge oder 
die Hilfeleistung zu ihrer Entweicbung. 

Wenn man auch erwai-ten dürfte, daß ein schweizerisches Gericht 
den Art. 173 nicht in der gleichen formalistischen Weise interpre- 
tieren würde, wie das Reichsgericht den § 120 des D. R. Str.rG. B.*, 
80 drängen doch die Erwägungen, wieviel größer die Bewegungsfreiheit 
der in Anstalten untergebrachten Personen gegenüber den gewöhn- 
lichen Gefangenen ist, wie zahlreich ferner die Motive sein können, 
welche die Eltern zur Befreiung ihrer Kinder durch Gewalt, Drohung 
oder List treiben mögen, dahin, die Tätigkeit der erzieherischen Be- 
amten und die Anstalten selbst vor Eltern und Angehörigen durch 
verschärfte Strafandrohung zu schützen. Dies gilt namentlich auch 
für Kinder (Art. 13), welche in einer fremden Familie untergebracht 
sind. Der erwähnte Artikel dürfte also mit einem Zusatz zu verseben 

■ Immerhin stellt Ur, G. Beck schon für die beschränkte TatiKkeit der drei 
^ößten schweiserischeo Zwangserziehuagsiinstalteii (Aarburg, Trachselwald, Biogwil) 
erfreuliche Resultate fest; vgl. Tabelle S. 10, woraus sich ergibt, dali aus den. 
Anstalten durchschnittlich 8 7* gewohnheitsmäßige Bückfällige hervorgehen, aus 
den Strafanstalten dagegen 20Vo- (Verhandlungen des Schweiz. Vereins für Straf-> 
Geßugniswesen und Schutzaufsicht, Aarau, 1306.) 

• Vgl. Entech. XV, S. 39, wonach gegenüber der gesetzwidrigen Befreiung 
eines Jugendlichen g 120 keine Anwendung fand. 
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sein, ftir den wir im wesentlichen die von Appelins vorgeschlagene 
Fassung UbernehmeD können. (Appelius, Entw. § 96.) 

„Art. 193 § 3. Wer eine in staatlich überwachter Erziehung 
stehende Person aus dsr Erziehungsanstalt oder aus der Gewalt des- 
jenigen, m dessen häuslicher Gemeinschaft dieselbe sich befindet, 
vorsätzlich befreit oder wegfuhrt, odei' ihr zur Selbstbefreiung oder 
zum Entlaufen vorsätzlich behilflich ist, wird mit Gefängnis nicht 
unter einem Monat bestraft." ' 



B. Zuchtmittel mit Strafcharakter. 

(Art. U % 3h) 
§ 10. 

Allgemeines. Die Einschliessung und ihre Kom- 
bination mit rein erzieherischen Massnahmen. 

I. AUgenieines. Die hier in Frage stehenden Maßnahmen sind: 
Fräkeitsenteug (abgesonderte Einschliessung), Verweis, Buße (bei 
Übertretungen Art. 226) und „Probation" (bedingter Erlaß der Ein- 
schließung). "Es ist schon mehrfach darauf hingewiesen worden, daß wir 
hier keine gesetzlichen Strafen im strengen Sinne vor uns haben; dies 
ei^ibt sich sowohl aus der Natur dieser Maßregeln als auch aus der 
unverkennbaren Ansicht des Gesetzgebers selbst. Letzterer vermeidet 
es mit auffallender Konsequenz durchgängig, jemals das Wort „Strafe" 
im Gebiete der Jugend behandlung zu gebrauchen; mit Bezug auf obige 
Maßnahmen spricht er ausdrücklich von „Zuchtmitteln", wahrschein- 
lich eben um zu betonen, daß er in diese Maßregeln nur einen 
korrektionellen Wert gelegt wissen will. Diesem Prinzip entspricht 
auch die Anlage. Während die gesetzliche Strafe mit der Schwere 
der begangenen Handlung stets in einer gewissen Relation steht und 
sich in einem bestimmtumgrenzten Kahmen nach ihr bemißt, ist dieser 
Gesichtspunkt hier, wo es sich im Maximum um zweimonatlichen 
Freiheitsentzug handeln kann, von vornherein ausgeschaltet. Das Haupt- 
gewicht ruht hier auf der Persönlichkeit, indem es sich nur um 
Jugendliche handelt, die nicht verwahrlost oder sittlich verdorben 
sind, sondern aus it^end einer momentanen Steigening des Lust- 



') S. u. A bind eru II gs vorschlüge Niv 4. 
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oder Unlustgefuhls zu Gesetzesübertretern geworden sind.' Allerdings 
werden dafür in der Hauptsache nur leichtere Verbrechen und Über- 
tretungen in Betracht kommen, da schwere Missetaten, von einigen 
Erfolgsdelikten abgesehen, stets auch eine rudimentäre Entwicklung 
des Empfindens, ein gewisses Maß sittlicher Verkommenheit zur Vor- 
aussetzung haben, woraus sich eben eine andere, in den vorhergehenden 
Paragraphen des Art. 14 voi'gesehene Behandlung rechtfertigt. 

Um die Ansicht zu belegen, daß es bei diesen Zucbtmitteln dem 
Gesetzgeber gleichwohl um „Strafen" zu tun gewesen sei, könnte 
man immerhin auf Art. 32, Absatz 2 der Übergangsbestimmungen 
verweisen, wonach es stets nur dem zuständigen Richter vorbehalten 
bleiben soll, Verweis und Einzelhaft gegenüber Jugendlichen eii ver- 
hängen, während bekanntlich die Einweisung in eine Anstalt auch 
einer nichtrichterlichen Bfihörde übertragen werden kann. (Art. 32, 
1. Abs.) Indessen bleiben für diese formelle Argumentation die Bußen 
außer Betracht und zudem dürfte sie gegenüber dem unverkennbaren 
erzieherischen Wesen dieser Maßregeln nicht standhalten. 

Die Erkenntnis, daß es sich hier nicht um Strafe handelt, daß 
also im Einzelfalle die EinschUeßung nicht als eine Gefängnisstrafe 
oder Haft, sondern als ein Freiheitsentzug sui generis anzusehen ist, 
wird praktisch für die Anwendung der Ehrenfolgen {Art. 40, § 1, 
3. Alinea) von Bedeutung.* 

n. Die Einschließung. Die Abneigung, jugendliche Personen in 
den gewöhnlichen Gefängnissen unterzubringen, von denen keine heil- 
same Wirkung zu erhoffen war, machte sich schon vor längerer Zeit 
auch in Richterkreisen geltend.* Allerdings sah noch der Stooß'sche 
Vorentwurf von 1893 für Jugendliche vom 16. bis 18. Lebensjahre 
die ordentlichen Strafen vor, wenn nämlich „ihr verbrecherischer 
Charakter die Aufnahme in eine Besserungsanstalt nicht zulasse."* 
Schon in den diesbezüglichen Verhandlungen votierte Prof. Gretener, 
daß die Zuchthausstrafe ganz auszuschließen sei und Prof. Stooß 
stimmte im wesentlichen bei mit der Bemerkung, daß die Zuchthaus- 
strafe überhaupt gegenüber den Jugendlichen nur sehr selten zur 
Anwendung kommen werde.^ 

' Vgl. o. g 6. 

* Hierüber s. u. % 13: Begleiterscheinungen. 

' Vgl. Arthur Dix: Die Jugendlichen in der Kriniiual- und Sozialpolitilt. 
Jeoa, 19(^, 8. 25. 

' Also etwas ähnliches wie derzeit noch in Holland und England. 
^ Verhandlungen I. 8. Öl. 
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Auch die Deutsche Kommission sab in den Eisenacher Vorschlagen 
(8. d. N* II, 3) noch die Anwendung gewöhnlicher Freiheitsstrafen vor, 
jedoch sollte bei Bemessung der Strafdauer nicht das vorliegende 
Verbrechen, sondern der Zweck der Besserung maßgebend sein. „Es 
kann der E'all sein," sagt in dieaem Sinne Appelius, „daß eine ein- 
jährige Freiheitsstrafe auch bei schwereren Verbrechen ausreicht"; 
doch bestätigt auch er, daß die Wirkung einer längeren Strafe auf 
ein noch unentwickeltes Gemtit durchaus unsicher und zweifelhaft sei. 

Nachdem nun der Art. 14, § 1 durch den gründlichen Ausbau 
des Erziehungsprinzipes alle irgendwie schweren und bedenklichen 
Fälle unter dem einen Gedanken der Anstaltsbehandlung subsumiert 
hatte, blieben für die Anwendung gewöhnlicher Strafen nur noch die 
leichteren und leichtesten Vergehungen übrig, die man, dem Lauf 
der Entwicklung folgend, nun ebenfalls ganz unter den Gesichtspunkt 
der Zweckmäßigkeit stellte. Die Festsetzung einer abgesonderten Ein- 
schließung im Bahmen von drei Tagen bis zu zwei Monaten erschien 
als ausreichend, und wie überall wurde auch hier weniger auf das 
technisch-formale, als auf die praktische Durchführung, auf Art und 
Ort des Vollzugs, für die Beeinflussung des Jugendlichen Gewicht 
gelegt. Art. 14, § 3 sagt deshalb ausdriickhch : „die Einschließung 
findet in einem Gebäude statt, das nicht zur Freiheitsentziehung für 
Erwachsene dient," und Art. 43 der Übergangsbestimmungen legt den 
Kantonen noch im besondern die Pflicht auf, vorzusorgen, daß für 
die Einschließung Jugendlicher geeignete Räume bezeichnet werden. 
Auch soll der Inhaftierte angemessen beschäftigt werden. (Art. 14, 
§ 3/i, Schlussatz.) 

Für diese Bestimmung des Entwurfes war hauptsächlich ein 
iieuenburgiscbes Spezialgesetz vorbildlich: die loi concernant la dis- 
cipline scolaire et les arrßts de discipline, vom 2ö. Sept. 1893,' die 
durch die Initiative des verdienstvollen, nunmehr verstorbenen Chef 
des Justizdepartementes, Auguste Cornaz, ins Leben gerufen wurde. 
Es handelt sich in diesem Gesetze zunächst um die disziplinarische 
Bestrafung von fehlbaren, schulpflichtigen Kindern, gegen welche 
Schülarrest bis zu 24 Stunden ausgesprochen werden kann. Der 
Art. 2 bedeutet aber eine wesentliche Erweiterung, indem er den 
Staatsanwalt ermächtigt „de renvoyer devant le juge de paix du 
ressort les enfants de dix ä seize ans qni auraient comrais des con- 
traventions passibles de la prison civile ou des delits l^gers, lorsqae. 

' Vgl. Zeitschrift, XII, S. 227. 
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<]an8 ces dernierE cas, il envisage qu'il n'y & pas lieu de renvoyer 
les prövenuB devant les tribuoaux ordinaires . . ." Der Friedensrichter 
kann in diesen ihm Überwiesenen Fällen Einschließung in einem Schul- 
liaus bis auf acht Tage verfügen, wobei es ihm Überlassen bleibt, 
■den Arrestvollzug nur für die Tageszeit oder tür Tag und Nacht 
anzuordnen. Eine besondere dreiköpfige Kommission, vom Regierungs- 
lat gewählt, sorgt unentgeltlich für Unterbringung und angeme^ene 
Beschäftigung des Verurteilten.' 

Die Niederlande haben 1901 durch die kurzzeitige Freiheits- 
-entziehung par placement dans une ecole de discipline einen ähnlichen 
Oedanken aufgenommen. 

Die Möglichkeit, den Arrest auf die Tageszeit („de huit beures 
-du matin ä quatre heures du soir") zu beschränken, dürfte auch für 
-die Bestimmungen des Entwurfs, wenigstens hinsichtlich der Über- 
tretungen in Betracht gezogen werden- (Art. 3, S'^^^allinea: „en cas ■ 
■de contraveniions relevant du juge de paix, le delinqnent ne peut 
■^tre puni que des arrUs de jour jusqu'ä trois fois huit heures"). 
Dies darum, weil bei der ohnehin sehr kurzen Dauer der Freiheits- 
-entziehung (Art. 226: höchstens acht Tage) diese in vielen Fällen 
•durch einen täglich, periodisch wiederkehrenden Vollzug empfindlicher 
gemacht würde 'als durch eine Zeit kontinuierlicher, abstumpfender 
Absitzung. 

Es lohnt sich hier, noch einen kurzen Blick auf eine sehr eigen- 
artige Einrichtung zu werfen, die, vielleicht wie keine andere geeignet 
ist, uns über die Mühseligkeiten und Hindernisse, welche der werdende 
und ausreifende Zweckgedanke zu überwinden hatte, ein klares Bild 
zü verschaffen. 

Noch die Zwangserziehungsgesetze verschiedener deutscher Einzel- 
staaten kennen eine eigentümliche Verbindung von Erziehung und 
ordentlicher Strafe, so: Oldenburg, ]>übeck und Hamburg; letzteres 
Jäßt sogar auf eine längere Perlode der Anstaltsbehandlung die re- 
guläre Strafe folgen, während die übrigen die Strafexekution voraus- 
gehen lassen. Diese Mischung ist ein letzter Versuch, durch die 
Wirkung des Strafübels nach der Erfolglosigkeit aller erzieherischen 
Maßnahmen zu wirken. Auch die Niederlande haben sich zu dieser 
Kombination verstanden, immerhin init der Abschwäcliung, daß dem 

' Msn kann hierin die ersten Ansätze zu der Organisation einer staatlichen 
Schutuiuf sieht erblicken (surveillance publique). Das nähere im Anhang: ^ 17, lU 

Laut einer peräön liehen, verdaakens werten Milleilung der Staatsanwaltschaft 
Neueuburg soll sich obiges Gesetz zur Tollen Zufriedenheit hefvShrt haben. 
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JimtiziiiiDiBter das Recht vorbehalten bleibt, nach vollendeter Zwangs- 
erziehung die Strafe bedingt zu erlassen. Appelius, der noch für ein- 
zelne Fälle dieser Verbindung das Wort redet,' komint selbst dazu 
7.a sagen, daß die Strafe nur ein Denkzettel sein soll, daß sie nur 
vorhanden ist, datnä überhaupt gestraft wird, während der Schwer- 
punkt auf der nachfolgenden Erziehung liegt." (S. 112.) Zur weiteren 
B^^ndung fligt er dann bei: die Strafe solle nachträglich noch da» 
erreichen, was die Erziehung zu bessern übrig gelassen oder vergeblich 
versucht habe.' 

Seither wurde gegen diese Kombination auf dem internationalen 
Kongresse zu Antwerpen, namentlich von selten der Engländer, leb- 
haften Protest erhobwi.' 

Tatsächlich \&Si sich denn auch sagen, daß eine solche unglück- 
liche Verbindung nichts anderes ist als eine Konzession an das her- 
gebrachte Strafensjstem und den Vergeltungsgedanken. Wir befinden 
uns mit dieser heute sehr befremdenden Erscheinung in einem Stadium 
der Entwicklung, wo der reine Zweckgedanke noch nicht klar durch- 
dacht und erst mit einer halben Entschlossenheit erfaßt wurde, weil 
man davor zurückschrak und zurückschrecken mußte, die Tradition 
von heut auf moi^n ganz zu verleugnen. Daß darunter die Bes&erungs- 
idee indessen gerade am meisten leiden mußte, ist klar: Es ist der 
folgerichtige und natürliche Gang jeder erzieherischen Behandlung, 
aus einer Periode gänzlicher Gebundenheit allmählich in eine Zeit 
beschränkter persönlicher Bewegungsfreiheit hinüberzuleiten, um so 
schließhch in berechneter Steigerung die Zeit völliger Selbständigkeit 

' Z. B. soll sie nameiitiieh ADwendunR findtin, iveaii es sich um die Abur- 
teilung eines Tfiters handelt, der tur Zeit des Urteils bereit« der staatlifh öber- 
wBcbten Erziehuntc untersteht (also eveut. in „Probation" ist). 

* „Unter der Herrschaft das preußischen Gesetzes lielr. die Unlerhringung 
verwahrloster Kinder vom 13. Hirz 1878 kam es wiederholt vor, daß verwahr- 
loste Kinder, welche auf Grund jenes Gesetzes der Zwangserziehung überwiesen 
waren, nach ihrer IJnterbrinfUDg in einer Graiehungs- oder Besserungsanstalt 
oder in einer Familie auf Anordnung der Strafvollstreckungsbehörde in ein Ge- 
fängnis abgeliefert werden mußten, um Skafen zu verbüßen, welche gegen sie 
wegen strafbarer, nach Vollendung ihres 12, Lebensjahres begangenen Handluni^n 
gerichtlich verhängt worden waren." 

1882 machte eine Verfügung des justizminiatera diesem unhaltbaren Zustand 
ein Ende {Justiz. Min. Blatt, S. 288), und am 1, Oktober 1904 folgte eine Erganzungs- 
verfügung mit Bezug auf das preußische Gesetz über die Fürsorgeerziehung Minder- 
lahriger (2. Juli 1900). 

Vgl. Geriehtstaal, LXV. 1905, S. 400 S. 

* S. Bevue p^nitentiaire, 1901, pag. 1042. 
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vorzubereiten.' Statt dessen schlug man in den genannten Gesetz- 
gebungen den umgekehrten, unnatürlichsten Weg ein, ließ einen jungen 
Menschen in der Anstalt sich entwickeln und heranreifen, um ihm 
nachher in der Abgeschiedenheit des Gefängnisses über eine vor viel- 
leicht Jahren begangene Tat und die genossene Erziehung nachdenken 
zu lassen. War aber, wie in den Niederlanden, für den Fall einer 
erfolgreichen Anstaltsbehandlung der bedingte Erlaß der im voraus 
augesetzten Strafe vorgesehen, so konnte und mußte sich in der 
Hofihung auf Eriangung dieser Abdikation Heuchelei und Verstellung 
als gründliche und ernste Korrektion präsentieren. Daneben liegt etwas 
sehr bedenkliches auch darin, daß der Richter im Einzelfalle von 
vornherein bestimmen soll, ob die Erziehung und bis zu welchem 
Grade sie fruchtbar sein werde, um nach dieser höchst nnsichern 
Prognose die späterhin zu exequierende Strafe anzusetzen. Darüber 
half man sich mancherorts mit dem sehr künstlichen Mittel hinweg, 
daQ man dem Richter Gelegenheit gab, erst nach erfolgter Erziehung 
die Freiheitsstrafe auszusprechen. Dadurch wurde das Verfahren, 
welches sich jetzt in zwei zeitlich weitauseinanderliegende richterliche 
Akte zerlegte, nicht unwesentlich verumständlicht, und die Bestimmuug 
des Zeitpunktes, an welchem der Hichter neuerdings einzugreifen hätte, 
war dadurch nach wie vor ins Ungewisse gestellt. 

Dafl der Entxourf in dieser Hinsicht den Faden energisch hinter 
sich abgeschnitten und das reine Zweckprimip zu einem festen und 
klaren Abschluß gebracht hat, ist gewiß sehr anzuerkennen. — Kin 
zu erörternder und dem Entwurf nicht allzu femstehender Gedanke 
wäre ebenfalls, die erfolgte Freiheitsentziehung mit einer Zeit staat- 
licher Überwachung (Probation} zu verbinden. Diese Idee findet sich, 
allerdings nur mit Rücksicht auf längere Einschließung, schon in 
einem Vorschlag ausgesprochen, den Comaz zuhanden des Stooß'schen 
Vorentwurfe in den Verhandlungen machte.' (Verhandig I, S. 56.) 
Immerhin ist zu sagen, daß dabei von einer Probezeit (im Sinne der 
vorläufigen Entlassung oder der nachstehend zu behandelnden „Pro- 
bation") nicht die Rede sein kann. Denn dieses würde die MÖglich- 

' Wie 68 denn auch jetzt im Entwurf durch die Anstall^bchaiidlung und 
die darauffolKeude Zeit der probeweiseo Entlassung in richtipr Stufenfolge an- 
iCelegt ist. 

* „Tout jeune ddinquant qui a subi une peine de d^tention supjrieure k 
trois mois (dies war nach dem ersten Entwurf noch möglich) demeure plae^ 
durant cinq ans au plus de l'eipiration de sa peine sous la surveilltnce d'une 
institution de patronige aux injonctiona de laquelle il est tenu de se confonner." 
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keit eiDes eraeuten energ:i3chen staatlicheu Eingriffes im Falle schlechter 
Führung zur Voraussetzung haben, wo dem Richter von vornherein 
die Hände gebunden sind : War im richterlichen Erkenntnis das ge- 
setzliche Höchstmaß der Einschließung (2 Monate) ausgesprochen und 
war das Urteil vollzogen, so steht jetzt dem Richter nur auf Grund 
eines nicht tadelsfreien Verhaltens ohne das Vorliegen einer neuen straf- 
baren Handlung keine weitere Strafkompetenz zu; und im gunstigeren 
Falle könnte er eventuell nur noch über einen allfalligen freien Rest 
(die verbüßte Freiheitsentziehung vom Höchstmaß abgezogen) verfügen. 
Diesen zweiten Teil der Exekution aber zu einer Zeit staatlicher 
SchutzaufBieht ohne wettere Bewährungsbedingungen zu machen, dürfte 
sich in den vorliegenden Fällen am wenigsten rechtfertigen, da wir 
es hier meist mit Jugendlichen zu tun haben, die in gesunden und 
ordentlichen Familien- und Lebensverhältnissen stehen. 

§ 11. 

Die Probation.' 
(Bedingrter Erlaes der EinscIilieBsung.) 

1. Allgemeines. Wir nähern uns damit einem Institute, das trotz 
seines verhältnismäßig jungen Daseins eine weite Geschichte hinter 
sich hat und in der Zeit eines halben Jahrhunderts, von Amerika 
und England herkommend, in den meisten Stra^esetzbüchem der 
europäischen Staaten Eingang fand, indem es hier so und dort 

' LEteratur: 

Perrin: De Ja remise eonditiooelle des peines, Thüse, Gepfcve 1901. 

Bachein; Uie bedingte Verurteilung, 1894. 

Zürcher: Pher die bediogte Verurteilung, Verhandlung des Schweiz. Vereins 
SHt Straf- und GefängDisweaen, Aarau, 1901. 

Igaatius: Die bedinjcle Verurteilung in England, ZeitHChr. für die ges. Straf- 
rechts wissen seh. XXI, 732. 

Cruber: Die neuesten Ergebnisse der beding, Verurteilg. in IVankreirh uud 
England: Gerichtssaal 49. S. 133. — in Belgien: Gerichtasa«! 55, S. 46t>. 

Materiaisaminlung ilher bodinifte Verurteilg., erschien bei C, Heymaun 
Berlin, 1896. 

Hartmann: Strafrechtspfleife in Amerika, Berlin, 1906, Probation System 
S. 260 ff. 

Appeiius: Diu bedingte Verurteilung und die anderen Ersatzmittel für kurz- 
zeitige Freiheitsstrafen. Cassel, 1890. 

Mittermaier, Der bedingte Straferlaß, schtvei:!. Zeitschrift für Strafrecht, XVI 
1903, S. 31 ff. 

Groß: FÖr den bedingten Straferlaß: Zeitschr, für priv. und oft. Recht der 
Gegenwart, 1907, XXXIV, P. 273-424. 
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anders ausgebaut und spezialisiert wurde. Dabei ist es namentlich 
charakteristisch, wie mancherorts die „Probation" auf dem Umweg 
Über die Jugendlichen sich die normale Strafgesetzgebung erobert 
hat, wie sie also zuerst in einem engeren Kreise ihre Brauchbarkeit 
zu l^itimieren und ein gewisses Mißtrauen zu überwinden hatte. 
Dieses Mißtrauen war historisch von Seiten der europäischen Staaten 
vollauf berechtigt,' da dieses neue Institut rier bedingten Verurteilung 
oder des bedingten Straferlasses als die leibhaftige Verkörperung des 
Zweckgedankens erscheinen mußte, indem es verlangte, daß unter 
gewissen ganz im Willensbereiuh des Täters liegenden Voraussetzungen 
der Richter trotz des Vorliegens eines erwiesenen strafbaren Delikts 
von der Anwendung der eigentlichen Strafe ganz absehen könne. 
Diese Voraussetzung war in der Hauptsache, daß der Verbrecher 
innerhalb einer bestimmten Frist der Gesellschaft den sichern Beweis 
seiner weiteren Ungefährlichkeit und wirtschaftlidien Tüchtigkeit leisten 
mußte, während welcher Zeit er auf freiem Fuße und höchstens unter 
der Aufsicht staatlicher Schutzorgane sein sollte. Erbringt er diesen 
Beweis, so fällt die Strafe, resp. Verurteilung dahin; andernfalls tritt 
das normale Verfahren ein. 

II. Geschichtliches. Das Institut ist, wie schon bemerkt, eine 
Schöpfung des anglo-amerikanischen Rechts. Seine Entstehung ver- 
dankt es, was uns angesichts der Strafrechtsentwicklung in Amerika 
nun nicht mehr wundern kann, einem Privatmann, R. Cook, der aus 
Teilnahme und Interesse für die Angeschuldigten regelmäßig die 
Gerichtssitzungen in Boston besuchte und in mehreren Fällen die 
Richter dahin zu bewegen wußte, das Verfahren auszusetzen, um 
dem Schuldigen Gelegenheit zu geben, sich zu bessern, ohne einge- 
sperrt zu wei-den. Dieser Weg wurde in Massachusetts znei'St nur 
gegenüber jugendlichen Personen, die das siebenzehnte Alterajahr 
noch nicht vollendet hatten, eingeschlagen. 1869 wurde in diesem 
Staate ein Stat-Agency (eine besondere staatliche Schutz- und Auf- 
sichtsbehörde) errichtet, unter dessen kräftiger Mithilfe, die haupt- 
sächlich in der Überwachung des einzelnen Individuums praktisch 
wurde, das Institut erst gedeihen konnte. Auf Antrag des zustän- 
digen Beamten (probation officer) ging Jetzt der Urteilsspruch, 
wenn der Fall sich dazu eignete, auf eine bestimmte Probezeit 
(probation), ohne daß für den Fall eines nicht zufriedenstellenden 

' Vgl. Bindiiig, Nonnen. 1. Bd., ä. Auflage, S. 417. Die bedijiglc Venir- 
leiliinK H'ird hier als eine .ungesuudo rJeueruug" itntrefocljtcn. 
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Verlaufes derselben jetzt schon eine bestimmte Strafe in AuBsicht 
gestellt wurde; erfüllte der Täter nährend dieser Bewährungsfrist 
die in ihn gesetzten Erwartungen nicht, so erfolgte erst nach einer 
erneuten Manifestation des verbrecherischen oder unbiegsamen Cha- 
rakters, der sieb keineswegs stets in einem zweiten Verbrechen zu 
äußern brauchte, der auf Strafe lautende Urteilsspruch. (Bedingte 
Verurteilung.) 

Dieses Verfahren wurde im Jahre 1878 in Boston auch für Er- 
wachsene eingeführt und 1880 durch Gesetz für den ganzen Staat 
Massachusetts.' Hier wurden denn auch im Laufe der Zeit, nachdem 
sich das Erprobungswesen mit seinen Ot^anen (probation officers) 
entfaltet, durchschnittlich ein Drittel alter Jugendlichen, welche einer 
strafbaren Handlung überwiesen waren, ,on probation' gestellt, und 
es erhärtete sich in jahrelanger Praxis der Satz: „probation is better 
than eure." Von Massachusetts fand das Institut bald und ohne 
wesentliche Änderungen in den übrigen fortgeschrittenen amerika.- 
nischen Staaten Aufnahme. 

England bildete sich, unabhängig von der amerikanischen Ent- 
wicklung, sein Probationssystem; die Initiative ergriff hier (1842) der 
Richter Matthew Davenport, indem er die bedingte Verurteilung 
wiederum zuerst nur für die jugendlichen Übeltäter in Anwendung 
brachte. Der Summary Jurisdiction act von 1879 verallgemeinerte 
die Idee, indem den Gerichten gestattet wurde, bei Vergehen von 
geringer Schwere auch den Erwachsenen gegen das Versprechen 
guter Führung zu entlassen, bis 1887 die „bedingte Verurteilui^'' 
auf alle strafbaren Handlungen erweitert wurde, die im Maximum 
mit zweijähriger Gefängnisstrafe bedacht sind.' ("Probation of First 
Offenders Act 1887," Chap. 25, 50—51 Vict.) 

Auf dem Kontinente war es zuerst Belgien, welches in einem 
Gesetz vom 31. Mai 1888 dem neuen anglo-amerikanischen Gedanken 
Eingang verschaffte.' Immerhin findet hiemach die „Probation" nur 

■ Baerareither, S. 126 S. 

Gruber: BedinKte Verurteilung in Amerika, Uericblssail, 55, S. 285. 

Asehrott: Die hedingte Verurleile. in HaBäachusett«. MiUeilun^n der 
intcrjiaton. krim. Vereinigun)[ 5, S, 53it. 

' Uergl eichen auch Ges. von Neuseeland: „an act to perinit the conditional 
release of lirst oSenders for Probation uf Good Coiiduct", 18S6; ebenso Canada, 
Ges. vom 20. MSrz 1889. 

' „Loi^tablisaant la lib^ration c«nditionelle et lescondamnstionacondilioDelles 
dans le aysEänie p^nal,' 
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Anwendung bei Verbrechen und Vergehen, welche nicht mit mehr 
als Bechsmonatlicher Freiheitsstrafe geahndet wurden; es wird also 
abgestellt auf die Beurteilung und das Urteil des Einzelfalles. Und 
hierin liegt der wesentliche Unterschied gegenüber dem enghsch- 
amerikanischen Recht. Die Verurteilung erfolgt taUiächlich vor Beginn 
der Bewährungsfrist, und die Gewährung der Probation stellt sich 
somit als Aufschub der Urteilsexekution dar, die dann im Falte der 
Bewährung als erstanden angesehen wird. Man kann hier also nicht 
mehr von einer „bedingten Verurteilung" im Sinne des englischen 
und amerikanischen Rechtes sprechen, sondern richtigerweise muß 
man von einem .bedingten Straferlaß" reden.' 

Frankreich folgte Belgien in der Aufnahme des „sursis ä i'exö- 
cution" durch das Spezialgesetz vom 26. März 1891: Loi sur l'att^- 
nuation et l'aggravation des peines. Bemerkenswert ist, daß schon 
im Jahre 1884 Börenger einen ähnlichen Gedanken zu verwirkliehen 
suchte; doch drang damals sein Antrag, „la loi Berenger,"' nicht 
durch. Sehr rasch übernehmen nun Luxemburg.. Portugal und Nor- 
wegen das belgisch-französische System.' 

Eine sehr mühsame Entwicklung, die bis heute noch nicht ab- 
geschlossen ist, hatte der Probationsgedanke in Deutschland durchzu- 
machen. Nach dem Vorgang von Sachsen, Hessen und Preußen (Ges. 
vom 23. Oktober 1695) wurde die Idee des bedingten Straferlasses 
unter dem Pseudonym der „bedingten Begnadigung" auch in den 
übrigen deutschen Einzelstaaten eingeführt. Diese unklare Denkweise 
und Vermengung zweier verschiedener Institute versteht sich nur 
daraus, daß man zuerst versuchsweise den „bedingten Straferlaß" in 
den Einzelstaaten einführen wollte, wo man dann, um nicht mit dem 
Reichsstrafrecht in Kollision zu geraten, an das tandesherrliche Be- 
gnadigungsrecht anzuknüpfen genötigt war> In eine ähnliche zwei- 

' Cber die Amcendwtg m Belgien: Revue p^aitentiaire, XXV, p. 390. 
Der Ausdruck „bediogler Strafaufscbub", der hier uiid dort noch in Gebrauch 
steht, igt schief, denn nicht der Aufschub, die Schwehezeit der Strafe selbst ist 
bedingt, Boiideni ihr Erlaß, der „ Straf ausschluß", 

* Zu vgl.: Kügre et Gary: La loi B^renger et ses applications, 1Ö9I. 

* Lusemburg: Ges. vom 10. Mai 1892. Portugal: Ges. vom 6. Juni 1893. 
Norwegen: Ges. vom S.Mai 1894, vgl. hiezu: 

Andreas Urbye: Die bedingte VeruiKiiluDg im norwegischen Recht, Zeit- 
schrift far die gesamte Strafreehtawisseuschaft XV, 218. Obiges norwegisches 
Spezialgesetz findet sich jetzt, nur wenig verändert, in gg 52—54 des neuen Straf- 
gesetzbuches Tom 22. Mai 1902, 

' Zu legl. «ßeichsanzeiger" vom 4. Mai 1901. v, Lisit: Kriminalpolitiiche 
Aufgaben. Zeitschr. XII., S. 180. 
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deutige Stellung begab man sich in Oesterreich. Durch Krlaß des 
Justizministeriums vom 25. Nov. 1902 wird in gewissem Umfange die 
Einführung der „unbedingten Begnadigung von Jugendlichen" in 
Aussicht gestellt. Indessen hat in Deutschland z- T. die private Tätig- 
keit den langsamen Fluß der Entwicklung überholt. Neuerdings haben 
einige deutsche Gefängnisvereine im Einvernehmen mit den Behörden 
an die Stelle der ataatUchen Polizeiaufeicht die Schutzaufsicht nach 
amerikanischem Probationssystem gesetzt.' — Für einen sehr be- 
schränkten Wirkungskreis, aber folgerichtig wurde der Gedanke des 
bedingten Straferlasses in den Eisenacher Vorschlägen und den Be- 
schlüssen der Berliner Konferenz erfaßt. ,Es ist zu empfehlen, für 
erste Freiheitsstrafen bis zu drei Monaten eine Aussetzung des Straf- 
vollzugs einzuführen-' (Beschlüsse der Berliner Konferenz: Nr. 6, Abs. 2.) 
Indem auch hier im konkreten Falle das Urteil vor Beginn der Pro- 
bationszeit zu erfolgen hat, stellt sich obiger Beschluß in die Reihen 
des belgisch-französischen Systems, das mittlerweile im Gegensatz zum 
anglo-amerikanischen das kontinental- europäische geworden ist. 

In ganz natürlicher Weise reihen sich die ackweiseriscken Kan- 
tone, welche das Probationssystem in ihren Gesetzgebungen aufge- 
nommen haben, an die Entwicklung auf europäischem Boden an. Es 
sind dies Genf, Waadt, Wallis, Tessin, Freiburg, Neuenburg und 
St. Gallen^; Zürich sieht die Einführung des „bedingten Straferlasses," 
namentlich mit Bezug auf die Jugendlichen, im § 416 eines Entwurfs 

' Dr. Hartmano: Araeritan. Strafr. io den Blältei'n für vergl. KeehUwiss. 
und Volkswirtsch-, Berlin, 1906, S. 228. 

Im November ersuchte der Reichstaj^ den Beiehskaniler, „eine reicksges. 
Einführung der bedingten Verurteilung in Erwägung zu zieiien." 

* Genf: Loi sur la peine conditionelle, 29 oct. 1892. Vgl. hiezu: Picot: 
la peine conditionelle, resultata de son application dans le canton de Genäve 
(Zeitschr. für Strafrechl, Bd. IX, S. 10). 

Waaät: Loi aur le sursis i l'exöcution des peine», 13 mai 1897. 

Wallig: Loi cone«rnaDt le sursis ä l'exäcutioo des peines, 13 niai 1899. 

Tettin: Decrete legislativo concernentela sospenaione condizionale della pena, 
14. Kov. 1900. 

Fräburg: Ges. vom. 9. Hai 1903 (Zeitschritt XVII, 469). 

Neueni»irg: In Ausarbeitunf; und Erweiterung des Art. 4Ü0 ff. Code p^nal 
(1891) Ges. vum 28. Hfirz 1901. (Zeitschr. XVII, 115.) 

Sl. Gallen: Ges. vom 24- Xf. 1905, 

In BaseiSt., Soiotkurn und — wie erwähnt — auch in Zürich liegen äbn- 
liche Gesetze bereits in Vorbereitung. 

Der Große Rat von Bern hat am 27. April 1907 ein Gesetz über den be- 
dingten Straferlaß (erster Entwurf von Mittermater) angeu 
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betreffend die StrafprozeßordDung (1901) vor. Einzig Neuenburg 
(Code p^nal 13. Febr. 1891) hielt sich anfangs — durch das selbstän^^ 
dige Vorgehen seines Legislators, Staatsrat Coroaz ' — mehr an das 
amerikanische Vorbild. 

Der vorliegende Entwurf endlich folgt der enropäischen Ent- 
wicklung, indem sich das Probationssjatem in Art. 57 und hinsichtlich 
der Jugendlichen in Art. 14, § 3, 2 in den Grundzügen als der „be- 
dingte Straferlaß" nach französisch- belgischem Muster darstellt. 

Die Detailbestimmungen der einzelnen kantonalen und außer- 
schweizerischen Geset^ebungen werden wir nachher bei einer ver- 
gleichenden Behandlung der Voraussetzungen, des Verlaufs und des 
Endes der Probationszeit in den verschiedenen Rechtsgebieten be- 
leuchten; vorläufig handelt es sich darum, das juristische Wesen der 
Bewährung zu erfassen und die beiden Grundprinzipien, bedingte Ver- 
urteilung und bedingter Straferlaß, deutlich voneinander abzugrenzen. 

HI. Spezielle Ausführungen. Daß dem Probationssystem der reine 
Besserungs- und Zweckgedanke zugrunde liegt, ist gesagt worden ; es 
ist in dieser Hinsicht mit dem Institut der bedingten Entlassung 
(s. 0. § y) wesensverwandt. Je nachdem wir uns nun auf Seite der 
bedingten Verurteilung (engl.-amerik. Doktrin) oder auf Seite des be- 
dingten Straferlasses (europäische Praxis) stellen, gelangen wir zu 
einer verschiedenen Ansicht über die juristische Natur der Probation. 

Die amerikanische Probation ist jedenfalls keine Strafe, denn 
diese bedürfte der Verurteilung; sie ist aber auch keine Freisprechung, 
sondern ein Surrogat der Verurteilung und Strafe, ein Ersatz für 
beide, im Sinne einer Gesetzgebung, die den Zweck verfolgt, zugunsten 
der Besserungsfähigkeit eines Übeltäters auf die Vei^eltung durch 
Zufügung eines StrafUbels zu verzichten. Sie ist ein ganz eigenartiges 
Institut, das sich nicht in eine der hergebrachten Formeln bringen 
läßt; deshalb spricht man auch von einem besonderen Verfahren, 
dem Verfahren „on probation." 

Der europäische „bedingte Straferlaß" bewegt sich schon mehr 
in den Formen überkommener Rechtsanwendung, indem er immerhin 
ein Urteil zu einer regelrechten Strafe voraussetzt und nur subsidiär 
zwischen Urteil und Exekution eingeschoben wird. Er ist ein inte- 
rimistisches Versuchsverfahren, nach dessen eventuellem Gelingen 
die angesetzte Strafe wegfällt. Dieser Wegfall der Strafe ist nur 

' Hiesu: Cornaz, Xol«g eoncernaat un avaat-projet de coile pänal suisse. 
Neuehftt«) 1893. 



.obyGoo^^lc 



— 80 — 

insofern neu, als er die ganze verhängte Strafe in toto umfaßt; einen 
teilweisen Straferlaß kennen wir schon in dem lostitut der bedingten 
Entlassung. — Die Probation izt darnach nur ein eventueller Ersatz 
für die Strafe, sie ist nicht die Strafe an sich. Dies hat die Berliner 
Konferenz in ihren Beschlüssen, im Gegensatz noch zu den Eisenacher 
Vorschlägen, sehr deutlich dadurch ausgesprochen, daß sie die Be- 
stimmungen über die Probation nicht in das Stra^esetzbuch selbst 
sondern unter die Sondernormen des Vollzugs als ^Aussetzung des 
Strafvollzugs" verwiesen hat' — Ganz verfehlt wäre es auch, wenn 
man die Gewährung der Probation durch den Richter als eine Straf- 
umwandlung auffassen wollte, denn das einmal erlassene Urteil ist 
rechtskriiftig, seine Wirkung nur ist poiestativ und resolutiv bedingt; 
die verhängte Strafe schwebt während der ganzen Probationszeit Über 
dem Täter und kann jederzeit zu voller Wirksamkeit gelangen; sie 
ist also nicht umgewandelt worden. 

Es ist an sich gewiP nicht verwunderlich, wenn Europa das 
amerikanische System nicht in Bausch und Bogen akzeptiert hat, 
sondern nur die Idee aus ihm berübemahm und diese auf den sichern 
Boden seiner eigenen Rechtsentwicklung stellte. — Von rein kriminal- 
politischer Seite ist allerdings schon mehrfach zugunsten des amerika- 
nischen Prinzips plädiert worden, indem man erwog, daß ein Urteil 
und ganz besonders ein Urteil über den Charakter, wie es bei Jagend- 
lichen zu erfolgen hat, voreilig und auf Grund ungenügender Kennt- 
nisse gefällt werden könne ; dies vermeide eben das Institut der be- 
dingten Verurteilung, indem es dem Richter Gelegenheit gebe, während 
der Bewährungsfrist sich das Bild der betreffenden Persönlichkeit 
vervollständigen zu lassen. Dieser Gedanke ist gewiß richtig, doch 
setzt er in seiner praktischen Anwendung einen personlichen Verkehr 
des Richters mit dem in Probation stehenden oder doch einen engen 
Konnex zwischen uiteilenden und beaufsichtigenden Behörden voraus, 
wie er derzeit im zukünftigen Rechtsgebiete des Entwurfes (Neuen- 
bürg zum Teil ausgenommen) noch nirgends besteht. — Gegen den 
bedingten Straferlaß (betg.-franz. System) ist auch von pädagogischer 
Seite schon gesagt worden, es gehe nicht an, durch das Inaussicht- 
stellen einer eventuellen Strafe, durch diesen moralischen Druck einer 
eventuellen ungünstigen Prognose auf Verhatten und Charakter des 
unter Probation Gestellten einzuwirken. Der Jugendhche — vfird 



' Desgleichen Zürich: Entwurf einer neuen Strafprozeßordnung: VII. Ab- 
■chnitt, bedingte F.insteliung des Strafvollzugs. § 116 Ef. 
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weiter ausgeführt — werde durch einen derartigen äußeren Zwang 
nur veranlaßt, mehr gebessert zu erscheinen als es tatsächlich zu 
sein; er sollte nicht durch Gewalt, sondern durch Einsicht und aus 
freiem Entschluß auf den Weg der Besserung geführt werden. — 
Diese Ausführungen träfen, wenn sie richtig wären, im gleichen Um- 
fange auf die , bedingte Verurteilung" zu, da auch sie dem Täter ein 
Übel, wenn auch ein noch nicht bestimmt umgrenztes, in Aussicht 
stellt; zudem ist zu sagen, daß auch ein selbst widerwillig aufge- 
nommenes und zwangsweise angelerntes Betragen sich im Verlaufe 
durch die Gewohnheit einlebt und zu einem integrierenden Faktor 
der spätem Lebensführung werden kann. In diesem Sinne sollen in 
dem Täter die von der Begebung weiterer Straftaten abhaltenden 
Motive verstärkt werden, und das geschieht jedenfalls in kräftigster 
Weise, wenn das für die erste Handlung ihn treffende Strafdbel eine 
konkrete, drohende Gestalt angenommen hat. — Dem Staat muß es 
schließlich darauf ankommen, in möglichst kurzer Zeit und mit dem 
geringsten Kostenaufwand seinen Zweck zu erreichen; dabei ist es 
ihm ganz gleichgiitig, ob jemand gezwungen und aus Furcht vor der 
Strafe oder freiwillig mit der Errungenschaft höherer Einsicht ein 
für die Gesellschaft brauchbares oder doch ungefährliches Individuum 
werde. Jedenfalls aber hat ein solches moralisches Zwangsmittel 
immer die Wahrscheinlichkeit einer noch innerhalb der Zeitlichkeit 
liegenden Wirkung für sich. 

Wohl gerade aus den gemachten Erwägungen heraus vollzog der 
Probationsgedanke in Amerika in der letzten Zeit eine Wendung von 
der bedingten Verurteilung zum bedingten Straferlaß.^ So wurde in 
Massachusetts neben das reine amerikanische Probationssystem der 
französisch-belgische sursis ä Texöcution gestellt und dem Richter 
tiberlassen, auch das „Freneh System" in Anwendung zu bringen. 
Immerhin scheinen sich die speziell amerikanischen Gewohnheiten 
schon so fest eingelebt zu haben, daß laut einer Aussage des Chief 
Probation Officer in Boston, von obiger Befugnis kein bemerkenswerter 
Gebrauch gemacht wird.* — Als naturgemäß aber muß es erscheinen, 
daß sich der Entwurf ganz der europäischen Richtung angeschlossen 
hat und in diesem ohnehin noch neuen und nicht ganz erforschten 
Gebiete nicht eigenmächtige Wege gegangen ist. 

' Gruber, Gerichtsssal 55, S. 329 und Revue p6iiitentkire, XXVIT, 1903, 
S. 120. 

' Baemreither, S. 1H3. 
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IV. Die Voraussetzungen der Probationagmcährung. Der Ent- 
wurf sieht die Probatioo der Jugendlichen ausdrücklich nur für den 
Fall «nes vorliegenden Verbrechens vor, für welches Freiheitsent- 
ziehung {Art. 14, § 3, 1) über die jugendliche Person verlangt wurde. 
Es wird sich also stets nur um leichtere Fälle handeln, die eine 
Anstaltseinweisung nicht rechtfertigen und die Ungefahrlichkeit des 
Täters für die öffentliche Sicherheit verbürgen ; dieser muß, wie das 
Gesetz von Massachusetts ausdrücklich sagt, „safe" sein. 

Unter den Straf bestimmungen für Übertretungen jugendlicher 
Personen (Art. 226) finden wir den bedingten Straferlaß nicht aus- 
drucklich erwähnt, und es fragt sich deshalb, ob der Gesetzgeber 
die Probation hier nicht in Anwendung bringen wollte, indem er ihrer 
absichtlich nicht erwähnte, oder aber ob er unter Zuziehung des 
Art. 224 („Was für Verbrechen allgemein bestimmt ist, gilt auch für 
Übertretungen") die aligemeine Anwendbarkeit der Probation auch 
für Übertretungen als selbstverständlich voraussetzte. Die letztere 
Auslegung trifft unfehlbar das Richtige; und es ergeben sich dafür 
unabweishche, formelle und materielle Beweismittel. 

1. Wir wissen, die Probationsgewährung ist stets subsidiär; an 
sich setzt sie stets den Bestand einer „Hauptstrafe" voraus. 
Diese prinzipale Strafe (Einschließung) ist nun sowohl für 
Verbrechen als auch für Übertretungen Jugendlicher gleich- 
artig (nur mit Änderung des Strafmasimums und -minimums) 
vorgesehen. Die Voraussetzung der Probation ist also auch 
nach Art. 226 gegeben und es wäre nicht einzusehen, warum 
ein bloß sekundäres Strafsurrogat hier weniger Berechtigung 
haben sollte als dort, wenn im übrigen für beide Fälle die 
Grundbedingungen kolnzidieren. 
3. Materiell rechtfertigt sich die hier vertretene Auffassung aufe 
schönste. — Es wurde schon gezeigt, daß der bedingte Straf- 
erlaß in seiner historischen Entwicklung zuerst unter vorsich- 
tigster Anwendung vornehmlich nur für Übertretungen und leich- 
tere Vergehen Einlaß gefunden hat. So gestattet das erwä-hnte 
belgische Gesetz von 1888 den Aufschub der Vollstreckung 
auch bei Verurteilung zu einer bloßen Geldstrafe, und das 
holländische Kindergesetz von 1901 kennt die „mise ä l'^preuve 
de bonne conduite" von ein- bis zweijähriger Dauer Überhaupt 
nur im Falle des Verweises. Genf und Tessin gewähren die 
Probation, auch wenn das Urteil auf Geldstrafe lautet. 
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Man könnte gegen die Anwendung des bedingten Straferlasaes 
gegenüber Jugendlieben, die sich einer Übertretung schuldig gemacht 
haben, allerdings einwenden, daß eine mehnnonatliche Schutzaufsicht 
zu dem Höchstmaß der vorgesehenen Freiheitsentziehung, acht Tage, 
in keinem annehmbaren Verhältnis stehen würde; nun ist aber zu 
sagen, daß es laut Art. 14, § 3 dem Richter möglich gemacht wird, 
schon bei einer Verurteilung zu dreitägiger Einschließung eine Pro- 
bationszeit von mindestens sechs Monaten einzuschieben ; auch wird 
hier die Bemerkung praktisch, daß die Probationsgewahrung nicht 
als Strafumwandiung aufeufassen sei, weshalb irgendeine proportionelle 
Kelation mit der ausgesprochenen Strafe nicht zu bestehen braucht. 
Der bedingte Straferlaß ist ein Verzicht auf die staatlichen Zwangs- 
mittel zugunsten eines reinen Besserungsversuches und hat sich des- 
halb in seiner konkreten Anwendung, wie jeder solcher Versuch, nicht 
mit einem vorliegenden Tatbestand, sondern in erster Linie mit der 
gegebenen Persönlichkeit zu befassen. Gerade mit Rücksicht auf die 
Persönlichkeit kann aber dem Richter auch im Übertretungsfalle eine 
dauernde Schutzaufsicht oftmals wünschenswerter erscheinen als eine 
kurzzeitige Freiheitsstrafe ; aus allen diesen Gründen scheint mir einzig 
der Schluß dem Gedankengange des Gesetzgebers zu entsprechen, 
der die unbedingte Anwendung der Frobation auch auf dem Gebiete 
der Übertretungen als selbstverständlich und deshalb ohne ausdrück- 
liche Erwähnung unbeschränkt zuläßt.' 

Sehr charakteristisch ist es nun, wie der Entwurf neben diesen 
allgemeinen Voraussetzungen — Vorliegen eines Verbrechens, Ver- 
urteilung zu einer Freiheitsentziehung — für die Anwendung der 
Probation im Einzelfalle nur eine umfassende generelle Klausel auf- 
stellt: „Wenn nach dem Charakter und der bisherigen Äufiführung 
des Jugendlichen zu erwarten ist, daß er dadurch von weiteren Ver- 
brechen abgehalten werde und sich bessere." Diese freie Bestimmung 
hängt aufs engste zusammen mit der großen und sehr wünschenswerten 
Liberalität, welche der Gesetzgeber dem Richter im gesaraten Gebiete 
des Jugendstrafrechts gewährt; anderseits stellt sie aber auch große 
Anforderungen an die unterauchenden und urteilenden Behörden, 
indem sie die genaue Kenntnis des Vorlebens, der Familienverhält- 
nisse und des Charakters des Täters zur unbedingten Voraussetzung 



' Im obigeu Sinne auch Zürcher: Über die bedingte Verurteilung (1901); 
„Wir worden den Strafaufschub bei Polizeistrafen nicht ausschließen." 
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macht- Das Interesse an der Persönlichkeit steht auch hier im Vorder- 
grund.' 

Mit einer gewissen Ängstlichkeit und einem deutlichen Mißtrauen 
gegenüber dem Richter in Jugendsachen ging beispielsweise noch die 
Berliner Konferenz vor, indem sie die Voraussetzungen bestimmt 
katalogisierte. Die Hauptpunkte mögen hier vergleichsweise in rascher 
Übersicht folgen, da sie immerhin dem Richter eine gewisse Hand- 
habe reichen, und da auch einige kantonale Spezialgesetze in gleicher 
formeller Weise vorgegangen sind. 

a) Nach dem Kommissionsbeschluß darf der Jugendliche nicht 
schon zu einer Freiheitsstrafe verurteUt worden sein.* Der Entwurf 
bestimmt hinsichtlich jugendlicher Personen darüber nichts ausdrück- 
lich, in der Erwartung, daß ein verständiger Richter in zweifelhaften 
Fällen von der Probation keinen freigiebigen und gefährlichen Gebrauch 
machen werde. Die Bedenken, aus denen der obige Beschluß der 
Berliner Konferenz entsprungen ist, werden zudem hinfällig für fol- 
genden Fall: Ein Jugendlicher ist für ein Verbrechen zu Freiheits- 
strafe mit Aussetzung des Strafvollzuges verurteilt worden ; schon vor 
dieser Verurteilung hat er aber noch eine andere Straftat begangen, 
über die jetzt in einem zweiten Urteil entschieden wird. Da nun der 
Jugendliche schon zu einer Freiheitsstrafe verurteilt ist, wäre im 
zweiten Fall Aussetzung des Strafvollzugs ausgeschlossen. Dabei ist 
aber nicht einzusehen, warum bei der ersten Verurteilung von dem 
Aufschub der Vollstreckung eher eine günstige Wirkung zu erwarten 
stund als jetzt. Dieser Ausnahmefall ruft unbedingt auch einer Aus- 
nahmebestimmung; eine solche ist denn auch von Appelius in seinem 
Entwurf § 67 tatsächlich vot^esehen worden : durch die allgemeine i 
und freie Bestimmung des Entwurfes ist sie jedoch unnötig gemacht, j 

b) Ferner gestattete die Berliner Konferenz die Aussetzung des 
Strafvollzugs nur für den Fall, daß die verhängte Strafe die Dauer ! 
von drei Monaten nicht übersteige. Eine solche Maximalhöhe der | 
dem bedingten Straferlaß zugrundeliegenden Strafe kennen auch die 

' Dies zu betonen, war ini Laute der Erörterungen schon mebrmals Ge- 
legenheit; diea wird namentlich für die Aus^staltung des Verfahrens ron der 
allergrößten Bedeutung. S. u, Anhang. 

* Desgleichen r Zur. Rechtspflege-Entw., Strafprozeß, % 416a. und Neutn- 
bürg (Code p6nal 1891) Art. 400—103. Entwurf Art. 57, % 1, (hinsichtl. Er- 
wachsener) bestiiiimt, daß der Täter, welcher unter Probation gestellt werdep 
soll, noch keine Freiheitsstrafe wegen eines Verbrechens eritandat haben dürfe. — 
Diea ist mit Rficksicht auf obigen Fall gewiß zweckentsprechender. 
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meisten schweizeriBch-kantoiialen Gesetze;' diese Bestimmung recht- 
fertigt sich von selbst, da im allgemeinen mit der Schwere der Tat 
auch die Gefährlichkeit der verbrecherischen Persönlichkeit steigt 
und sich die Freiheit eines schwerbelasteten Verbrechers mit dem 
Sicherheitsgefühl des Volkes nicht vertragen wurde. Für unser Gebiet 
jedoch, wo es sich von vornherein nur um die niedrigsten Strafen 
handeln kann, wird eine derartige Voraussetzung überflüssig. 

c) An dritter Stelle verlangte die deutsche Kommission, daß 
der Richter aus den Tatsachen die Überzeugung gewonnen habe, daß 
der Angeklagte seine Tat aufrichtig bereue. Das ist das einzige persön- 
liche Moment, welches neben den obigen objektiven Bestimmungen 
entscheidend sein soll.* Dieses eine jisychologische Symptom der Reue 
aus der Vielheit der Umstände, welche zur Ergründung eines Charakters 
dienlich sein können, als maßgebend hingestellt zu sehen, wirkt komisch ; 
es hat beinahe den Anschein, als ob man dem Richter keine weitere 
Erfahrung und Erkenntnis in menschlichen Dingen zutraue. 

Es erübrigt, noch darauf hinzuweisen, daß sowohl der Entwurf 
(Art. 57, § 1 , 4) als auch der neue Strafprozeßentwurf Zürichs (§ 416, c) 
die Anwendung des bedingten Straferlasses davon abhängig machen, 
ob der durch das Verbrechen angestiftete Schaden vom Täter nach 
Kräften ersetzt sei. Ein gleiches Faktum im Einzelfall auch gegenüber 
Jugendlichen zur Bedingung zu erheben, steht dem Richter nach der 
allgemeinen Fassung des Art. 14, § 3 frei, jedoch hat diese Bestim- 
mung hier eine geringere Bedeutung, da der Ersatz des Schadens 
meistens nicht von dem jugendlichen Verurteilten persönlich bestritten 
werden kann, oder seine Mittel doch nur zu der Deckung eines 
minimen Bruchteiles ausreichen. 

' Genf und Tewin: Strafaufschub kann (cewährt werden, wenn das Urteil 
auf GefäDgois (euprisoimement, delenzione) oder auf Geldstrafe (ceht. 

Zürich (Entw. % 416;: Freiheitslrafe darf bei Erwachsenen sechs Monate 
oicht flbersleigen; bei Jugendl. ist eine uubestimmte „längere Freiheitsstrafe" zu- 
gelassen ; der EtUumrf setzt die Grenze auf Freiheitsstrafe nicht über einem Jahr 
(Art. 57, g 1, Zuchthaus somit eingeschlossen)' 

Waadt und Wallis lassen Prabation auch bei Zuchtliausstrafe zu. 

' NewiUiurg fordert sogar, daß der AnKekla^te ein umfassendes Geständnis 
abgelegt und das 25. Lebensjahr nicht überschritten hebe 

DU andern Kantone sind freier: Art und Motive der Straftat werden niclit 
näher bezeichnet (ZQr. % 116 b: die Tat darf nicht aus einer niedern Geeinauiig 
begangen sein), der Richter soll sich aber die Persönlichkeit dea Angeklagten 
klar tverden und dann urleilen, ob er der Vergünstigung des Gesetzes würdig 
und fällig erscheine. Ebenso der £«/«>.: Art. 67, g 1, 2, der sich im wesentlichen 
mit dem Wortlaut der angeführten Gcneralk lauset deckt. 
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V. Dauer und Verlauf der Bewährungsfrist. Es iat von vorn- 
herein klar, daS wir bei Festlegung der Dauer der Probationszeit 
für Jugendliche und Erwachsene nicht den gleichen Maßstab gebrauchen 
dürfen. Es muß darauf Rücksicht genommen vrerden, daß sich die 
jugendliche Person in den Jahren ihrer wirtschaftliehen Entfaltung 
und beginnenden Selbständigkeit befindet, und daß hier eine kurze 
Spanne Zeit für die Gründung einer sichern Lebensstellung, sowie 
für das ökonomische und geistige Fortkommen sehr viel mehr zu be- 
deuten hat als späterhin in den Jahren der abgeschlossenen körper- 
lichen und geistigen Reife- Der Fall ist sehr wohl denkbar, daß ein 
Jugendlicher durch die staathche Überwachung in seinen wirtschaft- 
lichen Interessen beeinträchtigt werden kann, indem für eine gunstigere 
Gestaltung seiner Lage völlige Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
gefordert werden. — Ich verzichte deshalb darauf, die einzelnen 
.Gesetzesbestimmungen der Probationsdauer für Erwachsene vergleichs- 
weise heranzuziehen, und beschränke mich bei Berücksichtigung des 
Auslandes auf die Jugendlichen. 

Der Entwurf stellt die Bemessung der Probationszeit in einem 
gesetzlichen Rahmen von sechs Monaten bis zu einem vollen Jahr 
in das Belieben des Richters. Mit dieser Bestimmung kommt der 
schweizerische Gesetzgeber den betreffenden Verordnungen i&r den 
Staat Massachusetts am nächsten, wo, die schwereren Fällen ausge- 
nommen, die Probation sich zwischen sechs Wochen bis zu einem 
Jahr bemißt. Nur für schwere Verbrechen, welche vor die Obergerichte 
(superior courts) zur Beurteilung gelangen, wird die Probation ohne 
eine bestimmte Fristangabe ausgesprochen ; die Dauer derselben hängt 
«von der Bewährung des „on probation" Stehenden selbst ab. Für 
den schweizerischen Entwurf fällt diese letztere Bestimmung der un- 
bestimmten Bewährungsdauer, die wie die unbestimmte Strafzeit ihre 
geschichtliche Hauptwurzel in den Reformatories findet, außer Betracht, 
da es sich, wie schon mehrfach bemerkt wurde, in praxi bei An- 
wendung der Probation gegenüber Jugendlichen niemals um schwere 
Fälle handeln wird. — Hingegen scheint die Einrichtung gewiß nach- 
ahmenswert, daß der unter Probation Stehende sich vom Richter eine 
Verlängerung der Bewährungszeit erbitten darf. Hierüber hätte dann 
ein neuer richterlicher Entscheid und eine erneute Anweisung an die 
Schutzaufsichtsorgane (probation officer, Jugendanwalt) zu ergehen. — 
Dieser aus der Gesetzgebung Massachusetts übernommene Vorschlag 
rechtfertigt sich durch das innere Wesen der Probation von selbst. 
Es war bis jetzt von diesem Institut hauptsächlich in formal-juristischer 
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Beleuchtung die Rede; das ist aber nur die eine Seite. Das Haupt- 
gewicht dieser Einrichtung ruht unbedingt in der praktischen Tätig- 
keit der Schutzaufsichtsorgane, denen nicht nur eine sorgfältige 
Überwachung der betreffenden Personen obliegt, sondern die, wenn 
nötig, auch für die Unterbringung und das ökonomische Fortkommen 
der Jugendlichen Sorge tragen, und bei denen letztere in allen Lagen 
sich jederzeit Rat holen können. Wir werden nun gewiß nicht an- 
stehen, auf den besondem Wunsch des Jugendlieben diese Ver- 
günstigungen auf eine weitere begrenzte Dauer zu gewähren; um 
jedoch nicht zur Unselbständigkeit und zur Vernachlässigung der 
eigenen Interessen in der Hoffnung auf staatliche Hilfe zu erziehen, 
mag immerhin vorgesehen werden, daß die Probationszeit in toto 
zwei Jahre nicht übersteigen soll. Damit wird zugleich erreicht, daß 
die einem Jugendhchen gewährte Probation ihn niemals ilber die 
Grenze seiner Volljährigkeit begleitet. Auch bleiben natürlich die 
Bestimmungen betreffend die Verletzung der Probation, welche so- 
gleich zur Besprechung gelangen, als unentbehriiche Repressivmittel 
bestehen.' 

Appelius setzt in Ausführung der Berliner Beschlüsse die Dauer 
der Probezeit strikte auf drei Jahre fest, ohne dem Richter innerhalb 
bestimmter Grenzen auch nur den kleinsten Spielraum zu lassen.* 
Gegen diese sehr hochgegriffene Zahl läßt sich wiederholen, was zu 
Eingang dieser Ausfuhrungen über die Bemessung der Probations- 
dauer im allgemeinen bemerkt wurde. Der deutsche Entwurf stellt 
durch diese Festlegung Jugendliche und Erwachsene fast auf einen 
Boden.* Doch legt auch Appelius den Hauptwert für die Jugendlichen 
in Probation auf die Art der Überwachung und die Schutzaufsicht 
der „Vertrauensperson." * — Daß das holländische Kindergesetz in 
unverkennbarer Anlehnung an amerikanische Bestimmungen die Pro- 
bation für einen Zeitraum von ein bis zwei Jahren festlegt, wurde 
bereits erwähnt. 



' S. u. Vorschläge: Nr. 1. 

■ Vgl. Entw. von Appelius g 70 und Text S. 176. 

' Sohle. Enlw. (binsichH. Erwachsener) Art. 57, j? l: 2—5 J. Franz. Ge- 
seli : grundsätzlich 5 Jahre. Zur. Rechlspftege-Eutw. : 3 — 5 Jahre. 

* Dher (, Vertrauen sperson, Jugendanwalt") die Orjiane der Seh utiauf sicht- 
wird im xweiten Teil das nähere ausgeführt. 

Zu vgl. Art. 47 der Übergan gsbestimmiingeu zum schw. Entwurf: .Die 

Kantone haben die Schutzauf sieht Ober Jugendliche — 7m orgiuiaiercn. 

Sie können die Schutzaufsicht auch freiwilligen Vereinigungen itbertragen." ' 
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Im Verlaine und bei Beendigung der ProbatioDSzeit sind nun 
zwei Möglichkeiten auseinanderzuhalten: 

1. Die Bewährung mißlingt; der Jugendliche erfüllt die in ihn 
gesetzten Erwartungen nicht, er macht sich einer „Verletzung 
der Frobation" schuldig. 

2. Die Bewährungsfrist verläuft ohne Zwischenfall; der Jugend- 
liche rechtfertigt die Hoffnung, in welcher seinerzeit der 
Richter die Vergünstigung des Strafaufschubes gewährte. 

. ad 1. Aus dem Wortlaut des Entwurfs und auch nach der fast 
überall anerkanuten Übung ei^eben sich für die Verletzung der Be- 
währungsbedingungen, die „Violation of Probation" der Amerikaner, 
zwei scharf zu trennende Fälle. Diese Verletzung hann entweder in 
der Begehung einer neuen strafbaren Handlung oder schon in einem 
liederlichen, den Weisungen der Schutzaufeichtebehörde nicht ent- 
sprechenden Lebenswandel an sich liegen. Eine derartige Zweiteilung 
ist, wenn auch nicht ausdrücklich bestimmt, den Worten des Entwurf 
zu entnehmen. (Art. 14, § 3, 2.) Es heißt dort: «Rechtfertigt er diese 
Erwartungen bis zum Ablauf der Probezeit, so fällt die Einschließung 
weg, andernfalls (also, wenn er die Erwartungen nicht rechtfertigt) 
wird sie vollzogen." Welches sind nun diese Erwartungen? Sie er- 
geben sich aus dem Vordersatz; ,der Jugendliche muß von weitem 
Verbrechen abgehalten werden und sich bessern.' Ist nun das erstere 
der Fall, bleibt aber, auch ohne daß ein neues Verbrechen vorliegt, 
die erhoffte Besserung aus, so ist eben die Bedingung des endgültigen 
Erlasses auf der einen Seite nicht erfüllt. Einzig der Umstand, daß 
der Jugendliche während der Probezeit keine neue Straftat beging, 
ist keine gesetzliche Präsumtion für die erfolgte Besserung.' Eine 
sichere Kontrolle, ob im Einzelfalle die Bewährung von dem erwarteten 
Erfolg gekrönt sei oder nicht, ist ohne weiteres durch die Tätigkeit 

' Im gleichet! SitiDe auch Appeltus, S. 177. 

Ebenso Zürcher: Über die bedingte VerurleiluDg, Thefieo, S. 74: „es soll 
dem Richter die Möglichkeit pegebeu werden, auch noch siidere Bedittgungen 
des endgliltigeu Straferlasses aufzustellen ds nur die, daß der zu Erprobende 
kein neues Verbrechen innerhalb der Bewäbningsfriat t^gefae." — Darin liext 
iinplicile ausgesprochen, daß durch die Hiüachtung einer dieser richterlichen Auf- 
lagen die Vergflnstigung dieses Gesetzes hinflilig werden soll. Denn wenn anders 
dieselbi^n irgendwelche Wirkung haben sollen, müssen sie doch ein drohendes 
Repressiv mittel im Rücken haben. Im gleichen Sinne ermächtigen die ameri- 
kaniteh€n Hechte den Richter, Mäßigkeit, Arbeitsamkeit, Meiden schlechter Gesell- 
Bfhatt etc. als Bedingungen des endgiltigeu Straferlasses %\y stellen. — Im obigen 
Sinne auch Mittermaier: Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, XVI, S. 86. 
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iiiid Überwachung der Schutzaufsichtsorgane mißlich gemacht. — Dies 
ist auch der Standpunkt, den der Entwurf (Art. 57, § 3) gegenüber 
Erwachsenen einnimmt; vorausgesetzt wird hier allerdings für den 
Vollzug der erkannten Strafe neben dem liederlichen Lehenswandel 
eine ^förmliche Mahnung der Schutzaufsichtsbehörde" und folgendes 
fortgesetztes Zuwiderhandeln vonseiten des in Probation Stehenden. 
Auch der neue zürcherische Rechtspflege- Entwurf (Strafprozeß §419) 
pflichtet dieser Auffassung bei. Es verlohnt sich, auch hier auf das 
den meisten schweizerischen Kantonen bekannte Institut der bedingten 
E^Dtlassung neuerdings aufmerksam zu machen, wo nicht nur jede neue 
strafbare Handlung, sondern auch jede andere unordentliche Lebens- 
führung Rückberufung begiündet. (Stooß, L Bd., S. 344; Spezialiter: 
Zürcherisches Ges. betr. den Vollzug der Freiheitsstrafen § 15.) — 
In der ausländischen Gesetzgebung macht einzig Belgien eine Aus- 
nahme, welches den endgültigen Straferlaß nur von dem NichtVorliegen 
eines neuen Verbrechens abhängig macht. Dies erklärt sich aber sehr 
einfach daraus, daß das belgische Gesetz (1888) den in Probation 
Stehenden ganz sich selbst überläßt und somit jene Schutzaufsichts- 
organe nicht kennt, welche dem Richter über das Verhalten des 
Betreffenden den nötigen Aufschluß geben könnten. 

Durch das Begehen einer zweiten strafbaren Handlung oder durch 
eine andere Violation of Probation wird die Bewährungszeit vor dem 
normalen Ablauf beendigt und die Einschließung muß vollzogen werdet- 
Dies ist ohne weiteres klar, denn der Richter kann weder im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit noch in demjenigen des Jugendlichen das 
gesetzhche Ende der Probezeit abwarten. Es ist dabei zu beachten, 
daß im Falle einer gewöhnlichen Probationsverletznng die erkannte 
Einschließung auf Antrag der Schutzaufsichtsbehörde durch richter- 
liche Anordnung zu geschehen hat'; doch erfolgt die Exekution nicht 
wegen der schlechten AufTührung, sondern wegen des ehemals be- 
gangenen Verbrechens, dessen strafrechtliche Wirkung nur suspen- 
diert war. 

Appelius kommt zu der sehr eigentümlichen Ansicht, daß im Falle 
einer Verurteilung, die innerhalb die Bewährungsfrist fällt, die Be- 
strafung bis zum regulären Abtauf der Probationszeit hinauszuschieben 
sei, wenigstens mit Rücksicht auf alle diejenigen Verbrechen, welche 
eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als zwei Jahren nach sieh 



' Vgl. Ges. Entw. betr. den zürch. Strafprozeß g 419: Richterliche Ad- 
ordDunü auf Aotrag der Staateanwaltschaft. 
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ziehen.' Offenbar gebt Appelius dabei von dem Grundgedanken aus, 
daS man den einmal angesetzten staatlichen Besserungsversuch nicht 
unterbrechen dürfe ; was aber die erzieherische Wirkung der Be- 
währungszeit sein soll, wenn ihr auf dem Fuße eine event. zweijährige 
Freiheitsstrafe folgt, ist nicht klar. Zudem bedeutet dieses Hinaus- 
schieben des Vollzugs auf eine Zeitdauer von vielleicht beinahe drei 
Jahren eine ungemein empfindliche Störung im wirtschaftlichen Haus- 
halt des Einzelnen- 

Besteht die Verletzung der Probation in einem der Besserung 
nicht entsprechenden Lebenswandel, so erfolgt, wie gesagt, die im 
Urteil erkannte Einschließung; liegt ein zweites Delikt vor, so sind 
wiederum zwei Fälle auseinanderzuhalten, je nachdem ob der in Pro- 
bation stehende Täter inzwischen die obere privilegierte Altersgrenze 
überschritten hat oder nicht. Wenn nicht, so kommen neuerdings die 
allgemeinen Bestimmungen des Art. 14 zur Anwendung, d. h. der 
Jugendliche wird jetzt — was voraussichtlich in der Mehrzahl der 
Fälle geschehen wird — in eine Anstalt verwiesen; vorher aber hat 
er die erstmals erkannte Einschließung zu erstehen. — Beging der 
Jugendliche die zweite strafbare Handlung nach Erreichung des acht- 
zehnten Altersjahres oder erfolgt wenigstens die Verurteilung nach 
diesem Zeitpunkt, so greifen die normalen, gemilderten Strafbestim- 
mungen ein, (Art. 14, § 1, 6.) Das zweite Verbrechen tritt aber mit 
dem ersteren nicht in Realkonkur rem, weil die zweite Verurteilung 
für ein Verbrechen erfolgt, das der Täter nach (nicht vor) dem ersten 
Urteil begangen hat. (Art, 52 des Entw. 2. Abs.) ' Der Vollzug der 
beiden Strafen {geschieht also unabhängig voneinander. Diese Auf- 
fassung ergibt sich deutlich und bestimmt aus dem Wortlaut des 
Art. 57, § 3: .Begeht der Verurteilte (Erwachsene) während der 
Probezeit ein vorsätzliches Verbrechen, so hat er auch die Strafe, 
deren Vollzug aufjgeschoben war, zu erstehen'."' 

ad 2. Rechtfertigt der Jugendliche die Erwartungen bis zum 
Ablauf der Probationszeit, so fällt die Einschließung weg. Es wurde 

> AppeliUB, EiiU'. § 71. 

' V. LisKt: Lehrbuch des Strafrechts, ^ 57. 

' Von obigem Fall ist jeuer genau zu trennen, wo die Verurteilung wegen 
einer früliercn, nicht innerhalb der Probationsfrist gelegenen Tat erfolgt. Der 
Richter ist hier an keine formalistische Regel gebunden und kann, wenn durch 
die Aufdeckung dieser fernliegenden Handlung das Bild der jugendlichen Per- 
sönlichkeit nicht wesentlich beeinHußt wird, die ungestörte Forlsetzung der Be- 
währungszeit bestimmen ; vielleicht auch kommt er auf Grund jenes „Verbrechens' 
zu einer anilorn Ansicht und zu strengeru, erzieherischen Maßnahmen. 
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schon früher bemerkt, daß die Probation als ein potestativ und re- 
solutiv bedingter Erlaß der Strafe sich darstelle. Wie wir gesehen 
haben, beruht nun dieses Potestative nicht nur in einem non facere, 
non detinquere, sondern ebensowohl in einem facere, in einem posi- 
tiven, erkennbaren Tun, der Besserungsbestrebung. Es bleibt nun 
noch zu erörtern, wie sieb juristisch der endgültige Straferlaß gestalte. 
In Belgien hilft man sich mit einer eigentümlichen Fiktion, indem 
man die Verurteilung als nicht geschehen („comme non avenue") be- 
trachtet. Das gleiche gilt in Frankreich, da die im casier judiciaire 
(Strafenregister) aufgenommene Verurteilung getilgt und deshalb für 
spätere Auszüge irrelevant wird.' In Norwegen wird fingiert, daß 
nach Verlauf der Probezeit die ausgesetzte Strafe mit dem Tage des 
Richterspruches verbüßt sei. Das Richtige, weil naturgemäße, trifft 
wohl Neuenburg: Mit der Vollendung der Bewährungsfrist eriischt 
der staatliche Strafanspruch. Das Urteil bleibt bestehen und wirkt 
als Mahnung weiter. Nach dem Entwurf erlischt dieser Anspruch 

ipso iure mit dem Tage des Ablaufes. (Art. 14, § 3: „ , so fällt 

die Einschließung weg;" und Art. 57, § 4: »Hat der Verurteilte die 
Probezeit bestanden, so fällt die erkannte Strafe weg.") 

In einem andern Sinne sprach sich Prof. Zürcher aus: „Der 
Wegfall der Vollstreckung soll nicht von Rechtswegen eintreten, son- 
dern es muß vom Verurteilten (oder von der Aufsichtsbehörde) ein 
Gerichtsbeschluß erwirkt werden." * Diese Auffassung fand im zürche- 
rischen Strafprozeß-Entwurf tatsächlich Eingang (§ 420) und hat gewiß 
das psychologische Moment für sich, daß durch das Stellen des An- 
trages und den richterlichen Akt dem Täter seine engen Beziehungen 
zum Strafrecht noch einmal ins Bewußtsein gebracht werden und er mit 
dem Eindruck von der Ernsthaftigkeit seines Vergehens, der vielleicht 
in der Freiheit der Probationszeit verwischt wurde, entlassen wird.' 

' Ähnlich verhielt ea sich bis vor kurzem in lier Waadl, da hier die Ein- 
tragungen in die casiers jndiciaires erst vor dich gingen, wenn die Strafe zum 
VolUug gelangt war. Nenerdiugs aber verlangt das Reglement vom 10. Juni 
1898 sofortige Eintragung. 

* t)her die bedingt« Verurteilung. 

° Obiger Auffassung und der Bestimmung des züi-c herisch eii Entwurfs ent- 
t;egen beschloß neuerdings der Kantonsrat, daß nach günstigem Ablauf der 
Probezeit der Strafanspruch iptu iure dahinfallen soll; immerhin k(Mn der Ver- 
urteilte beim Obergericht die Auaalellung einer Bescheinigung dieser Tatsche ver- 
langen. — Zur Bestärkung unserer Ansicht mag hier erwähnt werden, daß das 
neue Strafgesetzbuch von Norwegen (1902: s. sub. II, welches in den g§ 52—54 
die Probation sehr eingehend ordnet, beatimmt, daß hei Minderjährigen im Falle 
eines günstigen Probat ionsverlaufcs der Riehler nachträglich noch eine besondere 
VeruiaT?iung aussprechen soll. 
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Wenn sich der Entwurf über die Formalitäten des endgültigen 
Erlasses nicht naher ausläßt, so kann es dabei sehr wohl die Mei- 
nung haben, daß er diese Bestimmungen als prozessuale Normen der 
kantonalen Gesetzgebung überlasse. 

VI. Erfolge der Prc^tion. Wie sehr dieses Institut fiir Amerika, 
namentlich hinsichtlich der Jugendlichen, praktisch geworden ist, zeigt 
ein Blick auf die Statistik.' Im Jahre 1903 wurden zu Denver in 
Colorado von 389 abzuurteilenden Jugendlichen im ganzen 276, also 
über 70 7o, vom Jugendgerichtshof unter Probation gestellt. Allerdings 
fallen hier die Fälle schwerster Straftaten außer Betracht, da diese, 
wie erwähnt, vor die ordentlichen Gerichte gebracht werden. In 
Massachusetts werden von objektiven Beurteilern 657« der unter 
Schutzaufsicht stehenden als gebessert angesehen. — Gerade im Hin- 
bhck auf diese Erfolge muß man sich stets bewußt bleiben, daß sie 
zum größten Teil einzig und allein von der Persönlichkeit und dem 
Einfluß der Schutzaufsehei* abhängen, und daß der Wert des ganzen 
Probationssystems vornehmlich in der Organisation der staatlichen 
Überwachung ruht. Der Entwurf ruft also auch hier Neuerungen, 
von deren zweckmäßiger Ausbildung in den Kantonen es abhängen 
wird, inwieweit die Bestimmungen des Entwurfes selbst wieder ge- 
deihen und Früchte tragen werden.* 



Verweis und Busse. 

I. Durch die Aufnahme des Verweises in Art. 14, § 3 und Art. 22ß 
des Entwurfes ist an sich nichts neues in die Strafgesetzgebung ein- 
geführt worden. Schon das Reichsstrafgesetzbuch und einige schwei- 
zerische Kantone bedienen sich iu „besonders leichten Fällen" dieses 
Mittels zur Weckung des Ehrgefühls in dem jugendlichen Täter;' und 
neuerdings bestimmt auch der Entwurf des zürcherischen Strafprozeß- 
gesetzes in Erweiterung des kantonalen Strafgesetzbuches (§ 201), 

■ Baernreither, S. 148, 183, 193. 

' Den ideale», erstrcbeusivcrten Zuslaud in Colorado, wofQr die Tätigkeit 
daä Richters B. Liiidsay (Üenver) vorbildlich war, zeichnet Baemreilher (S. 1.9.'^) 
sehr eindrucksvoll. Im übrigen ist hier nochmals auf den zwciteu Teil zu ver- 
weisen. 

• R. Str. 6. B. § 57, 4. 

Appenzell A.-Rh. g 16, Neuenbürg Art. 8, Waadt Art. 35. 
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daß bei Kindern, welche das fünfeehnte Altersjahr noch nicht erreicht 
haben, der Eicbter an Stelle der Geldbuße Verweis treten lassen 
könne.* — Es ist selbstverständlich, daß nach der ganzen Anlage 
der im Entwürfe festgelegten Jugendbehandlung der Richter nur dann 
auf Verweis erkennen wird, wenn er aus der vorgeschriebenen Unter- 
suchung und dem persönlichen Verhalten des Täters die Überzeugung 
gewonnen hat, daß mit einem ernsten Appell an die ji^endliche 
Psyche seinen erzieherischen Prinzipien vollauf genügt werde. Es 
«rscheint mir deshalb als ganz verkehrt, etwa den Umweg gutzuheißen, 
den Italien im Codice penale (articolo 26) eingeschlagen hat- Hier 
spricht nämlich der Richter zunächst eine ordentliche Strafe aus und 
bestimmt dann, daß sie durch eine „riprensione giudiztale" ersetzt 
werden soll. Man glaubt also, daß der Verweis keine ordentliche 
"Wirkung tun könne, wenn ihm nicht die Repressivgewalt Ruckgrat 
verleihe; und in der Tat: lauscht der jugendliche Täter den richter- 
lichen Mahnworten „non con respetto," so gelangt die primär verfügte 
Strafe zur Exekution. Daß dadurch der vernünftige Zweck des Ver- 
weises in sein Gegenteil verkehrt wird, bedarf kaum der Erwähnung, 
denn unter dem moralischen Druck der im Hinterhalt dräuenden 
ordentlichen Strafe wird sich der Täter wohl auf einige Augenblicke 
zusammenzunehmen und mit der gewünschten Niedergeschlagenheit 
und Ei^riffenheit zu erscheinen wissen. 

Es ist gewiß das normale, daß dem Verweis ein rechtskräftiges 
Urteil vorauszugehen bat und daß seine Vollstreckung als eine be- 
sondere Vollzugshandlung den Bestimmungen der Strafprozeßordnungen 
im aligemeinen zu unterstellen ist.* Die Vollziehung dieses strafrichter- 
iichen Erkenntnisses wäre also den gewöhnlichen zuständigen Behörden 
zu übertragen,* Schon die zu Berlin tagende Versammlung der inter- 
nationalen kriminalistischen Vereinigung (8. Dez. 1891), welche den 
Verweis sogar für den schweren Diebstahl (Taubendiebstahl) unter 
ihren Vorschlägen aufgenommen hat, hielt aber dafür, daß derselbe 
in Form einer energischen Mahnung in einer Sitzung des erkennenden 
Gerichtes erteilt werden solle. — Dies ist schon heute die nieder- 
ländische Praxis. Für Kinder bis zum vierzehnten Altersjahr ist hier 
die r^primande im Übertretungsfalte überhaupt das einzige Zuchtmittet, 
das der Richter in Beziehung auf den „fait constat^" persönlich hand- 

* Diese Bestimmung findet sich Doch nicht im derzeitigen Bechlspßegegeseti!. 

* ». Liszt: Lehrbuch, g 64. 

* In Zarich der Bezirk saDivallachaft. (Rechtspflege g 1117, Entw. g 422) 



D.gitize<)t.yG00glc 



— 94 — 

habt. — Bei uns dürfte sich die Exekution des Vervreises in älm- 
licher Weise gestalten. Da nun der Entwurf, wie wir gesehen haben, 
doch einmal soweit gegangen ist, eine direkte Verfügungsbefugnis, 
die Anstaltseinweisung, in die Hand des Richters zu legen, erscheint 
der Schritt im Sinne der niederländischen Praxis als gegeben. Denn 
das ist unzweifelhaft, daß sich ein kräftiger Verweis im Anschluß an 
die erinnerungsfrische Verhandlung, gleichsam als das gezogene Fazit, 
viel wirkungsvoller gestaltet, als wenn die Mahnung getrennt und 
von einer dritten, womöglich ganz fremden Person erfolgt.' 

II. Die Buße bedarf hinsichtlich ihrer allgemeinen anerkannten 
Bedeutung imd Anwendung im ordentlichen Strafensystem keiner be- 
sonderen Ausführungen. Man hat die „Geldstrafe" neuerdings ancli 
fiir die Jugendbehandlung in beschränkter Weise verwendet, indem 
man sich dadurch neben dem Verweis ein Mittel sicherte, durch 
dessen Gebrauch für erste und leichteste Verfehlungen (meist nur 
Übertretungen) kurze Freiheitsstrafen, soweit möglich, vermieden 
werden können. So ist die Buße gegenüber Jugendlichen im enghschen 
Youthfoul Offenders Act (1901) vorgesehen; in den Niederlanden kann 
sie bis auf die Höhe von 90 Gulden (180 Franken) ausgesprochen 
werden. Der schweizerische Entwurf {Art, 226) schließt sich materiell 
der letzteren Bestimmung eng an, indem er im Gegensatz zum 
Stooß'schen Vorentwurf, wonach die Verhängung einer Buße gegen- 
über Jugendlichen bis auf 500 Fr. möglich war, einen Maximalbetrag 
von 200 Fr. im Übertretungsfalle festsetzte. 

Die Nützlichkeit der Geldbuße gegenüber jugendlichen Gesetzes- 
ubertretem ist sehr diskutabel. Nicht nur, daß sie in den meisten 
Fällen mit Rücksicht auf die beschränkten Mittel und das spärliche 
Einkommen dieses Alters nicht eingetrieben werden kann, man darf 
auch nicht übersehen, daß im umgekehrten Fall, wo die Mittel voll- 
kommen hinreichen wiirden, meist noch der richtige Wertbegriff fehlt, 
wodurch dann die Buße als Zuchtmittel jeder Wirkung entbehrt, ja 
als ein bequemes Lösegeld aufgefaßt wird. Aus diesen Erwägungen 
wird sich der Richter von vornherein für die Anwendung diese» 
Mittels auf eine recht kleine Minderheit von Fällen beschränken 
müssen. 

Diesen Bedenken wird nun allerdings der Art. 36 des Vorent- 
wurfes, der die Bußeneintreihung und die subsidiären Strafen in weitem 
Umfange regelt, zum Teil gerecht. Als solche subsidiäre Mittel kommen 

' im gleichen Sinne Appelius, ITO/I. 
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itt Betracht: staatliche Zwangsarbeit mit Freiheitsentzug oder bei 
Arbeitsunfähigkeit des Verurteilten Haft, die sich nach Höhe der ver- 
hängten Buße (5 Fr. zu einem Tag) berechnet, in keinem Falle aber 
länger als drei Monate dauern darf.' Es wird dabei sofort klar, daß 
das Strafmaximum der Übertretung Jugendlicher (8 Tage Haft) hinter 
der höchstmöglichen Zeit der Freiheitsentziehung in ihrer subsidiären 
Anwendung weit zurückbleibt. Denn nach der oben erwähnten allge- 
meinen Bestimmung läßt sich diese Einschließung im Maximum (200 : 5) 
auf 40 Tage berechnen. Würden wir somit die Anwendung dieser 
Bestimmung ohne weiteres auch für die Jugendlichen anerkennen, 
so sähen wir uns vor die Absurdität gestellt, daß im Einzelfalle das 
angedrohte Höchstmaß auf das Fünffache getrieben werden kann. 
Daß dieses aber nicht die Meinung des Gesetzgebers sein kann, son- 
dern daß er diese Baßcnum Wandlung an das mögliche Maximum der 
primären Strafe gebunden wissen will, ergibt sich mit aller Deut- 
lichkeit daraus, daß er in Art. 36, § 5 das Höchstmaß der in Haft 
umgewandelten Buße dem im Entwurf überhaupt vorgesehenen untersten 
Strafmaximum kongruent wählt, und dies tut er zudem mit einem 
ausdrücklichen Hinweis auf das Höchstmaß der bei Übertretungen 
zulässigen Strafe (Art. 228). Dabei scheint er die besonderen Be- 
stimmungen und Ausnahmenormen der Jugendlichen übersehen zu 
haben; wir können also durch eine Analogie das richtige Verhältnis 
herausfinden, indem wir entweder das angedrohte Maximum der Strafe 
hinauf oder das Bußenhöchstmaß herahsetzen, bis sie in dem vor- 
geschriebenen Verhältnis x:5^y stehen.* 

Vorher möchte ich jedoch noch kurz auf die wirtschaftliche Seite 
unserer Frage aufmerksam machen. Eine Lösung läßt sich vielleicht 
am ehesten finden, wenn wir die Vermögens- und Einkommensver- 
hältnisse der Jugendlichen mit berücksichtigen. Nehmen wir z- B- an, 
es bliebe für die Übertretungen Jugendlicher bei dem angedrohten 
Maximum von 8 Tagen abgesonderter Einschließung und supponieren 

' Auf diese Subsidiarität weist § 903 der züreh. Reehttpßege ausdrQcklicl» 
bin; vgl. jetzt auch den Eotw, der Straf prozcßorduung für den Kanton Zflrich, 
g 200: .Bei Verhäuguug einer Buße soll das Gericht fQr den Fall, daß dieselbe 
nicht belogen oder sichergestellt würde, gleichzeitig die Freiheitsstrafe bestimmen, 
welche an deren St«lJe £n treten hat." 

' X — Höchstmaß der Buße, y — Strafmaximum der abgesonderten Ein- 
Schließung. Hau köjinle auch daran denken, den Divisor (5) entsprechend zu 
erhöhen, wodurch y Verhältnis maß ig herabgesetzt und dem vorgesehenen Straf- 
maxiiDUDi entsprechend angenähert würde. Dies wSre aber hinwieder mit Art. 36, 
g 2 und g 1 schwer in Einklang zu bringen. 
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wir ein Urteil auf »Geldstrafe" von 90 Fr., so stehen sich praktisch 
jene acht Tage und ein ganzer Monat mühevoller Arbeit gegenüber, 
wenn wir das tägliche Einkommen Jes Jugendlichen durchschnittlich 
auf 3 Fr. veranschlagen. Diese Proportion wird also den. tatsächlichen 
Verhältnissen kaum gerecht. Die Beispiele lassen sich beliebig ver- 
mehren und die Fälle sind absehbar, wo ein Jugendlicher eine kurze 
Einschließung der harten Bufle vorziehen wird, der Buße, durch die 
man doch eben den Freiheitsentzug zu reduzieren gedachte.' Da nun 
zudem die Einschließung nicht mehr in den gewöhnlichen Gefängnissen 
stattfindet und damit auch die natürliche Scheu vor dem ersten Schritt 
in dasselbe dahinfällt, muBsen unsere Zweifel in die Anwendbarkeit und 
Nützlichkeit der Buße bei der jetzigen Regelung noch verstärkt werden. 

Aus diesem letzteren Gesichtspunkte rechtfertigt sich vor allem 
ein Kompromiß, indem wir neben.der Herabsetzung des Bußenhöchat- 
maßes das subsidiäre Strafniasimum erhöhen müssen, wenn wir nicht 
anders die „Geldstrafe" auf eine lächerliche Kleinheit reduzieren 
wollen- In diesem Sinne scheint mir eine Ansetzung der Buße auf 
100 Fr, und der für die Übertretung vorzusehenden Freiheitsent- 
ziehung bis auf 14 Tage als gerechtfertigt- Nun sind wir auch der 
oben aufgestellten Proportion näher gekommen. Daß sie unbedingt 
wie ein Rechenexempel zu lösen sei, ist nicht nötig, da nach den 
allgemeinen Bestimmungen des Entwurfs selbst (Art. 36, § 5) ein un- 
gedeckter Bußenrest übrig bleiben kann.* Jedoch bedarf dann Art. 3(i, 
§ 5 im Schlußsatz der Ergänzung : „Die Haft dauert in keinem Falle 
länger als drei Monate resp. bei Übertretungen Jugendlicher länger 
als 14 Tage. {Art. 228 u. 226, modifiziert.)" 

Sehr beachtenswert ist, daß Art. 36, § 2, 2 dem Richter die 
Möglichkeit gewährt, zu bestimmen, daß die Buße nach und nach 
abzuzahlen sei. Einen ähnlichen Vorschlag fiir wöchentliche Raten- 
zahlungen hat schon Appelius gemacht, und die Kriminalistische 
Vereinigung zu Halle, 1891, sprach sich ausdrücklich für Aufnahme 
<lieser Einrichtung aus.' — Neben der nun sicherer gestellten Exe- 

* Vgl. hieau auch Krohme: Verhandlungen der zweiten JahresTersamnilung 
in Halle 1901 ; S. 63 ff. 

' Dies wird sogar die Regel aein. Ein Beispiel ; Verurteilung wegen falscher 
Zeugenaussage zu Fr. 2000 BuBe neben der FreiheiUstrafe. (Art 207) Eintreibung 
uoniSglich; erfolgt Umwandlung. 2000:5 — 400. Rechnerisch wiren also 13 
Monate Haft zu erstfihen. Da die Haft nun aber im Maximum nur drei Honale 
danern kann, rerbleibt rechnerisch ein Rest tou 10 Monaten ungedeckt usw. 

' Appelius, S. 171. 
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kation hat die Bewilligung der Ratenzahlungen den Vorteil für sich^ 
daß der Jagendliche für eine gewisse Zeit mit den Behörden der 
Strafrecbtspflege in periodischem, persönlichem Kontakt bleibt. 

Mit diesen Modifikationen scheint mir die Buße sehr wohl aucb 
für Yerbrechensfälle jugendlicher Personen anwendbar ; sie reihte sieb 
ganz natürlich als primäres Zucbtmittel zwischen den Freiheitsentzug 
(Probatioa) und den Verweis ein. Auch ließe sich Sir eine allfällige Auf- 
nahme in Art. 14, § 3 der Maximalbetrag ohne Not auf 500 Fr. er- 
höhen, da hier die subsidiäre Freiheitsstrafe zwei Monate erreichen 
kann.' Die Ratenzahlungen bedingen, wie gesagt, zugleich eine Art 
natürlicher Au&icht, deren Wirkung noch erhöht würde, wenn maD 
die YOt^esehenen staatlichen Aufsichtsorgane für die Jugendlichen al» 
Zahlungsstelle hestinunen würde.* In Anbetracht dieser wertvollen 
Kontrolle würde nichts hindern, das System der Ratenzahlung für 
JugendUche Verbrecher obligatorisch zu erklären. — Bei all dem 
versteht es sich jedoch von selbst, daß die „Geldstrafe" nur zur 
Anwendung kommen darf, wenn sie der Jugendliehe aus eigenen 
Mitteln erstehen kann und muß, damit er sie überhaupt als Nachteil 
empfinde. Der Antrag Gabuzzi zum Vorentwurf 1903, daß „Elterii 
und Vormünder für Zahlung der Buße haften" sollen, wurde in den 
Verhandlungen deshalb mit vollem Recht gestrichen.* Theoretisch 
läßt sich gegen diese Motion auch sagen, daß durch sie eine ^Haftung 
fiir fremde Schulit" statuiert würde, die einen strafrechtlichen Kausal- 
zusammenhang in der Luft supponiert. 

Nicht zu verwechseln ist damit die Frage, wieweit die Eltern 
oder Vormünder wegen Vernachlässigung ihrer zu Verbrechern ge- 
wordenen Schutzbefohlenen strafrechtlich heranzuziehen seien, wenn 
ihnen ein Verschulden an dem Zustand des Kindes oder des Jugend- 
lichen nachgewiesen werden kann. Ich glaube, daß Gabuzzi bei seinem 
Antrag innerlich diese indirekte Bestrafung der gesetzlichen Erzieher 
undeutlich vorschwebte. Hiervon handelt der nächste Pari^rapfa. 

III. Zum Schlüsse mag hier noch erwähnt werden, daß in einen» 
Gutachten zuhanden der deutschen Kommission seinerzeit für die 
Wiederaufnahme der Prügelstrafe plädiert wurde.* „Von dem schönen 

' Dies ruft wiederum einer kleineo Korrektur in Art. 36, g 6, Schluß. 

• Im S/tnlon Zürich sind es die GerichtskanzleieD, welche die Bußen be- 
ziehen (g 1116 Rechlepn.), und aie werden es voraussichtlich auch bleiben (Straf- 
proz.-Entw. g 4SI). 

• Verbandlungen II, S. 718 fi. 

• Vgl Appelius, S. 105. 
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Begriff der Humanität* — lautet die Begitindang — „die Strenge 
zu trenaeo, sollte unsere mit Blut und Eisen erzogene Zeit sich nic^t 
zu schulden kommen lassen." — Daran ist nichts beachtenswert als 
die Eleganz, mit welcher die Jahre 1870/71 mit der Prügelstrafe in 
Belation gebracht werden. 

Damit haben wir den Überblick über die staathchcn Zwangs- und 
Zuchtmittel des Entwurfes abgeschlossen. Es lag mir daran, festzustellen, 
daß auch bei Bestimmung derselben der Gesetzgeber seinen erzieheri- 
schen Pnnzipien treu geblieben ist und für die mannigfaltigen Spielarten 
der verbrecherischen jugendlichen Persönlichkeit, wie sie das Leben 
ungeordnet darbietet, auch ebenso verschiedene, aber zweckbewuQte 
Wege gegangen ist. Zugleich habe ich, wo möglich, immer auch ein 
kurzes geschichtliches Resumä über die Entwicklung der einzelnen 
Institute vorausgeschickt, um den Gedanken zu festigen, daß der 
Entwurf überall den vorgezeichneten Spuren der Geschichte gefolgt 
ist und sich von ihr in allen Teilen beraten ließ, sodaQ er sich in 
seinem einheitlichen Aufbau und Gefüge gewissermaßen als ein Schluß- 
stein in der Entwicklung des kontinentalen Jugendstrafrechts darstellt. 

Es erübrigt, im folgenden Abschnitt noch einige Begleiterschei- 
nungen und allgemeine strafrechtliche Bestimmungen (Rückfall und 
Verjähnii^) in ihrer Anwendung auf die Jugendlichen gesondert zu 
betrachten. 



• C. Einzelne Besonderheiten. 

§ 13. 

Begleiterscheinungen: 

Die Ehrenfolgen und die Zwangsmittel 

gegenüber den Eltern, 

Anhangsweise: Privatrechtliohe Fragen. 

I. Ausgehend vom genauen Wortlaut des Art. 40 des Entwurfes, 
welcher die Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeä für den 
zu Zuchthaus Verurteilten obligatorisch und für den zu Gefängnis 
Verurteilten in den gesetzlich bestimmten Fällen fakultativ statuiert, 
kommen wir zu dem Ergebnis, daß für alle Jugendlichen obige Be- 
stimmung keine Anwendung findet, da bei ihnen von einer Verur- 
teilung zu Zuchthaus oder Gefängnis nicht die Rede sein kann. Ich 
glaube auch nicht, daß im Sinne des Entwurfes aus einer Analogie 



mit Art. 40, § I, Alinea 3, Schlußsatz ' eine Beschränkung unserer Auf- 
fassung abgeleitet werden kann. 

Damit stimmt auch Appelius überein, wenn er sagt: „Niemals 
dürfen jugendliche Delinquenten völlig aufgegeben werden; deshalb 
müssen alle Strafmittel vermieden werden, welche, wie Zuchthaus, 
dauernde Ehrenfolgen nach sich ziehen." (S. 31-) Diese Auffassung 
rechtfertigt sich aber auch psychologisch. Eine Herabsetzung in der 
Ehre, in dem, was einer gilt und vorstellt, wirkt nach einer gewissen 
Angewöhnung für den Gezüchten, insbesondere wenn, wie in den 
Jahren der Entwicklung sein Geist von den äußern Werturteilen ab- 
liängig ist, nicht nur nicht hebend, sondero niederdrückend und 
lähmend. Daß diese Erscheinung für die haltlosen jugendlichen- Indi- 
viduen im hohen Maße zutrifft, bedarf keiner Auafährung.* 

Die Berliner Konferenz hat allerdings später, abweichend von 
den Eisenacber Vorschlägen und in Annäherung an das Strafgesetz- 
buch, die Bestioimung au^estellt, daß der Richter befähigt sein soll, 
in einzelnen Fällen die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
auszusprechen. (Thesen II, 4 u. 5.) Eine weitere Einschränkni^ ih der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit wird jedoch ausdrücklich ausgeschlossen. 
Der neuen Bestimmung liegt der Gedanke zugrunde, daß man noch 
nicht chai'akterfeste jugendliche Personen nicht mit verantwortungs- 
und vertrauensvollen Stellungen betrauen soll- (AppeUus S. 99.) Da- 
gegen läQt sich einwenden, daß iür alle unsere Fälle bei der noch 
nicht abgeschlossenen geistigen und wirtschaftlichen Entwicklung nur 
solche öffentliche Stellungen in Frage kommen, welche ihrem jugend- 
lichen Träger noch keine zu große Verantwortlichkeit aufbürden; 
femer aber ist ein bestimmtes Maß der Verantwortung zur Erzieh- 
ung, zur Hebung des Selbstbewußtseins und Selbstvertrauens Not- 

■ Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfahigkeit kann auch st«ttflitden, 
ivenn der Richter den Schuldigen anstett der Gefängnisstrafe in eine Arbeila- 
aostalt verweist. — Dieser Zusate sieht ofienbar nur den speziellen. Fall der 
EioneisuDg in eine Arbeitsanstalt vor und soll nicht eine analoge Anwendung 
auf andere Besonderheiten des Vollzugs im Sinne einer zu generalisierenden Be- 
ätiminung finden. 

* Natürlich nicht immer. Denn die wahrhaft verbrecherische Natur hat 
steta vollkommen an sich selbst genug und wird den Zwiespalt, in den sie sich 
durch ihre triebhaften Taten mit der Anlienwelt und der öffentlichen Meinung 
setzt, kaum tiefer empfinden. Wir hinwieder sind dabei meist geneigt, unser 
eigenes ethisches Bewußtsein, unser „schlechtes Gewissen" dem Tlter anzudichten — 
eine Tflcke unserer PhanlAsie, womit wir uns selbst den Zugang für das Verstindnis 
der interessantesten und ernstesten Erscheinungen der Verbrecherwelt versperren. 
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«endigkeit. Auch wird gerade die Regelmäßigkeit und die Zucht, 
sowie die strenge Beau&ichtigung eines staatlichen Betriebes am 
ehesten geeignet sein, eich in natürlicher Folge an die Jahre der 
Intemiemng und der Pflegeerziehung anzugliedern und ihre Au^abe, 
wenn auch bei völliger Freiheit des Individuums, fortzuführen. Der 
Staat soll den Jugendlichen durch dessen bürgerliche Anerkennung 
vor der Gesellschaft in der Öffentlichen Meinung rehabilitieren. 

Das Gesagte bezieht sich natürlich nur auf die Zeit nach der 
Entlassung aus der Anstalt, da für die Jahre des Aufenthaltes in 
derselben von einem passiven Wahlrecht oder der Er^Iung der 
Wehrpflicht praktisch nicht die Rede sein kann. Hingegen werden 
obige. Bemerkungen wieder für die Probaüonszeit wichtig, insbesondere 
dann, wenn, wie vorgesehen werden soll, der Jugendliche um Ver- 
hingeruDg einkommt, da jetzt die Bewährungsfrist nicht selten das 
Dienstpflichtalter erreichen wird. ; 

Hier anschließend drängt sich die Frage auf, wie es mit den 
Ebrenfolgen bezüglich der unter Probation gestellten Erwachsenen 
überhaupt zu halten sei. ob mit andern Worten Art. 40 des Entwurfes 
auch auf Art. 57 Anwendung finden solle. Die Frage steht zwar außer 
einem innem Zusammenhang mit unserem Stoffe, doch darf sie wegen 
ihrer Wichtigkeit hier anhangsweise zur Betrachtung kommen. — In 
den genannten schweizerischen Kantonen, welche den bedingten Straf- 
erlaß kennen, (Gen/", Waadt, Wallis, s. o. § 11) teilen die Ehrenstrafen 
das Schicksal der Hauptstrafe, d. h- sie sind für die Dauer der Pro- 
bationszeit in der Schwebe und werden je nachdem später wirksam 
oder fallen mit dem endgültigen Straferlaß dahin. Einzig im Kanton 
Teasin lasten sie auch während der Bewährungsfrist auf dem Täter. — 
Die erstere Auffassung scheint mir zutreffend. Denn da die entehrenden 
Nebenstrafen, als eine sekundäi'e Erscheinung, ihre Esistenz allein 
der Hauptstrafe verdanken (Verurteilung zu Zuchthaus oder Gefängnis 
ist unbedingte Voraussetzung), so müssen sie auch mit ihr stehen und 
fallen, d. h. wie bei dieser, nicht ihre durch das Urteil dokumentierte 
Existenz, sondern ihre Wirksamkeit wird hinfällig. Diese Ansicht läßt 
sich, aus dem Wortlaut des Art. 40 zu schließen, auch als die Mei- 
nung des Gesetzgebers nachweisen. „§ 1 : Der zu Zuchthaus Verurteilte 
wu-d für die Zeit des Strafvollzugs und für zwei bis zehn Jahre 
nach der Entlassung aus dem Zuchthatts in der büi^erlichen Ehren- 
fähigkeit eingestellt." — Für den Fall einer günstig verlaufenden 
Probefrist liegt weder eine Zeit des Strafvollzugs noch eine Ent- 
lassung aus dem Zuchthaus vor. Analog § 1, 3. Alinea. 
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II. Die Entziehung der elterliche &ewaU wird sich sehr oft, 
vielleicht regelmäßig als die natürliche Begleiterscheinung der Anstalts- 
einweisung eines verbrecherischen Kindes darstellen. Sie erfolgt aber 
stets nur auf Grund eines selbständigen Strafurteils wegen eines 
Delikts und im besondem wegeft Pflichtvergessenheit und Gewissen- 
los^keit der Eltern. (Art. 44 u, 141 des Entwürfe.) Die letztere Be- 
stimmung fand bis heute schon in einigen kantonalen Geset^äii Auf- 
nahme: Lueem, Str. Ges. § 88 ; Obwaldm, Art. 104; St. Gallen, Art. 191 
und Appenzeä A.-Eh. in § 14 des Gesetzes über das Familienrecht, 
29. April 1889.)' Aber auch hier wird es überall zur selbständ^en 
Voraussetzung gemacht, daß gegen die Eltern wegen Verwahrlosung 
ihrer Kinder ein Strafspruch ergaogen sei. Dieser muQ laut Art. 141 
dea schweizerischen Entwurfes auf Gefängnis nicht unter einem Monat 
lauten. §§ 2 u. 3 dieses Artikels statuiert einige qualifizierte Fälle. 
Selbstverständlich findet diese Bestimmung auch Anwendung, wenn 
keine verbrecherische Handlung des verwahrlosten Kindes vorliegt ; 
es war hier nur der Ort, auf den organischen Zusammenhang von 
Art. 14, § t und Art. 141 hinzuweisen, durch deren Verbindung im 
Einzelfalle die letzte richtige Konsequenz einer reinen Fürsorge- und 
Erziehungspolitik gezogen wird.* Auch ohne das Vorliegen eines Straf- 
urteils gegen die Eltern kann ihnen die nfaktische GewaU" über 
ihre Kinder entzogen werden, wenn das geistige oder leibliche Wohl 
eines Kindes infolge ihres pflichtwidrigen Verhaltens dauernd ge- 
fährdet oder wenn das Kind sittlich verwahrlost ist (295). . Die 
Ftttriapotestas im eigentlichen Sinne verlieren sie bei grober Ver- 
letzni^ ihrer Pflichten (296). In beiden Fällen ist die Vormund- 
schaftsbehörde die kompetente Stelle. Da das vorliegende schweize- 
rische Zivilgesetzbuch vor dem Stra^esetzentwurf in Kraft tritt, wird 
es möglich sein, daß der kantonale Strafrichter nötigenfalls von einer 
Bestrafung der Eltern absehen und zur Entziehung der elterlichen 
Gewalt die Vormundscbattsbehöi'de verständigen kann, — Von Be- 

' Zürich erkenut „Entzug der Elternrechte" als Annex eines Strafurteils 
nur bei Verbrechea gegen die Sittlichkeit, wean sich anllßlieh der erhobenen 
UDlerauchiing ergeben hat, daß den Eltern die Erziehung ihrer Kinder nicht 
liDger anvertraut bleiben darf (g 129). Bei dem selbaländigen Delikt der Ver- 
letzung oder Verääumnis der Elternpflicht fehlt aufiallenderweise eine derartige 
Bestimmung (g Hü}. 

' Obige Bestimmung dea Straf gesetzeaenttvurf es sieht auch in enger Be- 
ziehung zu den Art. 394 S. des schweizerischen ZiTügesetzentwurfs, die man mit 
Recht die FQrsorge- Artikel nennen könnte. 
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deutung wird dabei nameBtUch das Interesse an den ilbtigen nicht 
oder noch nicht verwahrlosten oder verbrecherischen Kindern und 
vor allem der Art 300 des Zivilgesetzentwurfes, welcher statuiert, 
daß durch die Entziehung der elterlichen Gewalt die Pflicht der 
Eltern, die Kosten des Unterhalts und der Erziehung zu tragen, nicht 
aufgehoben werde. Wie wichtig diese fiskalische Sicherheitsmaßregel 
ist, zeigt sich im Kreisschreiben des zürcherischen Obergerichtes vom 
31. Dez. 1881, wo im Falle der Anstaltseinweisung eines Jugendlichen 
die Kosten nicht nur dem Angeklagten, resp. seinen Angehörigen 
auferl^ werden, sondern wo 6(^ar bestimmt wird, daß sich die 
Dauer der staatlichen Erziehung nach den Vermögensverbältnissen der 
Familie zu richten habe. — Eine derartige Bestimmung rechtfertigt 
sich aber nicht nur aus fiskalischen Gründen, sondern vielleicht noch 
eher aus der Absicht, das Interesse der Eltern an ihrem Kinde wach 
zu halten, und ihre Pflichtversäumnis und Gewissenlosigkeit nicht zu 
einem Privileg auf staatliche Hilfe zu machen. 

III. Anhangsweise: Die Handlungs- und Testierfäftigkeit. Art380 
des Entwurfs eines schweizerischen Zivilgesetzbuches bestimmt; Unter 
die Vormundschaft gehört jede mündige Person, die zu einer Frei- 
heitsstrafe von einem Jahr oder darüber verurteilt worden ist.' — 
Es ist klar, daß ein solcher Entmündigungsgrund nur für diejenigen 
Jugendlichen in Betracht kommt, die in eine Besserungsanstalt ver- 
wiesen wurden, da nach den oberen gesetzlichen Limiten des Art. 14, § 1 
nur sie während des Anstaltsaufenthaltes die Grenze der Volljährig- 
keit erreichen können- Ebenso dürfte es keine Schwierigkeiten macheu, 
die genannten Jugendlieben unter obige Bestimmung miteinzubeziehen, 
obschon daselbst von „Freiheitsstrafe" die Rede ist. Denn zum Ent- 
zug der Handlungsfähigkeit ^bt doch nicht das äußerhche Zeichen 
der Strafe den Grund ab, sondern ein tieferes subjektives Moment, 
die Indignität und Unfähigkeit des Täters, eine ihm persönlich inne- 
wohnende, relevante Indisposition, die im einen Falle dnrch die an- 
gesetzte Strafe, im andera durch Verweisung in eine Besserungsanstalt 
markant in die Erscheinung tritt. — Auch ist es jedenfalls nicht nötig 
— was man zunächst dem Wortlaut des Art. 380 entnehmen könnte — 
daß die zu entmündigende Person zur Zeit der Verurteilung mündig 
war; die Fälle, wo die Mündigkeit erst im Verlaufe des Vollzuges 
eintritt, können hier richtigerweise nicht ausgeschaltet werden. Man 



' Art. 5, 3 des Handlun);sfähigkeitsgesetzes ist allgemeiner; darnach wird 
der überhaupt zu einer FreiheitBBtrafe Verurteilte entmündigt. 
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wird dann aber nicht von einer Entmündigung, sondern von einer 
gesetzlichen Fortdauer der Unmündigkeit reden.' 

.Die Vormundschaft über eine zu Freiheitsstrafe verurteilte Person 
hört mit dem Zeitpunkt auf, da der Veniiteilte die Strafe verbüßt 
hat" (Art. 442), in unserm Fall, wenn er aus der Anstalt endgültig 
entlaBsen wurde. Die zeitweilige oder vorUiu^c Entlassung begründet 
noch keine Aufhebung der Vormundschaft. (Art. 442, 2. Alinea.) 

Ein Jugendlicher, der zu einer „Freiheitsstrafe" (zwei Monate) 
verurteilt wird, oder an deren Stelle unter Probation tritt, ist natür- 
lich immer unmündig;^ hingegen läßt sich hier im Vorbeigehen die 
Frage streifen, wie es sich mit Erwachsenen, denen die Strafe bedingt 
erlassen wird, verhalte. — Jedenfalls läßt sich hier Art. 442/s des 
privatrechtticheD Entwurfes nicht zu einer Analogie heranziehen, woraus 
sich ableiten ließe, daß wie Air die Daner der bedingten Entlassung 
auch für die Zeit des bedingten Straferlasses* die Mc^lichkeit der 
Bevormundung bestehe. Denn gemäß Art. 57 des Strafgesetzentwurfes 
darf im Falle der Anwendung des bedingten Straferlasses die primäre 
Freiheitsstrafe nie auf ein Jahr und darüber lauten. Die Voraus- 
setzung des Art. 380 (Zivilr. Entw.) ist also nicht gegeben. 

Die Testierfähigkeit ist grundsätzlich von der Handlungsfähigkeit 
zu trennen. Sie ist nicht etwa ein Zweig, eine in einer bestimmten 
Richtung erfolgte Spezialisierung der letzteren. Die Handlungsfähigkeit 
bezieht sich auf die persönliche Fähigkeit zu einem Rechtsgeschäß; 
unter Lebenden, sie geht auf die Begründung von Rechten und Pflichten; 
die Testierfähigkeit umfaßt 'Recht^eschäfte auf den Tod hin und gibt 
eine Dispositionsbefugnis, die in der Pereon des Disponierenden selbst 
keine geschäftlichen Rechte und Pflichten erstehen läßt.* Die Testier- 
fähigkeit unterliegt deshalb nicht den Regeln und dem Schicksat der 
Handlungsfähigkeit. 

' Ea ist zu beuchten, daß für den Eatwurf die Begriffe Volljährigkeit und 
Mändigkeit (20. Lebeusjahr) kongruent sind, vgl. Entw. Art. X6 und 16. Im Ocgen- 
satE dazu einige kantonale Gesetze (s. u. Testierfähigkeit), vgl. zur. Privatrecht- 
liches Gesetzbuch g 10, 

' Auch im Falle, daß er sieh Verlängerung der Prubation erbittet. Ich habe 
mich hierin an die Grenze der Volljährigkeit gehalten. (S. 0. § 11, IV.) 

" Über der verwandtschaftlichen Beziehungen der beiden Inatitute S. 0. g 9 
und i 11. 

*Iffl gleichen Sinne: Heil i, Handbuch des internationalen Zivil- und Handels- 
rechtes, 1902, II. Bd., g 144, S. 151. 



D.gitize<)t.yG00glc 



— 104 — 

Die kantonalen GeBetze, welche den Minorennea („MündigeD') 
«rlauben, rechltegultig zu testieren (ohne die Mitwirkung vormund- 
schaftlicher Organe), mUsseo auch in unaerem Gebiet respektiert 
werden.' Handelt es sich um jugendliche Anstaltainsassen, die Kan- 
tODsfremde sind, so kommt bezüglich dieser Frage der Testierfähig- 
keit die lex domicilii ,zur Zeit der ErrichtuDg des letzten Willens' 
in Anwendung. (Bundesgesetz betreffend die zivilrechtlichmi Verhält- 
nisse der Niedergelassenen und Aufenthalter Art. 7, 4. Alinea.) Als 
lex domicilii gilt in unsem Fällen nicht etwa da^enige Recht, welches 
da iu Kraft ist, wo die betreffende Versorgungs- oder Heilanstalt 
liegt; denn die Unterbringung in einer solchen Anstalt begründet 
keinen Wohnsitz, es ist vielmehr auf das Recht des letzten, .einmal 
begründeten Wohnsitzes" des JugendUchen zu rekurrieren. (B. G. N. 
u. A, Art. 3, Alinea 2 in Verbing. mit Alinea 3.) 

Der ErUwurf zieht zwischen den kantonalen Bestimmungen die 
Mittellinie und setzt die Testierfähigkeit einheitlich auf das zurück- 
gelegte achtzehnte Lebensjahr. (Art. 474.) 



Die Verjährung. 

I. AUgemeines. Hier hegt wohl eine der schwierigsten und wich- 
tigsten Fragen unserer Materie noch im Unklaren. Die Literatur 
hierüber ist außerordentlich kai^;* und vielleicht ist gerade der Um- 
stand, daß dieses Gebiet noch so dürftig .ausgebaut ist, ein Zeichen 
iür die unausgereifte Neuheit des ganzen Systems der Behandlung 
jugendlicher Verbrecher. 

Bei Betrachtung der Verjährungslehre im allgemeinen kann man 
von zwei Grundgedanken ausgehen. — Man kann in dem durch Zeit- 

* Ee sind dies die folgenden kantonHi. Gesetzgebungen: 
ZQrieh g 993, Aargau g 910: mit vollend. 16. Alterajahr. 
Wallis g 618. Bern % 662: mit vnlleiid. 17. Alterajahr. 
Graubünden g 602, Freiburg g 758, Basel-St. (1884) g 55: mit Tollend. 
18. Altersjabr. 

Dabei ist jedocb die Fähigkeit zur Abschließung von Srbvertrtgen ansge- 



* Gallacchi (pag. 6S) begnügt »ich damit, die Bestimm ungeo des Ent- 
wurfs (Art. 65) getreu aier sinnlos abzuschreiben. Appelius I8ßl die Frage 
unberQcfcsichtigt, offenbar in der Meinung, daß es in Anwendung der Verjfibrungs- 
ehre auf die Jugendlichen bei den bcslelienden allgemeinen BeslimmDogen sein 
Verbleiben haben solle. 
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ablauf herbeigeführten Entfall des staatlichen Strafanspruches ein 
respektvolles Haltmachen vor dem Übeif^nicht der Tatsachen, der 
veränderten und neugeschafFenen Verhältnisse erblicken. Nicht nur 
■die stetig wachsende Unsicherheit in der Feststellung des objektiven 
Tatbestandes, sondern auch die Rücksicht auf die Esistenz, den ein- 
getretenen Umschwung der wirtschaftlichen Stellung des Täters ge- 
bieten dem Staat nach Ablauf bestimnü«r Fristen, sein Richtschwert 
AUS der Hsnd zu legen. — Oder man sieht den Kechtsgrund der 
Verjährung mit der gemeinrechtlichen Wissenschaft, in der vermut- 
lichen Besserung des Verbrechers (Aquisitivverjährung). 

Wir mögen ans auf den einen oder andern Standpunkt stellen, 
beide Begründungen erlangen im Hinbbck auf die jugendlichen De- 
linquenten eine erhöhte Bedeutung. Die äußern und innern Verhält- 
nisse, sowohl die wirtschaftliche Stellung als auch die ißtellektuelle 
und moralische Potenz des Täters, sind hier, wie nii^ends, im Fluß, 
«ier sich gegenüber allen Wandlungen des späteren Lebens jedenfalls 
durch das Moment der rascheren und stürmischeren Bewegung aus- 
zeichnet- Das Jugendstrafrecht ist deshalb das Gebiet der Verjähnings- 
lehre par exellence und es kann im Ernste Wunder nehmen, warum 
dies so lange unbeachtet geblieben. 

Der schweizerische Gesetzgeber erkannte, eben mit Rücksicht 
auf die große Labilität des innern und äußern Gleichgewichtes dieses 
Alters, daß er seine eigentümliche Stellung gegenüber den Jugend- 
lichen auch bei Anwendung der Verjährungstebre zu vertreten habe. 
£r versuchte die Lösung auf dem Wege eines Kompromisses, indem 
er die Jugendlichen zwar den allgemeinen Verjäihrungsbestimmungen 
unterstellte, dabei aber die gewöhnlichen Fristen durchwegs auf die 
Hälfte reduzierte. ( 7'erbreckensverjä/irung: Art. 55, § 1, 8. AÜnea.) 
Dieser Kompromiß sollte, wie jeder ähnliche Versuch, die Mängel 
alier halben Maßregeln deutlich offenbar werden lassen- Durch die 
Übernahme der normalen Verjährungsbestimmungen mit der bezeich- 
neten Reduktion begeht der Entwurf zwei schwerwiegende Inkonse- 
quenzen, die alle in Art. 14 niedergelegten Grundsätze umkehren, 
und die überhaupt nur aus der Erkenntnis einer noch unfertigen, 
suchenden Entwicklung verstanden werden können. 

Die erste Inkonsequenz liegt darin: Während, wie gezeigt wurde, 
der Entwurf bei Jugendlichen die Schwere der Tat ganz außer Be- 
rechnung setzt, wird nun durch Heranziehung des normalen Straf- 
rahmens für die Verjährung wieder darauf abgestellt, indem mit der 
Anwendung des Art. 5ö, § 1 die ganze detaillierte Verbrecbensskala 
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unbedenklich Übernommen wird. Ein Begriff, der nach langen Kämpfen 
eben erst aus dem Jugendstrafrecht verwiesen wurde, erscheint hier 
wiederum in 'sngeBcfawächter Macht und Größe- 

Zweitens ist darauf hinzuweisen, daß die Verjährungsfrist in den 
meisten Fällen über die obere Altersgrenze hinauslaufen und den 
Boden des normalen Strafensystems betreten wird. Somit bringt sie 
meistens nicht das auf die Tat und die jugendliche Persönlichkeit 
angesetzte Übel (Zwangserziehung etc.) mit sich, sondern etwas 
neues: die gesetzliche Strafe. In diesem Sinne bedeutet also die 
Verjährungszeit nicht nur ein Aufrechthalten des staatlichen An- 
spruches, sondern sie involviert überhaupt erst die Strafe, sie wandelt 
den Anspruch verschärfend um, in welcher Hinsicht man — aller- 
dings mit einer B^riflsverschiebuBg — von einer „strafschärfenden" 
Wirkung der Veijährungsfrist reden könnte. Diese eigentümliche 
Folge beruht nicht auf einer mysthischen Kraft der Zeit, sondern 
auf dem uns bereits bekannten Grundsatze des Entwurfs: „Hat der 
Täter am Tage der richterlichen Entscheidung das achtzehnte Lebens- 
jahr zurückgelegt, so verurteilt ihn der Richter zu der gesetzlichen 
Strafe" (Art. 14, § 1, 6. Aline^i). 

Die letztgemacbte Einwendung betriHt, wie gesagt, nur die- 
jenigen Fälle, wo die Verjährungsfrist die obere Altersgrenze (18 Jahre) 
im .Einzelfalle übereteigt, wo also ein Neunzehn- oder Zweiund- 
zwanzigjähriger für eine als Verbrechen bedrohte Handlung, die er 
im Jünglingsalter (unter 18 Jahren) beging, zur Rechenschaft ge- 
zogen werden kann. Es erhellt, daß wir es hier mit einem jener 
Übergangsfälle zu tun haben, die uns eigentlich schon aus dem 
Gebiet des Jugendstrafrechts im engeren Sinne hinausführen; darauf 
gestützt gewinnen .wir leicht das System, das wir, um uns überhaupt 
zurechtfinden und um schließlich einige feste Grundsätze aufstellen 
zu können, der folgenden Betrachtung zugrunde legen müssen. 

Wir unterscheiden darnach zwei Hauptklaasen : 

1. Die Fälle, wo die Verjährungsfrist in toto innerhalb die Jugend- 
zone fällt. Dies kann sich aus dem wenig vorgerückten Alter 
des jugendlichen Täters oder aus einer konkreten kurzen Ver- 
jährungsdauer ergeben (s. u. II). 

2, Die Fälle, wo die Verjährungszeit die privilegierte Altersgrenze 
durchläuft und dadurch den Bereich ordentUcher Strafzumessung 
(ev. mit Milderung: Art 48, § 1, 4. Alinea) betritt. (Die 
hierhergehörige Ausführungen s. u, § 15: Übergänge.) 
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Zu den unter 1. angez<^enen Fällen läGt sich im allgemeinen 
sagen, daß wir hier im Sinn und Geiste des Entwürfe auch be- 
treffend die Verjährung unangefochten das Prinzip der Individuali- 
sierung aufreehtbalten dürfen. Wir geraten damit von vornherein in 
einen Widerspruch zu der gegenwärtigen Fixierung der Verjähnings- 
dauer, wo lediglich die Schwere der Tat in Berechnung fällt. Denn 
obwohl ja der Richter in den hier einschlagenden Fällen, wo der 
Täter immer noch vor Erreichnng der obem Altersgrenze zur Ver- 
urteilung kommt, die anscheinend genügend individualisierenden Be- 
stimmungen des Art. 14 zur Anwendung bringen kann, wird es sich 
doch zeigen, daß der Entwurf durch Einführung der reduzierten nor- 
malen Fristen sich seiner besten Grundtendenzen entachlägt Zur Ver- 
anschaulichung dieser innem Gegensätze mag mit einer kasuistischen 
Betrachtungsweise am ehesten gedient sein. 

II. Die Verbrechensverjährung. Es ist davon auszugehen, daß 
der Entwurf im Gegensatz zu den meisten kantonalen Strafgesetz- 
gebungen und zum Reichsstrafgesetzbuche (R. St. Gesb. § 67, Zur. § 52> 
von nVerbrechensveijährung" und nicht von Verfolgungs- oder Klag- 
verjähruug spricht. Nach dem Stooß'schen Entwurf (Art. 44) und 
den Beratui^en der Expertenkommission lag der Wortlaut zugi-unde : 
„Der Schuldige wird nicht mehr verfolgt, — ". Nach der jetzigen 
Fassung wäre die beabsichtigte Wirkung der Verjährung die Be- 
seitigung des Verbrechens und nicht bloß des Strafaospniches.' 

Als Prototyp der oben sub 1 angedeuteten Fälle mag hier 
folgender Tatbestand gelten. 

Ein Jugendlicher hat mit 15'/* Jahren eine Eigentumsbe- 
schädigung begangen (Art. 87, § 1 des Entw.). Das Verbrechen, 
mit Gefängnis bedroht, verjährt in 4, resp. in 2 Jahren (Art. 55, 
§ 1, Alinea 7 u. 8). Die Verjährungsfrist bleibt also auf jeden Fall 
hinter der obem Altersgrenze zurück. Kommt nunmehr der jugend- 
liche Täter erst nach Verlauf von anderthalb Jahren seit Begehung 
der Tat vor den Richter, so sind zwei Möglichkeiten zu trennen: 

a) Gesetzt es ließe sich ermitteln, daß die Missetat seiner Zeit 
im Ubemmte oder aus einer ähnlichen Ursache begangen wurde, so 
wird jetzt mit großer Wahrscheinlichkeit die persönliche Enqußte den 
Richter überzeugen, daß im übrigen der Jugendliche sich seither gut 

' tiitvieferD sich diese Änderung mit Rücliaicht auf Gehijfeosch&fl, AnstUtung^ 
und Rückfall anfeehfen ließe, dies zu untersuchen ist liier leider nicht der Ort. 
(Vgl. u. g 15, ni. Schluß). 
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geführt und daß er keineswegs unter die „sittlich Verdorbenen" oder 
„ Verwahrlosten " gehört. Von einer Zucht im eigentlichen Sinne 
kann hier nicht mehr die Rede sein, wenn nicht anders der Vollzug 
zü einer läeherlichea Formalität werden sotl. DafUr hat nun der 
Richter im bedingten Straferlaß (Aufechub der Einachließung: Art. 14, 
^ 3, 2. Alinea) ein Mittel an der Hand, welches ihm über die Un- 
natUrlichkeit und Unzwecknntfiigkeit jeder andern Verurteilung hin- 
weghilft Der Fall macht demnach keine Schwierigkeitea, zeigt uns 
aber, wie die Probation nicht nur als eine Art des Vollzuge, sondern 
Auch als ein Korrektiv der Rechtspflege selbst eine wichtige Rolle 
zu spielen geeignet ist. 

b) Zeigt es sich aber, dafi der Jogendliofae zur Zeit der 
Begehung der Tat verwahrlost oder sittlich verdorben war, so spricht 
■die Vermutung nicht dafür, daß er jetzt nach anderthalb Jahren 
völliger Entwicklungsfreiheit besser geworden sei ; es liegt im Gregen- 
teii nahe, daß sich noch andere seither begangene Delikte dem Auge 
-des Richters entzogen haben. Dieser wird jetzt, nach stattgehabter 
Untersuchung, mit gleicher, ja noch größerer Berechtigung auf 
Zwangserziehung erkennen. — Im Hinblick auf alle derartigen Fälle 
aber (man denke vor allem auch an verwahrloste Kinder unter 
14 Jahren) ist die zweijährige Frist entschieden zu kurz bemessen. 
Es ist nicht einzusehen, warum sich der Staat nicht mit der gleichen 
Berechtigung auch deijenigen Terdorbeoen und geföhrlich werdenden 
Jugendlichen vergewissem soll, deren Verbrechen um mehr als zwei 
Jahre zurückliegen- Die öfters gemachte Überlegung, daß die Tat 
idcht der Qnind, sondern nur die Veranlassung zu dem Eingriff staat- 
licher Maßnahmen abgibt, und daß die Schwere der Tat, worauf sich 
'die ganze normale Verjährungslehre aufbaut, nicht immer — am 
wenigstens aber bei der Jugend — einen richtigen Rückschluß auf 
-die Persönlichkeit zuläßt, muß uns hier weiterführen. — Aus der 
Rücksicht auf die stetig schwerer werdende Ermittlung des genauen 
Tatbestandes läßt sich in diesen Fällen meist keine Einrede gegen 
«ine Verlängerung der Verjährungsfristen konstruieren, denn zur Auf- 
rechthaltung des staatlichen Anspruchs genügt allein das erwiesene 
Faktum, daß der betreffende Jugendliche seinerzeit der l^äter war, 
alle Nebenumstände aber, welche das Urteil irgendwie beeinflußen 
können, und vor allem der objektive Tatbestand sind gegeben in 
dem gegenwärtigen (zur Zeit der Verurteilung vorliegenden) Zustand 
-der jugendlichen Person. Daß aber die staatliche Zuchtgewalt mit 
Rücksicht ' auf den „Umschwung der Verhältnisse" vor notorischer 
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Verderbtbeit Kehrt machen so)], ist ihr nicht im Ernste zuzumuten; 
es ist im Gegenteil auf die piÜTenierende Fürsorgepolitik des Jugend- 
strafrechts neuerdings hinzuweisen. 

Die letzten Erwägungen legen uns den Gedanken nahe, für die- 
gaoze privil^erte Alterszone überhaupt keine Verjährungsfristen, 
laufen zu lassen, wodurch eben der staatlichen Erziehungspolitik im 
gesamten Gebiete des Jugendstrafrechts ein uneingeschränkter Spiel- 
räum gewährt würde. Die Härten dieses Systems, die bei jenen 
Fällen fühlbar würden, wo der jugendliche Übeltäter nie oder zur 
Zeit der Verurteilung nicht mehr sittUch verdorben war, ließen sich 
durch eine verständige Anwendung des Ait. 14 von selbst korrigieren: 
bedingter Straferlaß. Dabei wird dann auch der Richter in viele» 
Fällen von einer Schutzaufeicht ganz absehen können, und die in den- 
Jahren, welche zwischen Tat und Urteil liegen, gewonnene gesell- 
schaftliche und wirtschaftliche Stellung des Jugendlichen würde durch- 
eine kurze richtBrlich-forraale Prozedur kaum wesentlich berührt. — 
Um eine eventuell sehr spät erfolgende behördliche Feststellung des- 
Tatbestandes wäre auch nach dem vom Entwürfe vorgesehenen- 
System (reduzierte Verjährungsfristen) nicht herumzukommen; denn 
hier läge es im Interesse einer geordneten Rechtspflege, selbst nach 
Ablauf der Verjährungsfristen auf eine tatbeständliche Untersuchung- 
zu dringen, damit nicht das vorliegende leichtere Verbrechen von^ 
kundigen und erwachsenen Dritten, für die ja eine längere Ver- 
jährungsdauer vorgesehen ist, zur Verdeckung einer schwereren Übel- 
tat (Alibibeweis) etc. mißbraucht werde- Wir resümieren die unter 
II fallenden Betrachtungen de lege ferenda in dem folgenden Vor- 
schlag: 

„Verbrechen, begangen von Jugendlichen (und Kindern),, 
verjähren firUhestens mit der Erreichung des vollendeten acht- 
zehnten Altersjahres des Täters. In den geeigneten Fällen. 
(Art, 14, § 3, Abs. 2) ist der Richter angehalten, möglichst 
immer den Vollzug der Einschließung aufzuschieben und tunlichst 
von einer Schutzaufsicht abzusehen, wenn seit Begehung der Tat. 
schon ein Jahr verstrichen und im übrigen den Bedingungeu- 
des Art. 14, § 3 genügt ist.' 
Seit Begehung der Tat muß ein Jahr verstrichen sein, damit Schutz- 
au&icht nicht mehr als geboten erscheint. Es ist dies die Frist,- 
welche sich mit dem Höchstmaß einer allfällig gleich nach Vol- 
lendung des Delikts ausgesprochenen Probation deckt. Man könnt» 
in den hier vorgesehenen Fällen von einer ^naturalia prt^xitio'^ 
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reden, die eben die er!e.iehterte Anwendong des bedingten Straf- 
erlasses von sich ans rechtfertigt. 

Durch obigen Gesetzesvorschlag ist die Tendenz schon ange- 
deutet worden, für die Ji^endlichen im ganzen ein besonderes Ver- 
jährungssjstem aufzustellen. Dies liegt vom Grundgedanken des 
schweizerischen Gesetzgebers keineswegs zu weit ab. Wenn einmal 
die Behandlung jugendlicher Verbrecher aus dem Rahmen des ordent- 
lichen Strafrechts herausgehoben worden ist, dürfte nichts hindern, 
auch blondere Verjährangsbestimmungen folgen zu lassen und ihnen 
den formell zugehörigen Platz hinter Art. 14 anzuweisen.' 

III. .Eine Übertretung verjährt in einem Jahr." (Art. 231.) 
Dieser Artikel ordnet für die Übertretungen die Verjährung aus- 
schlieGUcta, er bedeutet also im Sinne des einfuhrenden Art. 224 
{„was für Verbrechen im allgemeinen bestimmt ist, gilt auch flir 
Übertretungen, mit folgenden Abänderungen") eine erschöpfende Ab- 
änderung des Art. 55, § 1. Was hinsichtlich der , Verbrechen" 
jugendlicher Personen gilt, Reduktion der ordentlichen Verjährun^- 
dauer auf die Hälfte, findet für die Übertretungen keine Anwendung. — 
Diese Ansicht wird durch den Wortlaut (Art. 55, § 3, 8. Alinea) be- 
stätigt: r — , so werden diese Fristen (eben die obigen und nur 

diese) auf die Hälfte herabgesetzt." — Die Übertretung eines Jugend- 
lichen verjähH somit normal in einem Jahr, was aus praktischen 
Gründen kaum angefochten werden kann. 

Für den Beginn der Verjährungsfrist kommen natürlich die all- 
gemeinen Bestimmungen des Art- 55, § 2 in Betracht. 

IV. Die VoUstreckungsverjährung. (Art. 56 des Entw.) Prin- 
zipiell kann nur der Passus in Erwägung gezogen werden: „Alle 
übrigen Freiheitsentziehungen verjähren in fünf Jahren" (Art. 56, § 1, 
7. Ahnea), da von einer der voraufgehenden Verurteilungen hier nie- 
mals die Rede sein kann.* Unter obige Bestimmung ist auch der 
zu nProbation" Verurteilte zu beziehen, da, wie gezeigt wurde, die 
Bewährungsfrist nur eine subsidiäre richterliche Maßnahme an Stelle 
emer Freiheitsentziehung ist; — Für die Verurteilungen aus Über- 
tretungen beträgt die Frist zwei Jahre. (Art. 231.) 

' Weitere Grimdaltze gewinnen wir bei Betrachtung der Übergänge, (s. u.)- 
' Dier Umstand hinderte jedocli Gallacclii nicht, in ainnioser Weise den 

ganzen Art. 56 au reproduzieren. „I delinquenti minorenni, pag. 62 („Per ciö 

p.he reguarda la prescrizione della pena — .") 
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Indesseii ist zu sagen, daß die VollBtreckungsverjähruDg, welche 
stets eiB rechtskräftiges Urteil voraussetzt, für Kiuder und Jugend- 
liche nicht von Bedeutung sein dürfte, da das Kontumazialverfahren 
gerade diesen Personen gegenüber, wo alles auf die Persönlichkeit 
ankommt, kaum je eingeleitet werden wird; handelt es sich hier doch 
nicht um eine Schuldfrage, die sich lediglich „auf Grundlage der 
Untersuchungsakten" entscheiden ließe.' Bei uns wird das Gericht 
in Jugendsachen von der Bestimmung des § 210 Zur. Bechtspflege- 
Entwurf (Strafprozeß) elektiv Gebrauch machen und die Beurteilung 
der Sache so lange verschieben, bis der unbekannt wo abwesende, 
jugendliche Täter „sich stellt oder ergriffen wird". 

§ 15. 

Übergänge. 

I. Einleitend. Bei Betrachtung der Überzüge wird es nicht 
zu vermeiden sein, auf schon Auegeführtes zurückzukommen und 
einiges des nähern zu erörtern, was im Vorhergehenden bereits an- 
■gedeutet wurde- Es handelt sich hier darum, feste Grundsätze und 
Begeln aufzusuchen fiir Jene Grenzfälle, wo Tat und Verurteilung 
-derart auseinander liegen, daß zwischen sie beide eine gesetzliche 
Seheidewand zu stehen kommt, wobei hüben und drüben verschieden- 
aitige Prinzipien gelten. Zunächst ergibt sich eine ganz natürliche 
Zweiteilung : 

a) Übergänge vom Kinder- zum jugendlichen Alter (Grenze: 
vollendetes vierzehntes Altersjahr). 

b) Übergänge aus dem Jugendstrafrecht ins Gebiet der Straf- 
mündigkeit (Grenze: vollendetes achtzehntes Lebensjahr). 

DaQ hei Behandlung dieser Fragen die Verjährungslehre natur- 
gemäß bineinspielen wird, ist einleuchtend, und es rechtfertigt sich 
-deshalb, anschließend an die vorstehenden Betrachtungen ihr mit 
Kücksicht auf die angedeuteten Grenzfälle eine besondere Betrach- 
tung zu widmen.* 

n. Was zunächst den Übergang vom KindescUter 2um Stadium 
des Jugendlichen betrifft, so liegt die Meinung des Gesetzgebers klar 
zu Tage. Da sich im ganzen Jugend- und Kinderatrafrecht alle Er- 



' Vgl. Geaeti betr. die zöroli. Rechtspflege gg 910, 995; dazu Geselaenlwi 
a 21. Nov. 1901, helr. den Strafprozeß g§ 209 und 210. 
• Vg!. 0. g 14, I. 
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eiehungsprinzipien nur auf die Peraönlichkeit baeieren und da, wie 
oben dai^getan (§ 7), die Unterschiede in der Behandlungsweise der 
beiden Altersklassen keine durchgreifenden, sondern nur durch RUck- 
sichten sozialer Art bedingt sind, macht es keine Schwierigkeiten, 
im einzelnen Fall Art und Weise der Maßnahmen durch den Zeit- 
punkt des richterlichen Katscheides (nicht der Tat) bestimmen zu 
lassen. — Dieser Grundsatz steht zwar so schlankweg, wie er hier 
aufgestellt wird, nicht wörtlich im Gesetz; allein er ergibt sich klar 
aus einer Analere des Art. 14, § 1, 6. Alinea, wo selbst fUr den 
Ubet^ang vom jugendlichen Alter in den Bezirk normaler Straf- 
mtlndigkeit auf den Tag der Verurteilung abgestellt wird; auch wurde 
sich obiger Satz unmittelbar aus einer richtigen Interpretation des 
Jugendgesetzes überhaupt ergeben, denn wenn durchwegs die Person 
als mal^ebend im Vordergrund steht, und wenn alle vot^esefaenen 
Maßnahmen lediglich auf das Alter und den Charakter des Einzelnen 
zugeschnitten sind, so muß doch füglich für beide jene Zeit be- 
stimmend sein, wo die richtigen Maßregeln angesucht werden und 
einsetzen sollen. Alles andere bedeutete eine Umkehrung der gesetz- 
geberischen Tendenzen. 

Über die Verjährung läßt sich hier das Gleiche sagen und lassen 
sich auch die nämlichen Postulate aufstellen, wie im Vorhei^ehendeoL 
Ausdehnung der Verjährungsfrist im Minimum auf die ganze Jugend- 
zone, mit Einbezug des Kindesalters, für alle verbrecherischen Hand- 
lungen von Kindern oder jugendlichen Personen. Es muß hier nur 
wiederholt werden, daß die anscheinende Ungeheuerlichkeit und all- 
zugroße Härte einer derartigen Ausdehnung, die in der Tat einer 
Unterdrückung des Verjährungsgedankens für das Gebiet des Jugend- 
stra&echts gleichkommt, durch die materiellen Bestimmungen des^ 
Art. 14 von selbst korrigiert werden, während anderseits die Vorteile 
dieses einfachen Systems zu nahe liegen, als daß es nicht ernstlich 
in Erörterung zu ziehen wäre. Dabei ist natürlich klar, daß von 
dieser Ausdehnung der Fristen nicht mehr die Kede sein kann, so- 
bald wir den Boden des Jugendstrafrechts verlassen und jenes Gebiet 
(jenseits des vollendeten 18. Altersjahres) betreten, wo die Möglich- 
keit, die Korrektionsmittel des Art. 14 anzuwenden, entfällt, (s. u. ni.)- 

III. Übergangsfäüe der obern Altersgrenze (18. Altersjahr). 
Wir wissen schon, daß zwischen die Jugendzone und das Alter nor- 
maler Strafmündigkeit eine vermittelnde Periode mit fakultativer- 
Strafmilderung sich einschiebt, und wir erklärten diese Vermittlungs- 
tendenz z. T. aus physiologischen, in der Persönlichkeit rnhendetk 
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Momenten, z. T. aus dem Bestreben des Gesetzgebers, die Perioden 
absoluter Strafunmündigkeit und absoluter Strafmündigkeit nicht hart 
und übet^angslos aneinander stoßen zu lassen. (Art. 48, § 1, die 
Strafe kann gemildert werden, wenn der Schuldige zur Zeit der 
Tat das achtzehnte, aber nicht das zwanzigste Altersjahr zurück- 
gelegt hatte.) 

Diese Übergangsperiode befaßt sich jedoch nicht mit den hier 
zu erörternden Fällen, sie igt im Gegenteil scharf zu trennen und 
dabei der Gesichtspunkt ins Auge zu fassen, wann der Täter die 
verbrecherische Handlung beging und wann er zur Verantwortung 
gezogen wurde. 

a) Ein 18 — 20 Jähriger macht sich eines Verbrechens schuldig. 
Er mag nun gleich nach der Tat oder erst später (nach vollendetem 
zwanzigsten Lebensjahr) zur Verurteilung kommen, so greift die obige 
Bestimmung des Art. 48 Platz: Fakultative Strafmilderung. (Über- 
gangsperiode.) 

b) Begeht aber ein Jugendlicher (vor vollendetem 18. Alters- 
jahr) eine verbrecherische Handlung, kommt es jedoch erst zur Ver- 
urteilung, nachdem der Täter die privilegierte Alterszone verlassen 
hat (also neunzehnjährig oder älter geworden ist), so liegt einer der 
vorgedeuteten Übergangsfälle vor. Hier wird nicht Art. 48 (fakul- 
tative Strafmilderung), sondern Art. 14, § 1, 6, Alinea maßgebend, 
welcher eine obligatorische Strafmilderung statuiert. 

Die beiden [unter a) und b) angezogenen Fälle können sehr 
wohl die Zeit des richterlichen Entscheides gemeinsam haben, beide- 
mal wird sie sicher jenseits der Jugendzone liegen; im Falle a) aber 
bezieht sich die Verurteilung auf ein „ Verbrechen", das zeitlich auch 
schon jenseits dieser Zone liegt, während b) eben den Fall andeutet, 
wo die „verbrecherische Handlung" noch diesseits erfolgt und zwischen 
Tat und Urteil nur die Scheidewand der oberen Altersgrenze zu stehen 
kommt. — Hierin ruht der ursächliche Unterschied der beiden Fälle; 
in seinen rechtlichen Wirkungen zeigt er sich dadurch, daß dort die 
Strafmilderung nur fakultativ {kann), hier jedoch obligatorisch {wird 
gemildert) ist. 

Wenn auch fiir uns hier nur der Fall sub b) Bedeutung hat, 
so erschien es doch unvermeidlich, auf diese Differenzierung kurz 
hinzuweisen und allen sehr leicht sich einschleichenden Verwechs- 
lungen vorzubeugen. — In unserm Fall sah sich nun der Gesetz- 
geber nicht nur vor die Aufgabe gestellt, die verschiedenen Perioden 
von der strafrechtlichen Unmündigkeit bis zur vollen gesetzlichen 
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Verantwortlichkeit einigermaßen natürlich aneinanderzugliedem, son- 
dern es handelt sich um die viel subtilere Arbeit, im einzelnen kon- 
kreten Fall auH einem Gebiet ins andere hinüberzuleiten, aus ein 
und derselben Tat, die erst nur „eine als Verbrechen bedrohte Hand- 
lung* war, nun ein vollgültiges, strafwürdiges .Verbrechen" werden 
zu lassen und den jugendlichen Übeltäter, an dem gestern noch alle 
staatlichen Erziehungskünste verschwendet worden wären, heute zum 
strafbaren Verbrecher zu erbeben. Irgendwo müßte eine Grenze ge- 
setzt werden, und wo immer sie aufgerichtet wurde, müßte sie un-^ 
vermeidliche Unnatürlichkeiten und Härten im Gefolge haben.' 

Diesen wurde nun zunächst durch das ebenerwähnte Mittel der 
obligatorischen Strafmilderung gesteuert. Es mag sein, daß dabei 
noch irgend eine verblaßte Idee von dem Begriff der zweifelhaften 
Zurechnungsfähigkeit mitspielte, der sich für seine gewaltsame Ent- 
thronung nachträglich rächen wollte. Man führe sich den Fall vor 
Augen, daß ein Jugendlicher mit 17'/* Jahren einen Mord begeht, 
aber erst nach erlangter Strafmündigkeit als Täter entdeckt wird. 
Wenn man wegen des vorgerückten Alters von den erzieherischen 
Prinzipien absehen muß, so liegt deswegen noch lange kein Grund 
vor, den Ernst der Sache abzuschwächen und mit einer halben Maß- 
regel einzusetzen. Es ist mit Nachdruck neuerdings zu betonen, 
daß das vollendete 18. Altersjahr die obere Grenze präsumtiver 
Besserungsfähigkeit darstellt und daß es nicht eine Scheidung macht 
nach der Person hinsichtlich ihrer subjektiven strafrechtlichen Zu- 
rechnungsfähigkeit. Es ist im Einzelfalle sehr wohl oiöglicfa, daß 
selbst ein Jugendlicher in normaler Motivierbarkeit und im vollen 
Bewußtsein seiner Vorstellungen die verbrecherische Handlung be- 
ging, daß zwischen ihm und einem Neunzehnjährigen, der sich des 
nämlichen Verbrechens schuldig macht, kein strafrechtlich relevanter 
Unterschied gemacht werden kann; somit muß es als gerechtfertigt 
erscheinen, statt der obligatorischen, nur eine fakultative Straf- 
milderung gelten zu lassen. Dadurch wird, wie ich glaube, der 
Übergang eher erleichtert und natürlicher. Denn die fakultative 
Strafmilderung steht doch immer in einer gewissen Beziehung zu 
der Persönlichkeit des Täters, und sie führt somit das oberste Prinzip 
des Jugendstrafrechts, Beachtung der Person, noch eine Strecke weit 
in den Rahmen des ordentlichen Strafrechts Über.* 

' Vgl. hierzu | 7, über die Alters([reHzen. im a I Ige mein eo. 
' Vgl. Vorschläge ^ IT) Nr. 1, g 1, Schluß. 
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In jenen Fällen aber, wo die Zurechnungsfähigkeit des Täters 
in Zweifel gezogen werden muß, gibt Art. 16 des Entwurfs das 
nötige Korrigens ab. In Betracht fällt hier namentlich das zweite 
Alinea, wonach bei verminderter Zurechnungsfäkigkeit der Kiehter 
nach freiem Ermessen (Art. 50) die Strafe mildert, ohne an die 
Strafart oder das StraMaG, die für das Verbrechen angedroht sind, 
gebunden zu sein. 

Einen weiteren Versuch zur Äbschwächung und Abschleifung 
der Härten des Übergangs machte der Gesetzgeber durch die 
mehrfach erwähnte Reduktion der normalen Verjährungsfristen auf 
die Hälfte. Inwiefern dies von Nutzen oder Schaden sein kann, wird 
sich im folgenden am ehesten an Hand der Kasuistik dartun lassen. 

IV. Die Verjährung der Übergangsfälle. Die nachstehende Be- 
trachtung reiht sicii inhaltlich an die Ausführungen über die Ver- 
jährungslehre im allgemeinen (s. § 14), beschränkt sich aber, wie 
der Titel andeutet, auf diejenigen Fälle, wo die, wie vorgesehen, auf 
die Hälfte herabgesetzte Verjährungsfrist in concreto die Grenze des 
privilegierten Jugendalters überschreitet und dadurch die einst als 
Verbrechen bedrohte Handlung bei einer allfälligen späteren Ver- 
urteilung hinUberhebt in den Kreis der Verbrechen. Von den daraus 
entspringenden Inkonsequenzen war schon die Rede.' 

Die Eventualitäten sind im folgenden so gewählt, daß sie jedes- 
mal als Typus eines bestimmten Komplexes von Möglichkeiten auf- 
gefaßt werden können. 

1. Verbrecherische Handlungen, begangen von Jugendlichen „pro- 
ximi aetatis". 

ö) Leichtere Fälle: Ein 16V» Jähriger begeht das Verbrechen 
des Art. 83 des Entwurfs: Fundunterschlagung. Da die gesetzliche 
Strafe auf Gefängnis oder Buße geht, dauert die Verjährung 4, resp. 
2 Jahre. Wäre es möglich gewesen, den Täter kurz nach verUbter 
Tat vor den Richter zu stellen, so hätte das Urteil voraussichtUch 
auf höchstens zwei Monate Freiheitsentziehung oder auf Probation 
gelautet. Kommt es nun nach Überschreitung der Altersgrenze, je- 
doch vor Ablauf der Verjährungszeit, also etwa im 19. Älterajahre 
des Täters zur Verurteilung, so kann der Richter auf Gefängnis oder 
Buße erkennen. — Wir ersehen leicht, daß es sich um einen jener 
Grenzfälle handelt, deren nicht sehr schwerwiegende Härten sich bei 
der unumgänglichen Festsetzung einer obern Altersgrenze nicht ver- 

' Vgl. § U, I. 
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meiden lassen. Durch die Reduktion der Vei;jährungsfri8t wird un- 
zweifelhaft der Gegensatz der beiden Perioden gemildert und es 
scheint, daß der Gesetzgeber hier hauptsächlich derartige Übergangs- 
fälle im Auge hatte. Noch mit mehr Berechtigung werden wir ihm 
fiir das Folgende zustimmen: 

b) Schwerere Fäüe: Das Verbrechen eines Siebzehnjährigen, der 
Notzucht (Art. 116 des Entw.) beging, soll erst in 12, resp- 6 Jahren 
erlöschen, da die gesetzliche Strafe auf Zuchthaus geht (Art- 55, § t , 
5. Alinea). Unzweifelhaft hätte es der Richter im Falle einer Ver- 
uiteilung vor Erreichung der obem Altersgrenze nicht bei einer kurz- 
zeitigen Knschließung bewenden lassen können; um so mehr ent- 
spricht es auch jetzt noch der Schutzpflicht des Staates, daß er sieb 
seines Rechtes, die Gesellschaft vor diesem Individuum zu schützen, 
nicht zu früh begebe. 

Bedenken wir femer, daß gerade in diesen Fällen der proximi 
aetatis, der Zeit des erwachenden Verantwortlichkeits- und Rechts- 
gefühles, die absehreckende, generalpraevenierende Aufgabe des Straf- 
rechts beginnt, so können wir kaum mit rechtserheblichen Gründen 
den Gesetzgeber zu noch weitern, mildernden Konzessionen ver- 
anlassen. 

Wesentlich anders aber gestaltet sich nun die Anwendung und 
Brauchbarkeit der Veijährungsgrundsätze in den folgenden Falten : 

2. Verbrecherische Handlungen, verübt von Kindern oder von 
Jugendlichen, die zur Zeit der Tat nahe der Kindheitsgrenze standen. 

a) Leichtere Fälle: Ein Jugendlicher von 14'/^ Jahren begeht 
im Affekt an einem Kameraden einfache Körperverletzung mit sehr 
schwerer Folge (Art. 73, § 3). Die ordentliche Strafe ist Gefängnis 
von 1 — 5 Jahren; das Verbrechen verjährt somit in 8, resp. iu 
4 Jahren, und es wäre also möglich, den ISjährig gewordenen Täter 
für eine vor Jahren vielleicht in jugendlichem Zorne begangene Hand* 
lung mit Gefängnis zu bestrafen und zwar nicht unter drei Monatea 
(Art. 48 § 1 unter Heranziehung des Art. 49 § 1, 7. Alinea). — 
Bei einer früheren, denkbaren Verurteilung hätte dem Richter nur 
die Anwendung von höchstens zweimonatlicher Haft oder der sub- 
sidiären eiqjährigen Probationszeit zugestanden ; wenn nun schon das 
Verhältnis des Strafmaximums (zwei Monate) zu der Dauer der Ver- 
jährungsfrist (vier Jahre) eine Absurdität ist: 1 : 24, so können wir 
anderseits einen jungen Menschen nicht während seiner halben Jugend- 
zeit und darüber hinaus für eine augenblickliche, der Jugend eigene 
Gemütsaufwallung und für einen unglücklichen Ausgang seines Zorns 
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die Verantwortung tragen lassen. Hat er ferner volle drei oder 
vier Jahre nach der Tat sich keine weiteren Exzesse zu Schulden 
kommen lassen, so darf sich die Gesellschaft beruhigen bei dem Ge- 
danken, daß er damals wirklich in einer momentanen Erregung seiner 
Jugendlichkeit und nicht im Zwange einer gefährlichen, jähzornigen 
Cbarakteranlage gehandelt hat.' 

Auch hier bietet sich wiederum neben der obligatorischen (vor- 
schlagsweise: fakultativen!) Strafmilderung ein sehr erwünschtes Kor- 
rigens in dem Institute des bedingten Straferlasses (diesfalls Art. 57 
des Entw.), wodurch es möglich wird, dem jugendlichen Täter, der 
sehr spat zu einer Verurteilung kommt, seine inzwischen errungene 
wirtschaftliche Stellung und Unabhängigkeit zu bewahren. Gerade 
durch Verbindung des Art. 57 mit den Bestimmungen über Straf- 
milderung (s. 0. II) wird es möglich gemacht, geeigneten Falles die 
Anwendung des bedingten Straferlasses auch auf jene Fälle aus- 
zudehnen, wo ohne die Strafmilderung die primäre Freiheitsstrafe 
die Dauer eines Jahres überschreiten müßte. (Vgl. Art. 57, § 1, 
1. Alinea.) Von besonderer Wichtigkeit wird dabei der Passus: 
— „wenn nach seinem Vorleben und nach seinem Charakter zu er- 
warten ist," daß der Täter von weiteren Verbrechen abgehalten werde. 
Als „Vorleben" kommt in unsem Fällen nicht blos das Verhalten des 
Täters vor Begehung der deliktischen Handlung, sondern vor allem 
die Zeit in Betracht, welche zwischen Tat und Urteil liegt. — Ähn- 
liche Betrachtungen ließen sich endlich anstellen bei 

b) Schwereren Fällen:E\n ISjähriges Kind erfülle den Tatbestand 
des Art. 148 § 2 (Brandstiftung, wodurch der Tod eines Menschen 
verursacht wird). Die gesetzliche Strafe ist Zuchthaus nicht unter 
5 Jahren; deshalb beläuft sich die Verjährungsfrist auf 15, resp. 
7'/» Jahre. — Sofern hier nicht bei einer nach vielleicht 6 Jahren 
erfolgenden Verurteilung des inzwischen I9jährig gewordenen Täters 
die Bestimmungen über Unzurechnungsfähigkeit und verminderte Zu- 
rechnungsfähigkeit (vgl, 0. II und Art. 16 des Entwurfes) Platz 
greifen, bleibt als einzige Möglichkeit die Anwendung der Strafmilde- 



' Hsn erlaube mir meinerseits den Exzeß, die naheliegende Möglichkeit des 
beschriebenen Falles durch ein illustres Beispiel bestätigen zu lassen und auf 
Gottfr. Kellers „Grünen Heinrich" (I. Bd., XV. Kap.) zu verweisen: „Der erste 
Widersacher und sein IlDtergaDg," Dadurch, daß im erbitterten Ringeu der 
beiden Knaben der Meierlein mit dem Hinlerkopf auf eine Pichlenwurzel auf- 
schlug, hätte sehr wohl — zu unguusten des jugendlichen grQDeii Heinrich — 
der Tatbestand unseres Art. erfüllt tverdeu können. 
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ruDg, wonach die Strafe im Miaimuin auf Zuchthaus nicht unter zwei 
Jahren zu lauten hätte (vgl. Art. 49, § 1, 3. Alinea). Dadurch ist 
die vielleicht hier einzig brauchbare Bestimmung des bediugten Straf- 
erlasses von vornherein außer die richterliche Berechnung gestellt, 
da eben die Verurteilung zur Hauptaaehe, an deren Stelle provisorisch 
die Probation tritt, unter einem Jahre zurückbleiben muß (Art. 57). 

Aus der Betrachtung dieses einzelnen Falles und der Vergegen- 
wärtigung ähnlicher Möglichkeiten ergibt sieb als Konsequenz das 
Postulat, dem Richter die Kompetenz einzuräumen, bei Verurteilung 
von Personen, die nach Erreichung der strafrechtlichen Volljährig- 
keitagrenze Tür während der Kindheit oder Jugendzeit begangenen 
Delikte zur Rechenschaft gezogen werden, den bedingten Straferlaß 
in einem weiteren Rahmen anzuwenden, als wie er im allgemeinen 
für Erwachsene vorgesehen ist. Da dieser Vorschlag im engsten in- 
haltlichen Zusammenhang steht mit der Verjährung, wird es auch 
formell angeben, diese Bestimmung in die besondem Verjähnings- 
grundsätze betr. die von Kindern und Jugendlichen begangenen ver- 
brecherischen Handlungen aufzunehmen. — Wiederum zeigt sich 
hier die allgemeine Bedeutung und Wohltat des Institutes der 
„Probation"; es ist geeignet, in dem gesamten Strafrecbtsgebiete 
korrigierend, vermittelnd und versöhnend einzugreifen und bildet in 
seiner großen Anpassungsfähigkeit — einerseits an eine große Zahl 
deliktischei' Tatbestände und anderseits an die verschiedenartigsten 
Persönlichkeiten — gegenüber allen formalistischen Härten ein segens- 
reiches Sicherheitsventil fiir die Strafrechtspflege überhaupt, wenn 
ihr die Fülle des Lebens Fälle darbietet, wo mit einer präzisen 
mathematischen Formet nicht mehr auszukommen ist. 

Aus der Vereinigung der hier und bei Behandlung der Verjäh- 
rung im eng. Sinne (o. § 14) abgeleiteten Resultate gewinnen wir 
die Grundlage für einen Vorschlag, dessen Hauptreformpunkte hier 
resümierend genannt werden sollen: 

a) Die verbrecherischen Handlungen von jugendlichen Personen 
und Kindern verjähren im allgemeinen in der Hälfte der normalen 
Fristen. (Hauptneuerung des Entwurfs.) 

b) Keine derartige Handlung soll aber innerhalb der privilegierten 
Jugendzone verjähren, damit der staatlichen Erziehungstätigkeit ein 
möglichst großes Feld ofien bleibe. 

c) Die Härten dieses Prinzips korrigieren sich von selbst durch 
richtige Handhabung des Art. 14, mit besonderer Hervorhebung des 
bedingten Straferlasses. 
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d) Mit Rücksicht auf die Übergangsrälle werden die Bedingungen 
der ProbationsgewähruDg (Art. 57) beschränkt, sofern seit Begehung 
der Tat ein gewisser Zeitraum, während dessen sieh der Täter gut 
geführt (probatio naturalis) verstrichen ist. 

e) Formell sind diese Verjährungsbestim niungen hinter den Art. 14 
zu verweisen, da sie sich nur auf verbrecherische Handlui^en von 
Kindern und Jugendlichen beziehen und sich in diesem Sinne als 
eine Ei^änzung des Jugendstrafrechts darstellen. — 

De lege ferenda 

lassen sie sich folgendermaßen formulieren: 

„Die als Verbrechen bedrohten Handlungen, begangen von Jugend- 
lichen und Kindern, verjähren in der halben Zeit der gewöhnlichen 
Verjährungsfristen (Art. 55), jedoch frühestens mit der Erreichung 
des vollendeten achtzehnten Altersjahres des Täters. 

Hat der Täter zur Zeit der Verurteilung das achtzehnte Alters- 
jabr zurückgelegt (Übergangsfall) und ist seit Begehung der Tat der 
Zeitraum eines Jahres verstrichen, während dessen sich der Schuldige 
nachweislich gut geführt hat, so kann der Richter den bedingten 
Straferlaß anwenden (Art. 57), selbst wenn der Täter zu einer Frei-- 
heitsstrafe von mehr als einem Jahr verurteilt wird. 

Geeigneten Falles kann von einer Schutzaufsicht abgesehen 
werden." ' 

Durch die formelle Stellung hinter den Jugendparagraphen wird 
es von vornherein klar sein, daß diese Bestimnmngen nur mit Bezug 
auf die jugendlichen Personen Geltung haben; sie greifen nicht ein 
gegenüber Erwachsenen, die sich durch Anstiftung oder Teilnahme 
aa der verbrecherischen Handlung des Strafunmündigen beteihgen. 
Bezüglich der letztern Personen laufen die normalen Verjährungs- 
fristen. Diese notwendige Unterscheidung wird allerdings durch den 
Wortlaut des Entwurfs, dem sich obiger Text anpaßt, verwischt und 
in Zweifel gezogen. (Vgl. o. § 14, H.) Das Verbrechen selbst ver- 
jährt nicht; es kann nicht aus der Welt geschafft werden, ohne für 
alle Beteiligten zugleich hinfällig und nicht mehr existent zu sein. 
Die Veijährung tilgt bloß den staatlichen Strafanspruch, und dieser 
kann bezüglich ein und desselben deliktischen Tatbestandes je nach 
der Person hier früher und dort sjÄter erlöschen. Wenn wir also 



' Vgl. Vorschläge (g 17 u.) Nr. 1, § 4. 
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den Wortlaut des Entwürfe beibehalten, so sind wir uns jedenfalls 
der ihm innewohnenden Inkonsequenz bewußt. 

§ 16. 

Der Rückfall. 

I. Art. 51 bestimmt: 

„Begebt jemand, der eine Freiheitsstrafe von mehr als 
sechs Monaten in der Schweiz oder im Auslände erstanden 
hat oder der anstatt oder neben einer Gefängnisstrafe in 
eine Arbeitsanstalt eingewiesen war, vor Ablauf von fünf 
Jahren nach seiner endgültigen Entlassung toieder ein Ver- 
brechen, so erhöht der Richter die zuerkennende Zuchtbaus- 
oder Gefängnisstrafe." — 
Der Entwurf geht also davon aus, daß der Rückfall allgemein Straf- 
erhöhung begründe, sofern nur beide Verbrechen von etwelcher Er- 
heblichkeit und krirainalpolitischer Bedeutung sind.' Femer kann 
Blickfalt nur dann vorliegen, wenn die Strafe für das erste Verbrechen 
endgültig abgesessen ist; darnach bestimmt sich auch der Anfangs- 
termin der Rückfallfrist.' 

Mach dem obigen Wortlaut scheint der Gesetzgeber von einer 
Anwendung der Rückfallsbestimmungen auf die jugendlichen Ver- 
brecher offenbar abzusehen. Denn von einer Freiheitsentziehung von 
mehr als sechs Monaten mit Strafcharakter kann bei einem Jugend- 
lichen nie die Rede sein; auch ist anzunehmen, daß sich die Mög- 
lichkeiten, welche sich der Gesetzgeber vorstellte und allein im Auge 
hatte, in den beiden Strafl'ormen „Gefängnis" und „Arbeitsanstalt* 
erschöpfen. Zweitens aber sagt der Art. 51 ausdrücklich: „begeht je- 
mand wieder ein Verbrechen", und' macht es dadurch zurVoraussetzung, 
daß die erste Übeltat auch ein Verbrechen war. Ein Jugendlicher 

* Das Bpriclit sicli aus in dem Wortlaut: „jemand, der eine Freiheitsstrafe 
von mehr al» »eckt Monaten erstanden hat", und „erhöht der Richter die zu- 
erkeonende Zuehthaut- oder Gefirngnisstrafe." Verbrechen also, die mit einer 
gcriu^eren Strafe belegt werden, kOniien unter sich nicht Rückfall begründen. 

' Der Entwurf stellt sich damit in Oegennatz zum B. B. St. B., welches 
nur bei gleichartigen Verbrechen Rückfall aDnimnit und diese Lehre denn auch 
nur für einzelne FSIle in den speiiellen Teil verweist. Nach deutschem Recht 
genügt ferner teilweise Verbüßung der Strafe. (Vgl. % 24Ö und dessen Anweadung 
für Raub (§ 250. Zitt. 5) Hehlerei (261), Betrug (264). Im GeRensalae zum 
Entw. auch einige kantonale Gufi%gebungev , s. hierüber r Geschichte. Ein- 
leitung S 4. 
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aber begeht, wie Art 14 konstatiert und auch hier (§ 8) begründet 
wurde, kein Verbrechen, sondern eine „als Verbrechen bedrohte 
Handlung". 

Daß obige Auslegung mit der Meinung des Gesetzgebers in 
Einklang steht, mag auch aus praktischen GrUnden erwiesen werden. 
Andernfalls käme man dazu, ein Versehen des Gesetzgebers im Wort- 
laut annehmen zu müssen. — Appelius macht darauf aufmerksam, 
daß innerhalb der ersten zwölf Monate nach der Entlassung erfah- 
rungsgemäß die meisten Rückfalle vorkommen.* 

1. Handelt es sich dabei nur um Jugendliche, welche aus der 
Anstalt entlassen wurden, so wird obige kritische Periode meist mit 
der Zeit der vorläufigen Entlassung zusammenfallen (Art. 14, § 1, 
5. Alinea). Mißbraucht aber der so Entlassene seine Freiheit inner- 
halb dieser zwölf Monate, dann kommen für ihn im Falle eines neuen 
Verbrechens nie die Rückfatlsbestimmungen in Anwendung, sondern 
die Sondernorm: „so wird er in die Anstalt zurückversetzt". Dies 
wenigstens immer, soweit es im Rahmen der absoluten Grenzen mög- 
lich ist; „bis zum zurückgelegten zwanzigsten Altersjahr" (Zwangs- 
erziehung), „höchstens zwölf Jahre" (Besserungsanstalt). 

2. Fällt die neue verbrecherische Handlung außerhalb die Periode 
der bedingten Entlassung wohl aber noch in die privilegierte Altei-s- 
zone — z. B,: ein Jugendlicher, mit 16 Jahren endgültig entlassen, 
begeht als H'/a Jähriger eine zweite Missetat — so kommen für 
den Täter ohne weiteres die Grundsätze des Art. 14 in Betracht, d. 
Ii. nicht seine gegenwärtige verbrecherische Handlung, sondern seine 
ganze Persönlichkeit, sein Leben und Vorleben wird für den richter- 
lichen Entscheid maßgebend, und deshalb wird — auch ohne Rück- 
fallsbestimmungen — von selbst die erstmalige Übeltat richtigerweise 
in Berücksichtigung gezogen werden. 

3. Was endhch die Fälle anlangt, wo die zweite Handlung, jetzt 
ein „Verbrechen", sowohl ans der Zeit der vorläufigen Entlassung, 
als auch aus der privilegierten Zone hinausfällt, so lassen sich hin- 
sichtlich der Anwendung der RUckfallssätze die gleichen Erwägungen 
anstellen, wie sie zu Eingang der Verjährungslehre gemacht wurden. 
Indem man die erste vom „Jugendlichen" begangene Handlung und 
die dafür angewendeten Zuchtmittel qualifizierend für die spätere, 
nun vom „Erwachsenen" begangene Tat heranziehen würde, käme 

■ Appelius, S. 192. 
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man in die Lage, die erstere rückbezüglich als ein Verbrechen an- 
sehen und in den normalen Straf- und Deliktskreis einbeziehen zu 



Es ist auch darauf hinzuweisen, daß der Entwurf die Anwendung 
des bedingten Straferlasses für Erwachsene (Art. 57) bei Gelegen- 
heit eines sjätern Verbrechens nicht zur rUckfallbegründeten Tatsache 
erhebt. Und zwar gilt dies für die beiden genau auseinanderzu- 
haltenden Fälle, wo 

a) das zweite Verbrechen in die Periode des bedingten Erlasses 
selbst oder wo es 

b) in die freie Zeit nach endgültigem Erlaß der Strafe fällt. 
Dies ist um so auffallender, als der i)edingte Straferlaß subsidiär 
fiir Freiheitsstrafen bis auf ein Jahr (und nicht nur bis auf 
sechs Monate, was in Relation mit Art. 61 doch konsequent wäre) 
zur Anwendung kommen kann. Diese Ausnahme wird freilich ver- 
ständlicher, wenn man bedenkt, daß die Probezeit (Art- 57, § 1) auf 
zwei bis fünf Jahre festgesetzt werden kann, daß sich somit diese 
Zeit mit der Rückfallsfrist oftmals decken wird. Während dieser 
ganzen Zeit steht der Täter — wenn vielleicht auch unter 
Schutzaufsicht — in Freiheit. Ließe man nun nach dem endgültigen 
Straferlaß erst die Rückfallsfrist beginnen, so kämen zwischen die 
Tat und den endgültigen Ablauf dieser letzteren volle zehn Jahre 
zu hegen, zehn Jahre, während welchen der Täter, erst bedingt, 
dann unbedingt, die Freiheit genoß. Dies stünde hinwieder mit den 
Prinzipien der Veijährungslehre in keinem vernünftigen Zusammen- 
hang.' 

Dann aber — und das gilt besonders auch mit Rücksicht auf 
die Jugendlichen — wäre es in dem vorliegenden Falle höchstens 
gerechtfertigt bei Gleichartigkeit des Rückfalles Straferhöhung ein- 
treten zu lassen ; Rückfall wäre also nur anzunehmen bei Verbrechen, 
die gleichartigen Motiven entspringen und aus ähnlichen Lebens- 
richtungen hervorgehen, bei einem Innern, psychischen Zusammen- 
hang der begangenen Gesetzesverletzungen. Dies müßte gefordert 
werden, weil der Entwurf auf dem Grundgedanken beruht, daß die 
höhere Strafe des Rückfalls nur dann auszusprechen sei, wenn der 
Staat erfolglos eine Strafe vollzogen habe; d. h. die Straferhöhung 
soll als ein Rückschlag gegen die Mißachtung und den Trotz, welche 
der Täter den staatlichen Bemühungen um seine Persönlichkeit ent- 

' Da es sich hier eben inimer nur um leichlere Verhrecheu handeln kann. 
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gegengebracht hat, aufgefaßt werden- Nun richten sieb gerade beim 
bedingten Straferlaß die Anstrengungen des Staates gegen eine be- 
stimmte verbrecherische Potenz im Täter, gegen einen umgrenzten, 
erkennbaren Kreis verbrecherischer Motive, was im speziellen durch 
die bestimmten, vom Richter erteilten „Weisungen" konkreten Aus- 
druck tinden kann. Bricht nun später die verbrecherische Psyche 
des Täters neuerdings, aber in ganz anderer Richtung und aus wesent- 
lich anderen Motiven durch, so'steht der Staat auch vor einer ganz 
neuen Seite der Persönlichkeit und somit auch vor einer neuen Auf- 
gabe. So bestimmt denn auch mit Rücksicht auf diese Fälle der 
neue Code pönal von Neuenburg (12. Febr. 1891) richtigerweise, 
daß die Begehung eines neuen Verbrechens gleicher Natur im Laufe 
von 10 Jahren seit der gerichtlichen Verhandlung Rückfall begründet. 
(Art. 403.)' 

Da nun schon in den Vorberatungen zum Entwurf (Verhandig. 
I. Bd. S. 253 hf.) der Antrag des Prof. Gretener auf Einführung des 
sog. gleichartigen Rückfalls abgelehnt wurde, und dieser Gedanke 
nur an einigen Orten im speziellen Teil (hinsichtlich des vielfach 
rückfälligen Diebes, Art. 79 § 3; (Raub, 81 § 2; Hehlerei, 86; Be- 
trug, 89 § 2; Erpressung 91 § 2; Wucher 92 § 2; Brandsüaung, 
§ 2, 148) Berücksichtigung erfahren hat, erscheint es nicht ange- 
bracht, zur Lösung der obigen Frage die gleiche Idee nochmals in 
Erwägung zu ziehen. 

Der Wortlaut des Art. 51 ist darnach strikte zu interpretieren, 
und kann auf verbrecherische Handlungen Jugendlicher und deren 
Bezichtigung in keiner Weise Bezug haben ; ebensowenig auf Ver- 
brechen Erwachsener, begangen nach dem endgültigen Straferlaß 
(Art. 57 § 4).* Über die Häufigkeit der Rückfalle bei Jugendlichen 
mögen einige Angaben orientieren, die von einem Jugendrichter in 
Illinois zusammengestellt wurden und die wohl ohne wesentliche 
Änderungen auch für unsere Verhältnisse gelten können.* 



' In audereiti Siimc f I i a h »och unter andern Voraussel!:ungea; 
Kreisschreibeu des Oberge bts Zu h am 31. Dez. 1889: „Ein Urteil, durch 
welches ein Hinderjährige z\vb schuld g erlilärt, aber iu eine Besserungsanstalt 
verwiesen wird, begründet e n n BQ kfall 

Desgleicbeo auch d Ka t e wel he den bedingten Straferlaß eingeführt 
haben: Waadt, Tessiii. Wall da nah e s. o. g 11. 

* Nicht über die Auslegung des Entwurfs, wohl aber hinsichtlich der mate- 
riellen Berechtigung scheint Zürcher: über die bedingte Verurteilung, Aarau 1901, 
S. 73, andei'er Meinung zu sein. 

■ Die Angaben sind Baernreilher: Jugendfürsorge, entnoninien (s. 287). 
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Gesamtzahl der vom Jugendrichter in die 

BcBserungsschule verwiesenen Knaben 
Davon zum 1. Mal 



1901 


1902 


662 


686 


498 


426 


152 


171 


17 


67 


- 


21 



155 

75 



§ n. 
Zusammenstellung der Vorschläge 

betreffend Abänderung und Erweiterung der Fassung des Vorentwurfes. 
Die Ergebnisse der vorstehenden Betrachtungen lassen sich de 
lege ferenda folgendermaßen in den Text des vorliegenden Entwurfs 
einreihen. 
No. 1. Art. 14. 

§ 1. Ist er verwahrlost oder sittlich verdorben, so verweist ihn 
der Richter in eine Ffiegeerziehungsanstalt,' die ausschließlich diesem 
Zwecke dient. 

Kann ein Jugendlicher wegen seiner sittlichen Verderbnis in 
einer Pflegeerziehungsanstalt nicht verbleiben, so verweist ihn die 
zuständige Behörde in eine Besserungsanstalt für Jugendliche ; ebenso 
kann ein Jugendlicher aus einer Besserungsanstalt in eine Pfiege- 
ersiehungaanstalt verbracht werden, wenn es sich bald nach der 
Aufnahme heraicsstellt, daß die Unterbringung in einer sölcken 
geeigneter für ihn ist.' 

Hat der Täter am Tage der richterlichen Entscheidung das 
achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt, so verurteilt ihn der Richter zu 

' Vgl. im Text g 9, I. 

' Vgl. g 6, II. — Dabei hat es natürlich nicht die MeiDung, als ob ein 
Jugeudlicher stets dann aus der Besserungs- in die PflegeerziehungsaDstalt zu 
verbringen ?ei, wenn ihm die bisherige Behandlung auf die entsprechende Stufe 
gehoben 'hat. Dadurch wörde der angelegte Erziehungsplan nur zu Ungunsten 
des Zöglings unterbrochen. Jener Anstalts Wechsel hat vielmehr nur dann zu er^ 
folgen, wenn sich in der ersten Zeil der Aufnahme die Verderbtheit als nicht so 
bedenklich herausstellt; deshalb die Worte; , bald nach der Aufnahme ' 
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der gesetzlichen Strafe, die gemildert werden kann (Art. 49). [Fakul- 
tative, nicht obligatorische Strafmilderung.] * 

§ 3. Ist der Jugendliche weder verwahrlost noch sittlich ver- 
dorben, und bedarf es keiner besonderen Behandlung, so wendet der 
Richter Verweis oder abgesonderte Einschließung von drei Tagen bis 
zu zwei Monaten oder Buße bis auf 500 Fr. als Zuchtmittel gegen 

den Fehlbaren an. — Der Richter soll für die Abzahlung 

der Buße periodische Zahlungst&rmine bestimmen. Die Organa der 
Schutzaufsicht übernehmen die Funktion der Zahlstellen-* 

Rechtfertigt er diese Erwartungen bis zum Ablauf der 

Probezeit, so fällt die Einschließung weg, andernfalls wird sie voll- 
zogen. Der Jugendliche kann sich nach einein günstigen Verlauf 
der BffwäJirungafrist vom Richter Verlängerung derselben bis auf 
«n vmteres Jahr erbitten} 

§ 4. Die als Verbrechen bedrohten Handlungen, begangen von 
Kindern und Jugendlichen, verjähren in der halben Zeit der ge- 
loöhnlichen Verjährungsfristen (Art. 55), jedoch frühestens mit der 
Erreichung des vollendeten achtzehnten Altersjahres des Täters.* 

Hat der Täter zur Zeit der Verurteilung das achtsehnte AUers- 
jähr zurücftgelegt (Übergangsfail) und ist seit Begehung der Tat der 
Zeitraum eines Jahres verstrichen, während dessen sich der Schul- 
dige nachweislich gut geführt hat, so kann der Richter den be- 
dingten Straferlaß {Art. 57) anwenden, selbst wenn der Täler zu 
einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jähr verurteüt wird. Ge- 
eigneten Falles kann von einer Schutzaufsicht abgesehen werden. 

No. 2. Art 22. 

Wer den Täter bestimmt hat das Verbrechen oder die als Ver- 
brechen bedrohte Handlung zu begehen, unterliegt der auf das Ver- 
brechen angedrohten Strafe. 

Wer dem Täter zu dem Verbrechen oder zu der als Verbrechen 
bedrohte Handlung vorsätzlich Hilfe geleistet hat, kann milder be- 
straft werden. '^ 



' Vgl. g 15, n. 

■ Vgl. g 12, n. 

' Vgl. § U, IV. 

• Vgl. g 14, II. und § 15, III. 

» Vgl. g 8, li. 
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No, 3. Art.'36. 

§ 5. Ist der Verurteilte arbeitsunfähig, bo wandelt der Richter 
je fiinf Franken Buße in einen Tag Haft um. Die Haft dauert in 
keinem Fall länger als drei Monate (Art. 288), resp. als zwei Mo- 
nate (Art, 14 § 3) oder 14 Tage (Arl. 226 fmodificj}'. 

No. 4. Arl. 193. 

§ 3. Wer eine in staatlich überwachter Erziehung stehende 
Person aus der Erziehungsanstalt oder aus der Gewalt desjenigen, 
in dessen häuslicher Gemeinschaft dieselbe sich befindet, vorsätzlich 
befreit oder wegfiihrt, oder ihr zur Selbstbefreiung oder zum Ent- 
laufen vorsätzlich behilflich ist, wird mit Gefängnis nicht unter einem 
Monat bestraft-* 

No. 5. Art 

73, 80, 85, 90, 107, 234, 236, 238, 241, 243 und 244 (Antrags- 

delikte) sind nach dem Schema zu ergänzen: „ — , wird nur 

auf Antrag bestraft, resp. im Sinne der Art. 13 und 14 behandelt."'* 
No, 6. Art. 226. 

— ; andernfalls wendet der Richter Verweis oder Buße 

bis zu 100 Franken* oder abgesonderte Einschließung bis zu vier- ' 
zehn Tagen als Zuchmittel gegen den Fehlbaren an. (Über Be- 
handlung der Buße vgl. Art. 36, § 2.)" 
No. 7. Art. 41 der Übergangsbestimmungen. 

FUr den Vollzug erzieherischer und sichernder Maßnahmen gegen- 
über Kindern und Jugendlichen können neben den vorhandenen staat- 
liehen Anstalten private gemeinnützige Anstalten in Anspruch ge- 
nommen werden. Die Kantone haben sich auf dem Wege der Verein- 
barung das Recht der Einweisung und der Oberaufsicht zu sichern. 
Die Verfügungabefugnis über Entlassung und Wiedereinweisu7ig 
(Art. 1 § 1) bleibt auf jeden Fall bei der zuständigen Behörde*. — 
Auf demselben Wege — — — . 

' § 12, ir. 

" g 9, VIII. 

* Vgl. § 8, III. Wie erwShut, kann man hier sich auch ohoe textliche 
ÄDderuQg durch einen Analogieachluß helfen. 

' Vgl. % 12, II. 

' Über die seIhstverstSndlicbe analoge Aiiwenduug der Probation fgl. 
0. % II, IV. 

' Vgl. % 9, II. 
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Zweiter Teil: 

Die jugendlichen Verbrecher im Strafprozess. 

§ 18. 

Umschau. 

I- Leitende Grundsätze. Aus den im Hauptteil gemachten Aus* 
fiihrungen ergibt sich hinsichtlich des Prozesses das eine klar: Die 
Interessenkreise der staatlichen Strafverfolgung fallen mit den hohem, 
maßgebenden Interessen des einzelnen verbrecherischen Jugendlichen 
zusammen; es stehen sich in unserm Gebiete nicht mehr die strenge 
Forderung des Strafübels auf der einen und die persönliche Freiheit 
und Selbstbestimmung des Individuums auf der andern hart und un- 
vereinbar gegenüber. Diese Gegensätze sind gefallen, indem der 
Staat selbst nichts anderes will, als was in einem höhera, immerhin 
über dem Einzelwillen stehenden Sinne nach dem Charakter des In- 
dividuums zu dessen persönlicher Wohlfahrt dienlich erscheint. Der 
Staat erblickt in der sichern und geregelten Lebensführung des Ein- 
zelnen eine seiner ersten Lebensbedingungen; und indem er so das 
eine will, tut er das andere zugleich. Insofern sich also die beiden 
Interessensphären des Staates und der Jugendlichen decken, gestaltet 
sich der Prozeß nicht mehr zu einer bewegten dramatischen Hand- 
lung, in der die Interessen der Allgemeinheit und des Einzelneu in 
unversöhnlicher Gegensätzlichkeit aufeinanderprallen. Der Prozeß 
verliert etwas von seiner Kampftiatur. Solange es sich rein darum 
handelte zu bestrafen, den Einzelnen seiner letzten, persönlichen 
Rechte zu entheben, solange führte die Bejahung der Schuldfrage im 
Einzelfalle Konsequenzen mit sich, die von einem einzelnen Menschen 
oder einem kleinen Kollegium abhängig zu machen man sich ernst- 
lich scheute. Das Geschworenengericht sollte eine Gewähr dafür 
bieten, daß die beiden Interessensphären genau abgewogen wurden 
und in allen ernsteren Fällen mit der folgenreichen Bejahung der 
Schuld ja nicht zu leichtsinnig verfahren würde. Zudem — und das 
ist vielleicht heute der wahre innere Grund der Erhaltung der 
Laienjmy geworden — ist die Geschworenen bank der willkommene 
Platz, wo der gelehrte Richter in wenig kraftvoller Art für alle be- 
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deutsamen und in der Öffentlichkeit diskutierten Fälle die Veraat- 
wortung eratmend niederle^. 

Diese Betrachtungen weisen uns sofort einen sichern Weg in 
unserm Gebiet. Auch im Jugendlichenprozeß hängt aelbstverstäDdlich 
die strafrichterliche Verfi^ng von der Schuldfrage ab, auch hier 
fiägt es sich, ob im betreffenden Falle ein gewisser gesetzlicher Tat- 
bestand erfüllt Bei; aber die Bejahung dieser Frage hat nicht mehr 
jene folgenschwere Wirkung, sie eröffnet vielmehr nach beiden Seiten, 
hinsichtlich der individuellen und staatlichen Interessen, einen gün- 
stigen Ausblick. Damit ist vielleicht das Hauptargument gegeben, 
welches dartun soll, daß mit dem Entfall der sehr verständlichen 
Scheu vor der Antastung intimster Rechte nunmehr auch dem Schwur- 
gericht ein bedeutender Faktor seiner Existenzberechtigung entzogen 
ist. Ich komme darauf im § 19 noch eingehender zu sprechen; hier 
bandelt es sich vorläufig nur darum, prozessual die Jugendbehand- 
lung in ihrem innem Wesen gegenüber dem ordentlichen Strafprozeß 



Allerdings läßt sieb obiger Bemerkung entgegenhalten, daß im 
Jugendlichenprozeß anstelle der persönlichen Freiheit die Interessen 
des väterlichen oder vormundschaftlichen Gewaltinhabers, die Inter- 
essen des Familienkreises mit denjenigen des Staates in ernste Kol- 
lision geraten. Aber wie sicher und edel wird im einzelnen Falle 
das zu schützende Interesse der Familiengemeinschaft sein, aus deren 
Schöße Verwahrlosung und Verbrechertum emporwachsen? Man kann 
auch hier nicht geltend machen, daß durch die Bejahung der Schuld- 
frage in garantierte Rechte eingegriiFen würde, denn durch Ent- 
hebung eines Jugendlichen aus seiner Familie für längere Zeit wer- 
den hier Rechte angetastet, die civiliter de facto schon längst ver- 
wirkt sind. (Vgl. § 13 o. und Art. 395 ff. des Entwurfs eines 
schweizerischen Zivilgesetzbuches.) — Zudem gibt nun der Art. 14 
des neuen Entwurfs dem Richter die Möglichkeit, bei Anwendung 
der Zuchtmittel auf die bestehenden Familienverhältnisse des Jugend- 
lichen Bedacht zu nehmen; so wird sich z. B. jener in seinem Urteil 
viel eher zur Probationsbegünstigung entschließen können, wenn fest- 
gestellt wurde, daß die Familiengemeinschaft eine geordnete ist und 
eine ungünstige Beeinäussung des Jugendlichen von ihrer Seite im 
weiteren nicht zu erwarten steht. — Das führt uns zugleich auf eine 
sehr wichtige, wohl die Kernfrage des Prozeßsystems gegenüber 
JugendUchen- Schon ijüers im Hauptteil und jetzt wieder bei Anlaß 
obiger Bemerkung hat es sich als Hauptforderung der ganzen staat- 
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liehen Procedere herausgestellt, daß einer ausgiebigen, umfassenden 
Voruntersuchung der weiteste Spielraum zugestanden werden muß. 
Nachdem der Gesetzgeber, wie wir gesehen haben, das richterliche 
Urteil fast ausschließlich von der Persönlichkeit des jugendlichen 
Täters abhängig gemacht hat, genügt die Beibringung des Beweis- 
inaterials zur Sicherstellung des objektiven und subjektiven Tat- 
bestandes allein nicht mehr, ihr muß vieiraehr eine genaue und sach- 
kundige Untersuchung der innem und äußern Lebensbedingungen 
des Jugendlichen folgen. Man kann sagen, daß hierauf nicht nur 
der Hauptakzent des Verfahrens ruhe, sondern daß von der richtigen 
Durchführung dieser nachträglichen personellen Untersuchung zum 
großen Teil die Jugendbehandlung selbst in der zu erhoffenden Wirk- 
samkeit beeinflußt werde. In diesem Sinne gelten hier namentlich 
die Worte Hartmanns: „Vielleicht die wichtigste aus einer Beschäf- 
t^ung mit der amerikanischen Strafrechtslehre zu gewinnende Er- 
kenntnis ist die Einsicht in die zentrale Stellung des Prozesses 
bei allen strafrechtlichen Reformfragen. Der Strafvollzug wird immer 
vom Richterspuuch seinen Charakter empfangen, nicht umgekehrt."' 
Neben der Stellungnahme des Richters zu der Persönlichkeit 
des Jugendlichen ist auch in unserm Gebiet ein reger Konnex zwischen 
urteilenden und vollziehenden Behörden als wünschenswert zu er- 
achten. Nicht nur weil sich bloß auf das Zusammenarbeiten beider 
Behörden eine sichere Statistik, welche über Erfolge und Mißerfolge 
des neuen Systeme Auskunft geben soll, gründen kann, sondern da 
in den meisten Fällen das Interesse des Richters dem Jugendlichen 
auch über die Zeit des schwebenden Prozesses hinaus während der 
Dauer des Vollzuges zugewendet bleiben muß. Ich erinnere an die 
sj^teren Entscheide betreffend den endgültigen Straferlaß und die 
vorläufige Entlassung, die, wie unten zu zeigen sein wird (§ 20), in 
der Hand des urteilenden Richters verbleiben werden. Da aber 
dieser unmöglich seine Tätigkeit über alle drei Gebiete der Unter- 
suchung, der Verhandlung und des Vollzugs verbreiten kann, drängt 
Rieh schon jetzt der Gedanke auf, eine Instanz zu schaffen, welche 
den Jugendlichen während dieser drei Perioden im Äuge behält und 
dem Richter nöt^enfalls beratend zur Seite tritt und sachkundige 
Vorschläge macht. Wir werden im Laufe der nächsten Ausfuhrungen 
immer wieder auf diesen Gedanken gestoßen werden, um uns schließ- 



' Df. A. Hartmann, Blätter für vergl. Rechts wissen seh. und VolkswirE- 
Bcbaflslehre, Berlin, 6. und 6. Heft, 1906. 
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lieh seiner konkreten Verwirklichung in der Persos des JugAnd- 
anwalts zu nähern (probation officer). 

Daß es ganz im Interesse des Jugendlichen liegt, das Verfahren 
und hier vor allem die Verhandlungen tunlichst rasch abniwickeln, 
bedarf keiner weiteren Begründung ; ' dabei steht aber fest, daß wir 
dieses Ziel um so eher erreichen können, je sorgfältiger und sach- 
gemäßer die HauptverbandluQg und der richterliche Entscheid durch 
die Untersuchung vorbereitet wurden. Also auch hier greift ein 
Postulat sofort wieder in einen andern Teil des Verfahrens, die Unter- 
suchung ein. Wir werden jetzt schon inne, wie sich der Schwer- 
punkt der offiziellen Verbrechensverfolgung für die Jugendlichen lang- 
sam aus dem gewohnten Kreis der Hauptverhandlung in eine ihr vor- 
angehende Periode verschiebt, und wie deshalb der Charakter des 
Jugendlichenprozesees eine wesentlich andere Gestalt annehmen wird 
als das normale Verfehren. — Schon jetzt ist deshalb die Frage ge- 
wiß berechtigt, ob wir nicht gut tun, den Weg, den das materielle 
Strafrecht endgültig eingeschlagen hat, zu betreten und die Straf- 
verfolgung jugendlicher Personen zu einem besondern Spezialverfahren 
auszugestalten. Daß uns hier in den amerikanischen Kinder- und 
Jugendgerichtsfaöfen ein verlockendes Vorbild vor Äugen gestellt ist, 
ist nicht zu leugnen.' Hinsichtlich verbrecherischer Kinder hat sich 
ja diese Trennung wohl schon mehr oder weniger vollzogen (Art. 13). 
Prinzipiell wird ein Kind vor dem zurückgelegten vierzehnten Alters- 
jahre nicht verfolgt; der Richter stellt lediglich den Sachverhalt fest 
und „zieht über den Zustand und die Erziehung der Kinder genaue 
Berichte ein", dann aber weist er das Kind zur weiteren Verfügung 
,an die entsprechende Behörde, in einem Fall an die Verwaltungs- 
(Vormundschafts-), im andern an die Schulbehörde, je nachdem ob das 
Kind sittlich verdorben ist oder nicht. Auch hinsichtlich der Jugend- 
lichen haben wir schon gesehen,* daß es durch Art. 82 der tJber- 



' In diesem ZusaminenhBiiK ist auf eine beachteaa werte InatUulioa im Kanton 
Vrl zu verweiset), wo in weniger wichtigen Fallen k. T. gerade mit HOcksicht 
a.uf das jugendliche Alter dß» Angeschuldigten, ein summarisches, behöi-dliches 
Verfahren ein geschlagen wird ; Reglement für den RegUrungtrat vorn H. Mars 
i890, Art. 32: „Die Foliaeidireklion hat eine Strafbefugnis bis auf 50 Fr. bezw. 
bis auf 4 Tage Polizeiarreat in den Fällen, die ihrer Natur nach eine rasche Er- 
ledigung erfordern oder in Rücktiehi auf dag jugendlich« Alter eint gerichtliche 
Vorttellvng nicht ratsam erseketnen laggen.' 

' Näheres über die Ghildren Courts s. u. II des gleichen Paragraph». 

• S. 0. g 7, II. 
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^angäbeBtimmungen den Kantonen anheim gestellt wird, die Ver- 
fügung einer Anstaltseinweisung aus der Hand des Richters in die- 
jenige jener Behörde zu Übertragen, welcher der endgültige Entscheid 
-über die Einstellung der Strafuntersucbung zukommt. Man will vom 
Kichter eine eingehende Untersuchung, ein besonderes Einweisungs- 
vrteil seinerseits empfindet man ganz richtig als eine Verwischung 
-der Kompetenzen. — Aus einem andern Gesichtspunkt, wo mehr das 
Interesse des jugendlichen Angeklagten in Betracht fiel, ließ sich 1891 
-die staatswirtschaftliche Kommission des großen Rates von AppeneeU 
A.-Rhoden im regierungsrätlichen Rechenschaftsberichte vernehmen, 
-daß sie es für zweckmäßig halte, wean bei einer allfälligen Revision 
-der Strafprozeßordnung darauf Bedacht genommen würde, daß auch 
.relativ Unmündige" nicht mehi- vor Strafgericht zu erscheinen hätten. 
„Wir halten dafür, das gegenwärtige Verfahren sei nicht dazu aa- 
:getan, Kinder von der Begehung von Vergehen und Verbrechen ab- 
zuschrecken und sie gleichzeitig auf bessere Wege zu bringen." 

Der Entwurf einer Strafprozeßordnung für den Kanton Zürich 
^1901) hat für jugendliche Personen mit einigen noch zu besprechen- 
{len, nicht eben wesentlichen Veriinderungen am normalen Verfahren 
festgehalten. Prinzipiell lUßt eich zur Wahrung des alten Stand- 
punktes sagen, was schon der Schweizer Correvon auf dem inter- 
nationalen Kongreß für Strafrechtsreform in Petersburg ausgesprochen 
*at: ,Ä cet äge (de 14 ä 18) l'enfant a döjä acquis un developpement 
phjsique et intellectuel suf&sant pour que Tintervention des autorit^s 
Jiidiciaires ordinaires soit justifiee, seit pour l'instruction de l'enqu^ 
et les mesurea ä prendre pour arriver ä la decouverte de la v^ritö 
■et pour s'asBurer de sa personne, soit pour proceder au jugement". 
— ÄusBchlaggebeud scheint mir aber eine Ansicht, die eng an die 
Erörterungen über die Wechselbeziehungen des ordentlichen und 
Jugendstrafrechts {o. § 6) anknüpft. Damals wurde gesagt, daß eine 
--stehende Kommunikation zwischen beiden Gebieten für das Straf- 
Techt im ganzen fruchtbringend sein dürfte; jetzt muß hinzugefugt 
werden, daß wir eine solche erfrischende und belebende Wirkung der 
Jugendgesetze nur dann mit Sicherheit erwarten dürfen, wenn wir 
unsere Richter in den Dienst der letzteren stellen, wenn wir auf die 
prädestinierten Träger des Rechtslebens zurückgreifen, nicht aber, 
wenn wir den Baum mit samt den Wurzeln in ein anderes, fernes 
<}ebiet verpflanzen. Im gleichen Sinne {pag- 140) votierte auch 
Appelius in seiner oben mehrfach zitierten Schrift. Er glaubt, daß 
gerade durch den Einblick in die häuslichen Verhältnisse und die 
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Lebensinteiessen des jugendlichen, durch die Aufgabe tieferen psycho- 
logiBchen Eindringens und schärferer Individualisierung dem Straf- 
richter auch für seine weitere Praxis die Augen geöffiiet würden, 
und daß dadurch ein neuer, zeitgemäßer Geist bei der Handhabung: 
der Strafeeaetze herrschend werde. — Man könnte da wohl von einer 
Art Strafrechts-Diplomatie reden — Diplomatie in dem Sinne ge- 
faßt, daß man dag eine tut, um das andere nicht zu lassen. Mir 
scheint aber, daß sich dieser rechtspolitische Standpunkt sehr wohl 
verteidigen läßt und auch gegenüber einer formaleren Auffassung sich 
halten durfte, welche nach dem Vorgang des materiellen Rechts auch 
für den Prozeß eine endgültige Trennung postulieren wollte; ganz 
abgesehen davon, daß unsere Auffassung die schwerwiegende Stimme- 
der kantonalen Prozeßentwicklung für sich hat. 

Die Schwierigkeit besteht nun darin, die unumgänglichen Postu- 
late des Entwurfs (ausgedehntere Untersuchung, Organisation der 
Schutzaufsicht etc.) in den gegebenen Kahmen der bestehenden Pro- 
zeßgesetze zu bringen, ohne zu sehr von der hergebrachten furmalen 
Form abweichen zu müssen. Im folgenden wird dieser Kompromiß- 
versucht. ■ — Vorher aber lohnt es sich noch, z. B. gerade mit Rück- 
sicht auf die erwähnte Schwierigkeit einen Blick auf die Bestre- 
bungen ausländischer Staaten und anderer Kantone zu werfen, ob- 
wir nicht vielleicht im Einzelnen manche Anregung erfahren könnten. 
Ich berücksichtige dabei auch kurz die amerikanischen Iuvenile Coorts^ 
die Sondei^erichtshöfe für Jugendliche, da sie an sich ein schöner 
Beweis sind für die reiche und zielbewußte Ausgestaltung der Jugend- 
behandlung in Nordamerika und somit unsere Betrachtungen, die wir 
hier und dort auf das amerikanische Jugendstrafrecht ausgedehnt 
haben, abschließend ergänzen. Zudem dürfte diese Parallele geeignet 
sein das Verfahren, wie es derzeit noch in Massachuaettä gebräuch- 
lich ist und das unsem Anschauungen am nächsten steht, durch die 
Gegenüberstellung des Gegensatzhchen schärfer zu beleuchten. 

II. Auswärtige Prozessgesetze für Jugendaachen. Die amerij- 
kanischen Jugendgerichtshöfe (hier Childrens Courts und dort Juve- 
nile Courts genannt ') sind aus zwei verschiedenen Ideenkreisen, 
herausgewachsen : 

1. Aus einem rein praktischen. Es liegt der Schaffung beson- 
derer Gerichtshöfe, ja sogar besonderer Gerichtsgebäude (New York) 
für jugendliche Delinquenten das klare Bestreben zugrunde, die 

' Adolf Hartmanii: „Die Strafrechtspflegc in Amerika«, Berlin, 1906, S. 5r 
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Jugendlichen der Luft der gewöbnlicheQ Haftlokale zu entziehen und 
sie von jeder Berührung mit erwachsenen Verbrecheni möglichBt zu 
bewahren. 

2. Aus einem ideellen. Der jugendliche Delinquent soll, wie 
"Wir schon in der dogmatischen Einleitung zum vorstehenden Hauptteil 
betont haben, nach ameritaniBcher Auffassung nicht als Verbrecher 
angesehen werden. Die große Aufgabe der Jugendbebandlung wird 
als das Fundament des Erziehungswesens der Nation betrachtet. Da 
liier aber eine schwere individualisierende Arbeit zu tun ist, da neben 
-der juristischen Bildung eine gründliche Menschenkenntnis und ein 
scharfer Blick fUr die Entwirrung menschlicher und häuslicher Ver- 
liältnisse verlangt werden, liegt es für den Staat nahe, sich besondere 
■Oi^ane heranzubilden, die im fortgesetzten Umgang mit jugendlichen 
Personen und in täglicher Praxis sich die nötige Routine und Sicher- 
heit erwerben sollen: die Jugendrichter.' 

Diesen Forderungen der Theorie und des Lebens kam man nun 
In den einzelnen Staaten verschieden entgegen. — In einigen bil- 
■deten sich ganz selbständige, von der ordentlichen Jurisdiktion un- 
abhängige Gerichtshöfe. Nur sie verdienen im strengen Sinne den 
Namen der Juvenile Courts. Ein solcher richtete sich vor kurzem 
üu New York in einem besondem Gebäude ein; Colorado folgte 
diesem Prinzip im Jahre 1903 mit seinem Jugendgericht in Denver. 

Ein Mittelweg wurde von zahlreichen Staaten betreten; Von 
-den bestehenden ordentlichen Grafschaftsgerichten lösten sich mit 
«iner zeitlich bestimmten Amtsdauer gesonderte Abteilungen los, die 
nuü für diese Zeit sich nur mit Jugendsachen befaßten. Es ist in- 
teressant, daß auch hier wieder ein privater Verein, die Chicagoer 
Kinderschutzgesellschaft es war, welcher Amerika diesen Gedanken 
und dessen erste Verwirklichung zu verdanken hatte (The Chicago 
Visitation and Aid Society). Durch ihre energische Initiative kam 
1899 für Illinois der Akt to regulate the treatment and control of 
dependent, neglected and delinquent cbildren zustande, der 1901 in 
wenig veränderter Fassung Gesetzeskraft erlangte.* Darnach wird 
nun der Jugendrichter aus einem Gerichtshof mit allgemeiner Juris- 
diktion bestellt (See. 1 und 2); er richtet neben anderweitiger be- 

' Über die Tätigkeit des Jugendrichters B. Lindsay in Denver (Coloradn) 
berichtet Baernreitber (S. 186J sehr anregend und anschaulich. 

• S. d. Gesetz in deutscher Übertragnnc bei Hartmann, Stra frech tspflege in 
Amerika, Berlin, 1906, Anhang, S. 307 ft. 

Im folgenden zit,: Illinois Act. 1901. 
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ftufeichtigender und vonnundBchaftlicber Tätigkeit meist als Einzel- 
lichter in Jtigendsachen, jedoch steht es dabei jeder beim Verfahren 
beteiligten Person frei, eine Jury von sechs Mitgliedern anzurufen. — 
Im Jahre 1900 machte sich Pennsylvanien an den Ausbau eines ganz: 
ähnlichen Gesetzes, beate gilt es in der neueren Fassung voiu 
22. April 1903.' 

Die Tät^keit der genannten beiden Arten von Jugendgerichte- 
höfen erschöpft sich aber zum kleinsten Teil in ihrer stratricbter- 
lichen Kompetenz. Sie - nehmen sich vielmehr der verwabrlostenr 
nicht verbrecherischen Jugend im weitesten Umfange an und gehea 
auch gegen acfauldhafte und nachlässige Eltern ohne das Vorliegen 
einer Verurteilung eines ihrer Kinder vor; auch unterstützen und er- 
gänzen sie die Tätigkeit der Schutzaufsichtsorgane, der Probation 
Officers, nach Kräften. So ist es denn sehr wohl verständlich, daß- 
in einem I^tscheid des obersten Gerichtshöfe von Illinois, der letzt- 
instanzlich die Überweisung eines Mädchens in eine Anstalt billigte, 
die Tätigkeit des Richters in Jugendsachen mit derjenigen einer Vor- 
mundschaftsbehörde in Beziehung gesetzt wird: .The same character 
of the Jurisdiction exercised by the court of Chancery over the per- 
sons and property of infants. (Baemreither, S. 257.) 

Über die Erfolge der amerikanischen Childrens and Juvenile- 
Courts kann mit Sicherheit noch nichts zahlenmäßig bestimmtes ge- 
sagt werden, da die Amerikaner selbst in der Auslegung der stati- 
stischen Ergebnisse zugunsten des Institutes virtuos sind. Auch die Be- 
merkung Baemreithers (S. 175), daß die Zahl der Kinder und Jugend- 
lieben, die früher in die gewöhnHchen Gefängnisse kamen, seit Bestehen 
der Juvenile Courts außerordentlich abgenommen habe, bezeichnet 
nur eine natürliche und selbstverständliche Folge dieser Einrichtung^ 
Immerhin mag die Tatsache, daß innerhalb des verflossenen halben 
Dezeniums im Ganzen 17 Staaten das Institut aufgenommen haben, 
dafür sprechen, daß es im wesentlichen das Stadium des bloßen 
Versuches schon verlassen hat. 

Diesen beiden Systemen g^enüber lehnt sich die Gerichtsbar- 
keit Massachuaetta konservativ an das bestehende Herkommen. Es 
bestehen hier keine besondern Jugendgerichtshöfe; die ordentliche» 
Lower or Snperior Courts halten als Juvenile Courts für die Sachen 

' In diexein Siane gestaltete sich die Jugendgericblsbarkeit inzwischen in 
Wisconsio, District of Columbia, Ohio, Harylaod, Missouri, üew Jersey, Indiana, 
CkinnecticuE, California, Louisiana, UinnesoEa, Kansas und Delaware. 
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Jugendlicher besondere Sitzungen ab. DafUr aber geht nun dieser 
vom gewöhnlichen Verfahren getrennten Verhandlung eine ganz eigen- 
artige und eingehende Untersuchung voraus. Jede Strafklage gegen 
eine jugendliche Person muß, ehe sie beim Gericht anhängig ge- 
macht wird, zuerst einem Beamlen der State-Agency (Staatsamt) ein- 
gereicht werden. Dieser hat alsdann genaue Erkundigungen einzu- 
ziehen über die Verhältnisse, in denen der Angeklagte lebt, und über 
die nähern, persönlichen und äußern Umstände, welche zu der straf- 
baren Handlung geführt haben. Darüber erstattet er dem Gerichts- 
hof vorschriftsgemäß Bericht. — Wir sehen, daß sich hier der unter 
den leitenden Grundsätzen aufgestellte Satz bewahrheitet: die Unter- 
suchung wird zum integrierenden Bestandteil des Verfahrens. Und 
daß gerade Massachusetts, welches sonst in allen Fragen der Jugend- 
kriminalität und Bestrebungen in den vordersten Reihen geht, in der 
Ausdehnung und Vertiefung der Untersuchung den neuen Forderungen 
vollkouimen zu entsprechen und zu genügen glaubt, ohne von der 
panamerikanischen Bewegung der Sondergericbtshöfe mitgerissen zu 
werden, spricht gewiß beredt dafür, daß auch wir auf dem Wege 
eines Kompromisses mit der überkommenen Rechtspflege die uner- 
läßlichen Neuerungen einführen dUrfen. 

Natürlich ist auch in Massachusetts für eine vollständige Tren- 
nung der jugendlichen und erwachsenen Verbrecher während der In- 
haftierung gesorgt' 

Wo wir in Europa eine prozessuale Sonderbehandlung ver- 
brechensunreifer Personen antrefFen, da besteht entsprechend der 
Scheidung der materiellen Strafgesetze gegenüber Amerika der durch- 
greifende Unterschied, daß diese besondem Verfahrensarten bei uns 
nur gegenüber Kindern (meist bis zum vollendeten vierzehnten Alters- 
jahre) in Anwendung sind, während die amerikanischen Jugendge- 
riehtshöfe allen jugendliehen Personen vom 7. (resp. 10.) bis zun» 
16. (resp. 18.) Lebensjahre offen stehen. Diese Divergenz ist voll- 
kommen verständlich, da sich in ihr einfach die Grundverschieden- 
heiten der bestehenden Strafrechtssätze spiegeln. 

Deutschland macht, der materiellen Bestimmung (§ 54 ff. des 
R. Str. Gesb.) entsprechend, die Cäsur hinter dem vollendeten zwölften 
Altersjahre. Die einzelnen Landesgesetze regeln für verbrecherische 
Kinder unter dieser Grenze das Verfahren auf zweierlei Art. Die 
eine Gruppe wendet ein außerordentliches gerichtliches Verfahren an, 
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in der andeni haben die Vormundschaftsbehörden über die Zulässig- 
keit oder Erforderiicbkeit der Zwaogserziehnag zu entscheiden- Für 
jugendliche Personen, bei denen das Discernement und die Schuld 
in Frage stehen, greift naturlich das Norraalverfahreo ein. Appelius 
(in seinem Entwürfe §§ 9—32} wiH für die Kinder die Vormund- 
Schaftsabteilung des zuständigen Amtsgerichtes (forum domicitü) kom- 
petent erklären und rückt zugleich gemäß den materiellen Bestim- 
mungen der deutschen Kommission die entscheidende Grenze auf das 
vollendete vierzehnte Altersjahr hinauf. Für die jugendlichen Per- 
sonen hält er mit wenigen äußeren Abänderungen (Ausschluß der 
Öffentlichkeit, obligatorische Verteidigung) an dem ordentlichen Ver- 
fahren, im besondem den Schöffengerichten fest. Man kann sagen, 
daß sich mit diesen Vorschlägen von Appelius der zürcherische Straf- 
prozeßentwuri von 1901 im wesentlichen deckt, einzig die Alters- 
grenzen werden hier um die Dauer eines weiteren Jahres nach oben 
veri^t' (15.— 19). — Diese Bestimmungen sind vollkommen verständ- 
lich, da sie sich beiderseits noch auf der Voraussetzung aufbauen — 
die erst durch den schweizerischen Entwurf 1903 endgültig hinfällig 
geworden ist — , daß für die Jugendlichen der kritischen Periode 
die normalen Strafen, wenn auch gemildert, zur Anwendung kommen 
können. 

Wohl im Bestreben, die prozessuale Sonderstellung jugendlicher 
Personen herbeizuführen, empfiehlt Aschrott* die Schaffung beson- 
derer Kommissionen (für jeden Amtsgerichtssprengel), eines im besten 
Sinne gemischten Gerichts, dem er den Namen „Erziehungsamt" bei- 
legen will. Dieses soll bestehen aus dem Vormnndschaftsrichter als 
Vorsitzenden, einem Vertreter der Staats- und Lokalbebörde, der 
Geistlichkeit und der Schule. Mit vollem Recht fiihrt Appelius gegen 
diesen Vorschlag an, daß sich die genannten Personen sehr wohl als 
notwendige Auskunftsoi^ane und als Begutachter eines bestimmten 
Falles eignen, daß sie jedoch als Richter viel zu sehr in den um- 
gebenden Verhältnissen befangen seien und ihnen deshalb die er- 
forderliche Objektivität abgehe.' — Und gewiß, wir müssen uns auch 
hier vor dem großen Fehler des inquisitorischen Prozesses hüten, 
der im Interesse einer größeren Raschheit des Verfahrens unter- 

> gg 66 u. 90: Regelung des Verliafts. 

% 191: Ausschluß der Öffentlichkeit. 

gg 12, b u. 213, 2. Alinea: Vereidigung. 

' „Die Behandlung der verwahrlosten und i'erbrecherischeii Jugend," S. 37, 

» Appelius S. 130 ff. 
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suchende und richtende Behörden verschmolz und damit das eine 
erzielte, daß die ^unparteiische" Prozeßperson von Anfang an in den 
Untersuchungsakten befangen blieb. 

Es wurde schon darauf hingewiesen (o. § 10), daß in der neuen- 
burgischen „Commiasion de discipline", welche ganz leichte Straf- 
fälle betreffend Jugendliche unter 17 Jahren aus der Hand des 
Staatsanwalts übernimmt, die ersten embryonalen Ansätze eines 
Jugendgerichts vorliegen.' Die dreihäuptige Kommission, „institu^e 
dans chaque district", rekrutiert sich aus Privatleuten, .nommfe pat 
1e conseil d'Etat sur le pr^avis de d^l^gu^s choisis par la commis- 
sion scolaire." (Art. 2 de la loi.) — Die Haupttätigkeit dieser Be- 
hörde fallt also immerhin auf Kinder schulpflichtigen Alters, woraus 
sich der enge Konnex mit dem Schulwesen im allgemeinen ableitet. 

Der schweizerische Entwurf weist, wie erwähnt, den Kantonen 
für verbrecherische Kinder einen ähnlichen Weg an, ohne aber die 
Kompetenz der Schulbehörde auch auf leichtere Straffälle von Per- 
sonen über vierzehn Jahren (bis vollend. 16., wie Neuenburg) aus- 
zudehnen. (Art. 13, § 4.) Die Untersuchung bleibt aber auch hier 
in der Hand richterlicher Organe, denn es ist nicht die Bezlrks- 
•oder Staatsanwaltschaft, sondern erst der Richter, welcher das fehl- 
bare Kind der Schul- (resp. Verwaltungsbehörde) überweist. Wir 
werden dieses Sonderverfshren, soweit es sich noch auf prozessualem 
Boden bewegt, in den folgenden Betrachtungen gelegentlich berühren ; 
jetzt aber wenden wir ups der Ausgestaltung des eigentlichen Jugend- 
lichen-Prozesses im Einzelnen zu, indem wir uns der oben aufge- 
stellten Grundsätze erinnern. 



§ 19. 

Untersuchung und Anklage. 

I. Die in § 23 des zürcherischen Strafprozeß-Entwurfes statuierte 
allgemeine Anzeigebefugnis und die Anzeigepflicht der Behörden und 
Beamten (§ 24) haben natürlich auch gegenüber Kindern und Jugend- 
lichen ihre volle Gültigkeit. Ebenso machen für unsere Fälle gemäß 

' Loi am lea aalles d'arräts. 1899. Zu vcrgl. der Bericht des Begierungs- 
rates an den Großen Rat vom 11. Okt. 1892, wo es u. a. heißt: „Si on avait 
laiss^ ce soin aux juges de paix ou aux prMdaule de tribuoaux, on n'aurait 
pas eil l'uoiti^ de jurispriidence d^sirable." „La Commissioii sera uue Institution 
<rEtat et eile doit aRir soua rautorile du Conseil d'Etat." (paK. 12 et 13.) 
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§ 22 die Antragsdelikte eine Ausnahme von der sofartigeo Verfolgung 
ex officio-' — Es ist gewiß ein großer Vorteil im Interesse eines 
beschleunigten Verfahrens, den die InsUtution der amerikanischen 
Jugendgerichte dadurch mit sich bringt, daß sie sich z. T. den Um- 
weg über die ordentlichen Organe der Strafverfolgung erspart. So 
kann z. B. nach dem zitierten Akt von Illinois (§ 10 des Gesetzes) 
jede unbescholtene Person des betreifenden Gerichtssprengeis beim 
Jugendrichter direkt unter Beibringung glaubhafter Tatsachen über 
ein straffälliges Kind Anzeige machen; jeder von der Polizei auf- 
gegriffene Jugendliche unter 16 Jahren ist unverzüglich dem Jugend- 
richter zu überweisen.^ Das gleiche ist zu sagen vom Gesetze 
von Colorado (1903), wonach sich jeder mit einer Beschwerde 
ohne weiteren Umweg an die richterliche Behörde oder den Pro- 
bation Officer wenden kann. — Von der Gefahr, die jedoch darin 
besteht, daß man von allem Anfang an alles in die Hand einer ein- 
zigen Person legt, war schon die Rede; es wurde denn auch, wie 
erwähnt, eine Art Sicherheitsventil geschaffen, indem man subsidiäi- 
die Kompetenz der Geschworenengerichte bestehen ließ für den Fall, 
daß eine der beteiligten Personen das ordentliche Verfahren wünschte. 
Wenn wir zunächst auf dem Boden der heutigen Nonnierung 
der Strafverfolgung bleiben und nach dem Zwecke der Untersuchung 
fragen, so gibt uns § 39 des Entwurfs zu einer neuen zürcherischen 
Strafprozeßordnung in Anlehnung an § 759 des heute gültigen Ge- 
setzes die klare Antwort: „Der Zweck der Untersuchung ist die 
Ausmittelung des Tatbestandes soweit, bis entweder gegen einen 
Verdächtigen Anklage erhoben werden kann oder das Verfahren ein- 
gestellt werden muß." Die Untersuchung soll also die objektive 
Wahrheit nach Möglichkeit ergründen und einen Grad der Wahr- 
scheinlichkeit schaffen, der den Übergang zum Hauptverfahren oder 
die Sistierung rechtfertigt. Es steht außer Zweifel, daß diese Be- 
stimmung auch für den Jugendlichenprozeß als Axiom aufgestellt 
werden kann, jedoch nicht als einziges. Selbstverständlich macht jede 
Verurteilung eines Jugendlichen die Erfüllung eines deliktischen Tat- 
bestandes und somit die Schaffung der erfordwlichen Bekräftigungs- 
mittel und die Erbringung des Tatbestandsbeweises zur unerläßlichen 

> Hiezu die BegräoduDg ». o. g 8, Schluß. 

* Appelius plädiert übrigens (S. 133) für eiucii Vorschlag im Sitiue der 
amerikanischen Praxis. „Es muß dem Gericht die fiefugnia zustehen, das Ver- 
fahren nicht nur nach einer Anzeige, sondern auch dann einzuleiten, wenn auf 
andere Weise ein Fall zur amtlichen Kenntnis gelangt." 
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Interesse einer sicheren und geordneten Rechtssprechung Überhaupt. 
Als zweites Axiom stellt sich aber, wie schon mehrfach betont, die 
Forderung ein, daß sich im Jugendlicheiiprozeß die Untersuchung in- 
tensiv mit der Person des Täters und seinen innem und äußern 
Verhältnissen zu befassen habe, nicht zu dem Zwecke, im Sinne der 
ersten normalen Untersuchung zu arbeiten, sondern um direkt die 
Basis für das Urteil des Richters zu schaffen, also nicht um das 
Procedere zur Hauptverhandlung bloß zu rechtfertigeu, sondern diese 
im besten Sinne und nach Kräften vorzubereiten. Man könnte nach 
einer Analogie von einer objektiven und subjektiven Untersuchung 
reden, einer Untersuchung in factum und einer in personam; die 
zweite bringt zu der ersten das Aktenmaterial über den derzeitigen 
moralischen und intellektuellen, häuslichen und wirtschaftlichen Zu- 
stand des Täters. Es ist interessant, daß schon in den Verhand- 
lungen zum Entwurf anf die unumgängliche Notwendigkeit einer 
solchen personellen Untersuchung hingewiesen wurde und man sogar 
eine Lösung der Frage versuchte, obwohl man sich dadurch aus dem 
Gebiet des materiellen Strafrechts in den Bereich der Prozeßgesetz- 
gebung begab, die ja prinzipiell den Kantonen vorbehalten sein sollte. 
Die Vertiefung und Ausdehnung der Untersuchung wurde damals klar 
als eine kategorische Forderung der entwurflichen Neuerungen er- 
kannt, und in dieser Einsicht glaubte man, den kantonalen Gesetz- 
geber durch einen besondem Zusatz (Antrag Gautier) verständigen 
zu müssen: „Les d^linquents de 14 ä, 18 ans devront ^tre esamin^ 
avant l'audience par une autorit^ judiciaire au point de vue de leur 
d^veloppement morat et mental".' Gautier und mit ihm die be- 
ratende Versammlung war dabei der Ansicht, daß diese persönliche 
Einvernahme außerhalb und vor die Hauptverhandlung zu verlegen 
sei, denn diese allein, ,ou l'enfant n'est pas dans son etat normal", 
könne nicht die richtige Basis sein, ein getreues Bild über die 
jugendliche Persönlichkeit abzugeben.* Man glaubte jedoch, daß mit 
einem T6te-ä-t6te unter vier Augen der Sache Genüge getan sei. — 
Dieser Standpunkt laßt sich nach den gemachten Ausführungen wohl 
kaum mehr im Ernste halten. Alles drängt daraufhin, diese per- 
sonelle Untersuchung ganz von der Hauptverhandlung loszulösen und 
in jene Periode des Verfahrens hintiberzunehmen, der nicht nur die 

' S. Verhandlungen von 181f3, Bd. I, S. 52 ff. 

* C'est avant l'audience quc le jui{e doit procftder k son ejairen. (Gautier.) 
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nötige Beobacbtungszeit sondern von Natur aus auch die notwendigen 
Mittel einer gründlichen und sachgemäßen Enqu6te zu Gebote stehen. 
Daß der Richter niemals Untersuchungsbeamter werden darf, ist hier 
mit Nachdruck zu wiederholen. Dann aber, darf man im Ernste an- 
nehmen, daß in einem besten Falls viertelstündigen Gespräch 
alle personlichen und häuslichen Verhältnisse klipp und klar 
gestellt werden können? Soll dieser Richter und Beichtvater aus 
«inem interimistischen T6te>ä-t€te wirklich die entscheidende und 
endgültige Überzeugung gewinnen können, daß die jugendliche Person 
sittlich verdorben, daß sie verwahrlost sei oder nicht? Und davon 
soll späterhin der Urteilsspruch abhängen? — 

Ich möchte eine Lösung auf dem bezeichneten Wege versuchen 
und diese Feststellung der persönlichen Verhältnisse in das Gebiet 
der Untersuchung hinliberheben. Dabei bieten sich zwei Mög- 
lichkeiten. 

1. Man könnte daran denken, die beiden verschiedenen Teile 
der Untersuchung in factum und in personam in einem aufgehen und 
sämtliche Untersuchungshandlungen in der Hand der ordentlichen 
Beamten (Polizeiorgane, Bezirksanwaltschaft und kantonale Verhör- 
ämter*) liegen zu lassen. 

2. Da es sich jedocli dabei um zwei wesentlich verschiedene 
Arten der Untersuchung handelt, die sich auch hinsichtlich ihres In- 
haltes und Zweckes stark differenzieren, liegt der Gedanke nahe, 
die im Wesen der Dinge ruhende Trennung auch formal beizubehalten 
und somit die Untersuchung in zwei zeitlich f^useinanderliegende Teile 
zerfallen zu lassen. 

Für die letztgenannte Differenzierung spricht namentlich der 
Umstand, daß die beiden Teile der Untersuchung keineswegs als 
koordinierte Größen einander gegenübertreten ; die Untersuchung in 
personam ist vielmehr von derjenigen in factum zeitlich derait ab- 
hängig, daß man sich erst nach Gewinnung eines materiellen, tat- 
beständlicfaen Fundamentes entschließen wird, an die schwierigere 
und subtilere Arbeit der Entwirrung individueller und häuslicher 
Verhältnisse zu gehen, um nicht späterhin, wenn eventuell das Gei- 

' S. § 27 des Prozeß-Entwurfs; die beabsichtigte Scliafiuag eines liantonnlen 
VerhörBDites, womit tnan eine Eotlaatung der Bezirksanwaltsebaft anstrelile, wurde 
durah Kantonsratsbeschluß rom Reform programm gestricben. Die Tätigkeit der 
Polizei-Behörden und -Beamten bescbrfiiikt sich (laut g 26) auf die allerersten Un- 
ters uchuügamaQna bitien und Haßregeln, welche ohne Gefahr nicht verschoben 
werden können. 
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gebrachte Beweismaterial eine Anklage nicht rechtfertigt, sich von 
der Nutzlosigkeit seines allzuraschen Vorgehens überzeugen zu milssen- 
Im Festhalten dieser formalen Trennung bestärken uns aber dann 
vor allem Motire höchst persönlicher Art, Momente, die sich aus der 
ganzen Anlage des zweiten Untersuchangsteiles mit Bezug auf die 
Persönlichkeit des Untersuchenden ergeben. Neben juristisch-fach- 
männischer Bildung eingehende medizinische, namentlich psychia- 
trische Kenntnisse, neben der nötigen amtlichen Severität ein sicheres- 
und feines Taktgefühl und vor allem ein unvoreingenommener und 
freier Sinn für die unendliche Fülle menschlicher Verhältnisse — das 
alles sind Qualitäten, die wir bei der Großzabl der üntersuchungs- 
beatnten nicht vereinigt anzutreffen gewohnt sind. Im weiteren 
wurde schon erwähnt, daß man darauf denken sollte, ein Organ zn 
schaffen, dessen Interesse über die ganze Zeit der staatlichen Be- 
handlung, vom Beginn der Untersuchung bis zur definitiven Ent- 
lassung der einzelnen jugendlichen Persönlichkeit zugewendet bleibt 
(s. 0. § 17). Konzentriert sich dermaGen die Behandlung jugend- 
licher Verbrechen in einer (nicht richtendenj Person, so schafien wir 
uns einen Beamten, der im Laufe der Zeit sich die nötige Sicher- 
heit und Routine aneignen und wertvolle Erfahrungen von seinem 
allgemeinen überblickenden Standpunkt sammeln wird, die nicht nur 
über die Erfolge der angewendeten Prinzipien Aufschluß geben, 
sondern auch für die notwendigen Reformen und die Weiterbildung 
des prozessualen und materiellen Rechts von Bedeutung sein können. 
Für die Schaffung eines solchen Beamten ist uns in der Person des 
amerikanischen Jugendanwaltes ein erstrebenswertes Vorbild hin- 
gestellt. (Probation officer.)' Ich glaube, daß durch die Ädop- 
tierung dieser exotischen Persönlichkeit flir unser Strafprozeßsjstem 
wir uns alle weitem Konzessionen an ein besonderes Verfahren gegen 
Jugendliche ersparen können. — Die Tätigkeit des Jugend an waltes 
wird sich natürlich auch auf verdächtige Kinder unter vierzehn 
Jahren erstrecken.* Hier handelt es sich zunächst um seine Funk- 
tionen und Kompetenzen als Untersuchungsbeamter und dabei erhebt 
sich die Frage, ob wir nicht jetzt, nachdem wir eine geeignete Per- 
sönlichkeit gefunden zu haben glauben, die beiden Teile der Unter- 
suchung ganz in ihre Hand geben sollen. Die angeführten Bedenken 
von dem zeitlich verschiedenen Angriffspunkt der Untersuchungs- 

' Über die weiteren Fuoktionen desselben s. u. im vorletzten Para^aph. 
* Über Inhalt und Grenzen seines Wirkungskreises s. das Nähere im letzteii 
Paragraphen. 
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handluQgeii lassen sich hier niederholen. Dann ist vor allem der 
Fall ins Auge zu fassen, wo mit einer jugendlichen Person zugleich 
Ernachsene als Täter oder GehUlfen . eines Verbrechens verdächtig 
erscheinen. (Vgl. § 30 und § 6 des zürch. Entw.) Darnach soll in 
ähnlichen Fällen bei entstehenden Divergenzen möglichst von der 
örtlichen Zuständigkeit der verschiedenen Gerichte Abstand genom- 
men und auch Mr die Untersuchung tunlichst die Einheit des Ver- 
fahrens angestrebt werden. Zur Feststellung der materiellen Wahr- 
heit können die Aussagen des Jugendlichen gegenüber mitschuldiges 
Erwachsenen von großer Bedeutung sein, und seine Einvernahme 
durch die ordentlichen Untersuchungsbehörden erscheint in einem 
solchen Zusammenhange als unbedingt wünschenswert. 

Wenn wir die ordentliche tatbeständliche Untersuchung zunächst 
bei den gesetzlichen Organen belassen, so ist das natürlich so zu ver- 
stehen, daß dem Jugendanwalt über jede angehobene Inquisition un- 
verzüglich Mitteilung zu machen ist.; er wird sich schon jetzt für die 
jugendliche Persönlichkeit interessieren und namentlich für deren 
richtige Unterbringung während des Verhalts Sorge tragen.' Seine 
eigentliche Tätigkeit setzt aber erst mit dem Momente ein, wo die 
Wahrscheinlichkeit der jugendlichen Täterschaft im Einzelfalle einen 
gewissen Grad erreicht hat und die Untersuchung in factum mehr 
oder weniger als abgeschlossen betrachtet werden kann. Für diesen 
ersten Teil der Untersuchung bleiben natürlich die Bestimmungen 
betr. das gesetzliche Verfahren (§§ 21—173 des zUrch. Entw.) in 
Kraft, mit wenigen Abänderungen. So ist im Sinne der obigen Aus- 
führung unter die allgemeinen Grundsätze der Strafverfolgung die 
Bestimmung aufzunehmen: „Von jeder gegen ein Kind oder einen 
Jv^endlichen angehobenen Untersuchung ist dem JugendamoaU un- 
verzüglich Mitteilung zu machen". Unbeschadet der Befugnisse der 
Staatsanwaltschaft, wie sie in §§ 34—36 festgelegt sind, steht dem 
Jugendanwalt das Recht zu, an allen Untersncbungshandlungen in 
Jugendsachen teilzunehmen; auf keinen Fall aber soll er auf den 
Gang der ordentlichen Untersuchung in factum einen bestimmenden 
Einfluß ausüben, er verhält sich passiv. Scheint ihm jedoch die 
Persönlichkeit des Jugendlichen eine Änderung oder Beschleunigung 
der Untersuchung zu erheischen, so kann der Jugendanwalt darüber 
bei der Justizkommission (Regierungsrat) vorstellig werden. Diese 
handelt dann nach Gutfinden im Sinne des § 37 des zürcherischen 
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Entwurfes.' Analog ist in bezirksgerichtlichen Fällen das Verhältnis 
des Jugendanwaltes zur Staatsanwaltschaft auszugestalten (vgl. § 35). 
Dieser erste Teil der Untersuchung schließt nun natürlich niclit 
wie bisher, „mit der Anklage bei der zuständigen Gerichtsstelle oder 
der Sistierung", sondern jetzt tritt sie, wenn nicht Einstellung des 
Verfahrens erfolgt, in ihr zweites Stadium, wo die eigentliche Ak- 
tivität des Jugendanwaltes als Untersuchungsorgan beginnt. § 43 
muß in diesem Sinne ergänzt wei-den: 

In Jugendsackm schiiesst die U?Uersuchung: 

a) mit der Einstellung des Verfahrens' oder 

b) mit Überweisung des Falles an den JugendanvKdt. 

Die Akten gelangen an den Jugendanwalt. Die folgenden Para- 
graphen des Gesetzentwurfes, welche die Behörde bestimmen, der in 
letzter Linie der Entecheid über die Sistierung eines Verfahrens zu- 
faommt, werden in keiner Weise alteriert. Auch bleibt jetzt der 
Fall, je nachdem ob es sich um einen bezirksgerichtlichen handelt 
oder nicht, unter der direkten Überwachung der Staatsanwaltschaft 
oder der Justizkommission. Diese beiden Behörden sind in den ent- 
sprechenden Fällen befugt, sich vom Jugendanwalt Bericht erstatten 
zu lassen Über den Gang und die Resultate der Untersuchung und 
an ihn Weisungen und Aufträge zu erteilen. Die Einräumung dieser 
Kompetenz scheint nicht nur nach den allgemeinen Grundsätzen der 
Beamtenhierarchie geboten, sondern auch deshalb, weil wir gewohnt 
sind in der Staatsanwaltschaft und den ihr übergeordneten Behörden 
vornehmlich die Träger eines geordneten Rechtszustandes und die 
Hüter der öffentlichen Sicherheit zu erblicken. 

Innerhalb seiner Sphäre behält nun aber sonst der Jugend- 
anwalt freie Hand; er betreibt alles, was ihm zur Aufdeckung der 
persönlichen und häuslichen Verhältnisse des jugendlichen Angeschul- 
■digten als wünschenswert erscheint. Als Untersuchungsbeamter ist 

* „Die Juatizkonimission {Etegieriingarat) kann auch von Amtswegen, no 
«ü ihr zweckmäßig oder notwendig erscheint, mit Bezug auf die Einleitung und 
Durchfabrung von Strafprozessen von der Staatsanwaltaehaft und vom Verhör- 
-amte Bericht einforderu und dieaen Behörden besondere Auflräge luid Weitungen 
-erfeHen." — Durch Beschluß des Kantonsrates ist die beabsichtigte Schöpfung 
der neuen Beliördo „Juslizkommission" hinfällig geworden; es hat somit voraus- 
sichtlieh bei dem analugen g 768 der besteh. StrafprozetiordDUug, nooacb dem 
Regier ungsrat obige Befugnisse zukommen, sein Verbleiben. 

* Dabei ist noch besonders auf die Bestimmung des g 51/i hinzuweisen; 
^Von der Einslellnng eines Verfahrens gegenQber schulpdicbtigen Kindern ist der 
Erziehungsdirektion Kenntnis zu geben". 
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er nötigenfalls auch befugt, von der Bestimmung des § 33 Gebrauch 
zu machen und sich zur Vornahme einzelner Untersuchungshandlungen 
der Hülfe der stationierten Polizeiaoldaten oder Gemeindeammänner 
zu bedienen. Der Fall kann gegenüber widerspenstigen Eltern oder 
andern Pflegepersonen bie und da sich ereignen. Besonders aber 
wird für uneern Fall nun die Bestimmung des § 169 praktisch, wo- 
nach der Untersuehungsbeamte das Gutachten eines Sachverständigen 
einziehen soll, wenn über den Geisteszustand des Angeschuldigten 
und die innem Ursachen des Verbrechens Zweifel herrschen; auch, 
kann (Alinea 2) behufs Beobachtung des Angeschuldigten dessen Ein- 
weisung in eine Irrenanstalt verfugt werden. Geeigneten Falles wird 
also der Jugendanwalt seine Tätigkeit Hand in Hand mit deqenigen 
des Bezirksarztes gehen lassen.' Es ist dabei wohl zu beachten, 
daß hier nun nicht mehr bloß die Bestimmung der strafrechtlichen 
Zurechnungsfähigkeit oder -Unfähigkeit — nach deren Ergründung^ 
der erwähnte § 169 doch zunächBt tendiert — in Frage liegt, sondern 
auch wenn nach heutigem Recht die juristische Zurechnungsfähigkeit 
für den Moment der Begehung der Tat konstatiert wurde, bleibt 
dennoch die Frage nach der psychischen und intellektuellen Persön- 
lichkeit des Täters im Vordergrund aller Untersuchungshandlungen. 
Der Jugendanwalt muß nach Beendigung seiner diesbezüglichen Tätig- 
keit imstande sein, dem Richter ein genaues und sicheres Bild so- 
wohl von der Person- des jugendlichen Angeschuldigten als auch von 
dessen ökonomischen und familiären Verhältnissen zu entwerfen, er 
muß die dem Jugendlichen zur Last gelegte Handlung aus dem 
Charakter des Angeklagten oder den ihn umgebenden äußern Uot- 
ständen motivieren können und dazu nicht nur Tatsachen sondern, 
nötigenfalls auch Gutachten Sachverständiger als Beweismittel bei- 

' Ich glaube anoehmen zu därfen, daß damit Buch die Frage gelöst ist, welche- 
iiii Hauptteil fg S) hinsichtlich einer obligalorischen ärztlichen llDtersuchiiog an- 
getönt wurde. Deiiu wir haben jetst im Jugendanwalt keinen gewöhnlichen Unter- 
such ungshea inten, sondern eine Persönlichkeit vor uns, die durch ihren Charakter 
und ihre Keuntuisse für eine rechtzeitige Zuziehung psychiatrischer SacbverstSn- 
diger bürgt. Auch drangt das Wesen dieses zweiteu Teiles der Untersucbuog 
dahin, zu dessen einzigein und obersten Zwecke die Erforschung der Persönlich- 
keit erhohen worden ist. Es entfällt damit eine gewisse altmodische Sehen, welche 
die gewähnlicheii Untersucbungsorgane, die sich ja nach Maßgabe ihrer TItigkeit 
als die objektiven ErgrQuder der materiellen Wahrheit fühlen und geehrt wissen 
wollen und müssen, gegenDber einer iiicht im besten Sinne amtlichen und kanz- 
leiischen, höchst subjektiven Untersuchung bis auf den heutigen Tag bewahrt 
haben. • 
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bringen. Nicht eher ist der Zweck dieaes zweiten UnteraucbungB- 
«ktes erreicht, und nicht eher darf die UnterHuchung als solche zuia 
Abschluß kommen. 

Es ist klar, daß durch diese Untersuchuog der Hauptverhand- 
lung und namentlich den im Schuldfalle auBzusprechenden richter- 
lichen Maßnahmen kräftig voi^earbeitet wird. Man darf sich aber 
auch anderseits nicht verhehlen, daß dadurch die X^auer der Unter- 
suchung beträchtlich in die Länge gezogen werden kann. Die daraus 
entspringenden Schäden können aber sofort auf ein Minimum redu- 
ziert werden, wenn man darauf bedacht ist, den UntersuchungsTM-- 
liaft der jugendlichen Person angemessen zu gestalten. Hiervon sei 
kurz die Rede. 

II. Der Verhaft. Zunächst ist auf § 63 des zürcherischen Ent- 
Tvuries (alt § 789) zu verweisen.' Die hier festgesetzten Fristen 
haben auch für unsere Fälle Geltung; wenn auch etwas mehr in den 
Rahmen der Untersuchung gebracht wurde als bisher, so werden diese 
engen Zeitgrenzen nur ein günstiger Antrieb sein zu tunlichster För- 
derung und Beschleunigung des Verfahrens gegenüber jugendlichen 
Personen. Speziell für Kinder, die das fünfzehnte Altersjahr noch 
nicht zurückgelegt haben, bestimmt dann § 66, daß ihnen gegenüber 
.nur in Ausnahmefällen vom Untersuchungs- und Sicherheitsverhaft 
-Gebrauch zu machen sei. Und § 90 sagt in Ausführung dieser Aus- 
Tiahmefiille, daß der Verhaft womöglich durch Versetzui^ der Kinder 
in eine Erziehungsanstalt oder iu eine vertrauensnürdige Familie zu 
vollziehen sei. Dieser letztere Gedanke der Zuziehung vertrauens- 
würdiger Privatpersonen ist für uns neu, er stammt mit so vielen) 
anderem aus dem anglo-amerikaniachen Rechtsleben. Der Staat Illi- 
nois kennt ein besonderes Detention Home zur Aufnahme von Knaben 
während der Untersuchung.* Der mehrmals zitierte YouthfuI Of- 
fenders Act von 1901 hat dem englischen Richter die Vollmacht ge- 
geben. Jugendliche Personen, über welche der Untersuchungs- und 
Sicherheitsverhaft verhängt werden muß, in den Gewahrsam von ge- 
-eigneten Privatpersonen zu geben. — Auch hier gibt es für den 

' „Hat der Verhaft iu S&cbeti, die an das Bezirksgericht gehöreD, acht Tage, 
in scbwurgerichtlichen Sachen vierzehn Tage gedauert, ohne daß es dem Uuler- 
suchungsbeamteu müglicb wäre, Anklage zu erheben, m bkngt die Fortdauer des 
Verhaftes von der Zuslimmung dea Präsidenten des Bezirksgerichts, bezw. der 
Anklagekammer, ab. — " 

' Gegenwartig wird die Erstellung eines neuen Gebiudes durch Private 
^voran den Chicago Wonnena Glub) eifrig betriebea. 

10 
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Jogenduiwalt zu tun; er fuhrt die Liute der bezeichneten Vertrauens- 
würdigen Familien und bestimmt and kontrolliert sofort nacb em- 
pfangener Mitteilung vom Verhafte eines Kindes dessen Einweisung. 

Hinsichtlich Jagendlicher (15 — 19) bestimmt der Prozeßentwurf 
nichts näheres, als daß ein jugendlicher Verhafteter jedenfalls vor 
Berührung mit Erwachsenen strenge bewahrt werden soll (§ 90/3). 
Diese Bestimmung reiht sich folgerichtig an diejenige der Übei^ngs- 
besUmmungen des schweizerischen Entwurfes (Art. 43), wo den Kan- 
tonen auferlegt wird, fUr die Einschließung verurteilter Ji^endlicher 
geeignete Räume zu schaffen. 

Von dem Erlasa des Verhaftes, wie ihn die §§ 92 — 96 des 
zürcherischen Entwurfes ordnen, ist wenn immer möglich auch gegen- 
über JugendUchen Gebrauch zu machen. Wenn eventuell die Ver- 
mögensumstände des Angeschuldigten selbst eine genügende Sicher- 
stellung ausschließen, so kann man geeigneten Falles auf die Eltern 
als Bürgen und Selbstzabler zurückgreifen (§ 94). Dadurch wird,, 
wenn es mit Rücksicht auf die häuslichen Verhältnisse angeht, er- 
möglicht, den verdächtigen Jugendlichen in seiner Familie zu belassen^ 
und zugleich erhöht sich das Interesse der Eltern an einer strengere» 
Überwachung ihres Kindes. Ähnliche Fälle sind gegenüber Pßege- 
eltem, Vonnüadem nud im Verhältnis des Meisters zum Gesellen 
denkbar. 

in. Die zweiteilige Untersuchung endigt endgültig mit der An- 
klage. An den Schluß des zweiten Teiles noch einmal die Alter- 
native Sistierung oder Anklage zu setzen erscheint weder als not- 
wendig noch als zweckmäßig, da die persönliche Untersuchung für 
die materielle Wahrheit kaum weitere gegensätzliche Tatsachen an 
den Tag bringen wird. Waren zudem die Scbuldgriinde einmal der- 
art, daß die ordentliche Untersuchung als abgeschlossen betrachtet 
wurde und daß man darauf gestützt zum ernsteren zweiten Teil 
schreiten konnte, so liegt es nun allenfalls auch im Interesse eines 
fälschücher Weise Angeschuldigten, daß die Hauptverhandlung seine 
Unschuld öffentlich dartue und daß darüber ein Freispruch ergehe. 
Die Anklagekammer kann immerhin noch, nicht nur auf Grund for- 
meller Mängel, sondern auch wegen offenbar unzureichenden Beweises 
die Anbandnahme der Klage verweigern (vgl. § 178, Ahnea 3- 
und § 179). 

Anklagebehörde ist der Jugendanwalt. Eine Unt^irachungsperson 
auch in schweren Fällen zur Anklagepartei zu erheben, hat zunächst 
gewiß etwas stoßendes. Indessen verliert diese Kombination sofort 
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von den bedrohlichen Konsequenzen, wenn man bedenkt, daß sich das . 
Scbuldurteil doch ledighch auf die Akten der tatbestäodlichen, ordent- 
lichen Untersuchung aufbauen wird, woran sich der Jugendanwalt nur 
passiT beteiligte. Seine persönlicheB Recherchen ans dem zweiten 
Teile der Untersuchung können erst nach der Bejahang der Schuld- 
frage bei Feststellung der zutreffenden Maßnahmen vermerkt werden. 
Er aber, der die nötigen Einblicke erhalten und sich über die jugend- 
liche Persönlichkeit genaue Rechenschaft gegeben hat, dürfte gewiß 
auch am ehesten geeignet sein, jetzt als Ankläger aufzutreten und 
s[^terbin dem Richter die entsprechenden „Straf -Anträge zu machen. 
Der Jugendanwalt vertritt wie der Bezirks- oder Staatsanwalt die 
Interessen des Staates und der Allgemeinheit. Die schon erwähnte 
Eigentümlichkeit des Jugendlichenprozesses aber, wo sich die In- 
teressen der Allgemeinheit und des einzelnen Jugendlichen in ver- 
söhnlicher Weise näher treten, macht es vollends möglich, der einen 
Klagepartei auch die persönliche Nachforschung in die Hand zu 
geben. Der feierliche und ernste Moment im dramatischen Verlauf 
der Hauptverhandlung, wo der Staatsanwalt nach Bejahung der 
Schuldfi'age mit gehaltener Stimme den Antrag auf so und soviele 
Jahre Zuchthaus oder Gefängnis stellt, ist im Verfahren gegen Jugend- 
liche vollständig verschwunden. Der Jugendanwalt tut kurz und klar 
seine Gründe dar, die ihm jenachdem Einweisung in eine Anstalt 
oder eine kurzzeitige Einschließung {resp- Probation) im besondem 
Falle als geeignet erscheinen lassen. Indessen greifen wir damit 
schon in ein Gebiet über, das einer besondem und eingehenden Be- 
handlung bedarf. — Es ist hier nur noch darauf hinzuweisen, daß 
die Resultate der persönlichen Untersuchung in der Anklageschrift 
neben den übrigen Requisiten kurz au&unehmen sind (vgl. § 175). 
Die Anklageschrift gegen einen Jugendlichen würde also neben der 
Bezeichnung der Person, der zu ahndenden Handlung oder Unter- 
lassung, der Eigenschaft und Absicht, in welcher gehandelt wurde, 
und neben den einschlägigen Gesetzesartikeln (unter Verweisung auf 
Art. 14 des Entwurfes) an fünfter Stelle einen Vermerk erhalten 
Über Charakter, FamilieDverhältniase und Lebensbedingungen des 
jugendlichen Angeklagten. 
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Die Hauptverhandlung. 

I. Was zuiüicbst die sachliche Zuständigkeü der Gerichte au- 
belangt, so ist in der Einleitung bereits darauf hiDgewieaen worden, 
daß im JugendlicbenprozeC das Geschworenengericht seiner materiellen 
Legitimation z. T. entbehrt, weil durch die besondere Ausgestaltung 
des Strafrechts die Bejahung der Schuldfrage viel von ihrem folgen- 
schweren Ernste und ihren harten Eonsequenzen eingebüßt hat- 
Dazu kommen noch Gründe der Zweckmäßigkeit. 

Uan geht mehr und mehr überall darauf aus — auch der 
zürcherische Entwurf tut es (vgl. § 191)' — die Öffentlichkeit vom 
Jugendlichenprozeß auszuschließen ; nun bildet aber die Vielzahl der 
Geschworenen neben dem Gerichtshof für den jugendUchen An- 
geklagten eine Art Öffentlichkeit, wenn auch freilich von geschlos- 
sener Gesellschaft, wo aUe die auszuscheidenden persönlichen Ein- 
flüsse, von denen unten kurz die Kede sein wird, sich in den 
Verhandlungen geltend machen können. — Auch auf die Vorteile 
größerer Raschheit des Verfahrens ist schon Öfters im vorhergehMi- 
den hingewiesen worden; daß gerade der zähe Prozeßgang vor den 
Geschworenen dessen entbehrt, braucht nur erwähnt zu werden. Jetzt 
aber, wo wir für die Untersuchung schon etwas mehr als von der 
gewöhnhchen Zeit aufgewendet haben, wo zudem der Jugendattwalt 
alles Wissenswerte erforscht hat, liegt die Möghchkeit eines weiteren 
schleunigen Verfahrens schon im Wesen der Sache. 

Die Tatsache ist denn höchst bedeutungsvoll, daß sich im Aus- 
lande teilweise schon eine derartige Wandlung vollzogen hat, wie wir 
sie hier anstreben. Durch das Gesetz vom 6. und 12. Dez. 1901 
ist für Holland die Zuständigkeit der Geschworenen- und Schöffen- 
gerichte (assises avec leg ächevioages et jures) für Jugendsächen auf- 
gehoben worden. „Tous les deüts sont juges par les tribuneaux 
siigeant ä trois juges." Mit zweijährigem Turnus wird einer der 
Richter als ^'uge d'inatniction" bezeichnet durch die Appellatioos- 
kammer. Das norwegische Gesetz vom 22. Mai 1902, welches Ände- 
rungen und Reformen für das Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
in Strafsachen vom I.Juli 1887 brachte, bestimmt in §20: „Sachen 
betreffend Verbrechen, die von Personen unter achtzehn Jahren be- 
gangen sind, werden im allgemeinen nicht vor Schwurgericht be- 

' „Hat der AuReklagte das neunzehnte Aitersiahr noch nicht zurückgelegt, 
80 kann das Gericht anordnen, daß die Verhandlungen nicht QffentUdi seien. " — — 



D.gitize<)t.yG00glc 



— 149 — 

handelt. Nur eventuell dann, wenn die Staatsanwaltschaft die Ver- 
hängung einer schwereren Strafe als zweijährigen Gefängnisses be- 
antragen will." Das Vorgehen Norwegens ist um so beachtenswerter, 
als hier die gewöhnlichen Strafmittel gegenüber Jugendlichen noch 
nicht außer Kurs gesetzt worden sind, jenes schwerwiegende Moment 
von der aufgehobenen Gravitas des Schuldspruches beim Veracht auf 
die Geschworenengerichte also noch nicht mitsprechen konnte. Es 
mußten also wahrscheinlich rein prozessuale Zweckmäßigkeitsgründe 
genannter Art sein, welche die exzeptionelle Stellung jugendlicher 
Angeklagter schon genügend befürworteten. 

Es liegt nahe, für alle Jugendsachen, die nach dem geltenden 
Recht vor die Geschworenen zu ziehen wären, die Zuständigkeit des 
Obergericbtes zu postulieren. Ansätze, welche darauf hindeuten, 
finden sich in den §§ 217, 277 und 278 des zürcherischen Straf- 
prozeß-Entwurfs, wonach sich der ganz oder teilweise Geständige 
optierend der Beurteilung durch das Obergericht unterziehen kann.' 
Diese Bestimmungen stehen an sich in keinem materiellen Zusammen- 
bang mit unsern Ausführungen, sie weisen nur auf die Koordination 
der beiden Gerichtshöfe hin. ' Für die Kompetenz des Obei^erichts 
müssen die angeführten Gründe sprechen: Möglichkeit des gänzlichen 
Ausschlusses der Öffentlichkeit, Zeitgewinn, Intere^engemeinschaft. — 
Was namentlich noch das Zeitmoment angeht, so wäre durch die 
fixierte Zuständigkeit des Obergerichtes von den für die inhaftierten 
Jugendlichen höchst bedenklichen formellen Verhandlungsterminen, 
welche § 218 des Entwurfs in Anlehnung an § 926 der bestehenden 
Ordnung für die Hauptverhandlungen vor dem Schwurgericht statuiert, 
ein für allemal Abstand genommen. Mit Rücksiebt auf die Ge- 
fahren einer anzulangen Haftperiode ging Appelius sogar soweit zu 
sagen, daß von einem formellen Verhandlungstermin gegenüber Kindern 
überhaupt ganz abzusehen sei.' 

Wenn man die angestrebte Neuerung meines Erachtens unbe- 
denklich vertreten kann, so dürfte es doch vorsichtiger sein, die 
Reform durch einen kleinen Kompromiß zu bewerkstell^en. Dies 
wäre dadurch zu erreichen, daß fakultativ die Zuständigkeit des Ge- 
schworenengerichtes gewahrt bleibt für den Fall, daß der Jugend- 

' üie genaDiiteti BeetimmuDgea divergieren insofern von denjenigen der be- 
slehenden Prozeßordnang {vgl. gg 923—925), als heule hei einem völligen (Je- 
stfindnis die Appellationaliainnier des Obergerichtes von Gesetzes wegen an Stelle 
des Schwurgerichtshofes tritt. 

> Appelius, S. 134. 
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liehe selbst oder dessen geBetzlicher Vertreter die Beurteilung durch 
die GeBcbworenen verlangt. Es ist dies eioe Art Umgehung des 
oben angezogenen § 217. Der gleiche Gedanke findet sieb, wie schon 
erwähnt, in Illinois (Art. 1901, Sekt. 2). Wir legen es damit ge- 
wissermaßen in die Hand der Parteien, oh sie die ausgesprochenen 
Vorteile der Verhandlung vor einem ein&cben EoUegialgerichte an- 
erkennen und ihre Konsequenz, die Beiseitstellung des Schwurgerichts, 
fUr unsem besondem Fall billigen wollen. 

Für die Hauptverhandlung vor Bezirksgericht gilt natürlich auch 
der angestellte und sanktionierte Grundsatz vom AuaschluQ der 
Öffentlichkeit (§ 191). Das Gericht kann femer in allen Fällen „den 
angeklagten Jugendlichen von der Anhörung der Parteivortriige und 
der Urteilsberatung ausschheßen". Im bezirksgerichtlichen Verfahren 
kann für den Jugendlichenprozeß namentlich § 38 des Gesetzes be- 
treffend das Gerichtswesen im allgemeinen (Entw.) von Bedeutung 
werden (vgl. § 1011 des geltenden Kechtspflegegesetzes). Der Ge- 
richtsvorstand (heute der Gerichtspräsident), welcher über die Zu- 
lassung von Anklagen im Strafprozeß entscheidet, „soll auch in 
leichtem und einfachem Fällen, wenn vom Zeitpunkt des Eingangs 
der Anklage bis zur nächsten Gerichtssitzung mehr als eine Woche 
liegt und der Angeklagte sich im Verhafte befindet, das Urteil allein 
auBTällen". Daß diesem Verfahren namentlich gegenüber jugendlichen 
Äi^eklagten große Vorteile eingeräumt werden müssen, liegt auf der 
Hand. Der Gerichtsvorstand wird dann auch, wie zu erwarten steht, 
von der eingeräumten Befugnis gegenüber Jugendlichen, voran im 
Ubertretungsfalle,' nach Möglichkeit Gebrauch machen, sodaß es kaum 
nötig sein wird, durch einen besondem gesetzlichen Hinweis der Aus- 
bildung der Gerichtspraxis vorauszueilen. 

II. Die Verteidigung. Allerdii^s beginnen ihre Funktionen nicht 
erst mit dem Beginn der Hauptverhandlung; da aber ihre Haupt- 
tätigkeit doch in dieses Stadium des Prozesses fällt, dürfte es an- 
gebracht sein, ihr an dieser Stelle eine kurze Betrachtung zu widmen. 

In dem Bericht an den Regierungsrat Über den zürcherischen 
Strafprozeß-Entwurf lesen wir im I. Abschnitt (unter Allgemeines): 
„Eine sachverständige und loyale Verteidigung ist ein mächtiges Hilfe- 
mittel zur Ermittlung der Wahrheit und einer guten Rechtspflege 

überhaupt. Allerdings werden sich auch die Anforderungen an 

den Verteidiger steigern; denn seine Au^be wird nicht allein die 

' Vgl. hiezu das im Uauptteil g 8 aub 1 Gesagte. 
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Kritik dee Scbuldbeweises sein, sondern er wird auch im Falle un- 
zweifelhafter Täterechaft, bei der erhöhten Aufmerksamkeit, die der 
Persönlichkeit des Verbrechers zugewendet wird, mitzuhelfen haben, 
•die Individualität desselben klar zu legen und so eine sachgemäße 
Behandlung desselben zu ermöglichen, loas insbesondere bei jugend- 
■lichen Angeklagten von höchster Bedeutung ist.' So bestimmt denn 
«uch § 12 des Prozeß-Entwurfes, daß dem Jugendlichen in bezirks- 
^erichtlichen Sachen in allen Fällen, da der gesetzliche Vertreter 
nicht ausreiche, und in schwurgericbtiichen (oberger.) Sachen stets 
-ein amtlicher Verteidiger nötigenfalls beizugesellen sei.* Und § 213/3 
wiederholt ausdrücklich hinsichtlich des Hauptverfahrens vor Schwur- 
gericht: „Einem Minderjährigen soll stets ein Verteidiger beigegeben 
■werden.' 

Die Gefahren der Verteidigung, die mit in das Kapitel über 
'die Gefahren der Anklt^ebank für Jugendliche überhaupt gehören 
und die sich auch die beratende Kommission Dicht verschwiegen hat,* 
werden dadurch beträchtlich gemildert, daß es ermc^licht ist, den 
Jugendlichen ganz oder teilweise, wie erwähnt, von den Verhand- 
lungen auszuschließen. Deshalb votiert denn auch Appelius unbe- 
'denklich für die Bestellung eines amtlichen Verteidigers für den Fall, 
'daß sich der Jugendliche nicht selbst einen ausreichenden Beistand 
verschaffen kann.' Nach dem zitierten holländischen Gesetz wird für 
•den Jogendlichen durch den Staatsanwalt oder den juge d'instruction 
«in „conseil' ernannt. Dieser, aus dem Advokateukreise gewählt, 
äst nach Belieben bei jeder Verhandlung und jedem Zeugenverhör 
^anwesend, er hat — mit wenigen Beschränkungen — freien Verkehr 
anit dem Angeklagten und repräsentiert im übrigen ganz die Figur 
unserer rechtlichen Verbeiständung, 

Die Funktionen des Verteidigers im Jugendlichenprozeß sind 
natüriich zunächst dieselben wie im Normalverfahren. . Während der 
'Ordentlichen tatbeständlichen Untersuchung hat er alle Rechte, unter- 

' Uieae Bestimninng bezeichnet einen großen Fortachrilt gegenüber % 1004 
468 geltetideo Rechtspflegegesetzea, wo ea heißt: „Ein amtlicher Verleidiger soll 
Jem Angeklagten nur gani aumahmtviem beigegeben werden". % 13/2 des Ent- 
wurfes sieht sogar die Schafiung eines Amtes der öffentlichen Verleldigiing auf 
Antrag des Obergeriehtes durch den Kantonsrat vor, wenn sich die Gründung 
«ines solchen im Laufe der Zeit durch die Praxis als geboten heraueslcllei) sollte. 

* Im Itl. Abschnitt (HauptverfabreuJ des zitierlen Berichtes heißt es: „Die 
■Ott gewagten AusEOhrungen eines eifrigen Verteidigers — — bieten manches, 
was für ein jugendliches Ohr ungeeignet ist." — 

■ Appelius, Bnlw. g 30. 
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liegt aber auch allen Bescbi^kungen des gewöhnlicben Verteidigers 
(Zürcb. Entw. §§ 15 etc.). Insbesondere ist er nadi Scblufi dieses 
ersten Teiles der Untersacbung nir vollen Akteneinsicbt bef^, ob- 
wohl die UntersQcbung an sich nodi nicht beendet ist (§ 17/2). 
Während des zweiten Teiles muß dem Verteidiger nach einer Ana- 
logie des § 19 der freie und unbeaufsichtigte Verkehr mit seinem 
jugendlichen Klienten eingerätunt werden, wenn nicht besondere 
Gründe dagegea- ^Itend gemacht werden können.' Dadurch und 
durch weitere ptfsönlicbe Recherchen soll auch er in die Lage ver- 
setzt sein, sich ein möglichst getreues und umfassendes Bild von der 
Persönlichkeit, den innem und äußeren Lebensbeziehungen des An- 
geschuldigten zu machen. 

In dieser Hinsicht streben also sowohl der Jugendanwatt d]a der 
Verteidiger gleichen Zielen zu. Die eigenartige Stellung des letzteren, 
diese teilweise Verschmelzung und Arbeitsgemeinschaft wird dena 
auch jetzt im kontradiktorisches Hauptverfafaren ihren besondem 
AusdrurJi finden, indem nach Bejahung der SchuMfrage Jugendanwalt 
und Verteidiger sich in gegenseitiger offener Aussprache über die 
Persönlichkeit des Jugendlieben zu einigen suchen. Es ist zu er- 
warten, daß eine loyale Verteidigung nicht mit allen erdenklichen 
nad undenklichen Mitteln den jagendlicben Angeklagten um jedea 
Preis freizusprechen bemüht sei, sondern daß sie auf eine Ent- 
scheidung dringe, die dem jugendlichen Täter angepaßt und heilsank 
ist. Sie soll sich bewußt bleiben, daß sich vom Moment des Schuld- 
spruches die Interessen ihres Klienten mit demjenigen des Anklägers- 
decken. Bis zu jenem Moment aber hat [der Verteiger im Sinne- 
seiner hohen Aufgabe, der Wahrung der persönlichen Freiheit:, itn 
vollsten Umfang das Recht der KriUk des Schuldbeweises.* 

Gerade das letztere Moment, welches unbedingt eine juristische- 
Ausbildung erheischt, gibt uns einen Anhaltspunkt gegen jene hin 
und wieder iautwerdende Forderung, im Jugendlichenprozeß auch 
Laien, wie z. B. den Lehrer oder den Geistlichen des Angeklagten, 

' g 19/2: „über die Verweigerung; (des perflönlichen Verkehre) kann beim 
Bezirksgericht, bezw. tiei der Anklagekimoier, Beschwerde geführt werden." 

* Diesen Punkt scheint mir Appelius (S. 144/5) tu wenig betont zu haben. 
Wie ernst dem gegenüber unser Gesetzgeher es mit der Verteidigung Jugendticfaer 
nimmt, ergibt sich dartus, daß jetzt (g 384/e) .die Unterlassung der Parsoi^ 
ffir gehörige Verteidigung eines handlungsunfähigen Angeklagten" als Kagsationg' 
grmtd autidrßcklich aufgestellt wird. Im heute geltenden Proze&gesetz heißt es 
ganz allgemein (g 1091/4): ,üie Nichtigkeitsbeschwerde ist «ulflssig wegen wesent- 
licher Beeinträchtigung der Rechte der Verleid iguiig." 
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die Verteidigerrolle Ubernehnieii zu laesen. Diese Personen sind sehr 
geeigBet, als Zeugen aufzutreten und durch ihre Aussagen das Per- 
sönlichkeitsbild wesentUch zu beeinflusseii and zu vervollständigen; 
im übrigen aber sind sie in die natürlichen Grenzen ihres Tätigkeits- 
kreises zu verweisen, sogut als der Herr Verteidiger am Sonntag nicht 
iUr den Geistlichen die Kanzel zu betreten gedenkt, wenn letzterer 
über der Beschäftigung mit den Prozeßakten seine Predigt zu schreiben 
verabsäumt haben sollte. Ks dürfte auch anderseits zu bedenken 
sein, daß es vom rechtspolitischen Standpunkt aus gewiß inopportun 
wäre, sich der Vorteile, weiche das neue Advokaturgesetz binsicbtiicb 
der berufsmäßigen Übernahme von Verteidigungen kaum erreicht hat,, 
nun eines Teils wieder zu entschlagen. {Vgl. auch § 18 des Zürcher. 
Stra^rozeßentw. : «Als amtliche Verteidiger können nur im Kanton 
zugelassene Recht^nwälte bestellt werden".) — Auch materiell wird 
obigem Versuch die letzte Stütze entzogen, indem durch die Ein- 
führung des Jugendanwaltes der Grund, daß die genannten Personen - 
im jetzigen Prozeß eine empfindliche Lücke auszufüllen geeignet 
wären, entfällt. 

Hier anschließend ist noch speziell auf eine Eigentümlichkeit des 
Tessiner Gesetzes vom 14. Nov. 1900, welches den bedingten Straf- 
erlaß einführte und dessen Anwendung im Einzelfalle vom Antrag 
der Verteidigung abhängig macht, hinzuweisen. Dies ist verkehrt. 
Denn die Probationsgewähning berührt nicht die verhängte Strafe an 
sich, sondern sie gehört ins Gebiet des Strafvollzuges und soll des- 
wegen ungeachtet der Parteianträge von Geiichtswegen berücksich- 
tigt werden können. In diesem Sinne gestaltet sich denn auch die 
Anwendung der Probation in allen andern Kantonen, welche das In- 
stitut aufgenommen haben (s. o. § 11, I.) und neuerdings ist das 
gleiche für den Kanton Zürich in Aussicht gestellt.* 

in. Daß in Jugendsachen die Öffentlichkeit der Verhandlungen, 
ausgeschlossen werden kann, wurde bereits mehrfach ausgesprochen. 
Die psychologische Motivierung liegt nahe: „die große Öffentlichkeit 
vor dem Pubhkum ist geeignet, der Eitelkeit eines jugendlichen 
Menschen, der sieh im Mittelpunkt einer feierlichen Aktion sieht, zu 
schmeicheln". Zu erörtern wäre, ob nicht auch dafür gesoi^ werden 
sollte, daß sich die Joumatistik nicht der Sache Jugendlicher be- 
mächtigt. Obwohl ein gesetzliches Verbot noch nicht existiert, ist 



' Zürch. Straf prozelien Ew. g 417 (bediDgl« EiustellunK des StratroIlEUfts): 
Das urteilende Gericht apricht, wenn die nötigen Vorsusselaungen gegeben sind,, 
die vorlfiDÜge Einstellung aus. 
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■der Ged&nk« in Massachuaetta vollständig durchgeführt. Die wohl- 
tuende Neuerung beruht ganz auf dem Entgegenkommen der Presse,* 
«in Ausweg, der auch fUr uns zu erreichen wäre. 

Es ist ein Gedanke, der sich mehr und mehr Bahn blicht, zu 
den Verhandlungen neben allfälligen Zeugen auch die Eltern, resp. 
gesetzlichen Vertreter des jugendlichen Angeklagten ladnngs- oder 
■eventuell zwangsweise heranzuziehen- Kantonsrichter Correvon sprach 
sich in den Verhandlungen zum schweizerischen Entwurf aus: „Les 
d^bats se d^rouleraient en pr^nce des parents et des personnes 
pouvant renseigner le tribunal, non seulement sur les circonstances 
-du d^lit, mais encore aur le caractere du prevenu et sur le miliea 
dans lequel il e'est d^velopp^. Das Bulletin de l'Union internationale 
■de Droit P^nal (No. 54: ,De la proc^dure ä suivre contre le dßlin- 
quant mineur" par A. de Moldenhawer) spricht noch von einer blofi 
fakultativen Assistenz der geaetzlichen Vertreter;* indessen wurden 
nach dem Akt von Illinois die Eltern, resp- die Personen, io deren 
Obhut sich das Kind befindet, nötigenfalls dazu gezwungen, vor dem 
Jugendrichter zu den Verhandlungen zu erscheinen. Colorado gebt 
«ogar soweit, Eltern, welche fiir die Tat ihres Kindes verantwortlich 
gemacht werden können, durch den Jugendrichter verurteilen zu 
lassen. (To provide for the punishement of persona, respensible for 
or contributing to the delinquency of children, 1902 ^) — In Holland 
können die Eltern nach Belieben freiwillig an den Verhandlungen 
«rscheinen, mais „le juge est tenu de les entendre". 

Die Zuziehung der Eltern rechtfertigt sich nicht nur aus der 
Erwartung, daß ihre Mitteilungen und vor allem ihre Persönlichkeit 
zur Durchleuchtung und Analisierung der häuslichen Verhältnisse be- 
sonders wertvoll sein und auch indirekt auf die Gestaltung des Ur- 
teils (z. B- Probationsgewährung) einen zweckmäßigen Einfluß ausüben 
werden, sondern auch noch aus einem ganz andern, allgemeinen Ge- 
sichtspunkt. Da es sich in den Verhandlungen des Jugendlichen- 
prozesses in letzter Linie um den ernsten Konflikt autoritativer 
-Staatsgewalt mit dem natürlichen Familienrechte handelt, da bier 
^ie beiden Mächte meistens recht eigentlich feindlich aufeinander 



' Vgl. Baernreither, S. 142. 

' „Beuls les allite, les proleclears ou repr6sentantB des soci^t^ pro- 

tectricea qui se sout occup^a des miueurs ou peuvent donner des ^laircissementa 
doieent itre admi» h ces d^bats." 

' Das Gesetz bedroht Eltern und Vormünder mit Geldstrafe bis 1000 Dollars 
<uiid Gefängnis bis zu einem Jahr. Baernreither, S. 184, 
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platzen, ist es eine Forderung des gesunden Rechtslebens, daß sich 
die Vertreter beider Gewalten von dem korrekten Gang des Kampf- 
verfahreos überzeugen. Nachlässigen Eltern wird damit zugleich die 
Pflicht aufgezwungen, sich jetzt wenigstens für ihr vor den Richter 
gestelltes Kind zu interessieren. 

Auch darauf ist schon einige Male hingewiesen worden, daß ein 
«nger Konnex zwischen urteilenden und ausführenden Behörden, 
zwischen Richter und Erzieher als sehr wünschenswert betrachtet 
werden muß. So sind während der Verhandlungen der amerikani- 
schen Jugendgerichte immer Vertreter der Anstalten oder der öffent* 
liehen Aufsichtsvereine anwesend. Im Staate Ohio z. B. wird durch 
Gesetz vom Jahre 1866 der Board of County Visitors, welchem die 
staatliche Überwachung anvertraut ist, verpflichtet, jedem Verfahren 
eines jugendlichen Angeklagten durch eine Abordnung beizuwohnen, 
ja von der Anwesenheit dieser Vertreter wird sogar der Urteilsspruch, 
wenn er auf Einweisung in eine Anstalt lautet, in seiner Rechts- 
beständigkeit abhängig gemacht.' Diese formelle Wirkung geht gewiß 
zu weit, hingegen läßt sich die obligatorische Zuziehung wenigstens 
«ines Vertreters der Anstalts- oder Aufeichtsbehörden vollkommen 
rechtfertigen. Er läßt sich mit Rücksicht auf seine eigene per- 
sönliche und bedeutende Erfahrung zu den Parteianträgen beratend 
vernehmen und bietet dadurch dem Richter eine weitere nützhche 
Handhabe. Geeigneten Falles besorgt er nach Schluß der Verhand- 
lungen die sofortige Exekution, die Überbringung in die Anstalt. 

Damit, glaube ich, sind im wesentlichen die Grundlinien gezogen, 
auf denen sich nun nach Maßgabe der gesetzlichen Ordnung der voll- 
ständige, dramatische Aufbau der Hauptverhandlungen frei entwickeln 
kann. Sämtliche Richtungen der gesamten Jugendbehandlung laufen 
hier sozusagen für einen Moment in einem Punkte zusammen. Um 
den jugendlichen Angeklagten als Mittelpunkt gruppieren sich die 
Vertreter der verschiedenen Interessenkreise. Der Jugendanwalt, in 
Vertretung der Staatsanwaltschaft, erhebt im Namen der öffentlichen 
Ordnung Protest gegen die gemeingefährliche Handlung und beweist 
die strafrechtliche Schuld; ihm gegenüber setzt die Verteidigung mit 
der Kritik ein, erbringt eventuell den Gegenbeweis und wahrt so 
das gewährleistete Recht persönlicher Freiheit. Jugendanwalt und 
Eltern oder Vormünder treten einander gegenüber als die Vertreter 
der Staats- und der Hausgewalt, die hier in Kollision stehen. Der 

' Baernreither. S. 51. 
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Verteidiger ist im Einzelfalle jeDacfadem implizite aacb der Fürsprecher 
der letztem. Jugendanwalt und Verteidiger referieren über die per- 
sönliche Untersuchung und entwerfen dem Richter ein klares, scbarf- 
begreuztes Persönlichkeitsbild. Wo die Linien unvollkommen oder 
verwischt sind, oder wo sich die beiden Bilder nicht decken, sind 
der Lehrer, der Meister und andere dem Angeklagten nahestehende 
Personen als Zeugen bemfen, die erforderliche Klarheit berein- 
zabringen. Zu diesen Personen, die aus der Vergangenheit gewisser- 
maQen die Schlüsse für die Zukunft zu ziehen versuchen, tritt von 
der andern Seite der reine unvoreingenommene Praktiker, der Ver< 
treter der Anstalt. Er beleuchtet die gestellten Anträge vom fach- 
männisch erzieherischen Standpunkt. 

Über ihnen allen aber steht der Richter. Er hat bis jetzt in 
keinem Teile irgendwie persönlich mit Hand angelegt; er hat seine 
Unvoreingenommenbeit in allen Punkten bewahrt und abwägend 
Gründe und GegengrUnde in sich aufgenommen. Er urteilt und be- 
stimmt die erforderlichen MaQnahmen. 

§ 21. 

Rechtsmittel und nachträgliche Beschlüsse 
des urteilenden Gerichtes. 

1. Was zunächst das Verfahren vor der Recbtsmittelinstanz an- 
langt, so ist auf § 357 des zürcherischen Entwurfes (alt: 1089) zu 
verweisen, wonach im allgemeinen die Bestimmungen über das Haupt- 
verfahren auch hier zur Anwendung gelangen, sofern nicht ausdrück- 
lich Ausnahmen statuiert werden. § 191 kann also herangezogen 
werden und der Ausschluß der Öffentlichkeit sowie des jugendlichen 
Angeklagten oder Verurteilten selbst bleibt prinzipiell zugelassen. — 
Zur Ergreifung der Rechtemittel muß, sofern ihm die postulierte 
Kompetenz überhaupt zugestanden werden wird, natürlich auch der 
Jugendanwalt befugt sein, alle Rechte der Staatsanwaltschaft (§ 354/2> 
vorbehalten. Gerade um die Rechte der letztem zu wahren, welche 
aufs engste mit ihren Pflichten, als der Hüterin der öffentlichen 
Sicherheit, zusammenhängen, muß der Jugendanwalt nach einer Ana- 
logie des § 368/2' (Entw.) beauftragt werden, alle Strafurteile in 
Jugendsaehen sofort der Staatsanwaltschaft einzusenden. — Nach den 
im vorhergehenden gemachten Ausfühmngen über die Kollision der 
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Staats- und Hausgewalt muß es, namentlich in den bezirksgericfat- 
lichen Fallen, wo die Verbeiständung des Jugendlichen durch seinen 
gesetzlichen Stellvertreter die Bestellung eines Verteidigers unnötig 
machte, als eine billige Forderung erscheinen, auch dem gesetzlichen 
Stellvertreter die Befugnis zur Ergreifung der Rechtsmittel einzu- 
räumen. (Die deutsche R. Strafproz. Ordnung [§§ 338 — 340] statuiert 
■diese Befugnis ausdrücklich.) 

Um Eltern, Vormünder und auch die jugendliche Person selbst 
vor unberechtigten Eingriffen des Jugendanwalts in seiner Funktion 
als Untersuchungsbeamter zu schützen, bedarf es einer Erweiterung 
■des § 359, welcher die einfache Beschwerde regelt. Da der Jugend- 
anwalt sowohl in bezirks- als schwurgerichtlicbea (resp. obergericht- 
lichen) Fällen den zweiten Teil der Untersuchung jenacbdem als 
Vertreter der Bezirks- oder Staatsanwaltschaft führt, und da wir ihm 
2udem im allgemeinen der Oberaufsieht des Regierungsrates zu unter- 
stellen gedenken (s. im folg. Paragraphen), wäre dieser einfache Re- 
kurs vor dem letzteren zu erheben. 

Alle Rechtsmittel, mit Ausnahme der genannten einfachen Be- 
schwerde, haben Suspensiveffekt.*^ Es ist begreiflich, daß gerade in 
Jugendsachen, wo doch meist alles nach einer zeitigen, möglichst 
raschen Einsetzung der richtigen Behanillungsweise hindiüngt, die auf- 
schiebende Wirkung der Rechtsmitteleinlegung ihre Gegner gefunden 
hat. Die Eisenacher Vorschläge (I, 3.) brachten noch die Bestim- 
mung, daß der Anfechtung eines Urteils keine Suspeusivkraft bei- 
zumessen sei, daß vielmehr der richterliche Entscheid erster Instanz 
ungesäumt zur Ausführung kommen solle. Dem gegenüber protestiert 
Appelius mit Recht, indem er auf die dadurch erzeugten, neuen 
Übeistände hinweist (S. 136): im Falle der Aufhebung der erst- 
instanzUchen Entscheidung muß der der staatlich überwachten Er- 
ziehung anvertraute Jugendliche, welcher vielleicht eben aus dem 
Eltembause in eine Erziehungsanstalt gebracht worden war, nunmehr 
■den neuen Verhältnissen wieder entrissen und der Familie zurück- 
g^eben werden; und dieser mehrfache Wechsel des Aufenthaltes 
muß gewiß der Entwicklung der jugendlichen Person nur Nachteil 
bringen. — Die Kommission hat sich denn auch bewf^en gefühlt, 
obige Bestimmung wieder aufzugeben und an ihre Stelle in dringen- 
den Fällen „einstweilige Verfügung" treten zu lassen. Wir werden 

' Vgl. Entw. §g 364, 374/2, 388; für das RevisioBSTerfiihren („auOerordeot- 
Jiches fiecbtamitl«)'') hfingt die einatweilige Freilassung des Angeklagten vom 
Gutfinden des Gerichtahofes ab. (g 409.) 
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den saheliegeDden Übelständen durch eine richtige Ausgestaltung des 
Sichertieitsverhaftes, deseen Anwendung auch im Falle der Recbts- 
mittelergreifung gesetzlich vorbehalten bleibt und Über den wir (oben 
§ 18, II.) bereits einige Worte verloren, am ehesten begegnen. 

Es ist hier noch besonders der Übergaogsfall ins Auge zu fassen, 
daß der Juge&dliche während der taufenden Rechtsmittelfristen das. 
achtzehnte Ältersjahr vollendet und damit die obere gesetzliche 
Grenze der privilegierten Periode überschreitet. Dabei ist an Art 48, 
§ 1, Schlußsat/ des schweizerischen Entwurfs zu erinnern: „Hat der 
'DLter am Tage der richterlichen Entscheidung das achtzehnte Lebens- 
jahr zurückgelegt, so verurteilt ihn der Richter zu der gesetzlichen 
Strafe, die jedoch gemildert wird". 

Die Härten, welche sich für diesen Grenzfall ergeben, sind in 
die Augen springend. Allein man konnte zunächst versucht sein, 
den Spiritus rector der schweizerischen Jugendgeaetzgebung, das^ 
Prinzip der BesBeningsftibigkeit, anzurufen und zu sagen, daß die 
einmal aufgestellte Plastizitätsgrenze strikte eingefaßten werden 
müsse, und daß wir mit obiger Kontroverse wiederum bei der großen 
Frage nach den Vor- und Nachteilen einer gesetzlichen Limitierung^ 
privilegierter Perioden im allgemeinen angelangt seien. Haben wir 
uns seinerzeit (s. § 7, HI.) für die Aufrechthaltung einer solchen 
Grenze entschlossen, so müssen wir jetzt auch gefaßt sein, ihre- 
scbwersten Konsequenzen in Kauf zu nehmen. 

Gegen diese Ai^mentierung lassen sich von prozeßrechtlicher 
Seite sofort verschiedene Einwendungen machen. — Zum ersten sind 
von vornherein von obiger Bestimmung die Fälle auszuscheiden, wo 
die Rechtemittelinstanz nicht in der Sache selbst entscheidet, soDdera 
z. B. im Kassationsfalte die Nichtigkeitskhige als unbegründet durch 
Beschluß zurückweist- Das Urteil erster Instanz, welches nur suspen- 
diert, nicht aufgehoben war, tritt dadurch wieder in Kraft, und das 
Datum seines Erlasses kann durch den bloß zeitweiligen Aufschub 
seiner Wirkung richtigerweise keine Veränderung erleiden. Fällt 
aber die Rechtsmittel- oder Revisionsinstanz in der Sache selbst eine 
Entscheidung oder weist sie den Fall in toto an die Vorinstanz zu- 
rück (§§ 383i 393), so kann allfällig gegenüber einem richtigen Straf- 
urteil (Art. 14, § 1, Schlußsatz) das Verbot der Ref^ormatio in peju» 
angetönt werden. Dieses letztere wird durch den Entwurf einer 
zürcherischen Stra^rozeßordnung im § 368 generell und in den 
§g 383 und 395 im speziellen vorbehalten für den Fall, daS der An- 
geklagte, resp. Verurteilte allein oder daß die Staatsanwaltschaft im 
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Interesse desselben den Rechtamittelweg beschritten hat. In der 
Umwandlung der verhängten Zwangserziehung aber z. B. in Zucfat> 
haus- oder Gefängnisstrafe läge unzweifelhaft eine »Veränderung des 
Urteils zu Ungunsten des Angeklagten"; man denke nicht nur an 
die verschiedene Art des Vollzuges, sondern auch an die Ebrenfotgen^ 

So bleiben schließlich nur noch die Fälle übrig, wo die Staats- 
oder Jugendanwaltschaft zu Ungunsten des Angeklagten das Rechts- 
mittel einlegte, und daraufhin in der Sache selbst durch die zweite- 
Instanz oder durch das angewiesene, erst erkennende Gericht ein 
neues Urteil gefällt wird. Gerade dann aber bietet der Vorbehalt 
des Art. 14 § 1, Schlußsatz, ein sehr erwünschtes Regulativ, indem 
in besonders gefährlichen und ernsten Fallen proximi aetatis der 
Jugend- oder Staatsanwalt nicht anstehen wird, ein Urteil erster In- 
stanz, das noch auf den allgemeinen Bestimmungen des Art. 14 ruht, 
anzufechten, um vor zweiter Instanz gegen den nun strafmündig ge- 
wordenen Täter ein vollgültiges 5^ra/eKurteil zu erwirken. Diese 
Fälle dürften sich immerhin infolge der sehr kurzzeitigen Rechts- 
mittelfristen auf eine fast theoretische Zahlengröße beschränken. 

U. Mit der Führung der Kauptverhandlung und dem gefällten 
Entscheid wird im Verfahren gegen Jugendliche die Arbeit des- 
Richters meist noch nicht getan sein. — Begeben wir uns kurz noch 
einmal zurück in den Verbandlungssaal, so wird nun, nachdem das- 
Urteil gefällt ist, der Vollstreckungsbeschluß ausgefertigt. Geht der 
Entscheid auf Probation oder Buße, so gelangt die vollstreckbare 
Ausfertigung des Gerichtsbeschlusses an den Jugendanwalt, dessen 
fürsorglich und beaufsichtigende Tätigkeit nun beginnt (s. hierüber 
u. § 21), andernfalls wird die Ausfertigung und vorläufig auch das- 
gesamte Aktenmaterial zur Einsichtnahme mit dem Zögling selbst 
dem Beamten der Anstalt übergeben. Es folgt die Zeit der Behand- 
lang, der Exekution. 

In zwei Fällen tritt nach Abschluß derselben der Richter noch 
einmal in Funktion: 

1. Der § 420 des zürcherischen Entwurfs bestimmt: „Nach Ab- 
lauf der Probezeit kann der Verurteilte dem Obergericht die end- 
gültige Aufhebung des Strafvollzugs beantragen. Das Obergericht 
hat, wenn keine Veranlassung zum Strafvollzug vorliegt, dem Antrag 
zu entsprechen und hierüber Bescheinigung zu erteilen". Daß vom 
Erprobten selbst die Initiative zur Erwirkung des endgültigen Straf- 
erlasses ausgehen soll, rechtfertigt sich aus psychologischen Momenten; 
dieser Ansicht ist auch Prof. Zürcher (über die bedingte Verurteilung 
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S. 74). Daß (erner der Abschluß der Probation durch einen gericht- 
lichen Akt vor sich gehen soll, daiUr ließen sich schon anderorta 
«rhebllche Gründe geltend machen (s. o. Probation, § 11, Schlufi). 
Der nachträgliche Gerichtsbeschluß soll in seiner strengen Formalität 
als Mahnung weiter wirken. Der Jugendanwalt wird dem Gericht 
über die Haltung des Jugendlichen referieren und letzterer die Vor- 
aussetzungen der Probationserfullung, wie sie im Hanptteil (§ 11) 
analysiert werden, prUfen. 

2. Die GrüDde, welche dafür sprechen, daß über den endgültigen 
Straferlaß ein formeller Gerichtsbeschluß ergehe, scheinen mir für 
die Entscheide betreffend die endgültige oder vorläufige EntUssung 
«US der Anstalt einen ähnlichen Weg zu weisen.' — Der Schweiz. 
Entwurf (Art, 14, § 1, 4. Alinea) bestimmt zunächst ganz allgemein: 

„Über die Entlassung eines Jugendlichen aus der Anstalt — 

entscheidet die zuständige Behörde". Art. 32 der Übergangsbe- 
stimmungen bezeichnet diese Behörde dann näher, stellt es aber, wie 
schon mehrmals erwähnt, den Kantonen anheim, ob sie die Gerichte 
oder diejenige Behörde, welcher der endgültige Entscheid über die 
Einstellung der Strafuntersuchung zukommt, kompetent erklären 
wollen. Für den KantOD Zürich ist das Dilemma in unserem obigen 
Sinne bereits gelöst worden. Ich verweise auf § 426 der zürch. 
Strafprozeßentwurfes, wonach das urteilende Gericht die Entlassung 
eines Jugendlichen aus der Besserungsanstalt verfügt § 205, 3 des- 
selben Gesetzes läßt sich zu einer Analogie heranziehen: Über die 
Entlassung solcher Personen, welche zwar wegen Unzurechnungs- 
fähigkeit freigesprochen, aber wegen ihres Zustandes in eine fieil- 
oder Verwahrungsanstalt verbracht werden mußten, entscheidet das 
Gericht, in schwurgerichtlichen Sachen das Obergericht. Also selbst 
auf Jahre hinaus wirkt Art and Wesen des einstigen Verfahrens, ob- 
wohl dieses selbst zu einem Freispruch fiihrte, jetst auf die Bestim- 
mung* der kompetenten Behörde. 

Das Gericht, welches die .vorläufige Entlassung" abzusprechen 
bat, prüft auch hier ,nach Anhörung der Anstaltsbeamten" die sub- 
jektiven und objektiven Voraussetzungen. Zu den letztern gehört 
namentUch, was wegen seiner Wichtigkeit wiederholt werden mag, 
daß für die Unterkunft und Überwachung der zu entlassenden Jugend- 
lichen vorgesorgt sei.* — 

' Vgl. hiesu o. g 9, VI. 

* Hier hat nieder die Tätigkeit des Jugendantvalts einzaaetzen, weshalb 
seiae Anwesenbeit bei obiger Verhandlung als erwünscht erscheint. 
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In den beiden genannten Fällen bleibt also das urteilende Ge- 
richt für diese nachträglichen Beschlüsse zuständig. Diese Regel soll 
gegenüber Jugendlichen auch fUr den Beschluß über einen end- 
gültigen Straferlaß innegehalten werden;' denn da Jugendsachen nicht 
zum täglichen Brot des Strafrichters gehören, ist bei ihm im Einzel- 
falle die Erinaerung an Jene eigenartige Verhandlung noch nicht ver- 
wischt worden, und das Bild der jugendlichen Persönlichkeit steht 
von damals noch lebendig vor ihm, sodaß ein gewisser innerer Zu- 
sammenbang fortbesteht zwischen den beiden zeitlich auseinander- 
liegenden Teilen des gerichtlichen Verfahrens, wobei das Interesse 
des Richters an dem jugendlichen Erprobten nicht ganz verblaßt 
sein dürfte. 

§22. 

Der Jugendanwalt. 

I. The American Pröbation Oßcer. Das Land, dessen Ein- 
flüsse auf die Gesamtentwicklung des europäischen Jugendstra&echts 
und auf die Ausbildung einzelner Institute sowohl des Prozesses als 
des Strafvollzuges von höchster Bedeutung geworden sind, hat sich 
aus einsichtigen und gemeinnützigen Privatpersonen, die sich erst 
freiwillig in den Dienst der Justizorgane und der Rechtspflege stellten, 
eine Beamtenflgur geschaffen, die vielleicht unter allen Neuerungen 
als die markanteste Erscheinung dasteht. Die eigenartige Entwick- 
lungsgeschichte von einem erst nur privat-wohltätigen zu einem 
öffentlich sanktionierten und endlich zu einem ausgebauten, staats- 
amthchen Institute läßt sich auch hier verfolgen. Immerhin ist diese 
Entwicklung noch im Fluß, und ihre Stadien sind in den einzelnen 
Territorien noch verschieden. 

Am fortgeschrittensten stellt sich die Organisation der Jugend- 
anwaltschaft im Staate Illinois dar, indem es hier gelungen ist, pri- 
vaten 'Wohltätigkeitssinn und die Forderungen amtlicher Bureaukratie 
harmonisch zu einem verzweigten Gebilde zu vereinigen. — Die 
Mehrzahl der Probations Officers rekrutiert sich nach dem AM von 
1891 (Sek. 6) aus Privatpersonen, die teils von Wohlfahrtsvereinen 
angestellt werden, teils unentgeltlich das Amt eines Jugendanwaltes 
auf sich nehmen. Nach gefälltem Urteil übernehmen sie den Über- 

' Eatgegen dem erwähnten § 420 des zQrch. Entwurfs, welcher auch in be- 
zirksgerichtlicben Fallen dea Antrag auf ernlgOltige Aufhebnng des StrafrollzugB 
an das Obergericht geelelU wissen will. 



D.gitize<)t.yG00glc 



wachungsdienst derjenigen Jugendlichen, die nicbt einer Anstalt über- 
geben, sondern unter Probation gestellt werden. Neben ihnen sind 
ausgewählte Polizeibeamte tätig, die vom Gericfatsschreiber über 
jeden Fall, der zur Verhandlung kommt, in Kenntnis gesetzt werden, 
um die nötigen Nachforschungen veranstalten und die wünschens- 
werten personellen Informationen einziehen zu können. Sie bringen 
auch 8trafl>aFe Jugendliche vor den Jugendrichter des betreffenden 
Distrikts. Als ständiger amtlicher Vertreter aber beim Jugendgericht 
ist ein Bechtaanwslt bestellt, der zugleich Chief Probaiion Officer 
ist, d. h. dem ganzen ausgebretteten Dienstnetze der Jugendlichen- 
Erforschung und -Überwachung fiir seinen Gerichtssprengel vorsteht 
Er erteilt Direktiven an die übrigen Jugendanwälte und kontrolliert 
ibr& Funktionen. — Nur der Chief Probation Officer und die Polizei- 
beamten werden amtlich besoldet; alle Probation Officers aber werden 
vom Jugendgericht ernannt. Die letztere Kompetenz der Jugend- 
gerichte, die Personen der Untersuchung und des Strafvollzuges zu 
wählen, ist ein charakteristisches Zeichen dafür, wie weit die Spal- 
tung des gesamten Beamtenkomplexes, der sich der Jugendbehand- 
luDg zuwendet, von der übrigen ludikatur und Magistratur schon vor- 
geschritten ist. — Gerade in dieser Hinsicht steht aber Illinois nicht 
allein; auch in Colorado (Ges. 1903) wählt sich der Jugendrichter 
seine Jugendanwälte, und interessanterweise werden selbst in Massa- 
chusetts (Beviseds Laws, 1. Juni 1903), wo sich, wie wir gesehen 
haben, im Gerichtswesen keine eigentliche Spaltung vollzogen hat, 
die Probation Officers von den ordentlichen Gerichten (Superior and 
Lower Courts) auf unbestimmte Zeit ernannt. Selbst ihr Gehalt wird 
vom Gericht festgesetzt, und dieses gewährt ihnen auch den Kredit 
für zeitweilige Unterstützung der ,on parole" Entlassenen oder der 
„on probation" Stehenden. 

Eine Entwicklungsstufe weiter zurück führt uns die Betrachtung 
ähnlicher Institutionen im Staate New York. Daselbst wurde im 
Jahre 1874 die Society for the provention of cruelty to children ge- 
gründet, die sich inzwischen in mehrere Zweige geteilt hat.' Ver- 
treter dieser Gesellschaft können bei Anwendung des Becbtes in 
Jugendlichenprozessen dem Eichter behilflich sein und die persönliche 
Untersuchung und Beibringung von Tatsachen übernehmen; ja der 
Gesellschaft kann sogar vom Richter das Recht der ganzen Prozeß- 
leitung im Einzelfalle übertragen werden. Die Society stellt auch 



' Nach ihrem GrQDcler auch Geny's Society irenannt. 
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die Probationsofficers, die damit eo ipso auch gesetzlich appro- 
biert sind. 

Von dem JugeDdanwalt, nie wir ihn in den vorangehenden Aus- 
führungen für unser Rechtsleben auszubilden gedachten, unterscheidet 
sich der amerikanische Probation Officer der meisten Staaten dadurch, 
daß er nirgends als Prozelipartei auftritt, sondern nährend der Ver- 
handlung und bei der UrteilsfäUung dem Richter mit lediglich be- 
ratender Stimme zur Seite tritt. Dies erklärt sich aber zum größteo 
Teil aus der Eigentümlichkeit des summarischen Verfugungsverfahrens 
vor dem amerikaniacben Jugendrichter überhaupt. — 

Sowohl nach dem Akt von Illinois als jetzt auch nach dem penn- 
sylvanischen Gesetze (neue Fassung, 23. April 1903) sind anch weib- 
liche Personen für die Übernahme der Rechte und Pflichten eines 
Jngendanwaltes zugelassen. In Pennsylvanien ist in diesem Sinne 
unter den Negerkindem auch eine schwarze Dame tätig. Massa- 
chusetts schließt sich 1902 dieser Bewegung an; seit dem Jahre 1904 
sind hier unter 86 Probation Officers vier Frauen.' 

In fast allen Staaten vereinigen sich Richter, Geföugniskommis- 
sionen und Jugendanwälte von Zeit zu Zeit. Bei diesen Zusammen- 
künften gelangen die divergierenden Ansichten über Erweiterung und 
VervotlkommnuDg der einzelnen Institute, namentlich der bedingten 
Verurteilung, zu gegenseitiger Aussprache, es wird versucht, in das 
Vorgehen der verschiedenen FÜrsorgeot^ane möglichst große Einheit- 
lichkeit zu bringen, damit im ganzen Staatsgebiet die erwünschte 
Gleichheit des Vollzugs gesichert bleibe. Die Vorschläge der Konfe- 
renzen sind von einer zuständigen, richterlichen Behörde zu prüfen 
und zu beurteilen. 

Wir sehen so den amerikanischen Probation Officer eug und 
organisch mit der gesamten Jugendfürsorge verbunden; er ließe sich 
jetzt nicht mehr herausnehmen, ohne daß eine klaffende Lücke ent- 
stünde im ganzen Jugendstrafrecht, indem alte die großen aufge- 
stellten Erziehungsprinzipien bei ihrer praktischen Durchführung halt- 
los zusammenbrächen. Der amerikanische Jugendanwalt steht zugleich 

' Ob und inwieweit auch ffir unser Iterhtsjtebiet Frauen zur amtlichen Aus- 
(Ibung ähnlicher Funktionen zuzuziehen Rind, bleibt hier, als eine FrWfC, welche 
mehr die wirtschaftlichen und politischen Zustände als die Jurisprudenz zu be- 
aDtworlen geeignet sind, unerörtert. Jedenfalls steht hier seinen) Wesen nach 
ein passendes und weites Gebiet der weiblichen Werktatigkeit offen. VkI. Adolf 
Hartmann, Strafrechlspfl. in A., S. 55 und 56. 
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in alleo drei Teileo der Jugendbebandlung, der Untersuchung, des 
Prozesses und des Vollzuges, er überblickt den ganzen Werdegang der 
einzelnen Persönlichkeit und bringt dadurch den großen einheitlichen 
Zug in das ganze Verfahren- In dieser seiner Vielseitigkeit aber liegt 
das Kennzeichnende und zugleich die höchste Bedeutung der Pro- 
bation Officer beschlossen. Hierin vor allem muS er auch als nach- 
ahmenswert erscheinen. 

II. Zuerst war es Aschrott, welcher den Gedanken rege werden 
ließ, die Person des amerikanischen Jugendanwaltes für das deutsche 
Strafrecbt zu adoptieren.' Mit seinen Postulaten deckte sich z. T. 
eine Petition der preußischen Volksschullehrerinnen vom Februar 1 899 
an das preußische Abgeordnetenhaus, worin die Anstellung von „ Ver- 
trauenspersonen" beiderlei Geschlechts zur Überwachung der Fami- 
lienerziehung verlangt wurde. Der organische Zusammenhang öffent- 
lichrechtlich-fürsorglicher und rein strafrechtlicher, kriminalpolitischer 
Tendenzen manifestierte sich aufe nene. 

Appelius protestierte freilich gegen jeden derartigen Vorschlag 
mit der Bemerkung, daß eine solche neue Persönlichkeit geeignet sei, 
bei dem heutigen System des Untersuchungs-, Polizei- und Sicherungs- 
dienstes das gelobte fünfte Rad am Wagen der Justitia darzustellen- 
Nachdem wir aber einen Einblick getan haben in die wesentlich ver- 
änderte und vermehrte Ausgestaltung der Untersuchung und in die 
Forderungen einer sicheren, persönlichen Schutzaufsicht, nachdem 
sich uns die Ausbildung der Untersuchung und des Vollzugs als die 
entscheidenden Momente der gesamten Behandlung jugendlicher, ver- 
brecherischer Persönlichkeiten gezeigt haben, von deren praktischem 
Ausbau zum guten Teil Erfolg und Mißerfolg des neuen Systems ab- 
hängen wird, können wir das rasche Urteil Appelius' nicht leichthin 
unterschreiben. Es läßt sich im Gegenteil mit Zürcher dagegen 
geltend machen, daß das englisch-amerikanische System gerade darin 
der Nachahmung würdig sei, ,daß es eine intensive Schutzaufsicht 
während der Probezeit vorsieht, nicht eine lästige, bureaukratische 
Polizeiaufsicht".* — Daß sich auch der Bundesgesetzgeber durch die 
Berufung der bestehenden Polizei-Organe nicht befriedigt sähe, läßt 
sich daraus entnehmen, daß er in Art. 47 der Übergangsbestim- 
mungen zum vorliegenden Entwurf die besondere Organisation der 
Schutzaufsicht über Jugendliche, sowie über bedingt entlassene Stiüf- 

' In seinem mehrfach zit. Buche: S. 38 fi. 

' Zürcher; „Über die bcdiuf^ Verurteilung", S. 79. 
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linge den Kantonen ausdrücklich nahelegt. Auch hiefiir sind, nach 
der Meinung des Gesetzgebers, freiwillige, nneigennlitzige Ver- 
einigungen heranzuziehen. «Die Behörden, wie auch die Vereine 
können einzelne Personen als Inspektoren oder Agenten mit der Aus- 
übung der Schutzaufsicht überhaupt oder als Patrone mit der Schutz- 
aufsicht über Einzelne betrauen."' Dieser Gedanke der Tätigkeit 
freiwilliger Vereinigungen, durch die Erfolge der amerikanischen 
Praxis sanktioniert, wurde 1905 YOn der anfangs Oktober in Genf 
tagenden Versammlung schweizerischer Schutzaufsichtvereine sehr be- 
grüßt; Oltramare, als Korreferent, sprach damals lebhaft zu Gunsten 
der reinen, staatlich uneingeschränkten Tätigkeit der privaten Kor- 
porationen. ' 

So sehr diese anzuerkennen ist, nuriJ auf der andern Seite im 
Interesse eines einheitlichen und geordneten Vollzugs einer staatlichen 
Oberaufsicht ihr Recht wiederum eingeräumt werden ; und ich glaube, 
eine Verbindung der streitigen Prinzipien dürfte nicht mehr zu ferne 
stehen, wenn wir das Beispiel, welches uns durch seine Organisation 
Illinois hingestellt hat, befolgen. — Mit der Schutzaufeicht der be- 
dingt Entlassenen und der „on parole" entlassenen Anstaltszöglinge 
sind von Behörden und Vereinen einzelne Privatpersonen zu betrauen, 
die in gemeinnütziger Weise die ihnen vom Staat überbundenen 
Rechte und Pflichten als ein Ehrenamt auffassen. Über ihnen aber 
steht als „Chief Probation Officer" der eigentliche Jugendanwalt, wie 
wir ihn bis jetzt kennen gelernt haben. Er wird von der Justiz- 
kommission ernannt, amtlich besoldet, und untersteht in seiner Tätig- 
keit der Beaufsichtigung durch die Staatsanwaltschaft und der ihr 
übergeordneten Behörden.' Die von den Vereinen aufgestellten Ver- 
trauenspersonen bedürfen zur gesetzlichen Zulassung der Anerkennung 
durch die Justizkommtssion. 

Ob und inwieweit das Amt des Jugendanwaltes mit demjenigen 
des Generalvormundes, wie ihn Art. 135 der im Entwürfe vorliegen- 
den neuen Gemeindeordnung der Stadt Zürich vorsieht, zu vereinigen 
wäre, für diese beamtenrechtliche Frage muß ich es bei einem Hin- 



' Diese Bestimmung bildet die folgerichtige Ergänzung des Art, 41 der VSber- 
gangsnormen, wo die Zuzieliung privater Anstalten befürwortet wird. (Vgl. o. g9.) 

' Vgl. Schweiz. Juristen Zeitg. Nr. 5, 1905, S. 106. 

' Eh liegt keineswegs im Sinn und Geiste der Entwicklung unseres Proieß- 
und Beamten rechts, hier den Gerichten nach amerikanischem System die ver- 
schiedenen Kompetenzen eineuräumen. 
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veis bewendeo lassen.' Jedenfalls steheD eioer solchen Kombination 
von prozeß- und strafrechtlicher Seite keine theoretischen Bedenken 
entgegen, da sich in ihr nur der tatsächliche enge Konnex zwischen 
Jugendstrafrecht und Jugendflireorge bewußt ausspricht. Dabei ist 
immerhin nicht zu übersehen, daß eich die beiden Kompetenzspbären 
örtlich nicht decken, indem der Jugendanwalt als kantonaler Be- 
amter fungiert. Vielleicht wUrde sich auch aus der Häufung der ver- 
schiedenartigen Obliegenheiten bald eine zu große Belastung der 
einzelnen Persönlichkeit ergeben. Diesem vorzubeugen, sei es hier 
zum Schlüsse versucht, uns von der Tätigkeit des Jugendanwaltes 
ein möglichst anschauliches Bild zu machen.' 

III. Wie schon erwähnt, verbreitet sich die Arbeit des Jugend- 
anwaltes gleichmäßig auf die drei Teile der Behandlung, auf die 

' Die Idee der General vorm und schalt wurde zuerst von Napoleon 1. in dem 
1811 erlassenen Fürsorgegeselz niedergelegt. In Paris wurde der Gedanke be- 
sonders ausgebaut durch ein Gesetz vom 10. Januar 1845 (L'organisaliou de 
l'aBsistauc« publique k Paria) und das Amt eines General Vormundes dem .Directeur 
de l'asaistance publique" übertragen. Unter dem Vorgange der Stadt Leipzig 
(1886) fand das System in vielen Städten Deutschlands rascbEingang, sodaßBnde 190{t 
im deutschen Reich zusammen 93 Berufsvormundsehafteii gezihlt werden kannten. 

(Jahrbuch der Schweiz, Gesellsch. für Schul gesund hei tspflege, 1906; Zol- 
liuger: Probleme der Jugendfürsorge, S. 890 ff; Klumhcr; Die Bernfsvormund- 
Schaft in Deutschland, Zeilschr. f. Sozialwiss. IX. 3. Heft.) 

* Es muß hier erwfthnt werden, daß die ersten Versuche, welche darauf 
gingen , den „Jagenäanttalf in unser einheimisches Recfalsleben einzuführen, 
davon ausgingen, daß die Funktionen uud Befugnisse eines solchen in die Band 
de» amtlichen Verteidigers zu legen wiren. (Vgl. Henri ie Fort: ,Les comites 
de defense des enfants traduits en justice", Zeitschr. für schw. Strafrecht, IX, 
1896, pag. 441.) „L'avocat sera", meint Le Fort, „eo effet l'utile aujciliaire du 
magifltrat dans l'esamen moral et mental du prfvenu que preacrit l'art. 10 (des 
ersten Stooß'schen Entwurfs), dont dcfendra la nature et la durce de la peine ht 
prononcer." Der Verfasser, für ähnliche Einrichtungen, die damals in Brujelles 
bestanden, eingenommen, geht dabei von dem Gedanken aus, daß nach Fällung 
des Schuldspruchs die Verteidigung möglichst immer auf erzieherische Maßnahmen 
zu plädieren und dabei Verhältnisse und Persönlichkeit des Täters in die richtige 
Beleuchtung zu äetzeu hätte. Diese Lösung war zuhanden des Stooß'schen Vor- 
entwurfs vollkommen zweckentsprechend, denn dort stunden sich noch Strafen im 
eigentlichen Sinne und rein erzieherische Maßnahmen in Anwendung auf die 
Jugendlichen ernstlich gegenüber, und der Verteidiger wäre hier mit dem be- 
wußten Zweck aufgetreten, für seineu jugendlichen Klienten ein möglichst gänatiges 
Urteil (eben auf Erziehung) zu erwirken. — Seitdem nun aber jene Unterschiede 
gefallen sind und im J u gen dsiraf recht die Einheit erzieheriscber Prinzipien durch- 
geführt ist, hat die Verteidigung in dieser Hinsicht ihre Bedeutung verloren und 
ilire diesbezüglichen Funktionen an die staatlichen Organe selbst abgegeben. 
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Untersacbung, die Verhandlung und den Vollzug. — Sobald ihm von 
dem Verhaft eiaes Kindes oder eines Jugendlichen Mitteilung ge- 
macht vird, sorgt er für dessen richtige Unterbringung während der 
Hängigkeit des prozessualen Verfahrens. Ist die tatbestitndliche 
Untersnchnng genügend gediehen, so geht er den Ursachen der ver- 
brecherischen Handlung nach, erbebt die Familienverhältnisse, das 
Vorleben und sämtliche Umstände, die für die Beurteilung der Per- 
sönlichkeit und die richterUche Entscheidung relevant sein können. 
Für diese letztere geben seine Untersuchungen die BaaLs ab. Nament- 
lich wenn es sich um ein Kind handelt (Art. 13 des Entwurfes), 
muß sich der Richter, einzig gestützt auf die Recherchen des Jugend- 
anwalts, entscheiden, ob er jenes der Schul- oder Verwaltungsbehörde 
überweisen soll, denn eine Verhandlung geht seinem Entschied hier 
nicht vor. 

In Sachen JugendUcher wird der Probation Officer nach voll- 
endeter Untersuchung Anklagebehörde und Prozeßpartei. Als solche 
stellt er am Ausgang der Hauptverhandlui^ dem Richter die ent- 
sprechenden Anträge. Lautet das Urteil auf Anstaltseinweisung, und 
ist ein Vertreter der Anstaltsbeamten nicht anwesend, so ist der 
Ji^ndanwalt für die tunlichst rasche Verbringung des Jugendlichen 
an den Bestimmungsort besorgt. Sein Interesse begleitet den Jugend- 
liehen such dahin, indem ihm das Recht und die Pflicht des zeit- 
weiligen Anstaltbesuches vorbehalten ist. Geht das Urteil jedoch 
auf Haft oder auf vorgängige Probation, so weist der Jugendanwalt 
die geeignete Räumlichkeit an und sorgt auch für angemessene Be- 
schäftigung des jugendlichen Inhaftierten, oder er übernimmt jetzt seine 
dritte, auf ihn recht eigentlich zugeschnittene Rolle, die Schutzauf- 
sicht. Hier treten ihm die freiwilligen „ Vertrauenspersonen " tätig 
zur Seite. Vor allem sind im voraus richtige Unterkunftssellen, im 
ganzen Kanton zerstreut, in Aussicht genommen. Diese letzteren 
dienen auch der Aufnahme der „on parole" entlassenen Anstalts- 
zöglinge. Der Jugendanwalt fuhrt über sie eine Generalliste und 
weist den Vertrauenspeisonen in praktischen Grenzen ihre Distrikte 
an. Gleicherweise liegt bei ihm das Verzeichnis derjenigen Familien, 
welche zur Aufnahme verbrecherischer und verwahrloster Kinder ge- 
eignet erscheinen. (Art. 33 der Übergangsbestimmungen.) Die 
Schutzaufsicht der „on probation" Gestellten gestaltet sich zu einem 
persönlichen, anfangs möghchst intensiven Verkehr; Jugendanwalt und 
Vertrauenspersonen können dem Jugendlichen Weisungen erteilen, 
z. B. einen Beruf zu erlernen, an einem bestimmten Ort sich auf- 
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halten etc.* Sie versagen ihm nötigenfalls auch ihren Schutz und 
ihre Hilfe nicht and können ihn nach vorgängiger Einholung der 
Einwilligung der Justizkommission in seinem Fortkommen finanziell 
unterstützen. — Bei alldem steht das eine fest, daß von der Ein- 
siebt und Tätigkeit dieser Personen nicht nur der erboflte Erfolg 
der Probationsgewährung im Einzelfalle, sondern auch die materielle 
Berechtigung des ganzen Institutes abhängen. 

Dem Postulate, den Jugeadanwalt aus dem amerikanischen 
Rechte in der umschriebenen Form zu übernehmen, liegt neben der 
Einsicht der verschiedensten praktischen Vorzüge das Bestreben zu- 
grunde, Rechtsprechung und Strafvollzug einander näher zu bringen. 
Im Gebiete des Jugendstrafrechts, wo es nicht nur gilt, das Recht 
und die objektive Wahrheit zu finden, sondern besondere Maßnahmen 
der einzelnen Persönlichkeit angemessen zu wählen, wo sieb die Fest- 
stellung der „Strafe" nicht mehr an Hand von Tabellen wie ein 
rechnerisches Exempel löst, muß der Richter einen Einblick in den 
Vollzug seiner Maßregeln gewinnen können, um rtickscblleßend in 
spätem Fällen rascber die richtige Behandlungsweise zu eruieren. 
Diesen Einblick verschafft ihm der Jugendanwalt. Es ist ein bleiben- 
der Konnex zwischen richterlichen und vollstreckenden Behörden ge- 
schafiien, und Strafprozeß und Strafvollzug sind wenigstens in einem 
Punkte vereinigt. 



' Vgl. Art. 57, § 2 des Entwuris (Bedioitter StraferlaS). 
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Schlusswort. 

über der Arbeit an den vorstehenden Betrachtungen und jetzt 
vielleicht beim Leser hat sich ungesucbt ein Gedanke herausgestellt, 
der eigentlich nicht mehr in den Rahmen uneerer Darstellung gehört, 
hier aber gleichwohl am Schlüsse festgehalten werden mag. — Die 
Entwicklung des Jugendstrefrechts könnte als das Symbol moderner 
Rechtsentwicklung gelten. Inspiriert von den verschiedensten aus- 
ländischen Ideen und Institutionen, hat der einheimische Gesetzgeber 
die zeitgemäßen Neuerungen dem Rechts- und Wirtschaftsleben seines 
Landes anzupassen gesucht. Seine Arbeit bestund weniger in phan- 
tasievollen Erfindungen als in dieser Aufnahme schon getroffener 
Einrichtungen. Unser Vertrauen auf den kommenden Rechtszustand 
im Gebiete des Jugendstrafrechts wird durch diese Einsicht ge- 
festigt und erhöht. Und dieser breite intemationale Boden, auf dem 
die einzelnen Steine zusammengetragen werden und der geordnete 
Bau sich langsam erhebt, ist das Typische an der heutigen Rechts- 
bildung überhaupt. Man kann sagen, daß nicht nur die Legislatoren 
des Einzelstaates im Sinne des nationalen Geistes, sondern daß 
heutigen Tags die Gesetzgeber aller Länder fortwährend und unbe- 
wußt an wechselseitiger Förderung und der Fortbihlung des Rechts 
tätig sind. Durch den immensen Aufschwung des modernen Ver- 
kehrs hat sich nicht nur dem Handel mit den äußern mensch- 
lichen Lebensbedürfnissen, sondern ebenso dem segensreichen Aus- 
tausch immaterieller Güter eine neue Zeit angekündigt, die jung 
und frisch auch das Rechtsleben erfaßt Die Gleichdenkenden finden 
sich über Länder und Meere hinweg in kürzester Zeit zu machtvollen 
Interessengemeinschaften zusammen, verständigen sich und sind kräftig 
genug, durch das Schwergewicht ihrer internationalen Stimme gegen 
leblose, lastende Traditionen im einzelnen Rechtsgebiete kriegerisch 
anzustehn. Nicht daß wir vor einer ganz neuen Erscheinung stünden, 
aber der Verkehr ist — dank der Technik — flüssiger, lebendiger 
geworden, und was wir heute an Raum verlieren, gewinnen wir an 
Zeit- Es bot sich schon einmal Gelegenheit, darauf hinzuweisen, wie 
die Betrachtung amerikanischer Verhältnisse als Katalysator für den 
anßinglich recht langwierigen Gährungsprozeß auf dem kontinen- 
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talen Europa wirkte. Ähnliche Beispiele lasBea sich jetzt leicht 
heranziehen. 

Das Jugendstrafrecbt des schweizerischea Entwurfes steht ganz 
im Zeichen dieser Zeit. Es will Fordenii^en gerecht werden, die 
sich nicht nur hier und dort im Lande furchtsam regen, sondern 
die als machtvolles Echo der Stimmen aus allen Uindem der zivili- - 
sierten Welt von den Alpen zurückhalten. Die Reforuibedßrfnisse 
sind allgemein und international; das Recht und seia Zweck aber 
wächst mit unsem allgemeinern und hohem Bedürfnissen. In diesem 
Sinne mag der aufgestellte Satz wiederholt werden, daß die Entwick- 
lung des Jugendstrafrechts als das Symbol modemer Rechtsfort- 
bilduDg dastehe. 
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